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A. Zielsetzung 

Das Übereinkommen vom 19. Juni 1990 dient der Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 und regelt die 
vollständige Aufhebung aller Personenkontrollen an den Binnen-
grenzen der Vertragsstaaten sowie die Ausgleichsmaßnahmen, die 
notwendig sind, damit Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf 
Grenzkontrollen im Interesse der Bürger nicht entstehen. Damit stellt 
der Vertrag einen weiteren Meilenstein auf dem Weg zur europäischen 
Einheit bei gleichzeitiger Gewährleistung der Inneren Sicherheit dar. 
Zur Umsetzung des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 sind nur 
einige Änderungen des Rechts der Bundesrepublik Deutschland 
erforderlich. 

B. Lösung 

Ratifizierung des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 und Verab-
schiedung der erforderlichen Änderungen bundesdeutschen Rechts. 
Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes als Voraussetzung für die Hinterlegung der Ratifika-
tionsurkunde der Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften in 
Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Dem Bund werden durch die Einrichtung des Schengener Informa-
tionssystems Investitionskosten in Höhe von 4 Millionen DM und 
jährliche Betriebskosten von ca. 1 Million DM entstehen. Für das 
Schengen-Sekretariat sind jährlich ca. 1 Million DM zu veranschlagen. 
Die Höhe der darüber hinaus für die Umsetzung der einzelnen Aus-
gleichsmaßnahmen entstehenden Kosten ist zur Zeit noch nicht be-
zifferbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (32) — 680 17 — Sche 7/92 (NA 2) Bonn, den 23. April 1992 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 

betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 641. Sitzung am 3. April 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 
Hans-Dietrich Genscher 
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Anlage 1 

Entwurf 

Gesetz 
zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 

betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Schengen am 19. Juni 1990 von der Bundes-

republik Deutschland unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 
vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staa-
ten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemein-
samen Grenzen sowie der Schlußakte und dem Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Das Übereinkommen 
sowie die Schlußakte und das Protokoll werden nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

Das Asylverfahrensgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. April 1991 (BGBl. I S. 869) wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 2 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
„(3) Besteht aufgrund völkerrechtlicher Verträge, die 

die Zuständigkeit für die Prüfung eines Asylbegehrens 
unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkom-
men über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 
28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) festlegen, die Zu-
ständigkeit der Bundesrepublik Deutschland für die 
Durchführung eines Asylverfahrens, sind die Absätze 1 
und 2 in Bezug auf einen Aufenthalt im Gebiet der 
anderen Vertragsstaaten des jeweiligen Vertrages 
nicht anzuwenden." 

2. In § 3 Abs. 1 wird das Zitat „vom 28. Juli 1951 (BGBl. 
1953 II  S. 559)" gestrichen. 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Zitat „(§ 2)" durch das 

Zitat „(§ 2 Abs. 1 und 2)" ersetzt. 
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 2 Abs. 3 gilt entsprechend." 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 
„(2 a) Ein Asylantrag ist ferner unbeachtlich, wenn 
aufgrund völkerrechtlicher Verträge im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 eine andere Vertragspartei auf Wunsch 
des Ausländers die Zuständigkeit für die Durchfüh-
rung des Asylverfahrens übernimmt." 

4. In § 8 Abs. 5 wird das Zitat „(§ 7 Abs. 2 und 3, § 14 
Abs. 1)" durch das Zitat „(§ 7 Abs. 2 bis 3, § 14 Abs. 1)" 
ersetzt. 

5. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 
„(2) § 2 Abs. 3 und § 8 Abs. 2 und 4 gelten entspre-

chend." 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Zitat „§ 7 Abs. 2 und 3 oder 

§ 14 Abs. 1" durch das Zitat „§ 7 Abs. 2 bis 3 oder 
§ 14 Abs. 1" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 
„Besteht aufgrund völkerrechtlicher Verträge im 
Sinne des § 2 Abs. 3 eine Verpflichtung eines 
anderen Vertragsstaates zur Aufnahme oder Wie-
deraufnahme des Ausländers, ist die Abschiebung 
in diesen Vertragsstaat anzudrohen." 

7. Nach § 38 wird folgender § 39 eingefügt: 
„§ 39 

Zuständigkeit 
für die Ausführung völkerrechtlicher Verträge 

Der Bundesminister des Innern bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die zuständigen Behörden für die Ausführung völker-
rechtlicher Verträge im Sinne des § 2 Abs. 3 hinsichtlich 
1. der Übermittlung eines Ersuchens an eine andere 

Vertragspartei, einen Asylbegehrenden zur Be-
handlung des Asylbegehrens zu übernehmen; 

2. der Entscheidung über das Ersuchen einer anderen 
Vertragspartei, einen Asylbegehrenden zur Be-
handlung des Asylbegehrens zu übernehmen; 
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3. der Übermittlung eines Rücknahmeantrages an 
eine andere Vertragspartei; 

4. der Entscheidung über einen Rücknahmeantrag 
einer anderen Vertragspartei; 

5. des Informationsaustausches; 

6. der Aufnahme eines zu übernehmenden Asylbe-
gehrenden." 

Artikel 3 
Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

Das Melderechtsrahmengesetz vom 16. August 1980 
(BGBl. I S. 1429), geändert durch das Gesetz vom 
24. Februar 1983 (BGBl. I S. 179), wird wie folgt geändert: 

In § 16 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich-
punkt ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
„beherbergte Ausländer haben sich dabei gegenüber dem 
Leiter der Beherberungsstätte oder seinem Beauftragten 
durch die Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments aus-
zuweisen". 

Artikel 4 
Änderung des Ausländergesetzes 

Das Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 (BGBl. I  S. 1354, 
1356) wird wie folgt geändert: 

1. § 38 wird wie folgt gefaßt: 
„§ 38 

Aufenthaltsanzeige 
Der Bundesminister des Innern kann zur Wahrung 

von Interessen der Bundesrepublik Deutschland durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß Ausländer, die vom Erfordernis der 
Aufenthaltsgenehmigung befreit sind, und Ausländer, 
die mit einem Visum einreisen, bei oder nach der 
Einreise der Ausländerbehörde oder einer sonstigen 
Behörde den Aufenthalt anzuzeigen haben." 

2. § 73 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 
„(3) Der Beförderungsunternehmer hat den Ausländer 

auf Verlangen der mit der polizeilichen Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behör-
den in den Staat, der das Reisedokument ausgestellt 
hat oder aus dem er befördert wurde, oder in einen 
sonstigen Staat zu bringen, in dem seine Einreise 
gewährleistet ist." 

3. § 92 wird wie folgt geändert: 
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 sind auf Zuwider-
handlungen gegen Rechtsvorschriften über die Ein-
reise und den Aufenthalt von Ausländern in das 
europäische Hoheitsgebiet einer der Vertrags-
parteien des Schengener Übereinkommens vom 
19. Juni 1990 anzuwenden, wenn 

1. sie den in Absatz 1 Nr. 1 oder 6 bezeichneten 
Handlungen entsprechen und 

2. der Täter einen Ausländer unterstützt, der nicht 
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Gemeinschaften besitzt." 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Ab-
sätze 5 und 6. 

Artikel 5 
Änderung des Waffengesetzes 

Das Waffengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), zuletzt geändert durch 
§ 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. September 1990 (BGBl. 
S. 2106) wird wie folgt geändert: 

In § 6 wird nach Absatz 2a folgender Absatz 2b eingefügt: 
„(2b) Die Abschnitte II bis VIII dieses Gesetzes sind nicht 

anzuwenden auf Bedienstete anderer Staaten, die dienst-
lich mit Waffen und Munition ausgestattet sind, wenn die 
Bediensteten im Rahmen einer zwischenstaatlichen Ver-
einbarung oder auf Grund einer Anforderung oder einer 
allgemein oder für den Einzelfall erteilten Zustimmung 
einer zuständigen inländischen Behörde amtlich im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes tätig werden und die zwi-
schenstaatliche Vereinbarung, die Anforderung oder die 
Zustimmung nicht etwas anderes bestimmen." 

Artikel 6 
Benachrichtigungspflicht 

und Nachholung der Auskunftserteilung 
bei Ausschreibungen zur verdeckten Registrierung 
(1) Ist eine Ausschreibung zur verdeckten Registrierung 

gemäß Artikel 99 des Schengener Übereinkommens vom 
19. Juni 1990 durch eine Stelle der Bundesrepublik 
Deutschland in das Schengener Informationssystem ein-
gegeben worden, hat das Bundeskriminalamt im Einver-
nehmen mit der Stelle, die die Ausschreibung veranlaßt 
hat, den Betroffenen nach Beendigung der Ausschreibung 
über die Maßnahme zu benachrichtigen, soweit die 
Benachrichtigung nicht aufgrund anderer besonderer 
gesetzlicher Bestimmungen vorgesehen ist. Die Benach-
richtigung unterbleibt, wenn dadurch die Durchführung 
einer rechtmäßigen Aufgabe im Zusammenhang mit der 
Ausschreibung gefährdet würde. Die Stelle, die die Aus-
schreibung veranlaßt hat, unterrichtet das Bundeskriminal-
amt über die Löschung und darüber, ob der Betroffene 
benachrichtigt werden kann. 

(2) Bei Ausschreibungen zur verdeckten Registrierung 
durch ausländische Stellen hat das Bundeskriminalamt die 
Auskunft, die gemäß Artikel 109 Abs. 2 des Schengener 
Übereinkommens vom 19. Juni 1990 unterblieben ist, 
nachzuholen, wenn die der Auskunftserteilung entgegen-
stehenden Umstände entfallen sind. Es hat dies im 
Zusammenwirken mit der Stelle, die die Ausschreibung 
veranlaßt hat, spätestens zum vorgesehenen Zeitpunkt 
der Löschung im nationalen Teil des Schengener Infor-
mationssystems zu prüfen. 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft . Artikel 2 bis 6 treten an dem Tage in Kra ft , an dem 
das Übereinkommen nach seinem Artikel 139 sowie die 
Schlußakte und das Protokoll in Kra ft  treten. 
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(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 nach seinem Artikel 139 sowie die Schlußakte und  

das Protokoll für die Bundesrepublik Deutschland in Kra ft 
 treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

I. Allgemeines 
Ziel des am 19. Juni 1990 in Schengen, Luxemburg, 
unterzeichneten Übereinkommens ist es, in Europa einen 
Raum ohne Binnengrenzen zu schaffen. Dem Überein-
kommen können alle Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften beitreten. Am 27. November 1990 ist 
Italien, am 27. Juni 1991 sind Spanien und Po rtugal ihm 
beigetreten. Damit durch den Abbau der Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen keine Sicherheitsdefizite entste-
hen, sieht das Übereinkommen zahlreiche Ausgleichs-
maßnahmen vor. 

Zur Umsetzung der im Rahmen des oben genannten Über-
einkommens getroffenen völkerrechtlichen Vereinbarun-
gen sind Änderungen des innerstaatlichen Rechts der 
Bundesrepublik Deutschland notwendig. 

Da das innerstaatliche Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land in vielen Bereichen bereits den im Schengener Über-
einkommen eingegangenen Verpflichtungen entspricht, ist 
der aktuelle innerstaatliche Regelungsbedarf vergleichs-
weise gering. 
Der Entwurf  beschränkt sich dabei auf den derzeit zwin-
gend erforderlichen Regelungsbedarf. Unabhängig davon 
werden die gesetzgeberischen Arbeiten für bereichsspezi-
fische Datenschutzvorschriften als Konsequenz aus dem 
Volkszählungsurteil fortgeführt. Soweit über den rein 
rechtspolitischen Handlungsbeda rf  hinaus verfassungs-
rechtlich notwendiger Regelungsbedarf besteht, können 
die betroffenen Maßnahmen derzeit noch auf den soge-
nannten „Übergangsbonus" gestützt werden. Die Bundes-
republik Deutschland wird durch das Abkommen allerdings 
völkerrechtlich verpflichtet, rechtzeitig — d. h. vor Ablauf 
des „Übergangsbonus" — die notwendigen gesetzlichen 
Grundlagen zu schaffen. 

Ziel der Vertragsparteien ist es, das Übereinkommen 
spätestens zum 1. Januar 1993 in Kra ft  zu setzen. Voraus-
setzung dafür ist, daß zuvor alle rechtlichen und tatsäch-
lichen Voraussetzungen für die Anwendung des Überein-
kommens unter den Erstunterzeichnern erfüllt sind. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da das Übereinkommen 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Überein-
kommen auch das Verwaltungsverfahren der Länder 
regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Änderungen des Asylverfahrensgesetzes ergeben 
sich aus der innerstaatlichen Umsetzung der asylrecht-
lichen Regelungen des Schengener Übereinkommens 
(Artikel 28 bis 38). 

Das Schengener Übereinkommen legt nach objektiven 
Kriterien fest, welcher der Vertragsstaaten für die Durch-
führung eines Asylverfahrens zuständig ist. Jedem Asyl-
suchenden wird die Prüfung seines Asylantrags in einem 
der Vertragsstaaten gewährleistet; d.h. der zuständige 
Staat ist zur Durchführung des Asylverfahrens verpflichtet. 
Das materielle Asylrecht und das Asylverfahrensrecht rich-
ten sich nach dem nationalen Recht des zuständigen 
Staates. Dabei ist zu berücksichtigen, daß alle Vertrags-
staaten zu den Unterzeichnerstaaten des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951 (Genfer 
Flüchtlingskonvention) gehören. 

Der zuständige Vertragsstaat ist verpflichtet, einen Asyl-
suchenden aus einem nichtzuständigen Vertragsstaat auf 
dessen Ersuchen zur Durchführung des Asylverfahrens zu 
übernehmen. 

Ziel dieser Regelungen ist es, 

— einerseits zu verhindern, daß Asylsuchende innerhalb 
des Vertragsgebietes zu „refugees in orbit" werden, für 
deren Asylantrag sich aus formalen Gründen letztlich 
kein Staat verantwortlich fühlt; 

— andererseits zu verhindern oder zu erschweren, daß ein 
Ausländer gleichzeitig oder nacheinander unter Ausnut-
zung des Wegfalls der Binnengrenzkontrollen Asyl-
anträge in mehreren Vertragsstaaten stellt; 

— die vorhandenen Ressourcen für die Durchführung von 
Asylverfahren nicht durch Mehrfachprüfungen zu be-
lasten. 

Die Bundesrepublik Deutschland muß die innerstaatlichen 
Voraussetzungen schaffen, um den eingegangenen völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen entsprechen zu können. 

Dies betrifft  in erster Linie die Verpflichtungen, im Falle 
ihrer Zuständigkeit das Asylverfahren durchzuführen und 
den Asylsuchenden ggf. von einem anderen Vertragsstaat 
zu übernehmen. 

Hinsichtlich der Möglichkeiten, einen Asylsuchenden an 
den zuständigen Vertragsstaat zu überstellen, sind die 
verfassungsrechtlichen Beschränkungen des Artikels 16 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes zu beachten. Danach ist 
von dem Grundsatz auszugehen, daß jedem Asylbewer-
ber, sofern er nicht bereits in einem anderen Staat vor 
politischer Verfolgung sicher war — was nach der auf einer 
Auslegung des Artikels 16 des Grundgesetzes gestützten 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch 
beinhaltet, daß er do rt  seine Flucht beendet hatte 
(BVerwGE 79, 347, 351 ff.) —, ein Anspruch auf Prüfung 
seines Asylbegehrens und damit ein vorläufiges Bleibe-
recht zusteht. Dies gilt ebenfalls, wenn er bereits erfolglos 
in einem europäischen Nachbarstaat Asyl beantragt ha tte. 

Regelungen, die über das geltende Recht hinaus Möglich-
keiten der Oberstellung eines Asylbewerbers an einen 
zuständigen Vertragsstaat vorsehen, unterlägen deshalb 
verfassungsrechtlichen Risiken. Der Entwu rf  sieht deshalb 
davon ab, von den diesbezüglichen Möglichkeiten des 
Vertrags Gebrauch zu machen. In diesen Fällen hätte die 
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Bundesrepublik Deutschland unabhängig von der Zustän-
digkeit eines anderen Vertragsstaates den Asylantrag 
selbst zu prüfen. Die Befugnis hierzu ergibt sich aus 
Artikel 29 Abs. 4 des Übereinkommens. 

Zu Nummer 1 
Soweit die Zuständigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
zur Durchführung des Asylverfahrens gegeben ist, muß 
das Asylbegehren in der Sache geprüft werden. Ein Vor-
aufenthalt in einem anderen Vertragsstaat kann nicht zur 
Ablehnung des Asylantrags oder zu dessen Unbeachtlich-
keit führen. Die Änderung stellt klar, daß in Fällen, in denen 
die Bundesrepublik Deutschland für die Durchführung des 
Asylverfahrens zuständig ist, dem Ausländer nicht entge-
gengehalten werden kann, er sei bereits in einem anderen 
Vertragsstaat vor Verfolgung sicher gewesen. 

Zu Nummer 2 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus Nummer 1. 
Da das Zitat bereits in die Vorschrift des § 2 Abs. 3 
(vgl. Nummer 1) aufgenommen wird, kann es bei § 3 ent-
fallen. 

Zu Nummer 3a 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus Nummer 1. 

Zu Nummer 3b 
Der Ausschluß der Anwendung der Vorschriften des § 2 
Abs. 1 und 2 bei Zuständigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland (vgl. Nummer 1) muß auch bei der Frage der 
Unbeachtlichkeit eines Asylantrags berücksichtigt werden. 
D. h. die Unbeachtlichkeit eines Asylantrags entfällt, wenn 
der Ausländer zwar in einem anderen Vertragsstaat be-
reits offensichtlich vor politischer Verfolgung sicher war, 
jedoch die Zuständigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
für die Durchführung des Asylverfahrens gegeben ist. 

Zu Nummer 3c 
Das Übereinkommen sieht vor, daß eine andere Vertrags-
partei auf Wunsch des Ausländers die Zuständigkeit zur 
Durchführung des Asylverfahrens zu übernehmen hat 
(z. B. bei engen Familienangehörigen) oder übernehmen 
kann. Übernimmt eine andere Vertragspartei die Zustän-
digkeit, so wird der gestellte Asylantrag als unbeachtlich 
behandelt und der Ausländer der anderen Vertragspartei 
zur Durchführung des Asylverfahrens überstellt. Da die 
Übernahme der Zuständigkeit durch die andere Vertrags-
partei auf Wunsch des Ausländers erfolgt, ist die Regelung 
verfassungsrechtlich unbedenklich. 

Zu Nummer 4 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus Nummer 3c. 

Zu Nummer 5 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus Nummer 1. 

Zu Nummer 6a 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus Nummer 3c. 

Zu Nummer 6b 
Es handelt sich um eine Klarstellung. 

Zu Nummer 7 
Die Verordnungsermächtigung ermöglicht dem Bundes-
minister des Innern die Regelung von Zuständigkeiten für 
die Ausführung völkerrechtlicher Verträge, die Festlegun-
gen für die Durchführung von Asylverfahren enthalten. 

Zu Artikel 3 
Gemäß Artikel 45 Abs. 1 Buchstabe a des Übereinkom-
mens sind die Vertragsparteien verpflichtet sicherzustel-
len, daß Ausländer sich in Beherbungsbetrieben durch 
Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments ausweisen. 
Die Änderung ist notwendig, da in § 16 Abs. 2 des Melde-
rechtsrahmengesetzes und entsprechend im Melderecht 
der Länder eine dera rtige Ausweispflicht bislang nicht vor-
gesehen ist. Frankreich, Italien, Belgien, Luxemburg und 
die Niederlande haben entsprechende Regelungen schon 
seit längerem als geltendes Recht; damit dient die Vor-
schrift auch der Rechtsvereinheitlichung in Europa. 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 
Mit der Änderung soll dem Wortlaut von Artikel 22 des 
Übereinkommens Rechnung getragen werden. 

Zu Nummer 2 
Die Ergänzung dient der Umsetzung der in Artikel 26 
Abs. 1 des Übereinkommens festgelegten Verpflichtungen 
für Beförderungsunternehmer. Sie erweitert und präzisiert 
den Kreis der Staaten, in die die Rückbeförderung zulässig 
ist. 

Zu Nummer 3 
Mit dieser Bestimmung werden die Verpflichtungen aus 
Artikel 27 Abs. 1 des Übereinkommens zur Schaffung 
angemessener Sanktionen gegen die gewerbliche Mitwir-
kung bei der illegalen Einreise in das Gebiet der Staaten, 
in denen das Übereinkommen in Kra ft  getreten ist, umge-
setzt. 

Zu Artikel 5 
Die Änderung erlaubt den zuständigen Behörden der 
Schengener Vertragspartner die Mitführung ihrer Dienst-
waffe bei der Nacheile im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß Artikel 40 Abs. 3 Buchstabe d und 
Artikel 41 Abs. 5 Buchstabe e und trägt damit einem 
polizeilichen Bedürfnis Rechnung. Sie entspricht einem 
Vorschlag der Innenminister der Länder. 

Zu Artikel 6 
Das in Artikel 109 Abs. 1 des Übereinkommens vorgese-
hene Recht jeder Person, über die zu ihr im SIS gespei-
cherten Daten Auskunft zu erhalten, wird in Artikel 109 
Abs. 2 dahingehend eingeschränkt, daß eine Auskunft 
während der Ausschreibung zur verdeckten Registrierung 
unterbleibt. Die Bestimmung läßt aber zu, im nationalen 
Recht eine Regelung vorzusehen, in der die zuständigen 
Stellen verpflichtet werden, die Auskunft zu einem späte-
ren Zeitpunkt nachzuholen. Dem wird durch Artikel 6 in 
Absatz 1 für die Ausschreibung zur verdeckten Registrie-
rung durch Stellen der Bundesrepublik Deutschland und in 
Absatz 2 für Ausschreibungen durch ausländische Stellen 
Rechnung getragen. 
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Zu Absatz 1 
Das Bundeskriminalamt hat Personen, die von einer Stelle 
der Bundesrepublik Deutschland zur verdeckten Registrie-
rung im SIS ausgeschrieben worden sind, nach Beendi-
gung der Ausschreibung zu benachrichtigen, sofern nicht 
durch die Unterrichtung die Durchführung einer rechtmäßi-
gen Aufgabe im Zusammenhang mit der Ausschreibung 
gefährdet würde. Die Vorschrift entspricht Regelungen 
in neueren Polizeigesetzen über die Benachrichtung 
bei einer Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung 
(vgl. z. B. § 21 Abs. 4 Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen). 
Diese Bestimmungen gehen Artikel 6 vor, da bei einer 
Ausschreibung zur verdeckten Registrierung im SIS der 
Betroffene stets auch im nationalen Informationssystem 
der Polizei (INPOL) zur Polizeilichen Beobachtung ausge-
schrieben sein wird. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 trifft eine Sonderregelung für den Fall, daß die 
Ausschreibung zur verdeckten Registrierung durch eine 
ausländische Stelle in das SIS eingegangen ist. Bei 
ausländischen Ausschreibungen scheidet eine Regelung 
über die Benachrichtigung im Sinne des Absatzes 1 aus, 
weil Benachrichtigungen über verdeckte Registrierungen 
grundsätzlich von der ausschreibenden Stelle vorzuneh-
men sind. Ausländische Stellen können durch den deut-
schen Gesetzgeber nicht verpflichtet werden. Hingegen 
erscheint es sachgerecht, ersatzweise die vorgesehene 
Auskunftsregelung gemäß Absatz 2 in den Entwu rf  einzu-
stellen. Hat der Betroffene das Bundeskriminalamt um 
Auskunft über die zu seiner Person im SIS gespeicherten 
Daten gebeten, hat das Bundeskriminalamt den Betroffe-
nen über die Ausschreibung zur verdeckten Registrierung 

zu unterrichten, sobald die Ausschreibung beendet ist und 
durch die Unterrichtung nicht die Erfüllung einer recht-
mäßigen Aufgabe im Zusammenhang mit der Ausschrei-
bung gefährdet wurde. Satz 2 schreibt vor, daß das Bun-
deskriminalamt die Prüfung, ob Auskunft erteilt werden 
kann, im Zusammenwirken mit der die Ausschreibung 
veranlassenden ausländischen Stelle vorzunehmen hat. 

Zu Artikel 7 
Absatz 1 Satz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkom-
men nach seinem Artikel 139 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. Nach Artikel 139 Abs. 2 tritt das ratifizierungs-
bedürftige Übereinkommen am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Hinterlegung der letzten Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kra ft . Der Tag 
des Inkrafttretens ist dementsprechend bekanntzugeben. 

III. Schlußbemerkung 
Dem Bund werden durch die Einrichtung des Schengener 
Informationssystems Investitionskosten in Höhe von 4 Mil-
lionen DM und jährliche Betriebskosten von ca. 1 Million 
DM entstehen. Für das Schengen-Sekretariat sind jährlich 
ca. 1 Million DM zu veranschlagen. Die Höhe der darüber 
hinaus für die Umsetzung der einzelnen Ausgleichsmaß-
nahmen entstehenden Kosten ist zur Zeit noch nicht be-
zifferbar. 
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
besonders auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 

vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten 

der Benelux-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und 

der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau 

der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 

Convention 
d'application de l'Accord de Schengen 

du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats 
de l'Union économique Benelux, 

de la République fédérale d'Allemagne et 
de la République Française, 

relatif à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes 

Overeenkomst 
ter Uitvoering van het tussen 

de Regeringen van de Staten van 
de Benelux Economische Unie, 
de Bondsrepubliek Duitsland, en 

de Franse Republiek 
op 14 Juni 1985 te Schengen gesloten Akkoord 

betreffende de geleidelijke Afschaffing van 
de Controles aan de Gemeenschappelijke Grenzen 

Das Königreich Belgien, die Bundesrepu-
blik Deutschland, die Französische Repu-
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, nach-
folgend Vertragsparteien genannt — 

aufbauend auf dem am 14. Juni 1985 in 
Schengen geschlossenen Übereinkommen 
über den schrittweisen Abbau der Kontrol-
len an den gemeinsamen Grenzen, 

entschlossen, das in diesem Überein-
kommen zum Ausdruck gebrachte Bestre-
ben der Abschaffung der Kontrollen des 
Personenverkehrs an den gemeinsamen 
Grenzen und der Erleichterung des Trans-
ports und des Warenverkehrs zu verwirk-
lichen, 

in der Erwägung, daß der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaf-
ten, ergänzt durch die Einheitliche Europäi-
sche Akte, vorsieht, daß der Binnenmarkt 
einen Raum ohne Binnengrenzen umfaßt, 

Le Royaume de Belgique, la République 
fédérale d'Allemagne, la République fran-
çaise, le Grand-Duché de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, ci-après dé-
nommés les Parties Contractantes, 

se fondant sur l'Accord de Schengen du 
14 juin 1985 relatif à la suppression gra-
duelle des contrôles aux frontières com-
munes, 

ayant décidé d'accomplir la volonté expri-
mée dans cet accord de parvenir à la sup-
pression des contrôles aux frontières com-
munes dans la circulation des personnes et 
d'y faciliter le transport et la circulation des 
marchandises, 

considérant que le Traité instituant les 
Communautés européennes, complété par 
l'Acte Unique européen, prévoit que le 
marché intérieur comporte un espace sans 
frontières intérieures, 

Het Koninkrijk Belgie, de Bondsrepubliek 
Duitsland, de Franse Republiek, het Groot-
hertogdom Luxemburg en het Koninkrijk der 
Nederlanden, hierna te noemen de Over-
eenkomstsluitende Partijen, 

voortbouwende op het op 14 juni 1985 te 
Schengen gesloten Akkoord betreffende de 
geleidelijke afschaffing van de controles 
aan de gemeenschappelijke grenzen, 

besloten hebbende gestalte te geven aan 
het in dit Akkoord verankerde streven om de 
controles aan de gemeenschappelijke gren-
zen op het verkeer van personen af te 
schaffen, alsmede het vervoer en het goe-
derenverkeer aan hun gemeenschappelijke 
grenzen te vereenvoudigen, 

overwegende dat in het Verdrag tot 
oprichting van de Europese Gemeenschap-
pen, zoals aangevuld door de Europese 
Akte, is bepaald dat de interne markt een 
ruimte zonder binnengrenzen omvat, 
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in der Erwägung, daß der durch die 
Vertragsparteien angestrebte Zweck mit 
diesem Ziel übereinstimmt, unbeschadet 
der Maßnahmen, die zur Anwendung der 
Bestimmungen dieses Vertrages getroffen 
werden, 

in der Erwägung, daß die Verwirklichung 
dieses Zieles eine Reihe von geeigneten 
Maßnahmen und eine enge Zusammen-
arbeit der Vertragsparteien erfordert - 

haben folgendes vereinbart: 

Titel I 
Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 
Im Sinne dieses Übereinkommens be-

deutet: 

Binnengrenzen: 
die gemeinsamen Landgrenzen der Ver-
tragsparteien sowie ihre Flughäfen für die 
Binnenflüge und ihre Seehäfen für die 
regelmäßigen Fährverbindungen aus-
schließlich von und nach dem Gebiet der 
Vertragsparteien ohne Fahrtunterbrechung 
in außerhalb des Gebiets gelegenen Häfen; 

Außengrenzen: 
die Land- und Seegrenzen sowie die Flug- 
und Seehäfen der Vertragsparteien, soweit 
sie nicht Binnengrenzen sind; 

Binnenflug: 
ein Flug ausschließlich von und nach dem 
Gebiet der Vertragsparteien, ohne Landung 
auf dem Gebiet eines Drittstaates; 

Drittstaat: 
ein Staat, der nicht Vertragspartei ist; 

Drittausländer: 
eine Person, die nicht Staatsangehöriger 
eines der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften ist; 

Zur Einreiseverweigerung ausgeschriebe-
ner Drittausländer: 
ein Drittausländer, der gemäß Artikel 96 zur 
Einreiseverweigerung in dem Schengener 
Informationssystem ausgeschrieben ist; 

Grenzübergangsstelle: 
ein von den zuständigen Behörden für das 
Überschreiten der Außengrenzen zugelas-
sener Übergang; 

considérant que le but poursuivi par les 
Parties Contractantes coïncide avec cet ob-
jectif, sans préjuger des mesures qui seront 
prises en application des dispositions du 
Traité, 

considérant que l'accomplissement de 
cette volonté appelle une série de mesures 
appropriées et une étroite coopération entre 
les Parties Contractantes, 

sont convenus de ce qui suit: 

Titre premier 
Définitions 

Article premier 
Au sens de la présente Convention, on 

entend par: 

Frontières intérieures: 
les frontières communes terrestres des Par-
ties Contractantes, ainsi que leurs aéro-
ports pour les vols intérieurs et leurs ports 
maritimes pour les liaisons régulières de 
transbordeurs qui sont en provenance ou à 
destination exclusives d'autres ports sur les 
territoires des Parties Contractantes, sans 
faire escale dans des ports en dehors de 
ces territoires; 

Frontières extérieures: 
les frontières terrestres et maritimes, ainsi 
que les aéroports et ports maritimes des 
Parties Contractantes, pour autant qu'ils ne 
sont pas frontières intérieures; 

Vol intérieur: 
tout vol qui est en provenance ou à destina-
tion exclusives des territoires des Parties 
Contractantes sans atterrissage sur le terri-
toire d'un Etat tiers; 

Etat tiers: 
tout Etat autre que les Parties Contrac-
tantes; 

Etranger: 
toute personne autre que les ressortissants 
des Etats membres des Communautés eu-
ropéennes; 

Etranger signalé aux fins de non-admission: 

tout étranger signalé aux fins de non-admis-
sion dans le Système d'Information Schen-
gen conformément aux dispositions de l'ar-
ticle 96; 

Point de passage frontalier: 
tout point de passage autorisé par les auto-
rités compétentes pour le franchissement 
des frontières extérieures; 

overwegende dat het door de Overeen-
komstsluitende Partijen beoogde doel met 
deze communautaire doelstelling overeen-
stemt, onverminderd de maatregelen die ter 
uitvoering van de bepalingen van het Ver-
drag worden getroffen, 

overwegende dat voor het verwezenlijken 
van dat streven een reeks passende maat-
regelen, alsmede een hechte samenwer-
king tussen de Overeenkomstsluitende Par-
tijen zijn vereist, 

zijn het volgende overeengekomen: 

Titel I 
Begripsomschrijvingen 

Artikel 1 
In deze Overeenkomst wordt verstaan 

onder: 

Binnengrenzen: 

de gemeenschappelijke landgrenzen van 
de Overeenkomstsluitende Partijen, als-
mede hun luchthavens voor wat betreft de 
intra-vluchten en hun zeehavens voor wat 
betreft de regelmatige veerverbindingen 
uitsluitend van en naar andere havens op 
het grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen, waarbij geen havens buiten 
dit gebied worden aangedaan; 

Buitengrenzen: 
de land- en zeegrenzen alsmede de lucht-
en zeehavens van de Overeenkomstslui-
tende Partijen, voor zover zij geen binnen-
grenzen zijn; 

Intra-vlucht: 
een vlucht uitsluitend van en naar het 
grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen, waarbij geen tussenlanding 
wordt gemaakt op het grondgebied van een 
derde Staat; 

Derde Staat: 
een Staat die geen Overeenkomstsluitende 
Parti] is; 

Vreemdeling: 
een persoon die geen onderdaan is van één 
der Lid-Staten van de Europese Gemeen-
schappen; 

Ter fine van weigering van toegang ge-
signaleerde vreemdeling: 
een vreemdeling die overeenkomstig het 
bepaalde in artikel 96 ter fine van weigering 
van toegang gesignaleerd staat in het 
Schengen-informatiesysteem; 

Grensdoorlaatpost: 
een door de bevoegde autoriteiten voor 
grensoverschrijding aangewezen doorlaat-
post aan de buitengrenzen; 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/2453  

Grenzkontrolle: 
an den Grenzen vorgenommene Kontrolle, 
die unabhängig von jedem anderen Anlaß 
ausschließlich aufgrund des beabsichtigten 
Grenzübertritts durchgeführt wird; 

Beförderungsunternehmer: 
natürliche oder juristische Person, die 
gewerblich die Beförderung von Personen 
auf dem Luft-, See- oder Landweg durch-
führt; 

Aufenthaltstitel: 
jede von einer Vertragspartei ausgestellte 
Erlaubnis gleich welcher Art, die zum Auf-
enthalt in deren Hoheitsgebiet berechtigt. 
Hierzu zählen nicht die befristete Zulassung 
zum Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer der 
Vertragsparteien im Hinblick auf die 
Behandlung eines Asylbegehrens oder 
eines Antrags auf eine Aufenthaltserlaub-
nis; 

Asylbegehren: 
jeder an der Außengrenze oder im Gebiet 
einer Vertragspartei in Europa schriftlich, 
mündlich oder auf andere Weise geäußerte 
Wunsch eines Drittausländers mit dem Ziel, 
den Flüchtlingsstatus nach der Genfer Kon-
vention vom 28. Juli 1951 über den Flücht-
lingsstatus in der Fassung des Protokolls 
vom 31. Januar 1967 zu erlangen und als 
solcher ein Aufenthaltsrecht zu genießen; 

Asylbegehrender: 
ein Drittausländer, der ein Asylbegehren im 
Sinne dieses Übereinkommens gestellt hat, 
über das noch nicht abschließend entschie-
den ist; 

Behandlung eines Asylbegehrens: 
alle Verfahren zur Prüfung und Entschei-
dung von Asylbegehren sowie alle in Aus-
führung der endgültigen Entscheidungen 
getroffenen Maßnahmen, mit Ausnahme 
der Bestimmung der Vertragspartei, die auf-
grund dieses Übereinkommens für die 
Behandlung des Asylbegehrens zuständig 
ist. 

Titel II 
Abschaffung der Kontrollen 
an den Binnengrenzen 
und Personenverkehr 

Kapitel 1 
Überschreiten der Binnengrenzen 

Artikel 2 
(1) Die Binnengrenzen dürfen an jeder 

Stelle ohne Personenkontrollen überschrit-
ten werden. 
(2) Wenn die öffentliche Ordnung oder 

die nationale Sicherheit es indessen erfor-
dern, kann eine Vertragspartei nach Kon- 

Contrôle frontalier: 
le contrôle aux frontières qui, indépendam-
ment de tout autre motif, se fonde sur la 
seule intention de franchir la frontière; 

Transporteur: 
toute personne physique ou morale qui as-
sure, à titre professionnel, le transport de 
personnes par voie aérienne, maritime ou 
terrestre; 

Titre de séjour: 
toute autorisation de quelque nature que ce 
soit délivrée par une Partie Contractante 
donnant droit au séjour sur son territoire. 
N'entre pas dans cette définition l'admission 
temporaire au séjour sur le territoire d'une 
Partie Contractante en vue du traitement 
d'une demande d'asile ou d'une demande 
de titre de séjour; 

Demande d'asile: 
toute demande présentée par écrit, orale-
ment ou autrement par un étranger à la 
frontière extérieure ou sur le territoire d'une 
Partie Contractante en vue d'obtenir sa re-
connaissance en qualité de réfugié confor-
mément à la Convention de Genève du 28 
juillet 1951 relative au statut des réfugiés, 
telle qu'amendée par le Protocole de New 
York du 31 janvier 1967 et de bénéficier en 
cette qualité d'un droit de séjour; 

Demandeur d'asile: 
tout étranger qui a présenté une demande 
d'asile au sens de la présente Convention 
sur laquelle il n'a pas encore été statué 
définitivement; 

Traitement d'une demande d'asile: 
l'ensemble des procédures d'examen, de 
décision et des mesures prises en applica-
tion de décisions définitives relatives à une 
demande d'asile, à l'exclusion de la déter-
mination de la Partie Contractante respon-
sable du traitement de la demande d'asile 
en vertu des dispositions de la présente 
Convention. 

Titre II 

Suppression des contrôles 
aux frontières intérieures et circulation 

des personnes 

Chapitre premier 
Franchissement 

des frontières intérieures 

Article 2 
1. Les frontières intérieures peuvent être 

franchies en tout lieu sans qu'un contrôle 
des personnes soit effectué. 
2. Toutefois, lorsque l'ordre public ou la 

sécurité nationale l'exigent, une Partie 
Contractante peut, après consultation des 

Grenscontrole: 

de controle aan de grenzen welke, onafhan-
kelijk van enige andere aanleiding, uitslui-
tend op grond van de beoogde grensover-
schrijding, wordt uitgeoefend; 

Vervoerder: 

een natuurlijke of rechtspersoon die het 
beroepsmatige vervoer van personen door 
de lucht, over zee of over land verricht; 

Verblijfstitel: 

een door een Overeenkomstsluitende Partij 
afgegeven vergunning, ongeacht van welke 
aard, welke recht geeft op verblijf op het 
grondgebied van die Partij. Onder deze 
omschrijving valt niet de tijdelijke toelating 
tot het verblijf op het grondgebied van een 
Overeenkomstsluitende Partij met het oog 
op de behandeling van een asielverzoek of 
van een verzoek om een verblijfstitel; 

Asielverzoek: 

een aan de buitengrens of op het grondge-
bied van een Overeenkomstsluitende Partij 
door een vreemdeling schriftelijk, monde-
ling of op enige andere wijze te kennen 
gegeven wens om in de zin van het Verdrag 
van Genève van 28 juli 1951 betreffende de 
status van vluchtelingen, zoals gewijzigd bij 
het Protocol van New York van 31 januari 
1967, als vluchteling te worden erkend en 
als zodanig een verblijfstitel te verkrijgen; 

Asielzoeker: 

een vreemdeling die een asielverzoek als 
bedoeld in deze Overeenkomst heeft inge-
diend waaromtrent nog geen onherroepe-
lijke beslissing is genomen; 

Behandeling van een asielverzoek: 

geheel van de beoordelings- en beslissings-
procedures terzake van een asielverzoek, 
alsmede van de ter uitvoering van onher-
roepelijke beslissingen getroffen maatrege-
len, met uitzondering van het vaststellen 
van de Overeenkomstsluitende Partij welke 
krachtens de bepalingen van deze Over-
eenkomst voor de behandeling van het 
asielverzoek verantwoordelijk is. 

Titel II 
Afschaffing van de controles 

aan de binnengrenzen 
en personenverkeer 

Hoofdstuk 1 

Overschrijding van de binnengrenzen 

Artikel 2 
1. De binnengrenzen mogen op ledere 

plaats, zonder dat personencontrole wordt 
uitgeoefend, worden overschreden. 
2. Wanneer evenwel de openbare orde of 

de nationale veiligheid daartoe noopt, kan 
een Overeenkomstsluitende Partij, na raad- 
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sultation der anderen Vertragsparteien 
beschließen, daß für einen begrenzten Zeit-
raum an den Binnengrenzen den Umstän-
den entsprechende nationale Grenzkontrol-
len durchgeführt werden. Verlangen die 
öffentliche Ordnung oder die nationale 
Sicherheit ein sofortiges Handeln, so 
ergreift die betroffene Vertragspartei die 
erforderlichen Maßnahmen und unterrichtet 
darüber möglichst frühzeitig die anderen 
Vertragsparteien. 

(3) Die Anwendung von Artikel 22 und die 
Ausübung der Polizeibefugnisse durch die 
nach Maßgabe des nationalen Rechts 
zuständigen Behörden einer Vertragspartei 
in dem gesamten Hoheitsgebiet dieser Ver-
tragspartei sowie die im Recht dieser Ver-
tragspartei vorgesehenen Verpflichtungen 
über den Besitz, das Mitführen und das 
Vorzeigen von Urkunden und Bescheini-
gungen bleiben von der Abschaffung der 
Personenkontrollen an den Binnengrenzen 
unberührt. 

(4) Die Warenkontrollen werden nach 
Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen 
dieses Übereinkommens durchgeführt. 

Kapitel 2 

Überschreiten der Außengrenzen 

Artikel 3 

(1) Die Außengrenzen dürfen grundsätz-
lich nur an den Grenzübergangsstellen und 
während der festgesetzten Verkehrsstun-
den überschritten werden. Das Nähere 
sowie die Ausnahmen und die Modalitäten 
des kleinen Grenzverkehrs und die Vor-
schriften für bestimmte Sonderkategorien 
des Seeverkehrs, wie die Vergnügungs-
schiffahrt und die Küstenfischerei, legt der 
Exekutivausschuß fest. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
das unbefugte Überschreiten der Außen-
grenzen außerhalb der zugelassenen 
Grenzübergangsstellen und der festgesetz-
ten Verkehrsstunden mit Sanktionen zu 
belegen. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien gewährleisten, 
daß von 1993 an die Reisenden von Flügen 
aus Drittstaaten, die in Binnenflüge umstei-
gen, vorher einer Personenkontrolle sowie 
einer Kontrolle des von ihnen mitgeführten 
Handgepäcks bei der Einreise im Ankunfts-
flughafen des Drittlandfluges unterzogen 
werden. Die Reisenden eines Binnenfluges, 
die auf einen Flug in ein Drittland umstei-
gen, unterliegen zuvor den entsprechenden 
Kontrollen bei der Ausreise im Ausgangs-
flughafen des Drittlandfluges. 

(2) Die Vertragsparteien treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen, damit die Kontrollen 
entsprechend den Vorschriften des Absat-
zes 1 erfolgen können.  

autres Parties Contractantes, décider que, 
durant une période limitée, des contrôles 
frontaliers nationaux adaptés à la situation 
seront effectués aux frontières intérieures. 
Si l'ordre public ou la sécurité nationale 
exigent une action immédiate, la Partie 
Contractante concernée prend les mesures 
nécessaires et en informe le plus rapide-
ment possible les autres Parties Contrac-
tantes. 

3. La suppression du contrôle des per-
sonnes aux frontières intérieures ne porte 
atteinte ni aux dispositions de l'article 22, ni 
à l'exercice des compétences de police par 
les autorités compétentes en vertu de la 
législation de chaque Partie Contractante 
sur l'ensemble de son territoire, ni aux obli-
gations de détention, de port et de présen-
tation de titres et documents prévues par sa 
législation. 

4. Les contrôles des marchandises sont 
effectués conformément aux dispositions 
pertinentes de la présente Convention. 

Chapitre 2 
Franchissement 

des frontières extérieures 

Article 3 

1. Les frontières extérieures ne peuvent 
en principe être franchies qu'aux points de 
passage frontaliers et durant les heures 
d'ouverture fixées. Des dispositions plus 
détaillées ainsi que les exceptions et les 
modalités du petit trafic frontalier, de même 
que les règles applicables à des catégories 
particulières de trafic maritime telles que la 
navigation de plaisance ou la pêche côtière, 
sont arrêtées par le Comité Exécutif. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent 
à instaurer des sanctions à l'encontre du 
franchissement non autorisé des frontières 
extérieures en dehors des points de pas-
sage frontaliers et des heures d'ouverture 
fixées. 

Article 4 

1. Les Parties Contractantes garantissent 
qu'à partir de 1993, les passagers d'un vol 
en provenance d'Etats tiers, qui embar-
quent sur des vols intérieurs, seront au 
préalable soumis, à l'entrée, à un contrôle 
de personnes ainsi qu'à un contrôle des 
bagages à main dans l'aéroport d'arrivée du 
vol extérieur. Les passagers d'un vol inté-
rieur qui embarquent sur un vol à destina-
tion d'Etats tiers, seront au préalable sou-
mis, à la sortie, à un contrôle de personnes 
et à un contrôle des bagages à main dans 
l'aéroport de départ du vol extérieur. 

2. Les Parties Contractantes prennent les 
mesures nécessaires afin que les contrôles 
puissent s'effectuer conformément aux dis-
positions du paragraphe 1.  

pleging van de overige Overeenkomstslui-
tende Partijen, besluiten dat gedurende een 
beperkte periode aan de binnengrenzen 
aan de situatie aangepaste nationale grens-
controles worden uitgeoefend. Vergen de 
openbare orde of de nationale veiligheid dat 
onverwijld wordt opgetreden, dan treft de 
betrokken Overeenkomstsluitende Partij de 
nodige maatregelen, en stelt zij de overige 
Overeenkomstsluitende Partijen hiervan zo 
spoedig mogelijk in kennis. 

3. De afschaffing van de personencontro-
les aan de binnengrenzen doet geen 
afbreuk aan het bepaalde in artikel 22, noch 
aan de uitoefening van politiebevoegdhe-
den door de ingevolge de nationale wetge-
ving daartoe bevoegde autoriteiten van een 
Overeenkomstsluitende Partij binnen haar 
gehele grondgebied, noch aan krachtens de 
wetgeving van die Partij geldende verplich-
tingen houder te zijn van titels en documen-
ten of om deze bij zich te hebben en te 
tonen. 

4. De goederencontroles worden verricht 
overeenkomstig de desbetreffende bepalin-
gen van deze Overeenkomst. 

Hoofdstuk 2 

Overschrijding van de buitengrenzen 

Artikel 3 

1. De buitengrenzen mogen in beginsel 
slechts via de grensdoorlaatposten en 
gedurende de vastgestelde openingstijden 
worden overschreden. Nadere regelingen 
alsmede de uitzonderingen en de voorwaar-
den met betrekking tot het kleine grensver-
keer, alsook de regels die van toepassing 
zijn op bijzondere categorieën van zeever-
keer, zoals de pleziervaart en de kustvis-
vangst, worden door het Uitvoerend Comité 
bepaald. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe sancties te stellen op 
het onbevoegd overschrijden van de buiten-
grenzen buiten de grensdoorlaatposten en 
de vastgestelde openingstijden. 

Artikel 4 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
waarborgen dat vanaf 1993 reizigers van 
vluchten uit derde Staten die op intra-vluch-
ten overstappen vooraf, bij binnenkomst op 
de luchthaven van aankomst van de bui-
tenvlucht, een personencontrole alsmede 
een controle op de door hen medegevoerde 
handbagage dienen te ondergaan. Reizi-
gers van een intra-vlucht die op een vlucht 
naar derde Staten overstappen dienen 
vooraf op de luchthaven van vertrek van de 
buitenvlucht dezelfde controles te onder-
gaan. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
treffen de nodige maatregelen opdat de 
controles overeenkomstig het bepaalde in 
lid 1 kunnen worden uitgeoefend. 
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(3) Die Kontrolle des aufgegebenen Reise-
gepäcks bleibt von den Bestimmungen der 
Absätze 1 und 2 unberüh rt ; sie findet jeweils 
im endgültigen Zielflughafen oder im 
ursprünglichen Abgangsflughafen statt . 

(4) Bis zu dem in Absatz 1 vorgesehenen 
Datum sind die Flughäfen für Binnenflüge in 
Abweichung von der Definition der Binnen-
grenzen als Außengrenzen anzusehen. 

Artikel 5 

(1) Für einen Aufenthalt von bis zu drei 
Monaten kann einem Drittausländer die Ein-
reise in das Hoheitsgebiet der Vertrags-
parteien gestattet werden, wenn er die 
nachstehenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) Er muß im Besitz eines oder mehrerer 
gültiger Grenzübertrittspapiere sein, die 
von dem Exekutivausschuß bestimmt 
werden. 

b) Er muß, soweit erforderlich, im Besitz 
eines gültigen Sichtvermerks sein. 

c) Er muß gegebenenfalls die Dokumente 
vorzeigen, die seinen Aufenthaltszweck 
und die Umstände seines Aufenthalts 
belegen, und über ausreichende Mittel 
zur Bestreitung des Lebensunterhalts 
sowohl für die Dauer des Aufenthalts als 
auch für die Rückreise in den Herkunfts-
staat oder für die Durchreise in einen 
Drittstaat, in dem seine Zulassung 
gewährleistet ist, verfügen oder in der 
Lage sein, diese Mittel auf legale Weise 
zu erwerben. 

d) Er darf nicht zur Einreiseverweigerung 
ausgeschrieben sein. 

e) Er darf keine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung, die nationale Sicherheit oder 
die internationalen Beziehungen einer 
der Vertragsparteien darstellen. 

(2) Einem Drittausländer, der nicht alle 
diese Voraussetzungen erfüllt, muß die Ein-
reise in das Hoheitsgebiet der Vertrags-
parteien verweigert werden, es sei denn, 
eine Vertragspartei hält es aus humanitären 
Gründen oder Gründen des nationalen 
Interesses oder aufgrund internationaler 
Verpflichtungen für erforderlich, von diesem 
Grundsatz abzuweichen. In diesen Fällen 
wird die Zulassung auf das Hoheitsgebiet 
der betreffenden Vertragspartei beschränkt, 
die die übrigen Vertragsparteien darüber 
unterrichten muß. 

Die besonderen Bestimmungen des Asyl-
rechts und des Artikels 18 bleiben unbe-
rührt. 

(3) Einem Drittausländer, der über eine 
von einer der Vertragsparteien ausgestellte 
Aufenthaltserlaubnis, einen von einer der 
Vertragsparteien ausgestellten Rückreise-
sichtvermerk oder erforderlichenfalls beide 
Dokumente verfügt, ist die Durchreise zu 

3. Les dispositions des paragraphes 1 et 
2 n'affectent pas le contrôle des bagages 
enregistrés; ce contrôle est effectué respec-
tivement dans l'aéroport de destination fi-
nale ou dans l'aéroport de départ initial. 

4. Jusqu'à la date prévue au paragraphe 
1, les aéroports sont considérés, par déro-
gation à la définition des frontières inté-
rieures, comme des frontières extérieures 
pour les vols intérieurs. 

Article 5 

1. Pour un séjour n'excédant pas trois 
mois, l'entrée sur les territoires des Parties 
Contractantes peut être accordée à l'étran-
ger qui remplit les conditions ci-après: 

a. posséder un document ou des docu-
ments valables permettant le franchis-
sement de la frontière, déterminés par le 
Comité Exécutif; 

b. être en possession d'un visa valable si 
celui-ci est requis; 

c. présenter le cas échéant les documents 
justifiant de l'objet et des conditions du 
séjour envisagé et disposer des moyens 
de subsistance suffisants, tant pour la 
durée du séjour envisagé que pour le 
retour dans le pays de provenance ou le 
transit vers un Etat tiers dans lequel son 
admission est garantie, ou être en me-
sure d'acquérir légalement ces moyens; 

d. ne pas être signalé aux fins de non

-

admission; 

e. ne pas être considéré comme pouvant 
compromettre l'ordre public, la sécurité 
nationale ou les relations internationales 
de l'une des Parties Contractantes. 

2. L'entrée sur les territoires des Parties 
Contractantes doit être refusée à l'étranger 
qui ne remplit pas l'ensemble de ces condi-
tions, sauf si une Partie Contractante es-
time nécessaire de déroger à ce principe 
pour des motifs humanitaires ou d'intérêt 
national ou en raison d'obligations interna-
tionales. En ce cas, l'admission sera limitée 
au territoire de la Partie Contractante 
concernée qui devra en avertir les autres 
Parties Contractantes. 

Ces règles ne font pas obstacle a l'applica

-

tion des dispositions particulières relatives 
au droit d'asile ni de celles de l'article 18. 

3. Est admis en transit l'étranger titulaire 
d'une autorisation de séjour ou d'un visa de 
retour délivrés par l'une des Parties 
Contractantes ou, si nécessaire, de ces 
deux documents, sauf s'il figure sur la liste 
de signalement nationale de la Partie 

3. Het bepaalde in de leden 1 en 2 heeft 
geen betrekking op de controle op de afge-
geven ruimbagage; deze controle wordt op 
de luchthaven van eindbestemming dan wel 
op de luchthaven van oorspronkelijk vertrek 
uitgeoefend. 

4. Tot het in lid 1 genoemde tijdstip die-
nen de luchthavens, in afwijking van de 
omschrijving van binnengrenzen, voor intra-
vluchten als buitengrenzen te worden aan-
gemerkt. 

Artikel 5 

1. Aan een vreemdeling die aan onder-
staande voorwaarden voldoet, kan toegang 
worden verleend tot het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partijen voor een 
verblijf van ten hoogste Brie maanden: 

a. in het bezit zijn van een geldig grens-
overschrijdingsdocument of van de gel-
dige grensoverschrijdingsdocumenten, 
aangewezen door het Uitvoerend 
Comité; 

b. indien vereist, in het bezit zijn van een 
geldig visum; 

c. het, zo nodig, overleggen van documen-
ten ter staving van het doel van het 
voorgenomen verblijf en de verblijfsom-
standigheden alsmede het beschikken 
over voldoende middelen van bestaan, 
zowel voor de duur van het voorgeno-
men verblijf als voor de terugreis naar 
het land van oorsprong of voor de door-
rois naar een derde Staat, waar de toe-
lating is gewaarborgd, dan wel in Staat 
zijn deze middelen rechtmatig te ver-
werven; 

d. niet ter fine van weigering van toegang 
gesignaleerd staan; 

e. niet worden beschouwd als een gevaar 
voor de openbare orde, de nationale 
veiligheid of de internationale betrekkin-
gen van één der Overeenkomstslui-
tende Partijen. 

2. Aan een vreemdeling die niet voldoet 
aan het geheel van deze voorwaarden, 
moet de toegang tot het grondgebied van 
de Overeenkomstsluitende Partijen worden 
geweigerd, tenzij een Overeenkomstslui-
tende Partij op grond van humanitaire over-
wegingen, om redenen van nationaal 
belang of wegens internationale verplich-
tingen een afwijking daarvan noodzakelijk 
acht. In dat geval dient de toegang te wor-
den beperkt tot het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partij die de over-
ige Overeenkomstsluitende Partijen daar-
van in kennis moet stellen. 

De bijzondere bepalingen inzake het asiel-
recht en het bepaalde in artikel 18 blijven 
onverlet. 

3. De vreemdeling die houder is van een 
door een Overeenkomstsluitende Partij 
afgegeven verblijfstitel of terugkeervisum, 
dan wel zo nodig van beide documenten, 
dient doorreis te worden verleend, tenzij hij 
gesignaleerd Staat op de nationale signale- 
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gestatten, es sei denn, daß er auf der natio-
nalen Ausschreibungsliste der Vertrags-
partei steht, an deren Außengrenzen er die 
Einreise begeh rt . 

Artikel 6 

(1) Der grenzüberschreitende Verkehr an 
den Außengrenzen unterliegt der Kontrolle 
durch die zuständigen Behörden. Diese 
wird nach einheitlichen Grundsätzen, in 
nationaler Zuständigkeit, nach Maßgabe 
des nationalen Rechts und unter Berück-
sichtigung der Interessen aller Vertrags-
parteien für das Hoheitsgebiet der Vertrags-
parteien durchgeführt. 

(2) Die einheitlichen Grundsätze nach 
Absatz 1 sind: 

a) Die Personenkontrolle umfaßt nicht nur 
die Überprüfung der Grenzübertritts-
papiere und der anderen Voraussetzun-
gen für die Einreise, den Aufenthalt, die 
Arbeitsaufnahme und die Ausreise, son-
dern auch die fahndungstechnische 
Überprüfung sowie die Abwehr von 
Gefahren für die nationale Sicherheit 
und die öffentliche Ordnung der Ver-
tragsparteien. Die Kontrollen beziehen 
sich auch auf die Fahrzeuge der die 
Grenze überschreitenden Personen und 
die von ihnen mitgeführten Sachen. Sie 
werden von jeder Vertragspartei nach 
Maßgabe ihres nationalen Rechts, ins-
besondere in bezug auf die Durchsu-
chung, durchgeführt. 

b) Alle Personen sind zumindest einer sol-
chen Kontrolle zu unterziehen, die die 
Feststellung ihrer Identität anhand der 
vorgelegten oder vorgezeigten Reise-
papiere ermöglicht. 

c) Drittausländer unterliegen bei der Ein-
reise einer eingehenden Kontrolle im 
Sinne des Buchstaben a. 

d) Bei der Ausreise finden die Kontrollen 
statt, die im Interesse aller Vertrags-
parteien aufgrund des Ausländerrechts 
und für Zwecke der Fahndung und 
Abwehr von Gefahren für die nationale 
Sicherheit und die öffentliche Ordnung 
der Vertragsparteien geboten sind. 
Diese Kontrollen erfolgen in jedem Falle 
bei Drittausländern. 

e) Können solche Kontrollen wegen 
besonderer Umstände nicht durchge-
führt werden, sind Schwerpunkte zu set-
zen. Dabei hat die Kontrolle des Ein-
reiseverkehrs grundsätzlich Vorrang vor 
der Kontrolle des Ausreiseverkehrs. 

(3) Die zuständigen Behörden überwa-
chen die Außengrenzen außerhalb der 
Grenzübergangsstellen, die Grenzüber-
gangsstellen außerhalb der für sie festge-
setzten Verkehrsstunden durch Streifen. 
Diese Überwachung ist in einer Weise 
durchzuführen, daß kein Anreiz für eine 

Contractante aux frontières extérieures de 
laquelle il se présente. 

Article 6 

1. La circulation transfrontalière aux fron-
tières extérieures est soumise au contrôle 
des autorités compétentes. Le contrôle est 
effectué selon des principes uniformes, 
dans le cadre des compétences nationales 
et de la législation nationale, en tenant 
compte des intérêts de toutes les Parties 
Contractantes et pour les territoires des 
Parties Contractantes. 

2. Les principes uniformes mentionnés au 
paragraphe 1 sont les suivants: 

a. Le contrôle des personnes comprend 
non seulement la vérification des docu-
ments de voyage et des autres condi-
tions d'entrée, de séjour, de travail et de 
sortie, mais encore la recherche et la 
prévention de menaces pour la sécurité 
nationale et l'ordre public des Parties 
Contractantes. Ce contrôle porte aussi 
sur les véhicules et les objets en pos-
session des personnes franchissant la 
frontière. Il est effectué par chaque Par-
tie Contractante en conformité avec sa 
législation, notamment pour la fouille. 

b. Toutes les personnes doivent faire l'ob-
jet au moins d'un contrôle permettant 
l'établissement de leur identité à partir 
de la production ou de la présentation 
des documents de voyage. 

c. A l'entrée, les étrangers doivent être 
soumis à un contrôle approfondi, au 
sens des dispositions du point a. 

d. A la sortie, il est procédé au contrôle 
requis dans l'intérêt de toutes les Par-
ties Contractantes en vertu du droit des 
étrangers et pour les besoins de la re-
cherche et de la prévention de menaces 
pour la sécurité nationale et l'ordre pu-
blic des Parties Contractantes. Ce 
contrôle est exercé dans tous les cas à 
l'égard des étrangers. 

e. Si de tels contrôles ne peuvent être 
effectués en raison de circonstances 
particulières, des priorités devront être 
fixées. A cet égard, le contrôle de la 
circulation à l'entrée a, en principe, prio-
rité sur le contrôle à la sortie. 

3. Les autorités compétentes surveillent 
par unités mobiles les intervalles des fron-
tières extérieures entre les points de pas-
sage frontaliers ; il en est de même pour les 
points de passage frontaliers en dehors de 
leurs heures normales d'ouverture. Ce 
contrôle est effectué de manière à ne pas  

ringslijst van de Overeenkomstsluitende 
Partij wier buitengrens hij beoogt te over-
schrijden. 

Artikel 6 

1. Het grensoverschrijdend verkeer aan 
de buitengrenzen is aan de controle van de 
bevoegde autoriteiten onderworpen. Deze 
controle wordt uitgeoefend volgens eenvor-
mige beginselen, op grond van nationale 
bevoegdheden en overeenkomstig het 
nationale recht, met inachtneming van de 
belangen van alle Overeenkomstsluitende 
Partijen voor het grondgebied van de Over-
eenkomstsluitende Partijen. 

2. De eenvormige beginselen als bedoeld 
in lid 1 zijn de volgende: 

a. de personencontrole behelst, naast de 
controle op de aanwezigheid en de gel-
digheid van grensoverschrijdingsdocu-
menten en de toetsing of aan de andere 
voorwaarden voor binnenkomst, verblijf, 
het verrichten van arbeid en uitreis is 
voldaan, tevens onderzoek naar en het 
voorkomen van gevaar voor de open-
bare orde en de nationale veiligheid van 
de Overeenkomstsluitende Partijen; 
deze controles hebben ook betrekking 
op de voertuigen en de in het bezit van 
de grenspassanten zijnde voorwerpen; 
zij worden door iedere Overeenkomst-
sluitende Partij verricht overeenkomstig 
de nationale wetgeving, in het bijzonder 
voor wat betreft de wijze van onderzoek; 

b. alle personen dienen tenminste een 
zodanige controle te ondergaan, dat 
aan de hand van de overgelegde of 
getoonde reisdocumenten hun identiteit 
kan worden vastgesteld; 

c. bij binnenkomst dienen vreemdelingen 
een grondige controle als bedoeld onder 
a. te ondergaan; 

d. bij uitreis vinden de controles plaats die 
in het belang van alle Overeenkomst-
sluitende Partijen ingevolge het vreem-
delingenrecht en ten behoeve van het 
onderzoek naar en het voorkomen van 
gevaar voor de openbare orde en de 
nationale veiligheid van de Overeen-
komstsluitende Partijen noodzakelijk 
zijn; deze controle wordt ten aanzien 
van vreemdelingen in ieder geval ver-
richt; 

e. wanneer wegens bijzondere omstandig-
heden dergelijke controles niet kunnen 
worden uitgeoefend, dienen prioriteiten 
te worden gesteld; in dat geval dient in 
beginsel voorrang te worden gegeven 
aan de controle op het binnenkomend 
verkeer boven de controle op het uit-
gaand verkeer. 

3. De bevoegde autoriteiten bewaken de 
buitengrenzen buiten de grensdoorlaat-
posten door middel van patrouilles; het-
zelfde geldt voor de grensdoorlaatposten 
buiten de vastgestelde openingstijden. 
Deze bewaking dient zodanig te worden 
uitgeoefend, dat er voor het zich onttrekken 
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Umgehung der Kontrollen an den Grenz-
übergangsstellen entsteht. Die Überwa-
chungsmodalitäten sind gegebenenfalls 
von dem Exekutivausschuß festzulegen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
geeignete Kräfte in ausreichender Zahl für 
die Durchführung der Kontrollen und die 
Überwachung der Außengrenzen zur Verfü-
gung zu stellen. 

(5) Für die Kontrollen an den Außengren-
zen gilt ein gleichmäßiger Überwachungs-
standard. 

Artikel 7 

Zur wirksamen Durchführung der Kon-
troll- und Überwachungsaufgaben unter-
stützen die Vertragsparteien einander und 
pflegen eine enge und ständige Zusam-
menarbeit. Sie tauschen insbesondere alle 
wichtigen einschlägigen Informationen mit 
Ausnahme der personenbezogenen Daten 
aus, es sei denn, dieses Übereinkommen 
enthält anderslautende Bestimmungen, 
stimmen möglichst die an die nachgeordne-
ten Dienststellen ergehenden Weisungen 
ab und wirken auf eine einheitliche Aus- und 
Fortbildung des Kontrollpersonals hin. 
Diese Zusammenarbeit kann in Form eines 
Austausches von Verbindungsbeamten 
erfolgen. 

Artikel 8 

Der Exekutivausschuß trifft die erforder-
lichen Entscheidungen über die praktischen 
Einzelheiten der Durchführung der Kontrol-
len und der Überwachung der Grenzen. 

Kapitel 3 
Sichtvermerke 

Abschnitt 1 
Sichtvermerke 

für einen kurzfristigen Aufenthalt 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
eine gemeinsame Politik hinsichtlich des 
Personenverkehrs, insbesondere in bezug 
auf die Sichtvermerksregelung zu verfol-
gen. Hierzu unterstützen sie sich gegen-
seitig. Die Vertragsparteien verpflichten 
sich, ihre Sichtvermerkspolitik im Einver-
nehmen weiter zu harmonisieren. 

(2) Gegenüber den Drittstaaten, für deren 
Staatsangehörige alle Vertragsparteien 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses 
Übereinkommens eine gemeinsame Sicht-
vermerksregelung haben oder später im 
Einvernehmen einführen, kann diese Sicht-
vermerksregelung nur im Einvernehmen 
aller Vertragsparteien geändert werden. 
Wenn herausragende Gründe der nationa-
len Politik eine dringende Entscheidung 
erfordern, kann eine Vertragspartei aus-
nahmsweise von der gemeinsamen Sicht- 

inciter les personnes à éviter le contrôle aux 
points de passage. Les modalités de la 
surveillance sont fixées, le cas échéant, par 
le Comité Exécutif. 

4. Les Parties Contractantes s'engagent 
à mettre en place des effectifs appropriés et 
en nombre suffisant en vue de l'exercice du 
contrôle et de la surveillance des frontières 
extérieures. 

5. Un niveau équivalent de contrôle est 
exercé aux frontières extérieures. 

Article 7 

Les Parties Contractantes se prêteront 
assistance et assureront une coopération 
étroite et permanente en vue d'une exécu-
tion efficace des contrôles et surveillances. 
Elles procéderont notamment à un échange 
de toutes les informations pertinentes et 
importantes, à l'exclusion des données no-
minatives à caractère individuel, sauf dispo-
sitions contraires de la présente Conven-
tion, à une harmonisation, dans la mesure 
du possible, des instructions données aux 
services chargés des contrôles et à la pro-
motion d'une formation et d'un recyclage 
uniformes du personnel affecté aux 
contrôles. Cette coopération peut prendre la 
forme d'un échange de fonctionnaires de 
liaison. 

Article 8 

Le Comité Exécutif prend les décisions 
nécessaires relatives aux modalités prati-
ques d'application du contrôle et de la sur-
veillance des frontières. 

Chapitre 3 
Visas 

Section 1 

Visas pour les séjours d'une courte durée 

Article 9 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à adopter une politique commune en ce qui 
concerne la circulation des personnes et 
notamment le régime des visas. A cette fin, 
elles se prêtent mutuellement assistance. 
Les Parties Contractantes s'engagent à 
poursuivre d'un commun accord l'harmoni-
sation de leur politique en matière de visas. 

2. S'agissant des Etats tiers dont les res-
sortissants sont soumis à un régime de visa 
commun à toutes les Parties Contractantes 
au moment de la signature de la présente 
Convention ou après celle-ci, ce régime de 
visa ne pourra être modifié que d'un com-
mun accord entre toutes les Parties 
Contractantes. Une Partie Contractante 
peut déroger exceptionnellement au régime 
commun de visa à l'égard d'un Etat tiers, 
pour des motifs impérieux relevant de la 
politique nationale, qui exigent une décision  

aan de controles aan de grensdoorlaatpos-
ten geen aansporing ontstaat. De wijze van 
inrichting van de bewaking wordt in voorko-
mend geval door het Uitvoerend Comité 
vastgesteld. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe voor de uitoefening 
van de grenscontroles en de grensbewa-
king voldoende, gekwalificeerd personeel 
ter beschikking te stellen. 

5. Aan de buitengrenzen wordt een gelijk-
waardig niveau van controle in acht ge-
nomen. 

Artikel 7 

De Overeenkomstsluitende Partijen ver-
lenen elkaar bijstand met het oog op een 
doelmatige uitvoering van de controle- en 
bewakingstaken en werken daartoe voort-
durend nauw samen. Zij wisselen in het 
bijzonder alle relevante en belangrijke infor-
matie uit, met uitzondering van persoons-
gegevens, tenzij in deze Overeenkomst 
anders is bepaald, harmoniseren voor zover 
mogelijk de aan de uitvoerende diensten 
gerichte instructies en streven naar een uni-
forme opleiding en bijscholing van het met 
de controle belaste personeel. Deze 
samenwerking kan de uitwisseling van con-
tactambtenaren inhouden. 

Artikel 8 

Het Uitvoerend Comité neemt de nodige 
beslissingen met betrekking tot de prakti-
sche details van de grenscontrole en de 
grensbewaking. 

Hoofdstuk 3 

Visa 

Afdeling 1 

Visa voor kort verblijf 

Artikel 9 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe een gemeenschappe-
lijk beleid te voeren met betrekking tot het 
personenverkeer en in het bijzonder met 
betrekking tot de visumregeling. Zij verle-
nen elkaar daartoe wederzijdse bijstand. De 
Overeenkomstsluitende Partijen verbinden 
zich ertoe in onderling overleg hun visum-
beleid verder te harmoniseren. 

2. Tegenover derde Staten voor wier 
onderdanen alle Overeenkomstsluitende 
Partijen op het tijdstip van ondertekening 
van deze Overeenkomst een gemeen-
schappelijke visumregeling hebben of op 
een later tijdstip in onderling overleg invoe-
ren, kan deze visumregeling slechts in 
onderling overleg tussen alle Overeen-
komstsluitende Partijen worden gewijzigd. 
Wanneer buitengewone nationale beleids-
overwegingen tot een dringende beslissing 
nopen, kan een Overeenkomstsluitende 
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vermerksregelung gegenüber einem Dritt-
staat abweichen. Sie hat dabei die übrigen 
Vertragsparteien vorab zu konsultieren und 
ihre Interessen bei der Entscheidung und 
den sich hieraus ergebenden Folgen zu 
berücksichtigen. 

Artikel 10 

(1) Es wird ein einheitlicher Sichtvermerk 
eingeführt, der für das Hoheitsgebiet aller 
Vertragsparteien gültig ist. Dieser Sichtver-
merk, dessen Gültigkeitsdauer in Artikel 11 
geregelt wird, kann für einen Aufenthalt von 
bis zu drei Monaten erteilt werden. 

(2) Bis zur Schaffung eines solchen Sicht-
vermerks erkennen die Vertragsparteien die 
jeweiligen nationalen Sichtvermerke an, 
soweit diese auf der Grundlage der in im 
Rahmen der einschlägigen Bestimmungen 
dieses Kapitels festgelegten gemeinsamen 
Voraussetzungen und Kriterien erteilt wer-
den. 

(3) In Abweichung von den Absätzen 1 
und 2 behält sich jede Vertragspartei das 
Recht vor, die Gültigkeit des Sichtvermerks 
auf der Grundlage der im Rahmen der ein-
schlägigen Bestimmungen dieses Kapitels 
festgelegten gemeinsamen Modalitäten 
räumlich zu beschränken. 

Artikel 11 

(1) Der in Artikel 10 eingeführte Sichtver-
merk kann sein: 

a) Ein für eine oder mehrere Einreisen gül-
tiger Sichtvermerk, wobei weder die 
Dauer eines ununterbrochenen Aufent-
halts noch die Gesamtdauer der aufein-
ander folgenden Aufenthalte vom 
Datum der ersten Einreise an gerechnet 
mehr als drei Monate pro Halbjahr 
betragen dürfen; 

b) ein Durchreisesichtvermerk, der seinen 
Inhaber berechtigt, ein, zwei oder aus-
nahmsweise mehrere Male durch das 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien zu 
reisen, um sich in das Hoheitsgebiet 
eines Drittstaates zu begeben, wobei 
die Dauer einer Durchreise fünf Tage 
nicht überschreiten darf. 

(2) Absatz 1 hinde rt  eine Vertragspartei 
nicht, im Bedarfsfall innerhalb des betref-
fenden Halbjahres einen weiteren Sichtver-
merk zu erteilen, der räumlich auf ihr 
Hoheitsgebiet beschränkt ist. 

Artikel 12 

(1) Der in Artikel 10 Absatz 1 eingeführte 
einheitliche Sichtvermerk wird von den 
diplomatischen und konsularischen Vertre- 

urgente. Elle devra préalablement consulter 
les autres Parties Contractantes et, dans sa 
décision, tenir compte de leurs intérêts ainsi 
que des conséquences de cette décision. 

Article 10 

1.II est institué un visa uniforme valable 
pour le territoire de l'ensemble des Parties 
Contractantes. Ce visa, dont la durée de 
validité est régie par l'article 11, peut être 
délivré pour un séjour de trois mois au 
maximum. 

2. Jusqu'à l'instauration d'un tel visa, les 
Parties Contractantes reconnaîtront leurs 
visas nationaux respectifs, pour autant que 
leur délivrance s'effectue sur la base des 
conditions et critères communs déterminés 
dans le cadre des dispositions pertinentes 
du présent Chapitre. 

3. Par dérogation aux dispositions des 
paragraphes 1 et 2, chaque Partie Contrac-
tante se réserve le droit de restreindre la 
validité territoriale du visa selon les moda-
lités communes déterminées dans le cadre 
des dispositions pertinentes du présent 
Chapitre. 

Article 11 

1. Le visa institué à l'article 10 peut être: 

a. un visa de voyage valable pour une ou 
plusieurs entrées, sans que ni la durée 
d'un séjour ininterrompu, ni la durée to-
tale des séjours successifs puissent ex-
céder trois mois par semestre, à comp-
ter de la date de la première entrée; 

b. un visa de transit qui permet à son titu-
laire de transiter une, deux ou excep-
tionnellement plusieurs fois par les terri-
toires des Parties Contractantes pour se 
rendre sur le territoire d'un Etat tiers, 
sans que la durée d'un transit puisse 
dépasser cinq jours. 

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne 
font pas obstacle à ce que, au cours du 
semestre considéré, une Partie Contrac-
tante délivre en cas de besoin, un nouveau 
visa dont la validité sera limitée à son terri-
toire. 

Article 12 

1. Le visa uniforme institué à l'article 10 
paragraphe 1 est délivré par les autorités 
diplomatiques et consulaires des Parties 

Partij, bij wijze van uitzondering, van de 
gemeenschappelijke visumregeling tegen

-

over een derde Staat afwijken. Zij dient met 
de overige Overeenkomstsluitende Partijen 
vooraf in overleg te treden en bij haar be-
slissing en de daaruit voortvloeiende gevol-
gen rekening te houden met de belangen 
van de overige Overeenkomstsluitende 
Partijen. 

Artikel 10 

1. Er wordt een eenvormig visum inge-
steld dat geldig is voor het grondgebied van 
alle Overeenkomstsluitende Partijen. Dit 
visum, waarvan de geldigheidsduur is gere-
geld in artikel 11, kan voor een periode van 
ten hoogste drie maanden worden ver-
leend. 

2. Tot op het tijdstip van invoering van 
een dergelijk visum zullen de Overeen-
komstsluitende Partijen elkaars nationaal 
visum erkennen, voor zover de afgifte daar-
van geschiedt met inachtneming van de 
gemeenschappelijke voorwaarden en crite-
ria, welke bij of krachtens de relevante 
bepalingen van dit Hoofdstuk zijn vastge-
steld. 

3. In afwijking van het bepaalde in de 
Jeden 1 en 2 behoudt iedere Overeen-
komstsluitende Partij zich het recht voor de 
geldigheid van het visum territoriaal te 
beperken met inachtneming van de nadere 
gemeenschappelijke regels, welke bij of 
krachtens de relevante bepalingen van dit 
Hoofdstuk zijn vastgesteld. 

Artikel 11 

1. Het ingevolge artikel 10 ingestelde 
visum kan zijn: 

a. een voor één of meer binnenkomsten 
geldig reisvisum, waarbij, te rekenen 
vanaf de datum van eerste binnen

-komst, noch de duur van een ononder-
broken verblijf, noch de totale duur van 
de achtereenvolgende verblijven meer 
dan drie maanden per zes maanden 
mag bedragen; 

b. een doorreisvisum op grond waarvan de 
houder één, twee of bij wijze van uitzon-
dering verscheidene keren door het 
grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen mag reizen om zich naar 
het grondgebied van een derde Staat te 
begeven, zonder dat de duur van de 
doorreis meer dan vijf dagen mag 
bedragen. 

2. Het bepaalde in lid 1 laat onverlet dat 
een Overeenkomstsluitende Partij in voor-
komend geval in de loop van de desbetref-
fende periode van zes maanden een ander 
visum verleent waarvan de geldigheid is 
beperkt tot haar grondgebied. 

Artikel 12 

1. Het ingevolge artikel 10, lid 1, inge-
stelde eenvormige visum wordt afgegeven 
door de diplomatieke en consulaire autori- 
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tungen und gegebenenfalls von den gemäß 
Artikel 17 festgelegten Behörden der Ver-
tragsparteien erteilt. 

(2) Für die Erteilung dieses Sichtver-
merks ist grundsätzlich die Vertragspartei, 
zuständig, in deren Hoheitsgebiet das 
Hauptreiseziel liegt. Kann dieses Ziel nicht 
bestimmt werden, so obliegt die Ausstellung 
des Sichtvermerks grundsätzlich der diplo-
matischen oder konsularischen Vertretung 
der Vertragspartei der ersten Einreise. 

(3) Der Exekutivausschuß legt die 
Anwendungsmodalitäten und insbesondere 
die Kriterien zur Bestimmung des Haupt-
reiseziels fest. 

Artikel 13 

(1) Es darf kein Sichtvermerk in einem 
abgelaufenen Reisedokument erteilt wer-
den. 

(2) Die Gültigkeitsdauer des Reisedoku-
ments muß die des Sichtvermerks über-
schreiten, wobei die Frist für die Benutzung 
des Sichtvermerks zu berücksichtigen ist. 
Sie muß die Rückreise des Drittausländers 
in seinen Herkunftsstaat oder seine Ein-
reise in einen Drittstaat zulassen. 

Artikel 14 

(1) Es darf kein Sichtvermerk in einem 
Reisedokument erteilt werden, wenn dieses 
für keine der Vertragsparteien gültig ist. Ist 
das Reisedokument lediglich für eine oder 
mehrere Vertragsparteien gültig, so ist der 
erteilte Sichtvermerk auf diese Vertrags-
partei oder diese Vertragsparteien zu 
beschränken. 

(2) Wird das Reisedokument von einer 
oder mehreren Vertragsparteien nicht als 
gültig anerkannt, so kann ein Sichtvermerk 
in Form einer Genehmigung, die als Sicht-
vermerk gilt, erteilt werden. 

Artikel 15 

Grundsätzlich dürfen Sichtvermerke nach 
Artikel 10 nur einem Drittausländer erteilt 
werden, der die in Artikel 5 Absatz 1 Buch-
staben a, c, d und e aufgeführten Einreise-
voraussetzungen erfüllt. 

Artikel 16 

Hält eine Vertragspartei es für notwendig, 
aus einem der in Artikel 5 Absatz 2 genann-
ten Gründe von dem in Artikel 15 festge-
schriebenen Grundsatz abzuweichen und 
einem Drittausländer, der nicht sämtliche in 
Artikel 5 Absatz 1 vorgesehenen Einreise-
voraussetzungen erfüllt, einen Sichtver-
merk zu erteilen, wird die räumliche Gültig-
keit dieses Sichtvermerks auf das Hoheits-
gebiet dieser Vertragspartei, die die ande-
ren Vertragsparteien davon benachrichti-
gen muß, beschränkt. 

Contractantes et, le cas échéant, par les 
autorités des Parties Contractantes dési-
gnées dans le cadre de l'article 17. 

2. La Partie Contractante compétente 
pour la délivrance de ce visa est en principe 
celle de la destination principale. Si celle-ci 
ne peut être déterminée, la délivrance du 
visa incombe en principe au poste diploma-
tique ou consulaire de la Partie Contrac-
tante de première entrée. 

3. Le Comité Exécutif précise les moda-
lités d'application et notamment les critères 
de détermination de la destination princi-
pale. 

Article 13 

1. Aucun visa ne peut être apposé dans 
un document de voyage si celui-ci est pé-
rimé. 

2. La durée de validité du document de 
voyage doit être supérieure à celle du visa, 
compte tenu du délai d'utilisation de celui-ci. 
Elle doit permettre le retour de l'étranger 
dans son pays d'origine ou son entrée dans 
un pays tiers. 

Article 14 

1. Aucun visa ne peut être apposé dans 
un document de voyage si celui-ci n'est 
valable pour aucune des Parties Contrac-
tantes. Si le document de voyage n'est vala-
ble que pour une ou plusieurs Parties 
Contractantes, le visa à apposer sera limité 
à cette ou à ces Parties Contractantes. 

2. Dans le cas où le document de voyage 
n'est pas reconnu comme valable par une 
ou plusieurs des Parties Contractantes, le 
visa peut être délivré sous la forme d'une 
autorisation tenant lieu de visa. 

Article 15 

En principe, les visas mentionnés à l'arti-
cle 10 ne peuvent être délivrés que si l'é-
tranger satisfait aux conditions d'entrée 
fixées à l'article 5 paragraphe 1, points a, c, 
d et e. 

Article 16 

Si une Partie Contractante estime néces-
saire de déroger, pour l'un des motifs énu-
mérés à l'article 5 paragraphe 2, au principe 
défini à l'article 15, en délivrant un visa à un 
étranger qui ne remplit pas l'ensemble des 
conditions d'entrée visées à l'article 5 para-
graphe 1, la validité de ce visa sera limitée 
au territoire de cette Partie Contractante qui 
devra en avertir les autres Parties Contrac-
tantes. 

teiten van de Overeenkomstsluitende Par-
tijen en, in voorkomend geval, door de bij of 
krachtens het bepaalde in artikel 17 aange-
wezen autoriteiten van de Overeenkomst-
sluitende Partijen. 

2. De voor afgifte van dit visum bevoegde 
Overeenkomstsluitende Partij is in beginsel 
de Overeenkomstsluitende Partij op wier 
grondgebied het hoofdreisdoel is gelegen. 
Kan dit doel niet worden bepaald, dan is in 
beginsel de diplomatieke of consulaire post 
van de Overeenkomstsluitende Partij van 
eerste binnenkomst voor de visumafgifte 
bevoegd. 

3. Het Uitvoerend Comité stelt de wijze 
van toepassing en in het bijzonder de crite-
ria ter bepaling van het hoofdreisdoel vast. 

Artikel 13 

1. Geen enkel visum mag worden aange-
bracht in een reisdocument waarvan de gel-
digheidsduur is verstreken. 

2. De geldigheidsduur van het reisdocu-
ment moet langer zijn dan die van het 
visum, rekening houdend met de gebruiks-
termijn daarvan. Op grond daarvan moet de 
vreemdeling naar zijn land van oorsprong 
kunnen terugkeren of zich naar een derde 
Staat kunnen begeven. 

Artikel 14 

1. Er mag geen visum worden aange-
bracht in een reisdocument indien dit voor 
Been der Overeenkomstsluitende Partijen 
geldig is. Is het reisdocument slechts voor 
één of meer Overeenkomstsluitende Par-
tijen geldig, dan dient de geldigheid van het 
aan te brengen visum tot deze Overeen-
komstsluitende Partij of Partijen te worden 
beperkt. 

2. Indien het reisdocument door één of 
meer Overeenkomstsluitende Partijen niet 
als "geldig reisdocument" is erkend, kan het 
visum worden afgegeven in de vorm van 
een visumverklaring. 

Artikel 15 

De visa als bedoeld in artikel 10 mogen in 
beginsel slechts worden afgegeven, voor 
zover de vreemdeling aan de in artikel 5, lid 
1, onder a., c., d. en e., gestelde voorwaar-
den voor binnenkomst voldoet. 

Artikel 16 

Indien een Overeenkomstsluitende Partij 
het om één van de in artikel 5, lid 2, ge-
noemde redenen noodzakelijk acht om of te 
wijken van het in artikel 15 neergelegde 
beginsel en aan een vreemdeling die niet 
aan alle in artikel 5, lid 1, genoemde voor-
waarden voor binnenkomst voldoet, een 
visum te verlenen, wordt de geldigheid van 
dit visum territoriaal beperkt tot het grond-
gebied van deze Partij, die de overige Over-
eenkomstsluitende Partijen hiervan in ken-
nis dient te stellen. 
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Artikel 17 

(1) Der Exekutivausschuß legt gemein-
same Regelungen für die Prüfung der Sicht-
vermerksanträge fest, achtet auf deren rich-
tige Anwendung und paßt sie an neue 
Situationen und Umstände an. 

(2) Der Exekutivausschuß legt darüber 
hinaus die Fälle fest, in denen die Erteilung 
eines Sichtvermerks von der Konsultation 
der zentralen Behörde der betroffenen Ver-
tragspartei und gegebenenfalls von der 
Konsultation der zentralen Behörden der 
anderen Vertragsparteien abhängig ist. 

(3) Der Exekutivausschuß trifft ferner die 
erforderlichen Entscheidungen in bezug auf 
die nachstehenden Punkte: 

a) Sichtvermerksfähige Reisedokumente; b)

für die Sichtvermerkserteilung zustän-
dige Instanzen; 

c)

Voraussetzungen für die Sichtvermerks-
erteilung an der Grenze; 

d)

Form, Inhalt, Gültigkeitsdauer der Sicht-
vermerke und für ihre Ausstellung ein-
zuziehende Gebühren; 

e)

Voraussetzungen für die Verlängerung 
und Verweigerung der nach Buchstabe 
c und d erteilten Sichtvermerke unter 
Berücksichtigung der Interessen aller 
Vertragsparteien; 

f)

Modalitäten der räumlichen Beschrän-
kung des Sichtvermerks; 

g)

Grundsätze für die Erstellung einer 
gemeinsamen Liste von zur Einreisever-
weigerung ausgeschriebenen Drittaus-
ländern, unbeschadet des Artikels 96. 

Abschnitt 2 

Sichtvermerke 
für einen längerfristigen Aufenthalt 

Artikel 18 

Die Sichtvermerke für einen Aufenthalt 
von mehr als drei Monaten sind nationale 
Sichtvermerke, die von jeder Vertragspartei 
nach Maßgabe ihres nationalen Rechts 
erteilt werden. Ein solcher Sichtvermerk 
berechtigt den Inhaber, durch das Hoheits-
gebiet der anderen Vertragsparteien zu rei-
sen, um sich in das Hoheitsgebiet der Ver-
tragspartei zu begeben, die den Sichtver-
merk ausgestellt hat, es sei denn, er erfüllt 
die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, d 
und e aufgeführten Einreisevoraussetzun-
gen nicht oder er steht auf der nationalen 
Ausschreibungsliste der Vertragspartei, 
durch deren Hoheitsgebiet die Durchreise 
begehrt  wird. 

Article 17 

1. Le Comité Exécutif arrête des règles 
communes pour l'examen des demandes 
de visa, veille à leur application correcte et 
les adapte aux nouvelles situations et cir-
constances. 

2. Le Comité Exécutif précise en outre les 
cas dans lesquels la délivrance d'un visa 
est subordonnée à la consultation de l'auto-
rité centrale de la Partie Contractante sai-
sie, ainsi que, le cas échéant, des autorités 
centrales des autres Parties Contractantes. 

3. Le Comité Exécutif prend en outre les 
décisions nécessaires concernant les 
points suivants: 

a. les documents de voyage qui peuvent 
être revêtus d'un visa; 

b. les instances chargées de la délivrance 
des visas; 

c. les conditions de délivrance de visas à 
la frontière; 

d. la forme, le contenu, la durée de validité 
des visas et les droits à percevoir pour 
leur délivrance; 

e. les conditions de prolongation et de re-
fus des visas mentionnés aux points c et 
d, dans le respect des intérêts de l'en-
semble des • Parties Contractantes; 

f. les modalités de limitation de la validité 
territoriale des visas; 

g. les principes d'élaboration d'une liste 
commune des étrangers signalés aux 
fins de non-admission, sans préjudice 
de l'article 96. 

Section 2 

Visas pour des séjours de longue durée 

Article 18 

Les visas pour un séjour de plus de trois 
mois sont des visas nationaux délivrés par 
l'une des Parties Contractantes selon sa 
propre législation. Un tel visa permet à son 
titulaire de transiter par le territoire des au-
tres Parties Contractantes en vue de se 
rendre sur le territoire de la Partie Contrac-
tante qui a délivré le visa, sauf s'il ne satis-
fait pas aux conditions d'entrée visées à 
l'article 5, paragraphe 1, points a., d. et e. 
ou s'il figure sur la liste de signalement 
nationale de la Partie Contractante par le 
territoire de laquelle le transit est souhaité. 

Artikel 17 

1. Het Uitvoerend Comité stelt gemeen-
schappelijke regels vast voor de behande-
ling van visumaanvragen, ziet toe op een 
juiste toepassing van deze regels en past 
deze aan gewijzigde situaties en omstan-
digheden aan. 

2. Het Uitvoerend Comité bepaalt voorts 
de gevallen waarin de afgifte van een visum 
afhankelijk is van raadpleging van de cen-
trale autoriteit van de betrokken Overeen-
komstsluitende Partij en, in voorkomend 
geval, van de raadpleging van de centrale 
autoriteiten van de overige Overeenkomst-
sluitende Partijen. 

3. Het Uitvoerend Comité neemt daaren-
boven de nodige beslissingen betreffende 
onderstaande punten: 

a. de reisdocumenten waarin een visum 
kan worden aangebracht; 

b. de met de visumverlening belaste 
instantes; 

c. de voorwaarden voor visumverlening 
aan de grens; 

d. de vorm, de inhoud, de geldigheidsduur 
van de visa en de aan de verlening 
daarvan verbonden legeskosten; 

e. de voorwaarden voor verlenging en wei-
gering van de onder c. en d. bedoelde 
visa, met inachtneming van de belangen 
van alle Overeenkomstsluitende Par-
tijen; 

f. de wijzen waarop de geldigheid van de 
visa territoriaal wordt beperkt; 

g. de beginselen, welke ten grondslag lig-
gen aan de opstelling van een gemeen-
schappelijke lijst van ter fine van weige-
ring van toegang gesignaleerde vreem-
delingen, onverminderd het bepaalde in 
artikel 96. 

Afdeling 2 

Visa 
voor verblijf van langere duur 

Artikel 18 

De visa voor een verblijf van langer dan 
drie maanden zijn nationale visa welke door 
iedere Overeenkomstsluitende Partij over-
eenkomstig de eigen wetgeving worden 
afgegeven. Een dergelijk visum geeft de 
houder daarvan het recht over het grondge-
bled van de overige Overeenkomstslui-
tende Partijen door te reizen, ten einde zich 
te begeven naar het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partij die het visum 
heeft verleend, tenzij hij niet kan voldoen 
aan de in artikel 5, lid 1, onder a., d. en e. 
bedoelde voorwaarden voor binnenkomst, 
of gesignaleerd staat op de nationale signa

-leringslijst van de Overeenkomstsluitende 
Partij over wier grondgebied hij wenst door 
te reizen. 
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Kapitel 4 
Voraussetzungen für den Reiseverkehr 

von Drittausländern 

Artikel 19 

(1) Drittausländer, die Inhaber eines ein-
heitlichen Sichtvermerks sind und recht-
mäßig in das Hoheitsgebiet einer der Ver-
tragsparteien eingereist sind, können sich 
während der Gültigkeitsdauer des Sichtver-
merks und soweit sie die in Artikel 5 Ab-
satz 1 Buchstaben a, c, d und e aufgeführ-
ten Einreisevoraussetzungen erfüllen, frei in 
dem Hoheitsgebiet aller Vertragsparteien 
bewegen. 

(2) Bis zur Schaffung des einheitlichen 
Sichtvermerks können sich Drittausländer, 
die Inhaber eines von einer dieser Vertrags-
parteien ausgestellten Sichtvermerks sind 
und rechtmäßig in das Hoheitsgebiet einer 
dieser Vertragsparteien eingereist . sind, 
während der Gültigkeitsdauer des Sichtver-
merks, jedoch höchstens bis zu drei Mona-
ten vom Datum der ersten Einreise an und 
soweit sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchsta-
ben a, c, d und e aufgeführten Einreisevor-
aussetzungen erfüllen, frei in dem Hoheits-
gebiet aller Vertragsparteien bewegen. 

(3) Absätze 1 und 2 finden keine Anwen-
dung auf Sichtvermerke, deren Gültigkeit 
nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Kapitels 3 dieses Titels räumlich beschränkt 
ist. 

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels 
gelten unbeschadet des Artikels 22. 

Artikel 20 

(1) Sichtvermerksfreie Drittausländer 
können sich in dem Hoheitsgebiet der Ver-
tragsparteien frei bewegen, höchstens 
jedoch drei Monate innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten von dem Datum der ersten 
Einreise an und soweit sie die in Artikel 5 
Absatz 1 Buchstaben a, c, d und e aufge-
führten Einreisevoraussetzungen erfüllen. 

(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht jeder 
Vertragspartei, den Aufenthalt eines Dritt-
ausländers in ihrem Hoheitsgebiet in Aus-
nahmefällen oder in Anwendung der 
Bestimmungen eines bilateralen Abkom-
mens, das bereits vor dem Inkrafttreten die-
ses Übereinkommens zustandegekomme-
nen ist, über drei Monate hinaus zu verlän-
gern. 

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels 
gelten unbeschadet des Artikels 22. 

Artikel 21 

(1) Drittausländer, die Inhaber eines gülti-
gen, von einer der Vertragsparteien ausge-
stellten Aufenthaltstitels sind, können sich 
aufgrund dieses Dokuments und eines gülti-
gen Reisedokuments höchstens bis zu drei 
Monaten frei im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragsparteien bewegen, soweit sie die in 

Chapitre 4 
Conditions de circulation des étrangers 

Article 19 

1. Les étrangers titulaires d'un visa uni-
forme qui sont entrés régulièrement sur le 
territoire de l'une des Parties Contractantes 
peuvent circuler librement sur le territoire de 
l'ensemble des Parties Contractantes pen-
dant la durée de validité du visa, pour autant 
qu'ils remplissent les conditions d'entrée vi-
sées à l'article 5, paragraphe 1, points a, c, 
d et e. 

2. Jusqu'à l'instauration du visa uniforme, 
les étrangers titulaires d'un visa délivré par 
une des Parties Contractantes, qui sont en-
trés régulièrement sur le territoire de l'une 
d'elles, peuvent circuler librement sur le ter-
ritoire de l'ensemble des Parties Contrac-
tantes pendant la durée de validité du visa 
et au maximum pendant trois mois à comp-
ter de la date de la première entrée, pour 
autant qu'ils remplissent les conditions 
d'entrée visées à l'article 5, paragraphe 1, 
points a, c, d et e. 

3. Les paragraphes 1 et 2 ne s'appliquent 
pas aux visas dont la validité fait l'objet 
d'une limitation territoriale conformément 
aux dispositions du Chapitre 3 du présent 
Titre. 

4. Les dispositions du présent article 
s'appliquent sans préjudice des dispositions 
de l'article 22. 

Article 20 

1. Les étrangers non soumis à l'obligation 
de visa peuvent circuler librement sur les 
territoires des Parties Contractantes pen-
dant une durée maximale de trois mois au 
cours d'une période de six mois à compter 
de la date de première entrée, pour autant 
qu'ils remplissent les conditions d'entrée vi-
sées à l'article 5, paragraphe 1, points a, c, 
d et e. 

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne 
font pas obstacle au droit de chaque Partie 
Contractante de prolonger au-delà de trois 
mois le séjour d'un étranger sur son terri-
toire dans des circonstances exception-
nelles ou par application des dispositions 
d'un accord bilatéral conclu antérieurement 
à l'entrée en vigueur de la présente 
Convention. 

3. Les dispositions du présent article 
s'appliquent sans préjudice des dispositions 
de l'article 22. 

Article 21 

1. Les étrangers titulaires d'un titre de 
séjour délivré par une des Parties Contrac-
tantes peuvent, sous le couvert de ce titre 
ainsi que d'un document de voyage, ces 
documents étant en cours de validité, circu-
ler librement pendant une période de trois 
mois au maximum sur le territoire des au- 

Hoofdstuk 4 
Voorwaarden voor reisverkeer 

van vreemdelingen 

Artikel 19 

1. Vreemdelingen die houder zijn van een 
eenvormig visum en die het grondgebied 
van één der Overeenkomstsluitende Par-
tijen op regelmatige wijze zijn binnengeko-
men, mogen zich, zolang het visum geldig is 
en voor zover zij aan de in artikel 5, lid 1, 
onder a., c., d. en e., bedoelde voorwaarden 
voor binnenkomst voldoen, op het grondge-
bied van alle Overeenkomstsluitende Par-
tijen vrij verplaatsen. 

2. Tot op het tijdstip van instelling van het 
eenvormige visum mogen vreemdelingen 
die houder zijn van een door één van deze 
Partijen verleend visum en die het grondge-
bied van één van deze Partijen op regelma-
tige wijze zijn binnengekomen, zolang het 
visum geldig is en voor ten hoogste drie 
maanden te rekenen vanaf de datum van de 
eerste binnenkomst, zich op het grondge-
bied van alle Overeenkomstsluitende Par-
tijen vrij verplaatsen, voor zover zij voldoen 
aan de in artikel 5, lid 1, onder a., c., d. en 
e., bedoelde voorwaarden voor binnen-
komst. 

3. Het bepaalde in de leden 1 en 2 is niet 
van toepassing op visa waarvan de geldig-
held territoriaal is beperkt overeenkomstig 
de bepalingen van Hoofdstuk 3 van deze 
Titel. 

4. Het bepaalde in dit artikel geldt onver-
minderd het bepaalde in artikel 22. 

Artikel 20 

1. Vreemdelingen die niet aan de visum-
plicht zijn onderworpen, mogen zich voor de 
duur van ten hoogste drie maanden binnen 
een periode van zes maanden, gerekend 
vanaf de datum van eerste binnenkomst, op 
het grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen vrij verplaatsen, voor zover 
zij voldoen aan de in artikel 5, lid 1, onder a., 
c., d. en e., bedoelde voorwaarden voor 
binnenkomst. 

2. Het bepaalde in lid 1 doet geen afbreuk 
aan het recht van iedere Overeenkomst-
sluitende Partij om in bijzondere omstandig-
heden of krachtens de bepalingen van een 
vóór de inwerkingtreding van deze Over-
eenkomst gesloten bilaterale overeenkomst 
de verblijfstermijn van drie maanden van 
een vreemdeling op haar grondgebied te 
verlengen. 

3. Het bepaalde in dit artikel geldt onver-
minderd het bepaalde in artikel 22. 

Artikel 21 

1. Vreemdelingen die houder zijn van een 
geldige, door één der Overeenkomstslui-
tende Partijen afgegeven verblijfstitel, 
mogen zich gedurende een periode van ten 
hoogste drie maanden op grond van deze 
titel en van een geldig reisdocument vrij 
verplaatsen op het grondgebied van de 



Drucksache 12/2453 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, c und e 
aufgeführten Einreisevoraussetzungen 
erfüllen und nicht auf der nationalen Aus-
schreibungsliste der betroffenen Vertrags-
partei stehen. 

(2) Das gleiche gilt für Drittausländer, die 
Inhaber eines von einer der Vertrags-
parteien ausgestellten vorläufigen Aufent-
haltstitels und eines von dieser Vertragspar-
tei ausgestellten Reisedokuments sind. 

(3) Die Vertragsparteien übermitteln dem 
Exekutivausschuß die Liste der Dokumente, 
die sie als Aufenthaltserlaubnis oder vorläu-
figen Aufenthaltstitel und als Reisedoku-
ment im Sinne dieses Artikels ausstellen. 

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels 
gelten unbeschadet des Artikels 22. 

Artikel 22 

(1) Drittausländer, die rechtmäßig in das 
Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien 
eingereist sind, sind verpflichtet, unter den 
Voraussetzungen, die von jeder Vertrag-
spartei festgelegt werden, sich bei den 
zuständigen Behörden der Vertragspartei 
zu melden, in deren Hoheitsgebiet sie ein-
reisen. Die Anzeige kann nach Wahl jeder 
Vertragspartei entweder bei der Einreise 
oder, innerhalb einer Frist von drei Arbeits-
tagen von dem Einreisedatum an, im 
Landesinnern erfolgen. 

(2) Drittausländer, die im Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei ansässig sind und sich 
in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertrags-
partei begeben, unterliegen der Melde-
pflicht nach Absatz 1. 

(3) Die Ausnahmen von Absatz 1 und 2 
werden von jeder Vertragspartei festgelegt 
und dem Exekutivausschuß mitgeteilt. 

Artikel 23 

(1) Der Drittausländer, der die im Hoheits-
gebiet einer der Vertragsparteien geltenden 
Voraussetzungen für einen kurzen Aufent-
halt nicht oder nicht mehr erfüllt, hat grund-
sätzlich unverzüglich das Hoheitsgebiet der 
Vertragsparteien zu verlassen. 

(2) Verfügt der Drittausländer über eine 
von einer anderen Vertragspartei ausge-
stellte gültige Aufenthaltserlaubnis oder 
über einen von einer anderen Vertragspar-
tei ausgestellten vorläufigen Aufenthaltsti-
tel, so hat er sich unverzüglich in das 
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei zu 
begeben. 

(3) Soweit die freiwillige Ausreise eines 
solchen Drittausländers nicht erfolgt oder 
angenommen werden kann, daß diese Aus-
reise nicht erfolgen wird, oder soweit die 
sofortige Ausreise des Drittausländers aus 

tres Parties Contractantes, pour autant 
qu'ils remplissent les conditions d'entrée vi-
sées à l'article 5, paragraphe 1, points a, c 
et e et qu'ils ne figurent pas sur la liste de 
signalement nationale de la Partie Contrac-
tante concernée. 

2. Le paragraphe 1 s'applique également 
aux étrangers titulaires d'une autorisation 
provisoire de séjour, délivrée par l'une des 
Parties Contractantes et d'un document de 
voyage délivré par cette Partie Contrac-
tante. 

3. Les Parties Contractantes communi-
quent au Comité Exécutif la liste des docu-
ments qu'ils délivrent valant titre de séjour 
ou autorisation provisoire de séjour et docu-
ment de voyage au sens du présent article. 

4. Les dispositions du présent article 
s'appliquent sans préjudice des dispositions 
de l'article 22. 

Article 22 

1. Les étrangers entrés régulièrement sur 
le territoire d'une des Parties Contractantes 
sont tenus de se déclarer, dans les condi-
tions fixées par chaque Partie Contractante, 
aux autorités compétentes de la Partie 
Contractante sur le territoire de laquelle ils 
pénètrent. Cette déclaration peut être sous-
crite au choix de chaque Partie Contrac-
tante, soit à l'entrée, soit, dans un délai de 
trois jours ouvrables à partir de l'entrée, à 
l'intérieur du territoire de la Partie Contrac-
tante sur lequel ils pénètrent. 

2. Les étrangers résidant sur le territoire 
de l'une des Parties Contractantes et qui se 
rendent sur le territoire d'une autre Partie 
Contractante sont astreints à l'obligation de 
déclaration visée au paragraphe 1. 

3. Chaque Partie Contractante arrête les 
exceptions aux dispositions des para-
graphes 1 et 2 et les communique au Co-
mité Exécutif. 

Article 23 

1. L'étranger qui ne remplit pas ou ne 
remplit plus les conditions de court séjour 
applicables sur le territoire de l'une des 
Parties Contractantes doit en principe quit-
ter sans délai les territoires des Parties 
Contractantes. 

2. L'étranger qui dispose d'un titre de 
séjour ou d'une autorisation de séjour provi-
soire en cours de validité délivrés par une 
autre Partie Contractante, doit se rendre 
sans délai sur le territoire de cette Partie 
Contractante. 

3. Lorsque le départ volontaire d'un tel 
étranger n'est pas effectué ou lorsqu'il peut 
être présumé que ce départ n'aura pas lieu 
ou si le départ immédiat de l'étranger s'im-
pose pour des motifs relevant de la sécurité 

overige Overeenkomstsluitende Partijen, 
voor zover zij voldoen aan de in artikel 5, lid 
1, onder a., c. en e., bedoelde voorwaarden 
voor binnenkomst, en niet gesignaleerd 
staan op de nationale signaleringslijst van 
de betrokken Overeenkomstsluitende Partij. 

2. Het bepaalde in lid 1 is eveneens van 
toepassing op vreemdelingen die houder 
zijn van een door één der Overeenkomst-
sluitende Partijen afgegeven tijdelijke ver-
blijfsinstemming en van een door die Partij 
afgegeven reisdocument. 

3. De Overeenkomstsluitende Partijen 
doen het Uitvoerend Comité mededeling 
van de lijst van documenten, welke zij als 
verblijfstitel of tijdelijke verblijfsinstemming, 
dan wel als reisdocument in de zin van dit 
artikel afgeven. 

4. Het bepaalde in dit artikel geldt onver-
minderd het bepaalde in artikel 22. 

Artikel 22 

1. Vreemdelingen die op regelmatige 
wijze op het grondgebied van een Overeen-
komstsluitende Partij zijn binnengereisd, 
dienen zich onder de door jeder van de 
Overeenkomstsluitende Partijen vastge-
stelde voorwaarden aan te melden bij de 
bevoegde autoriteiten van de Overeen-
komstsluitende Partij op wier grondgebied 
zij binnenkomen. Deze aanmelding kan 
naar keuze van elke Overeenkomstslui-
tende Partij hetzij bij binnenkomst, hetzij 
binnen drie werkdagen te rekenen vanaf de 
datum van binnenkomst, in het binnenland 
geschieden. 

2. Vreemdelingen die op het grondgebied 
van één der Overeenkomstsluitende Par-
tijen verblijven en zich naar het grondgebied 
van één der overige Overeenkomstslui-
tende Partijen begeven, dienen aan de in 
lid 1 neergelegde verplichting te voldoen. 

3. Uitzonderingen op het bepaalde in de 
Jeden 1 en 2 worden door iedere Overeen-
komstsluitende Partij vastgesteld en ter 
kerinis gebracht van het Uitvoerend Comité. 

Artikel 23 

1. De vreemdeling die niet of niet meer 
voldoet aan de op het grondgebied van één 
der Overeenkomstsluitende Partijen gel-
dende voorwaarden inzake kort verblijf, 
dient in beginsel het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partijen onverwijld 
te verlaten. 

2. Wanneer een vreemdeling over een 
geldige verblijfstitel of tijdelijke verblijfsin-
stemming van een andere Overeenkomst-
sluitende Partij beschikt, dient hij zich 
onverwijld naar het grondgebied van die 
Overeenkomstsluitende Partij te begeven. 

3. Indien het vrijwillige vertrek van de 
vreemdeling niet plaatsvindt of indien een 
vermoeden bestaat dat dit vertrek niet zal 
plaatsvinden of indien het onmiddellijke ver

-

trek van de vreemdeling om redenen van 
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Gründen der nationalen Sicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung geboten ist, muß der 
Drittausländer nach Maßgabe des nationa-
len Rechts aus dem Hoheitsgebiet der Ver-
tragspartei abgeschoben werden, in dem er 
aufgegriffen wurde. Ist die Abschiebung 
nach nationalem Recht nicht zulässig, so 
kann die betroffene Vertragspartei dem 
Drittausländer den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet gestatten. 

(4) Der betroffene Drittausländer kann in 
seinen Herkunftsstaat oder in einen ande-
ren Staat, in dem seine Zulassung insbe-
sondere nach Maßgabe der einschlägigen 
Bestimmungen der zwischen den Vertrag-
sparteien geschlossenen Rückübernahme-
abkommen möglich ist, abgeschoben wer-
den. 

(5) Die nationalen asylrechtlichen Bestim-
mungen, die Bestimmungen der Genfer 
Konvention vom 28. Juli 1951 über den 
Flüchtlingsstatus in der Fassung des Proto-
kolls von New York vom 31. Januar 1967, 
sowie Absatz 2 dieses Artikels und Arti-
kel 33 Absatz 1 dieses Übereinkommens 
bleiben von den Bestimmungen des Absat-
zes 4 unberührt. 

Artikel 24 

Vorbehaltlich der durch den Exekutivaus-
schuß zu bestimmenden geeigneten prakti-
schen Kriterien und Modalitäten gleichen 
die Vertragsparteien die finanziellen 
Ungleichgewichte, die infolge der in Arti-
kel 23 vorgesehenen Abschiebungsver-
pflichtung entstehen, untereinander aus, 
wenn diese Abschiebung nicht auf Kosten 
des Drittausländers vorgenommen werden 
kann. 

Kapitel 5 
Aufenthaltstitel und Ausschreibung 

zur Einreiseverweigerung 

Artikel 25 

(1) Beabsichtigt eine Vertragspartei, 
einem zur Einreiseverweigerung ausge-
schriebenen Drittausländer einen Aufent-
haltstitel zu erteilen, so konsultiert sie vorab 
die ausschreibende Vertragspartei und 
berücksichtigt deren Interessen; der Aufent-
haltstitel wird nur bei Vorliegen von gewich-
tigen Gründen erteilt, insbesondere wegen 
humanitärer Erwägungen oder infolge inter-
nationaler Verpflichtungen. 

Wird der Aufenthaltstitel erteilt, so zieht die 
ausschreibende Vertragspartei die Aus-
schreibung zurück, wobei es ihr unbenom-
men bleibt, den betroffenen Drittausländer 
in die nationale Ausschreibungsliste aufzu-
nehmen. 

(2) Stellt sich heraus, daß der Drittauslän-
der, der über einen von einer der Vertrags-
parteien erteilten gültigen Aufenthaltstitel 
verfügt, zum Zwecke der Einreiseverweige- 

nationale ou de l'ordre public, l'étranger doit 
être éloigné du territoire de la Partie 
Contractante sur lequel il a été appréhendé, 
dans les conditions prévues par le droit 
national de cette Partie Contractante. Si 
l'application de ce droit ne permet pas l'éloi-
gnement, la Partie Contractante concernée 
peut admettre l'intéressé au séjour sur son 
territoire. 

4. L'éloignement peut être réalisé du terri-
toire de cet Etat vers le pays d'origine de 
cette personne ou tout autre Etat dans le-
quel son admission est possible, notam-
ment en application des dispositions perti-
nentes des accords de réadmission conclus 
par les Parties Contractantes. 

5. Les dispositions du paragraphe 4 ne 
font pas obstacle aux dispositions natio-
nales relatives au droit d'asile ni à l'applica-
tion de la Convention de Genève du 28 
juillet 1951 relative au statut des réfugiés, 
telle qu'amendée par le Protocole de New 
York du 31 janvier 1967 ni aux dispositions 
du paragraphe 2 du présent article et de 
l'article 33 paragraphe 1 de la présente 
Convention. 

Article 24 

Sous réserve de la définition par le Co-
mité Exécutif des critères et modalités prati-
ques appropriés, les Parties Contractantes 
compensent entre elles les déséquilibres 
financiers qui peuvent résulter de l'obliga-
tion d'éloignement prévue à l'article 23 lors-
que cet éloignement ne peut se réaliser aux 
frais de l'étranger. 

Chapitre 5 

Titres de séjour et signalement 
aux fins de non-admission 

Article 25 

1. Lorsqu'une Partie Contractante envi-
sage de délivrer un titre de séjour à un 
étranger qui est signalé aux fins de non-
admission, elle consulte au préalable la 
Partie Contractante signalante et prend en 
compte les intérêts de celle-ci; le titre de 
séjour ne sera délivré que pour des motifs 
sérieux, notamment d'ordre humanitaire ou 
résultant d'obligations internationales. 

Si le titre de séjour est délivré, la Partie 
Contractante signalante procède au retrait 
du signalement, mais peut cependant ins-
crire cet étranger sur sa liste nationale de 
signalement. 

2. Lorsqu'il apparaît qu'un étranger titu-
laire d'un titre de séjour en cours de validité 
délivré par l'une des Parties Contractantes 
est signalé aux fins de non-admission, la 

openbare orde of nationale veiligheid gebo-
den is, dient de vreemdeling overeenkom-
stig de in de nationale wetgeving van die 
Partij neergelegde voorwaarden te worden 
verwijderd van het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partij waar hij werd 
aangehouden. Indien verwijdering inge-
volge de wet niet is toegestaan, kan die 
Partij de betrokken vreemdeling verblijf 
toestaan op haar grondgebied. 

4. Deze verwijdering kan geschieden 
naar het land van herkomst van de vreem-
deling of naar enig ander land waar diens 
toelating mogelijk is, in het bijzonder inge-
volge de relevante bepalingen van de door 
de Overeenkomstsluitende Partijen geslo-
ten terugname-overeenkomsten. 

5. Het bepaalde in lid 4 doet geen afbreuk 
aan de nationale bepalingen inzake het 
asielrecht, de bepalingen van het Verdrag 
van Genève van 28 juli 1951 betreffende de 
status van vluchtelingen, zoals gewijzigd bij 
het Protocol van New York van 31 januari 
1967, alsmede het bepaalde in lid 2 van dit 
artikel en in artikel 33, lid 1, van deze Over-
eenkomst. 

Artikel 24 

Onder voorbehoud van de door het Uit-
voerend Comité te bepalen passende crite-
ria en praktische regelingen, compenseren 
de Overeenkomstsluitende Partijen onder-
ling het financiële onevenwicht dat uit de in 
artikel 23 bedoelde verplichte verwijdering 
voortvloeit, wanneer deze verwijdering niet 
op kosten van de vreemdeling kan geschie-
den. 

Hoofdstuk 5 

Verblijfstitels en signalering 
ter fine van weigering 

Artikel 25 

1 Wanneer een Overeenkomstsluitende 
Partij overweegt een verblijfstitel of te geven 
aan een ter fine van weigering gesigna-
leerde vreemdeling, treedt zij vooraf in over-
leg met de signalerende Overeenkomstslui-
tende Partij en houdt zij rekening met de 
belangen van deze Partij; de verblijfstitel 
wordt slechts om ernstige redenen, in het 
bijzonder uit humanitaire overwegingen of 
ingevolge internationale verplichtingen, 
afgegeven. 

Wanneer de verblijfstitel wordt afgegeven, 
gaat de signalerende Overeenkomstslui-
tende Partij over tot intrekking van de signa

-lering, doch kan zij de vreemdeling op haar 
nationale signaleringslijst opnemen. 

2. Wanneer blijkt dat een vreemdeling die 
houder is van een door één der Overeen-
komstsluitende Partijen afgegeven geldige 
verblijfstitel, ter fine van weigering is gesi- 
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rung ausgeschrieben ist, konsultiert die aus-
schreibende Vertragspartei die Vertrags-
partei, die den Aufenthaltstitel erteilt hat, um 
zu prüfen, ob ausreichende Gründe für die 
Einziehung des Aufenthaltstitels vorliegen. 

Wird der Aufenthaltstitel nicht eingezogen, 
so zieht die ausschreibende Vertragspartei 
die Ausschreibung zurück, wobei es ihr 
unbenommen bleibt, den betroffenen Dritt-
ausländer in die nationale Ausschreibungs-
liste aufzunehmen. 

Kapitel 6 

Weitere Maßnahmen 

Artikel 26 

(1) Vorbehaltlich der Verpflichtungen, die 
sich aus der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 über den Flüchtlingsstatus in der 
Fassung des Protokolls von New York vom 
31. Januar 1967 ergeben, verpflichten sich 
die Vertragsparteien, die nachstehenden 
Regelungen in ihre nationalen Rechtsvor-
schriften aufzunehmen: 

a) Wird einem Drittausländer die Einreise 
in das Hoheitsgebiet einer der Vertrags-
parteien verweigert, so ist der Beförde-
rungsunternehmer, der ihn auf dem 
Luft-, See- oder Landweg bis an die 
Außengrenze gebracht hat, verpflichtet, 
ihn unverzüglich zurückzunehmen. Auf 
Verlangen der Grenzüberwachungsbe-
hörden hat der Beförderungsunterneh-
mer den Drittausländer in den Drittstaat, 
aus dem er befördert wurde, in den Dritt-
staat, der das Reisedokument ausge-
stellt hat, mit dem er gereist ist, oder in 
jeden anderen Drittstaat, in dem seine 
Zulassung gewährleistet ist, zu verbrin-
gen. 

b) Der Beförderungsunternehmer ist ver-
pflichtet, alle erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um sich zu vergewissern, daß 
der auf dem Luft- oder Seeweg beför-
derte Drittausländer über die für die 
Einreise in das Hoheitsgebiet der 
Vertragsparteien erforderlichen Reise-
dokumente verfügt. 

(2) Vorbehaltlich der Verpflichtungen, die 
sich aus der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 über den Flüchtlingsstatus in der 
Fassung des Protokolls von New York vom 
31. Januar 1967 ergeben, verpflichten sich 
die Vertragsparteien, unter Berücksichti-
gung ihres Verfassungsrechts Sanktionen 
gegen Beförderungsunternehmer einzufüh-
ren, die Drittausländer, welche nicht über 
die erforderlichen Reisedokumente verfü-
gen, auf dem Lu ft- oder Seeweg aus einem 
Drittstaat in ihr Hoheitsgebiet verbringen. 

(3) Die Absätze 1 Buchstabe b und 2 
finden auf Beförderungsunternehmer 
Anwendung, die im internationalen Linien-
verkehr Gruppen von Personen in Autobus-
sen befördern, mit Ausnahme des Grenz-
verkehrs. 

Partie Contractante signalante consulte la 
Partie qui a délivré le titre de séjour afin de 
déterminer s'il y a des motifs suffisants pour 
retirer le titre de séjour. 

Si le titre de séjour n'est pas retiré, la Partie 
Contractante signalante procède au retrait 
du signalement, mais peut cependant ins-
crire cet étranger sur sa liste nationale de 
signalement. 

Chapitre 6 

Mesures d'accompagnement 

Article 26 . 

1. Sous réserve des engagements qui 
découlent de leur adhésion à la Convention 
de Genève du 28 juillet 1951 relative au 
statut des réfugiés, telle qu'amendée par le 
Protocole de New York du 31 janvier 1967, 
les Parties Contractantes s'engagent à in-
troduire dans leur législation nationale les 
règles suivantes: 

a. Si l'entrée sur le territoire d'une des 
Parties Contractantes est refusée à un 
étranger, le transporteur qui l'a amené à 
la frontière extérieure par voie aérienne, 
maritime ou terrestre est tenu de le re-
prendre en charge sans délai. A la re-
quête des autorités de surveillance de la 
frontière, il doit ramener l'étranger dans 
l'Etat tiers à partir duquel il a été trans-
porté, dans l'Etat tiers qui a délivré le 
document de voyage avec lequel il a 
voyagé ou dans tout autre Etat tiers où 
son admission est garantie. 

b. Le transporteur est tenu de prendre 
toutes les mesures nécessaires pour 
s'assurer que l'étranger transporté par 
voie aérienne ou maritime est en pos-
session des documents de voyage re-
quis pour l'entrée sur les territoires des 
Parties Contractantes. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent, 
sous réserve des engagements qui décou-
lent de leur adhésion à la Convention de 
Genève du 28 juillet 1951 relative au statut 
des réfugiés, telle qu'amendée par le Proto-
cole de New York du 31 janvier 1967 et 
dans le respect de leur droit constitutionnel, 
à instaurer des sanctions à l'encontre des 
transporteurs qui acheminent par voie aé-
rienne ou maritime d'un Etat tiers vers leur 
territoire, des étrangers qui ne sont pas en 
possession des documents de voyage re-
quis. 

3. Les dispositions du paragraphe 1 point 
b et du paragraphe 2 s'appliquent aux trans-
porteurs de groupes assurant des liaisons 
routières internationales par autocar, à l'ex-
ception du trafic frontalier.  

gnaleerd, treedt de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij in overleg met de 
Overeenkomstsluitende Partij die de ver-
blijfstitel heeft afgegeven ten einde na te 
gaan of er voldoende grond is voor intrek-
king van de verblijfstitel. 

Wanneer de verblijfstitel niet wordt ingetrok-
ken, gaat de signalerende Overeenkomst-
sluitende Partij over tot intrekking van de 
signalering, doch kan zij de vreemdeling op 
haar nationale signaleringslijst opnemen. 

Hoofdstuk 6 
Begeleidende maatregelen 

Artikel 26 

1. Onverminderd de verplichtingen inge-
volge het Verdrag van Genève van 28 juli 
1951 betreffende de status van vluchtelin-
gen, zoals gewijzigd bij het Protocol van 
New York van 31 januari 1967, verbinden 
de Overeenkomstsluitende Partijen zich 
ertoe in hun nationale wetgeving onder-
staande regelingen op te nemen: 

a. wanneer een vreemdeling de toegang 
tot het grondgebied van één van de 
Overeenkomstsluitende Partijen wordt 
geweigerd, is de vervoerder die hem 
door de lucht, over zee of over land tot 
aan de buitengrens heeft gebracht, ver-
plicht hem onverwijld terug te nemen; op 
verzoek van de grensbewakingsautori-
teiten dient de vervoerder de vreemde-
ling terug te brengen naar de derde 
Staat van waaruit hij werd vervoerd, 
naar de derde Staat die het reisdocu-
ment waarmee de vreemdeling heeft 
gereisd, heeft afgegeven of naar iedere 
andere derde Staat waar zijn toelating is 
gewaarborgd; 

b. de vervoerder is verplicht de nodige 
maatregelen te treffen om zich ervan te 
vergewissen dat de per luchtvaartuig of 
per schip vervoerde vreemdeling in het 
bezit is van de voor binnenkomst op het 
grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen vereiste reisdocumenten. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe, onverminderd de ver-
plichtingen ingevolge het Verdrag van 
Genève van 28 juli 1951 betreffende de 
status van vluchtelingen, zoals gewijzigd bij 
het Protocol van New York van 31 januari 
1967, in overeenstemming met hun Grond-
wettelijk recht, ten aanzien van vervoerders 
die vreemdelingen uit derde Staten door de 
lucht of over zee naar hun grondgebied 
vervoeren, zonder dat dezen in het bezit zijn 
van de vereiste reisdocumenten, sancties in 
te voeren. 

3. Het bepaalde in lid 1, onder b., en in lid 
2 is van toepassing op de vervoerders die 
intemationaal vervoer van groepen van Per-
sonen per autobus verrichten, met uitzon-
dering van het grensverkeer. 
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Artikel 27 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
angemessene Sanktionen gegen jede Per-
son vorzusehen, die zu Erwerbszwecken 
einem Drittausländer hilft oder zu helfen 
versucht, in das Hoheitsgebiet einer der 
Vertragsparteien unter Verletzung ihrer 
Rechtsvorschriften in bezug auf die Einreise 
und den Aufenthalt von Drittausländern ein-
zureisen oder sich do rt  aufzuhalten. 

(2) Erlangt eine Vertragspartei Kenntnis 
von Handlungen nach Absatz 1, die das 
Recht einer anderen Vertragspartei verlet-
zen, unterrichtet sie diese davon. 

(3) Die Vertragspartei, die wegen Verlet-
zung ihres eigenen Rechts eine andere Ver-
tragspartei ersucht, Handlungen nach 
Absatz 1 zu verfolgen, muß durch eine amt-
liche Anzeige oder durch eine Bescheini-
gung der zuständigen Behörden begrün-
den, welche ihrer Rechtsbestimmungen 
verletzt worden sind. 

Kapitel 7 

Zuständigkeit für die Behandlung 
von Asylbegehren 

Artikel 28 

Die Vertragsparteien bekräftigen ihre 
Verpflichtungen aus der Genfer Konvention 
vom 28. Juli 1951 über den Flüchtlings-
status in der Fassung des Protokolls von 
New York vom 31. Januar 1967, wobei die 
Anwendung dieser Instrumente keiner 
geographischen Beschränkung unterliegt, 
sowie ihre Zusage, mit den Dienststellen 
des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen bei der Anwendung dieser 
Instrumente zusammenzuarbeiten. 

Artikel 29 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
jedes Asylbegehren, das von einem Dritt-
ausländer in dem Hoheitsgebiet einer der 
Vertragsparteien gestellt wird, zu behan-
deln. 

(2) Diese Verpflichtung führt nicht dazu, 
daß in allen Fällen dem Asylbegehrenden 
die Einreise in das Hoheitsgebiet der betref-
fenden Vertragspartei gewährt werden muß 
oder er sich dort  aufhalten kann. 

Jede Vertragspartei behält sich das Recht 
vor, einen Asylbegehrenden nach Maßgabe 
ihres nationalen Rechts und unter Berück-
sichtigung ihrer internationalen Verpflich-
tungen in einen Drittstaat zurück- oder aus-
zuweisen. 

(3) Unabhängig davon, an welche Ver-
tragspartei der Drittausländer sein Asyl-
begehren richtet, ist nur eine einzige Ver-
tragspartei für die Behandlung des Asyl-
begehrens zuständig. Diese Vertragspartei 
wird nach den in Artikel 30 niedergelegten 
Kriterien bestimmt. 

Article 27 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à instaurer des sanctions appropriées à 
l'encontre de quiconque aide ou tente d'ai-
der, à des fins lucratives, un étranger à 
pénétrer ou à séjourner sur le territoire 
d'une Partie Contractante en violation de la 
législation de cette Partie Contractante rela-
tive à l'entrée et au séjour des étrangers. 

2. Si une Partie Contractante est infor-
mée de faits mentionnés au paragraphe 1 
qui constituent une violation de la législation 
d'une autre Partie Contractante, elle en in-
forme cette dernière. 

3. La Partie Contractante qui demande à 
une autre Partie Contractante de poursui-
vre, en raison de la violation de sa propre 
législation, des faits mentionnés au para-
graphe 1, devra justifier par une dénoncia-
tion officielle ou par une attestation des 
autorités compétentes, des dispositions lé-
gislatives qui ont été violées. 

Chapitre 7 

Responsabilité pour le traitement 
de demandes d'asile 

Article 28 

Les Parties Contractantes réaffirment 
leurs obligations aux termes de la Conven-
tion de Genève du 28 juillet 1951 relative au 
statut des réfugiés telle qu'amendée par le 
Protocole de New York du 31 janvier 1967, 
sans aucune restriction géographique du 
champ d'application de ces textes, et leur 
engagement de coopérer avec les services 
du Haut Commissaire des Nations Unies 
pour les réfugiés pour l'application de ces 
instruments. 

Article 29 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à assurer le traitement de toute demande 
d'asile déposée par un étranger sur le terri-
toire de l'une d'elles. 

2. Cette obligation n'entraîne pas pour 
une Partie Contractante celle d'autoriser 
dans tous les cas le demandeur d'asile à 
pénétrer ou à séjourner sur son territoire. 

Toute Partie Contractante conserve le droit 
de refouler ou d'éloigner, sur la base de ses 
dispositions nationales et en conformité 
avec ses engagements internationaux, un 
demandeur d'asile vers un Etat tiers. 

3. Quelle que soit la Partie Contractante à 
laquelle l'étranger adresse sa demande d'a-
sile, une seule Partie Contractante est res-
ponsable du traitement de la demande. Elle 
est déterminée selon les critères définis à 
l'article 30. 

Artikel 27 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe te voorzien in pas-
sende sancties jegens eenieder die een 
vreemdeling uit winstbejag helpt of poogt te 
helpen het grondgebied van één der Over-
eenkomstsluitende Partijen binnen te 
koenen of aldaar te verblijven, zulks in strijd 
met de wetgeving van deze Partij betref-
fende de binnenkomst en het verblijf van 
vreemdelingen. 
2. Krijgt een Overeenkomstsluitende Par-

tij kennis van feiten als bedoeld in lid 1 
waardoor het recht van een andere Over-
eenkomstsluitende Partij wordt geschon-
den, dan informeert zij laatstgenoemde Par-
tij daarover. 

3. De Overeenkomstsluitende Partij die 
om reden van een schending van haar recht 
een andere Overeenkomstsluitende Partij 
verzoekt feiten als bedoeld in lid 1 te vervol-
gen, dient door middel van een officiële 
aangifte of door een verklaring van de be-
voegde autoriteiten te verklaren welke 
wettelijke bepalingen werden overtreden. 

Hoofdstuk 7 

Verantwoordelijkheld voor de 
behandeling van asielverzoeken 

Artikel 28 

De Overeenkomstsluitende Partijen 
bevestigen opnieuw hun verplichtingen uit 
hoofde van het Verdrag van Genève van 28 
juli 1951 betreffende de status van vluchte-
lingen, zoals gewijzigd bij het Protocol van 
New York van 31 januari 1967, zonder 
enige geografische beperking van het toe-
passingsgebied van deze akten, en hun 
verbintenis om met de diensten van de 
Hoge Commissaris van de Verenigde 
Naties voor vluchtelingen samen te werken 
voor de toepassing van deze akten. 

Artikel 29 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe elk door een vreemde-
ling op het grondgebied van één der Over-
eenkomstsluitende Partijen ingediend asiel-
verzoek te behandelen. 

2. Deze verplichting leidt er niet toe dat in 
alle gevallen die Overeenkomstsluitende 
Partij de asielzoeker de binnenkomst of het 
verblijf op haar grondgebied moet toestaan. 

ledere Overeenkomstsluitende Partij 
behoudt het recht om asielzoekers, op 
grond van haar nationaal recht en met 
inachtneming van haar internationale ver-
plichtingen, de toegang te weigeren of hen 
te verwijderen naar een derde Staat. 

3. Voor de behandeling van een asielver-
zoek is uitsluitend één Overeenkomstslui-
tende Partij verantwoordelijk, ongeacht de 
Overeenkomstsluitende Partij tot wie de 
vreemdeling zijn asielverzoek richt.  De ver

-

antwoordelijke Overeenkomstsluitende Par-
tij wordt op grond van de in artikel 30 neer-
gelegde criteria bepaald. 
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(4) Unbeschadet des Absatzes 3 behält 
jede Vertragspartei das Recht, bei Vorlie

-

gen besonderer Gründe, insbesondere des 
nationalen Rechts, ein Asylbegehren auch 
dann zu behandeln, wenn die Zuständigkeit 
aufgrund dieses Übereinkommens bei einer 
anderen Vertragspartei liegt. 

Artikel 30 

(1) Die für die Behandlung eines Asyl-
begehrens zuständige Vertragspartei wird 
folgendermaßen bestimmt: 

a) Hat eine Vertragspartei dem Asylbegeh-
renden einen Sichtvermerk gleich wel-
cher Art  oder eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt, so ist diese Vertragspartei für die 
Behandlung des Asylbegehrens zustän-
dig. Ist der Sichtvermerk aufgrund einer 
Genehmigung einer anderen Vertrags-
partei ausgestellt worden, so ist die Ver-
tragspartei zuständig, die die Genehmi-
gung erteilt hat. 

b) Haben mehrere Vertragsparteien dem 
Asylbegehrenden einen Sichtvermerk 
gleich welcher Art  oder eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt, so ist die Vertrags-
partei zuständig, deren Sichtvermerk 
oder Aufenthaltserlaubnis zuletzt 
erlischt. 

c) Solange ein Asylbegehrender das 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien 
nicht verlassen hat, bleibt die nach den 
Buchstaben a und b begründete Zustän-
digkeit auch dann bestehen, wenn die 
Gültigkeitsdauer des Sichtvermerks 
gleich welcher Art  oder der Aufenthalts-
erlaubnis abgelaufen ist. Hat der Asyl-
begehrende nach Erteilung des Sicht-
vermerks oder der Aufenthaltserlaubnis 
das Hoheitsgebiet der Vertragsparteien 
verlassen, so begründen diese Doku-
mente eine Zuständigkeit nach den 
Buchstaben a und b, es sei denn, es 
zeigt sich, daß sie inzwischen aufgrund 
des nationalen Rechts ungültig gewor-
den sind. 

d) Ist der Asylbegehrende durch die Ver-
tragsparteien von der Sichtvermerks-
pflicht befreit, so ist die Vertragspartei 
zuständig, über deren Außengrenze der 
Asylbegehrende in das Hoheitsgebiet 
der Vertragsparteien eingereist ist. 

Solange die Sichtvermerkspolitik noch 
nicht völlig harmonisiert ist und der Asyl-
begehrende nur durch bestimmte Ver-
tragsparteien von der Sichtvermerks-
pflicht befreit ist, ist die Vertragspartei, 
über deren Außengrenze der Asylbe-
gehrende sichtvermerksfrei in das 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien ein-
gereist ist, unbeschadet der Buchstaben 
a bis c zuständig. 

Wird das Asylbegehren an eine Vertrags

-

partei gerichtet, die dem Asylbegehren- 

4. Nonobstant le paragraphe 3, toute Par-
tie Contractante conserve le droit, pour des 
raisons particulières tenant notamment au 
droit national, d'assurer le traitement d'une 
demande d'asile même si la responsabilité 
au sens de la présente Convention incombe 
a une autre Partie Contractante. 

Article 30 

1. La Partie Contractante responsable du 
traitement d'une demande d'asile est déter-
minée comme suit: 

a. Si une Partie Contractante a délivré au 
demandeur d'asile un visa de quelque 
nature qu'il soit ou un titre de séjour, elle 
est responsable du traitement de la de-
mande. Si le visa a été délivré sur auto-
risation d'une autre Partie Contractante, 
la Partie Contractante qui a donné l'au-
torisation est responsable. 

b. Si plusieurs Parties Contractantes ont 
délivré au demandeur d'asile un visa de 
quelque nature qu'il soit ou un titre de 
séjour, la Partie Contractante responsa-
ble est celle qui a délivré le visa ou le 
titre de séjour dont l'échéance est la 
plus lointaine. 

c. Aussi longtemps que le demandeur d'a-
sile n'a pas quitté les territoires des Par-
ties Contractantes, la responsabilité dé-
finie selon les points a. et b. subsiste 
même si la durée de validité du visa de 
quelque nature que ce soit ou du titre de 
séjour est périmée. Si le demandeur 
d'asile a quitté les territoires des Parties 
Contractantes après la délivrance du vi-
sa ou du titre de séjour, ces documents 
fondent la responsabilité selon les 
points a. et b., sauf si entre temps ils 
sont périmés en vertu des dispositions 
nationales. 

d. Si le demandeur d'asile est dispensé de 
l'obligation du visa par les Parties 
Contractantes, la Partie Contractante 
par les frontières extérieures de laquelle 
le demandeur d'asile a pénétré sur les 
territoires des Parties Contractantes est 
responsable. 

Tant que l'harmonisation des politiques 
de visa n'est pas encore complètement 
réalisée et si le demandeur d'asile est 
dispensé de l'obligation du visa par cer-
taines Parties Contractantes seulement, 
la Partie Contractante par la frontière 
extérieure de laquelle le demandeur d'a-
sile a pénétré sur les territoires des Par-
ties Contractantes au bénéfice d'une 
dispense de visa est responsable sous 
réserve des dispositions des points a., 
b. et c. 

Si la demande d'asile est présentée à 
une Partie Contractante qui a délivré au 

4. Onverminderd het bepaalde in lid 3 
blijft iedere Overeenkomstsluitende Partij 
bevoegd om ingeval van bijzondere rede-
nen, in het bijzonder die ontleend aan het 
nationale recht, een asielverzoek te behan-
delen, zelfs wanneer de verantwoordelijk-
heid, in de zin van deze Overeenkomst, op 
een andere Overeenkomstsluitende Partij 
rust. 

Artikel 30 

1. De voor de behandeling van een asiel-
verzoek verantwoordelijke Overeenkomst-
sluitende Partij wordt als voIgt vastgesteld: 

a. wanneer een Overeenkomstsluitende 
Partij aan de asielzoeker een visum, 
ongeacht van welke aard, of een ver-
blijfstitel heeft verleend, is zij verant-
woordelijk voor de behandeling van het 
asielverzoek; wanneer het visum is 
afgegeven op grond van een machtiging 
van een andere Overeenkomstsluitende 
Partij is de Overeenkomstsluitende Par-
tij die de machtiging heeft verleend, ver-
antwoordelijk; 

b. wanneer verscheidene Overeenkomst-
sluitende Partijen de asielzoeker een 
visum, ongeacht van welke aard, of een 
verblijfstitel hebben verleend, is de 
Overeenkomstsluitende Partij van wier 
visum of verblijfstitel de geldigheidsduur 
het laatst verstrijkt, verantwoordelijk; 

c. zolang de asielzoeker het grondgebied 
van de Overeenkomstsluitende Partijen 
niet heeft verlaten, blijft de overeenkom-
stig a. en b., vastgestelde verantwoor-
delijkheid bestaan, ook wanneer de gel-
digheidsduur van het visum, ongeacht 
van welke aard, of van de verblijfstitel is 
verstreken; wanneer de asielzoeker na 
verlening van het visum of de verblijfsti-
tel het grondgebied van de Overeen-
komstsluitende Partijen verlaat, blijft de 
hieruit overeenkomstig het bepaalde 
onder a. en b. voortvloeiende verant-
woordelijkheid bestaan, tenzij het visum 
of de verblijfstitel inmiddels volgens de 
nationale wetgeving niet meer geldig 
zijn; 

d. wanneer de asielzoeker door de Over-
eenkomstsluitende Partijen van de 
visumplicht is vrijgesteld, is de Overeen-
komstsluitende Partij, via wier buiten-
grens de asielzoeker het grondgebied 
van de Overeenkomstsluitende Partijen 
is binnengekomen, verantwoordelijk; 

zolang de harmonisatie van het visum-
beleid niet volledig is verwezenlijkt en 
de asielzoeker slechts door bepaalde 
Overeenkomstsluitende Partijen van de 
visumplicht is vrijgesteld, is de Overeen-
komstsluitende Partij via wier buiten-
grens de asielzoeker het grondgebied 
van de Overeenkomstsluitende Partijen 
op grond van visumvrijstelling is binnen-
gekomen, onverminderd het bepaalde 
onder a., b. en c., verantwoordelijk; 

wanneer het asielverzoek wordt inge

-

diend bij een Overeenkomstsluitende 
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den einen Durchreisesichtvermerk 
erteilt hat — unabhängig davon, ob die-
ser die Paßkontrolle passiert hat oder 
nicht —, und wurde dieser Durchreise-
sichtvermerk erteilt, nachdem sich der 
Durchreisestaat bei den konsularischen 
oder diplomatischen Vertretungen der 
Bestimmungsvertragspartei vergewis-
sert  hat, daß der Asylbegehrende die 
Voraussetzungen für die Einreise in den 
Bestimmungsstaat erfüllt, ist die Bestim-
mungsvertragspartei für die Behandlung 
des Asylbegehrens zuständig. 

e) Ist der Asylbegehrende in das Hoheits-
gebiet der Vertragsparteien eingereist, 
ohne im Besitz eines oder mehrerer gül-
tiger Grenzübertrittspapiere zu sein, die 
von dem Exekutivausschuß bestimmt 
werden, so ist die Vertragspartei zustän-
dig, über deren Außengrenze der Asyl-
begehrende eingereist ist. 

f) Stellt ein Drittausländer, dessen Asylbe-
gehren bereits von einer Vertragspartei 
behandelt wird, ein weiteres Asylbegeh-
ren, so ist die Vertragspartei zuständig, 
bei der das Asylverfahren anhängig ist. 

g) Stellt ein Drittausländer, dessen frühe-
res Asylbegehren von einer der Ver-
tragsparteien bereits abschließend 
behandelt worden ist, ein neues Asylbe-
gehren, so ist die Vertragspartei, bei der 
das frühere Asylbegehren behandelt 
worden ist, zuständig, wenn der Asylbe-
gehrende das Hoheitsgebiet der Ver-
tragsparteien nicht verlassen hat. 

(2) Hat eine Vertragspartei die Behand-
lung eines Asylbegehrens nach Artikel 29 
Absatz 4 übernommen, so ist die aufgrund 
des Absatzes 1 dieses Artikels zuständige 
Vertragspartei von ihrer Verpflichtung 
befreit. 

(3) Kann die zuständige Vertragspartei 
nicht aufgrund der in den Absätzen 1 und 2 
aufgeführten Kriterien bestimmt werden, ist 
die Vertragspartei zuständig, in deren 
Hoheitsgebiet das Asylbegehren gestellt 
worden ist. 

Artikel 31 

(1) Die Vertragsparteien sind bestrebt, 
möglichst schnell zu klären, welche von 
ihnen für die Behandlung eines Asylbegeh-
rens zuständig ist. 

(2) Wird ein Asylbegehren an eine Ver-
tragspartei gerichtet, die aufgrund des Arti-
kels 30 nicht zuständig ist, und hält der 
Drittausländer sich in deren Hoheitsgebiet 
auf, so kann diese Vertragspartei die 
zuständige Vertragspartei ersuchen, den 

demandeur un visa de transit - que le 
demandeur ait franchi ou non le contrôle 
des passeports - et si le visa de transit a 
été délivré après que le pays de transit 
s'est assuré auprès des autorités 
consulaires ou diplomatiques de la Par-
tie Contractante de destination que le 
demandeur d'asile répond aux condi-
tions d'entrée dans la Partie Contrac-
tante de destination, la Partie Contrac-
tante de destination est responsable 
pour le traitement de la demande. 

e. Si le demandeur d'asile est entré sur les 
territoires des Parties Contractantes 
sans être en possession d'un ou de 
plusieurs documents permettant le fran-
chissement de la frontière, déterminés 
par le Comité Exécutif, la Partie 
Contractante par les frontières exté-
rieures de laquelle le demandeur d'asile 
a pénétré sur les territoires des Parties 
Contractantes est responsable. 

f. Si un étranger dont une demande d'a-
sile est déjà en cours de traitement par 
une des Parties Contractantes, introduit 
une nouvelle demande, la Partie 
Contractante responsable est celle au-
près de laquelle la demande est en 
cours de traitement. 

g. Si un étranger, dont une demande d'a-
sile antérieure a fait l'objet d'une déci-
sion définitive par une des Parties 
Contractantes, introduit une nouvelle 
demande, la Partie Contractante res-
ponsable est celle qui a traité la de-
mande antérieure, si le demandeur n'a 
pas quitté les territoires des Parties 
Contractantes. 

2. Si une Partie Contractante s'est char-
gée du traitement d'une demande d'asile en 
application de l'article 29 paragraphe 4, la 
Partie Contractante responsable en vertu 
du présent article, paragraphe 1, est libérée 
de ses obligations. 

3. Si la Partie Contractante responsable 
ne peut être désignée sur la base des cri-
tères définis aux paragraphes 1 et 2, la 
Partie Contractante auprès de laquelle la 
demande d'asile a été présentée est res-
ponsable. 

Article 31 

1. Les Parties Contractantes s'efforceront 
de déterminer au plus vite laquelle d'entre 
elles est responsable du traitement d'une 
demande d'asile. 

2. Si une demande d'asile est adressée à 
une Partie Contractante non responsable 
en vertu de l'article 30 par un étranger qui 
séjourne sur son territoire, cette Partie 
Contractante peut demander à la Partie 
Contractante responsable de prendre en 

Partij die de asielzoeker een doorreis-
visum heeft verstrekt — daargelaten of 
de asielzoeker de paspoortcontrole 
gepasseerd heeft — en wanneer dit door-
reisvisum is verstrekt nadat het land van 
doorreis zich bij de diplomatieke of con-
sulaire autoriteiten van de Overeen-
komstsluitende Partij van bestemming 
ervan heeft vergewist of de asielzoeker 
voldoet aan de voorwaarden voor bin-
nenkomst op het grondgebied van de 
Overeenkomstsluitende Partij van 
bestemming, is de Overeenkomstslui-
tende Partij van bestemming verant-
woordelijk voor de behandeling van het 
verzoek; 

e. wanneer de asielzoeker het grondge-
bied van de Overeenkomstsluitende 
Partijen is binnengekomen zonder in het 
bezit te zijn van één of meer geldige, 
door het Uitvoerend Comité aangewe-
zen grensoverschrijdingsdocumenten, 
is de Overeenkomstsluitende Partij via 
wier buitengrens de asielzoeker het 
grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen is binnengekomen, ver-
antwoordelijk; 

f. wanneer een vreemdeling wiens asiel-
verzoek reeds in behandeling is geno-
men door één der Overeenkomstslui-
tende Partijen, een nieuw verzoek 
indient, is de Overeenkomstsluitende 
Partij die het asielverzoek in behande-
ling heeft, verantwoordelijk; 

g. wanneer een vreemdeling wiens eerder 
asielverzoek door één der Overeen-
komstsluitende Partijen reeds is afge-
handeld, een nieuw asielverzoek 
indient, is de Overeenkomstsluitende 
Partij waar het eerdere asielverzoek 
werd behandeld, verantwoordelijk, 
indien de asielzoeker het grondgebied 
van de Overeenkomstsluitende Partijen 
niet heeft verlaten. 

2. Wanneer een Overeenkomstsluitende 
Partij een asielverzoek op grond van artikel 
29, lid 4, in behandeling heeft genomen, is 
de krachtens het bepaalde in lid 1 verant

-

woordelijke Overeenkomstsluitende Partij 
van haar verplichting ontheven. 

3. Wanneer de verantwoordelijke Over-
eenkomstsluitende Partij niet op grond van 
de in de leden 1 en 2 genoemde criteria kan 
worden bepaald, is de Overeenkomstslui-
tende Partij bij wie het asielverzoek werd 
ingediend, verantwoordelijk. 

Artikel 31 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
streven ernaar zo spoedig mogelijk vast te 
stellen wie van hen verantwoordelijk is voor 
de behandeling van een asielverzoek. 

2. Wordt een asielverzoek gericht aan 
een Overeenkomstsluitende Partij die op 
grond van artikel 30 niet verantwoordelijk is 
voor de behandeling daarvan, dan kan die 
Overeenkomstsluitende Partij, wanneer de 
vreemdeling zich op haar grondgebied 
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Asylbegehrenden zur Behandlung des Asyl-
begehrens zu übernehmen. 

(3) Die zuständige Vertragspartei ist ver-
pflichtet, den Asylbegehrenden nach 
Absatz 2 zu übernehmen, wenn das Ersu-
chen innerhalb von sechs Monaten nach 
Stellung des Asylbegehrens erfolgt. Erfolgt 
das Ersuchen nicht innerhalb dieser Frist, 
ist die Vertragspartei, an die das Asylbe-
gehren gerichtet worden ist, für die Behand-
lung des Asylbegehrens zuständig. 

Artikel 32 

Die Behandlung des Asylbegehrens 
erfolgt nach Maßgabe des nationalen 
Rechts der zuständigen Vertragspartei. 

Artikel 33 

(1) Hält der Asylbegehrende sich wäh-
rend der Dauer des Asylverfahrens unrecht-
mäßig im Hoheitsgebiet einer anderen Ver-
tragspartei auf, so ist die zuständige Ver-
tragspartei zur Rückübernahme verpflichtet. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, 
wenn die andere Vertragspartei dem Asyl-
begehrenden eine Aufenthaltserlaubnis mit 
einer Gültigkeitsdauer von einem Jahr oder 
länger erteilt hat. In diesem Fall geht die 
Zuständigkeit für die Prüfung des Asylbe-
gehrens auf die andere Vertragspartei über. 

Artikel 34 

(1) Die zuständige Vertragspartei ist ver-
pflichtet, einen Drittausländer, dessen Asyl-
begehren endgültig negativ abgeschlossen 
ist und der sich in das Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei begeben hat, ohne 
dort  zum Aufenthalt berechtigt zu sein, 
zurückzunehmen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, 
wenn die zuständige Vertragspartei die 
Ausweisung des Drittausländers aus dem 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien durch-
gesetzt hatte. 

Artikel 35 

(1) Die Vertragspartei, die einem Drittaus-
länder den Flüchtlingsstatus zuerkannt und 
den Aufenthalt gewährt hat, ist verpflichtet, 
sofern die Betroffenen dem zustimmen, die 
Zuständigkeit für die Behandlung des Asyl-
begehrens eines Familienangehörigen zu 
übernehmen. 

(2) Als Familienangehörige nach Absatz 
1 gelten der Ehegatte oder das ledige Kind 
unter achtzehn Jahren des Flüchtlings, 
oder, wenn der Flüchtling ein lediges Kind 
unter achtzehn Jahren ist, dessen Vater 
oder Mutter. 

charge le demandeur d'asile, en vue d'as

-

surer le traitement de sa demande d'asile. 

3. La Partie Contractante responsable est 
tenue de prendre en charge le demandeur 
d'asile visé au paragraphe 2, si la requête 
est effectuée dans un délai de six mois à 
compter du dépôt de la demande d'asile. Si 
la requête n'a pas été effectuée dans ce 
délai, la Partie Contractante auprès de la-
quelle la demande d'asile a été introduite 
est responsable du traitement de la de-
mande. 

Article 32 

La Partie Contractante responsable du 
traitement de la demande d'asile assure 
celui-ci conformément à son droit national. 

Article 33 

1. Lorsque le demandeur d'asile se 
trouve irrégulièrement sur le territoire d'une 
autre Partie Contractante pendant la durée 
de la procédure d'asile, la Partie Contrac-
tante responsable est tenue de le re-
prendre. 

2. Le paragraphe 1 n'est pas applicable 
lorsque l'autre Partie Contractante a délivré 
au demandeur d'asile un titre de séjour 
ayant une validité supérieure ou égale à un 
an. Dans ce cas, la responsabilité du traite-
ment de la demande est transférée à l'autre 
Partie Contractante. 

Article 34 

1. La Partie Contractante responsable est 
tenue de reprendre l'étranger dont la de-
mande d'asile a été définitivement rejetée et 
qui s'est rendu sur le territoire d'une autre 
Partie Contractante sans être autorisé à y 
séjourner. 

2. Toutefois, le paragraphe 1 n'est pas 
applicable lorsque la Partie Contractante 
responsable avait assuré l'éloignement de 
l'étranger hors des territoires des Parties 
Contractantes. 

Article 35 

1. La Partie Contractante qui a reconnu à 
un étranger le statut de réfugié et lui a 
accordé le droit de séjour est tenue d'assu-
mer, à condition que les intéressés en 
soient d'accord, la responsabilité du traite-
ment de la demande d'asile d'un membre 
de sa famille. 

2. Le membre de la famille mentionné au 
paragraphe 1 est le conjoint ou l'enfant céli-
bataire de moins de dix-huit ans du réfugié 
ou, si le réfugié est un enfant célibataire de 
moins de dix-huit ans, son père ou sa mère. 

bevindt, de verantwoordelijke Overeen-
komstsluitende Partij verzoeken de asiel-
zoeker, ter behandeling van diens asielver-
zoek, over te nemen. 

3. De verantwoordelijke Overeenkomst-
sluitende Partij is verplicht de in lid 2 be-
doelde asielzoeker over te nemen, indien 
het verzoek is gedaan binnen een termijn 
van zes maanden, te rekenen vanaf de 
datum van indiening van het asielverzoek. 
Indien het verzoek niet binnen deze termijn 
is gediend, is de Overeenkomstsluitende 
Partij bij welke het asielverzoek is inge-
diend, verantwoordelijk voor de behande-
ling van het verzoek. 

Artikel 32 

De voor de behandeling van een asielver-
zoek verantwoordelijke Overeenkomstslui-
tende Partij behandelt dit overeenkomstig 
haar nationale recht. 

Artikel 33 

1. Wanneer de asielzoeker zich gedu-
rende de asielprocedure op onregelmatige 
wijze op het grondgebied van een andere 
Overeenkomstsluitende Partij bevindt, is de 
verantwoordelijke Overeenkomstsluitende 
Partij verplicht hem terug te nemen. 

2. Het bepaalde in lid 1 is niet van toepas-
sing wanneer de andere Overeenkomstslui-
tende Partij de asielzoeker een verblijfstitel 
met een geldigheidsduur van één jaar of 
meer heeft verleend. In dit geval gaat de 
verantwoordelijkheid voor de behandeling 
van het asielverzoek op de andere Over-
eenkomstsluitende Partij over. 

Artikel 34 

1. De verantwoordelijke Overeenkomst-
sluitende Partij is verplicht tot terugneming 
van de vreemdeling wiens asielverzoek de-
finitief is afgewezen en die zich naar het 
grondgebied van een andere Overeen-
komstsluitende Partij heeft begeven zonder 
tot verblijf aldaar gemachtigd te zijn. 

2. Het bepaalde in lid 1 vindt geen toe-
passing wanneer de verantwoordelijke 
Overeenkomstsluitende Partij de vreemde-
ling uit het grondgebied van de Overeen-
komstsluitende Partijen had verwijderd. 

Artikel 35 

1. De Overeenkomstsluitende Partij die 
een vreemdeling de vluchtelingenstatus 
heeft verleend en hem verblijf heeft toege-
staan, dient de verantwoordelijkheid voor 
de behandeling van een asielverzoek van 
een lid van diens gezin te dragen, voor 
zover betrokkenen daarmee instemmen. 

2. Het in lid 1 bedoelde gezinslid is de 
echtgenoot van de vluchteling, het onge-
huwde kind van de vluchteling beneden de 
achttien jaar of, indien de vluchteling een 
ongehuwd kind beneden de achttien jaar is, 
diens vader of moeder. 
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Artikel 36 

Jede für die Behandlung des Asylbegeh-
rens zuständige Vertragspartei kann bei 
Vorliegen humanitärer, insbesondere fami-
liärer oder kultureller Gründe eine andere 
Vertragspartei um die Übernahme der 
Zuständigkeit bi tten, sofern der Asylbegeh-
rende dies wünscht. Es liegt im Ermessen 
der ersuchten Vertragspartei, ob sie diesem 
Ersuchen stattgibt. 

Artikel 37 

(1) Die zuständigen Behörden der Ver-
tragsparteien unterrichten sich gegenseitig 
möglichst frühzeitig über 

a) neue Regelungen oder Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Asylrechts oder der 
Behandlung von Asylbegehrenden, 
spätestens mit deren Inkrafttreten; 

b) statistische Daten über den monatlichen 
Zugang von Asylbegehrenden unter 
Angabe der Hauptherkunftsstaaten und 
die in bezug auf Asylbegehren ergange-
nen Entscheidungen, soweit sie vorhan-
den sind; 

c) Auftreten oder eine erhebliche 
Zunahme bestimmter Gruppen von 
Asylbegehrenden und die hierzu vorlie-
genden Erkenntnisse; 

d) grundlegende Entscheidungen auf dem 
Gebiet des Asylrechts. 

(2) Die Vertragsparteien gewährleisten 
darüber hinaus eine enge Zusammenarbeit 
bei der Informationsgewinnung über die 
Lage in den Herkunftsstaaten der Asyl-
begehrenden mit dem Ziel einer gemein-
samen Beurteilung. 

(3) Hinweise einer Vertragspartei zur ver-
traulichen Behandlung der von ihr erteilten 
Informationen sind von den anderen Ver-
tragsparteien zu beachten. 

Artikel 38 

(1) Jede Vertragspartei übermittelt jeder 
anderen Vertragspartei auf deren Ersuchen 
vorliegende Daten zu einzelnen Asylbegeh-
renden, die erforderlich sind, um: 

— die für die Behandlung des Asylbegeh-
rens zuständige Vertragspartei zu 
bestimmen; 

— die Behandlung des Asylbegehrens vor-
zunehmen; 

— den Verpflichtungen aus diesem Kapitel 
nachkommen zu können. 

(2) Diese Daten beziehen sich aus-
schließlich auf: 
a) Identität (Name, Vorname, gegebenen-

falls früherer Name, Beinamen oder 

Article 36 

Toute Partie Contractante responsable 
du traitement de la demande d'asile peut, 
pour des raisons humanitaires, fondées no-
tamment sur des motifs familiaux ou cultu-
rels, demander à une autre Partie Contrac-
tante de reprendre cette responsabilité pour 
autant que l'intéressé le souhaite. La Partie 
Contractante sollicitée apprécie si elle peut 
accéder à cette requête. 

Article 37 

1. Les autorités compétentes des Parties 
Contractantes se communiquent mutuelle-
ment aussitôt que possible les informations 
au sujet: 

a. des réglementations ou mesures nou-
velles prises dans le domaine du droit 
d'asile ou du traitement des deman-
deurs d'asile au plus tard lors de leur 
entrée en vigueur; 

b. des données statistiques concernant les 
arrivées mensuelles de demandeurs 
d'asile en indiquant les principaux pays 
de provenance, et les décisions consé-
cutives à des demandes d'asile, dans la 
mesure où elles sont disponibles; 

c. de l'émergence ou l'accroissement si-
gnificatif de certains groupes de deman-
deurs d'asile et les renseignements dé-
tenus à ce sujet; 

d. des décisions fondamentales dans le 
domaine du droit d'asile. 

2. Les Parties Contractantes garantissent 
en outre une coopération étroite dans le 
recueil d'informations sur la situation dans 
les pays de provenance des demandeurs 
d'asile aux fins de parvenir à une évaluation 
commune. 
3. Toute indication donnée par une Partie 

Contractante concernant le traitement confi-
dentiel des informations qu'elle communi-
que doit être respectée par les autres Par-
ties Contractantes. 

Article 38 

1. Chaque Partie Contractante transmet à 
toute autre Partie Contractante qui en fait la 
demande les données qu'elle détient au 
sujet d'un demandeur d'asile qui sont né-
cessaires pour 

— déterminer la Partie Contractante res-
ponsable du traitement de la demande 
d'asile; 

— le traitement de la demande d'asile; 

— la mise en oeuvre des obligations décou-
lant du présent Chapitre. 

2. Ces données peuvent porter exclusive-
ment sur 
a. l'identité (nom et prénom, le cas 

échéant nom antérieur, surnoms ou 

Artikel 36 

ledere voor de behandeling van het asiel-
verzoek verantwoordelijke Overeenkomst-
sluitende Partij kan in geval van redenen 
van humanitaire aard, met name op grond 
van familiebanden of op culturele gronden, 
een andere Overeenkomstsluitende Partij 
verzoeken de verantwoordelijkheid over te 
nemen, voor zover betrokkene zulks wenst. 
De aangezochte Overeenkomstsluitende 
Partij beoordeelt of aan dat verzoek gevolg 
kan worden gegeven. 

Artikel 37 

1. De bevoegde autoriteiten van de Over-
eenkomstsluitende Partijen lichten elkaar 
wederzijds zo spoedig mogelijk in omtrent: 

a. nieuwe regelingen of maatregelen ter-
zake van het asielrecht of de behande-
ling van asielzoekers, en wel uiterlijk op 
het tijdstip van inwerkingtreding daar-
van; 

b. de statistische gegevens aangaande 
het aantal binnenkomende asielzoekers 
per maand met opgave van de belang

-rijkste landen van herkomst en de be-
slissingen op asielverzoeken, voor 
zover deze beschikbaar zijn; 

c. het ontstaan van nieuwe groepen asiel-
zoekers of een aanzienlijke toeneming 
van bepaalde groepen asielzoekers, 
alsmede de dienaangaande beschik-
bare gegevens; 

d. essentiële beslissingen op het gebied 
van het asielrecht. 

2. Met het oog op een gemeenschappe-
lijke beoordeling werken de Overeenkomst-
sluitende Partijen bovendien nauw samen 
ten aanzien van het inwinnen van informatie 
omtrent de situatie in het land van herkomst 
van de asielzoekers. 

3. Aanwijzigingen van een Overeen-
komstsluitende Partij om vertrouwelijke 
behandeling van de door haar verstrekte 
informatie dienen door de overige Overeen-
komstsluitende Partijen te worden opge-
volgd. 

Artikel 38 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
verstrekt iedere andere Overeenkomstslui-
tende Partij desgevraagd beschikbare 
gegevens betreffende de individuele asiel-
zoeker welke noodzakelijk zijn voor: 

— het vaststellen van de voor de behande-
ling van het asielverzoek verantwoorde-
lijke Overeenkomstsluitende Partij; 

— de behandeling van het asielverzoek; 

— de uitvoering van de uit dit Hoofdstuk 
voortvloeiende verplichtingen. 

2. Deze gegevens hebben uitsluitend 
betrekking op: 
a. de identiteit (naam, voornaam, even-

tueel vroegere naam, bijnaam of alias, 
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Decknamen, Geburtsdatum, Geburts-
ort, derzeitige und frühere Staatsange-
hörigkeit des Asylbegehrenden und, 
gegebenenfalls, seiner Familienange-
hörigen). 

b) Ausweispapiere und Reisepapiere 
(Nummer, Gültigkeitsdauer, Ort und 
Datum der Ausstellung, ausstellende 
Behörde, usw.); 

c) sonstige zur Identifizierung erforder-
lichen Angaben; 

d) die Aufenthaltsorte und Reisewege; 

e) die von einer Vertragspartei erteilten 
Aufenthaltstitel oder Sichtvermerke; 

f) Ort der Einreichung des Asylbegehrens; 

g) gegebenenfalls das Datum der Einrei-
chung eines früheren Asylbegehrens, 
das Datum der Einreichung des gegen-
wärtigen Asylbegehrens, den Verfah-
rensstand und gegebenenfalls den Ent-
scheidungstenor. 

(3) Außerdem kann eine Vertragspartei 
eine andere Vertragspartei ersuchen, ihr die 
Gründe, die der Asylbegehrende zur Unter-
stützung seines Begehrens angeführt hat, 
und gegebenenfalls die ihn betreffenden 
Entscheidungsgründe mitzuteilen. Die er-
suchte Vertragspartei beurteilt, ob sie die-
sem Ersuchen Folge leisten kann. Die 
Übermittlung dieser Daten ist in jedem Fall 
von der Einverständniserklärung des Asyl-
begehrenden abhängig. 

(4) Der Datenaustausch erfolgt auf 
Antrag einer Vertragspartei und kann nur 
zwischen den Behörden stattfinden, die von 
jeder Vertragspartei dem Exekutivausschuß 
mitgeteilt werden. 

(5) Die übermittelten Daten dürfen nur für 
die in Absatz 1 vorgesehenen Zwecke 
genutzt werden. Diese Daten dürfen nur 
den Behörden und Gerichten übermittelt 
werden, die beauftragt sind: 

— die für die Behandlung des Asylbegeh-
rens zuständige Vertragspartei zu 
bestimmen; 

— die Behandlung des Asylbegehrens vor-
zunehmen; 

— die Verpflichtungen aus diesem Kapitel 
durchzuführen. 

(6) Die übermittelnde Vertragspartei ach-
tet auf die Richtigkeit und die Aktualität der 
Daten. 

Stellt sich heraus, daß diese Vertragspartei 
unrichtige Daten oder Daten, die nicht hät-
ten übermittelt werden dürfen, übermittelt 
hat, so werden die Bestimmungsvertrags-
parteien unverzüglich davon unterrichtet. 
Diese sind verpflichtet, die Daten zu berich-
tigen oder zu vernichten. 

(7) Der Asylbegehrende hat das Recht, 
daß ihm auf seinen Antrag die seine Person 

pseudonymes, date et lieu de nais-
sance, nationalités actuelle et anté-
rieure du demandeur d'asile et, le cas 
échéant, des membres de sa famille); 

b. les documents d'identité et de voyage 
(référence, durée de validité, dates de 
délivrance, autorité ayant effectué la dé-
livrance, lieu de délivrance, etc.); 

c. les autres éléments nécessaires pour 
établir l'identité du demandeur; 

d. les lieux de séjour et les itinéraires de 
voyages; 

e. les titres de séjour ou les visas délivrés 
par une Partie Contractante; 

f. le lieu où la demande d'asile a été dé-
posée; 

g. le cas échéant, la date de présentation 
d'une demande d'asile antérieure, la 
date de présentation de la demande 
actuelle, l'état d'avancement de la pro-
cédure, la teneur de la décision prise. 

3. En outre, une Partie Contractante peut 
demander à une autre Partie Contractante 
de lui communiquer les motifs invoqués par 
le demandeur d'asile, à l'appui de sa de-
mande et le cas échéant, les motifs de la 
décision prise le concernant. La Partie 
Contractante sollicitée apprécie si elle peut 
donner suite à la requête qui lui est présen-
tée. En tout état de cause la communication 
de ces renseignements est subordonnée au 
consentement du demandeur d'asile. 

4. L'échange de données se fait sur de-
mande d'une Partie Contractante et ne peut 
avoir lieu qu'entre les autorités dont la dési-
gnation est communiquée par chaque Par-
tie Contractante au Comité Exécutif. 

5. Les données échangées ne peuvent 
être utilisées qu'aux fins prévues au para-
graphe 1. Ces données ne peuvent être 
communiquées qu'aux autorités et juridic-
tions chargées 

— de déterminer la Partie Contractante res-
ponsable du traitement de la demande 
d'asile ; 

— du traitement de la demande d'asile; 

— de la mise en oeuvre des obligations 
découlant du présent Chapitre. 

6. La Partie Contractante qui transmet les 
données veille à leur exactitude et à leur 
actualité. 

S'il apparaît que cette Partie Contractante a 
fourni des données inexactes ou qui n'au-
raient pas dû être transmises, les Parties 
Contractantes destinataires en sont infor-
mées sans délai. Elles sont tenues de recti-
fier ces informations ou de les faire dispa-
raître. 

7. Un demandeur d'asile a le droit de se 
faire communiquer, sur demande, les infor- 

geboortedatum, geboorteplaats, huidige 
en vorige nationaliteit van de asielzoe-
ker en, in voorkomend geval, diens 
familieleden); 

b. de identiteitsbewijzen en reisdocumen-
ten (nummer, geldigheidsduur, data van 
afgifte, afgevende autoriteit, plaats van 
afgifte, enz.); 

c. andere voor identificatie dienstige gege-
vens; 

d. de verblijfplaatsen en reisroutes; 

e. de door een Overeenkomstsluitende 
Partij afgegeven verblijfstitels of visa; 

f. de plaats waar het asielverzoek werd 
ingediend; 

g. eventueel de datum waarop een eerder 
asielverzoek werd ingediend, de datum 
waarop het huidige asielverzoek is inge-
diend, de stand van de procedure, de 
strekking van de genomen beslissing. 

3. Bovendien kan een Overeenkomstslui-
ténde Partij een andere Overeenkomstslui-
tende Partij verzoeken haar mededeling te 
doen van de door de asielzoeker opgege-
ven redenen ter staving van zijn verzoek en, 
in voorkomend geval, de redenen van de 
jegens hem genomen beslissing. De aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij be-
oordeelt of zij aan het tot haar gerichte 
verzoek gevolg kan geven. In jeder geval is 
voor het verstrekken van deze gegevens de 
toestemming van de asielzoeker vereist. 

4. De gegevensverstrekking vindt plaats 
op verzoek van een Overeenkomstslui-
tende Partij en mag slechts geschieden tus-
sen de autoriteiten, wier aanwijzing door 
iedere Overeenkomstsluitende Partij ter 
kennis van het Uitvoerend Comité wordt 
gebracht. 

5. De verstrekte gegevens mogen slechts 
worden gebruikt voor de doeleinden als 
bedoeld in lid 1. Deze gegevens worden 
uitsluitend verstrekt aan de instanties en 
gerechtelijke autoriteiten die belast zijn met: 

— het vaststellen van de voor de behande-
ling van het asielverzoek verantwoorde-
lijke Overeenkomstsluitende Partij; 

— de behandeling van het asielverzoek; 

— de uitvoering van de uit dit Hoofdstuk 
voortvloeiende verplichtingen. 

6. De Overeenkomstsluitende Partij die 
de gegevens verstrekt, ziet erop toe dat 
deze juist en actueel zijn. 

Wanneer blijkt dat deze Overeenkomstslui-
tende Partij gegevens heeft verstrekt die 
onjuist zijn of niet hadden mogen worden 
verstrekt, wordt dit de ontvangende Over-
eenkomstsluitende Partijen onverwijld 
medegedeeld. Zij zijn verplicht deze ge-
gevens te verbeteren of te vernietigen. 

7. Een asielzoeker heeft het recht des-
gevraagd kennis te nemen van de op hem 
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betreffenden Daten mitgeteilt werden, so 
lange diese verfügbar sind. 

Stellt er fest, daß diese Daten unrichtig sind 
oder sie nicht hätten übermittelt werden dür-
fen, so hat er das Recht, deren Berichtigung 
oder Vernichtung zu verlangen. Die Aus-
übung dieses Rechts erfolgt nach Maßgabe 
des Absatzes 6. 

(8) Jede Vertragspartei ist verpflichtet, die 
Übermittlung und den Empfang von perso-
nenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

(9) Diese Daten werden nur so lange 
aufbewahrt, wie dies zur Erreichung des 
Übermittlungszweckes erforderlich ist. Die 
Erforderlichkeit der Aufbewahrung ist von 
der betroffenen Vertragspartei zum geeig-
neten Zeitpunkt zu prüfen. 

(10) Die übermittelten Daten genießen 
auf jeden Fall zumindest den Schutz, der 
aufgrund des Rechts der empfangenden 
Vertragspartei für Daten gleicher A rt  gilt. 

(11) Werden die Daten nicht automatisch, 
sondern auf eine sonstige Weise verarbei-
tet, so treffen die Vertragsparteien die 
geeigneten Maßnahmen, um die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Artikels durch eine 
wirksame Kontrolle zu gewährleisten. Hat 
eine Vertragspartei eine Kontrollstelle der in 
Absatz 12 erwähnten Art, kann sie ihr die 
Kontrolle übertragen. 

(12) Wünschen eine oder mehrere Ver-
tragsparteien die in den Absätzen 2 und 3 
aufgeführten Daten ganz oder teilweise zu 
speichern, so ist dies nur zulässig, soweit 
die betreffenden Vertragsparteien Rechts-
vorschriften für diese Datenverarbeitung 
erlassen haben, die die Verwirklichung der 
Grundsätze des Übereinkommens des 
Europarates über den Schutz des Men-
schen bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten vom 28. Januar 
1981 gewährleisten und sie ein geeignetes 
Gremium mit der unabhängigen Kontrolle 
der Verarbeitung und Verwendung der nach 
diesem Übereinkommen übermittelten 
Daten beauftragt haben. 

Titel III 

Polizei und Sicherheit 

Kapitel 1 

Polizeiliche Zusammenarbeit 

Artikel 39 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
daß ihre Polizeidienste sich untereinander 
nach Maßgabe des nationalen Rechts und 
ihrer jeweiligen Zuständigkeit im Interesse 
der vorbeugenden Bekämpfung und der 

mations échangées le concernant, aussi 
longtemps qu'elles sont disponibles. 

S'il constate que ces informations sont 
inexactes ou n'auraient pas dû être trans-
mises il a le droit d'en exiger la rectification 
ou la disparition. Les corrections sont effec-
tuées dans les conditions prévues au para-
graphe 6. 

8. Dans chaque Partie Contractante 
concernée, la transmission et la réception 
des informations échangées sont consi-
gnées. 

9. Les données transmises sont conser-
vées pendant une durée n'excédant pas 
celle nécessaire aux fins pour lesquelles 
elles ont été échangées. La nécessité de 
leur conservation doit être examinée au mo-
ment approprié par la Partie Contractante 
concernée. 

10. En tout état de cause les données 
transmises bénéficient au moins de la 
même protection que celle prévue par le 
droit de la Partie Contractante destinataire 
pour des informations de nature similaire. 

11. Si les données ne sont pas traitées 
automatiquement, mais d'une autre façon, 
chaque Partie Contractante devra prendre 
des mesures appropriées pour assurer le 
respect du présent article par des moyens 
de contrôle effectifs. Si une Partie Contrac-
tante dispose d'un service du type de celui 
mentionné au paragraphe 12, elle peut 
charger ce service d'assurer ces tâches de 
contrôle. 

12. Si une ou plusieurs Parties Contrac-
tantes souhaitent informatiser le traitement 
de tout ou partie des données mentionnées 
aux paragraphes 2 et 3, l'informatisation 
n'est autorisée que si les Parties Contrac-
tantes concernées ont adopté une législa-
tion applicable à ce traitement mettant en 
oeuvre les principes de la Convention du 
Conseil de l'Europe du 28 janvier 1981 pour 
la protection des personnes à l'égard du 
traitement automatisé des données à carac-
tère personnel et si elles ont confié à une 
instance nationale appropriée le contrôle 
indépendant du traitement et de l'exploita-
tion des données transmises conformément 
à la présente Convention. 

Titre III 

Police et sécurité 

Chapitre premier 

Coopération policière 

Article 39 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à ce que leurs services de police s'accor-
dent, dans le respect de la législation natio-
nale et dans les limites de leurs compé-
tences, l'assistance aux fins de la préven- 

betrekking hebbende verstrekte gegevens, 
zolang deze beschikbaar zijn. 

Indien hij vaststelt dat deze gegevens on-
juist zijn of niet hadden mogen worden ver-
strekt, heeft hij het recht de verbetering of 
vernietiging daarvan te verlangen. Dit recht 
wordt uitgeoefend onder de voorwaarden 
als bedoeld in lid 6. 

8. In iedere Overeenkomstsluitende Partij 
wordt van de verstrekking en ontvangst van 
de verstrekte gegevens aantekening 
gehouden. 

9. De verstrekte gegevens worden niet 
langer bewaard dan noodzakelijk is voor de 
doeleinden waartoe de verstrekking heeft 
plaatsgevonden. De noodzaak tot bewaren 
van de verstrekte gegevens dient door de 
desbetreffende 	Overeenkomstsluitende 
Partij op het daartoe geschikte tijdstip te 
worden getoetst. 

10. Voor de verstrekte gegevens geldt 
tenminste dezelfde bescherming als die 
waarin het recht van de ontvangende Over-
eenkomstsluitende Partij voor soortgelijke 
gegevens voorziet. 

11. Wanneer de gegevens niet in een 
geautomatiseerde registratie, doch anders

-zins worden verwerkt, treffen de Overeen-
komstsluitende Partijen passende maatre-
gelen, opdat de naleving van dit artikel door 
middel van een doeltreffend toezicht wordt 
gewaarborgd. Wanneer een Overeen-
komstsluitende Partij een controle-autoriteit 
als bedoeld in lid 12 heeft, kan zij deze met 
dit toezicht belasten. 

12. Wanneer één of meer Overeen-
komstsluitende Partijen de verwerking van 
alle of van een gedeelte van de in de leden 
2 en 3 bedoelde gegevens willen automati-
seren, is dit slechts toegestaan indien de 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen 
wettelijke bepalingen betreffende deze ver-
werking hebben aangenomen waardoor uit-
voering wordt gegeven aan de beginselen 
van het Verdrag van de Raad van Europa 
van 28 januari 1981 tot bescherming van 
het individu in verband met de geautomati-
seerde registratie van persoonsgegevens 
en zij een passende controle-autoriteit heb

-ben aangewezen die belast is met de onaf-
hankelijke controle op de verwerking en het 
gebruik van de op grond van deze Overeen-
komst verstrekte gegevens. 

Titel III 

Politie en veiligheid 

Hoofdstuk 1 

Politiële samenwerking 

Artikel 39 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe dat hun politiediensten 
elkaar, met inachtneming van het nationale 
recht binnen de grenzen van hun bevoegd-
heden, wederzijds bijstand verlenen ten 
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Aufklärung von strafbaren Handlungen Hilfe 
leisten, sofern ein Ersuchen oder dessen 
Erledigung nach nationalem Recht nicht 
den Justizbehörden vorbehalten ist und die 
Erledigung des Ersuchens die Ergreifung 
von Zwangsmaßnahmen durch die ersuchte 
Vertragspartei nicht erfordert. Ist die 
ersuchte Polizeibehörde für die Erledigung 
nicht zuständig, so leitet sie das Ersuchen 
an die zuständige Behörde weiter. 

(2) Schriftliche Informationen, die von der 
ersuchten Vertragspartei nach Absatz 1 
übermittelt werden, können nur mit Zustim-
mung der zuständigen Justizbehörde dieser 
Vertragspartei von der ersuchenden Ver-
tragspartei als Beweismi ttel in einem Straf-
verfahren benutzt werden. 

(3) Ersuchen um Hilfe nach Absatz 1 und 
die Antworten können zwischen den von 
den Vertragsparteien mit der grenzüber-
schreitenden polizeilichen Zusammenarbeit 
beauftragten zentralen Stellen übermittelt 
und auf demselben Weg zurückgesandt 
werden. In Fällen, in denen das Ersuchen 
nicht rechtzeitig über diesen Geschäftsweg 
gestellt werden kann, können Ersuchen von 
den Polizeibehörden der ersuchenden Ver-
tragspartei unmi ttelbar den zuständigen 
Behörden der ersuchten Vertragspartei 
übermittelt und von diesen unmi ttelbar 
beantwortet werden. In diesen Fällen unter-
richtet die ersuchende Polizeibehörde 
unverzüglich die von der ersuchten Ver-
tragspartei mit der grenzüberschreitenden 
polizeilichen Zusammenarbeit beauftragte 
zentrale Stelle über das direkte Ersuchen. 

(4) Die Zusammenarbeit in den Grenzge-
bieten kann in Vereinbarungen zwischen 
den zuständigen Ministern der Vertrags-
parteien geregelt werden. 

(5) Weitergehende bestehende und künf-
tige bilaterale Abkommen zwischen zwei 
Vertragsparteien, die eine gemeinsame 
Grenze haben, bleiben von den Bestim-
mungen dieses Artikels unberührt. Die Ver-
tragsparteien unterrichten einander über 
diese Abkommen. 

Artikel 40 

(1) Beamte einer Vertragspartei, die im 
Rahmen eines Ermittlungsverfahrens in 
ihrem Land eine Person observieren, die im 
Verdacht steht, an einer auslieferungsfähi-
gen Straftat beteiligt zu sein, sind befugt, 
die Observation auf dem Hoheitsgebiet 
einer anderen Vertragspartei fortzusetzen, 
wenn diese der grenzüberschreitenden 
Observation auf der Grundlage eines zuvor 
gestellten Rechtshilfeersuchens zuge-
stimmt hat. Die Zustimmung kann mit Auf-
lagen verbunden werden. 

tion et de la recherche de faits punissables, 
pour autant que le droit national ne réserve 
pas la demande aux autorités judiciaires et 
que la demande ou son exécution n'impli-
que pas l'application de mesures de 
contrainte par la Partie Contractante re-
quise. Lorsque les autorités de police re-
quises ne sont pas compétentes pour exé-
cuter une demande, elles la transmettent 
aux autorités compétentes. 

2. Les informations écrites qui sont four-
nies par la Partie Contractante requise en 
vertu de la disposition du paragraphe 1 ne 
peuvent être utilisées par la Partie Contrac-
tante requérante aux fins d'apporter la 
preuve des faits incriminés qu'avec l'accord 
des autorités judiciaires compétentes de la 
Partie Contractante requise. 

3. Les demandes d'assistance visées au 
paragraphe 1 et les réponses à ces de-
mandes peuvent être échangées entre les 
organes centraux chargés, par chaque Par-
tie Contractante, de la coopération policière 
internationale. Lorsque la demande ne peut 
être faite en temps utile par la voie susvi-
sée, elle peut être adressée par les auto-
rités de police de la Partie Contractante 
requérante directement aux autorités com-
pétentes de la Partie requise et celles-ci 
peuvent y répondre directement. Dans ces 
cas, l'autorité de police requérante avise 
dans les meilleurs délais l'organe central 
chargé, dans la Partie Contractante re-
quise, de la coopération policière internatio-
nale, de sa demande directe. 

4. Dans les régions frontalières, la coopé-
ration peut être réglée par des arrange-
ments entre les Ministres compétents des 
Parties Contractantes. 

5. Les dispositions du présent article ne 
font pas obstacle aux accords bilatéraux 
plus complets présents et futurs entre Par-
ties Contractantes ayant une frontière com-
mune. Les Parties Contractantes s'infor-
ment mutuellement de ces accords. 

Article 40 

1. Les agents d'une des Parties Contrac-
tantes qui, dans le cadre d'une enquête 
judiciaire, observent dans leur pays une 
personne présumée avoir participé à un fait 
punissable pouvant donner lieu à extradi-
tion, sont autorisés à continuer cette obser-
vation sur le territoire d'une autre Partie 
Contractante lorsque celle-ci a autorisé l'ob-
servation transfrontalière sur la base d'une 
demande d'entraide judiciaire présentée au 
préalable. L'autorisation peut être assortie 
de conditions. 

behoeve van de voorkoming en opsporing 
van strafbare feiten, voor zover het doen of 
behandelen van een verzoek paar nationaal 
recht niet aan de justitiële autoriteiten is 
voorbehouden en voor het inwilligen van het 
verzoek door de aangezochte Overeen-
komstsluitende Partij geen dwangmiddelen 
behoeven te worden toegepast. Wanneer 
de aangezochte politie-autoriteiten tot de 
afdoening van een verzoek niet bevoegd 
zij, zenden zij dit aan de bevoegde autori-
teiten door. 

2. Schriftelijke informatie die krachtens 
het bepaalde in lid 1 door de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij wordt ver-
strekt, kan door de verzoekende Overeen-
komstsluitende Partij slechts met toestem-
ming van de bevoegde justitiële autoriteiten 
van de aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partij als bewijsmiddel voor het ten 
laste gelegde feit worden aangewend. 

3. De in lid 1 bedoelde verzoeken om 
bijstand en reacties daarop kunnen tussen 
de door de onderscheiden Overeenkomst-
sluitende Partijen met de internationale poli-
tiesamenwerking belaste centrale autoritei-
ten worden uitgewisseld. 
In gevallen waarin het verzoek langs boven-
genoemde weg niet tijdig kan worden 
gedaan, kunnen verzoeken door de politie-
autoriteiten van de verzoekende Overeen-
komstsluitende Partij rechtstreeks aan de 
bevoegde politie-autoriteiten van de aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij wor-
den toegezonden en door deze recht

-streeks worden beantwoord. In deze geval-
len stelt de verzoekende politie-autoriteit zo 
spoedig mogelijk de in de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij met de inter-
nationale politiesamenwerking belaste 
autoriteit van haar rechtstreekse verzoek in 
kennis. 

4. De samenwerking in grensgebieden 
kan nader worden geregeld in afspraken 
tussen de bevoegde Ministers van de Over-
eenkomstsluitende Partijen. 

5. De bepalingen van dit artikel doen 
Been afbreuk aan verdergaande, bestaande 
en toekomstige bilaterale akkoorden tussen 
aan elkaar grenzende Overeenkomstslui-
tende Partijen. De Overeenkomstsluitende 
Partijen doen elkaar mededeling van deze 
akkoorden. 

Artikel 40 

1. Ambtenaren van een Overeenkomst-
sluitende Partij die, in het kader van een 
opsporingsonderzoek, in hun eigen land 
een persoon observeren te wiens aanzien 
er een redelijk vermoeden bestaat dat hij is 
betrokken bij het plegen van een strafbaar 
feit dat tot uitlevering aanleiding kan geven, 
zijn bevoegd deze observatie op het grond-
gebied van een andere Overeenkomstslui-
tende Partij voort te zelten, wanneer laatst-
genoemde Partij daartoe toestemming heeft 
gegeven op basis van een van te voren 
ingediend rechtshulpverzoek. De toestem-
ming kan onder bijzondere voorwaarden 
worden verleend. 
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Auf Verlangen ist die Observation an die 
Beamten der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet die Obse rvation stattfindet, 
zu übergeben. 

Das Rechtshilfeersuchen nach Satz 1 ist an 
die durch jede der Vertragsparteien 
bezeichnete Behörde zu richten, die befugt 
ist, die erbetene Zustimmung zu erteilen 
oder zu übermitteln. 

(2) Kann wegen der besonderen Dring-
lichkeit der Angelegenheit eine vorherige 
Zustimmung der anderen Vertragspartei 
nicht beantragt werden, dürfen die Beamten 
die Observation einer Person, die im Ver-
dacht steht, an einer der in Absatz 7 aufge-
führten Straftaten beteiligt zu sein, unter 
folgenden Voraussetzungen über die 
Grenze hinweg fortsetzen: 

a) Der Grenzübertritt ist noch während der 
Observation unverzüglich der in Absatz 5 
bezeichneten Behörde der Vertrags-
partei, auf deren Hoheitsgebiet die 
Observation fortgesetzt werden soll, 
mitzuteilen. 

b) Ein Rechtshilfeersuchen nach Absatz 1, 
in dem auch die Gründe dargelegt wer-
den, die einen Grenzübertritt ohne vor-
herige Zustimmung rechtfertigen, ist 
unverzüglich nachzureichen. 

Die Observation ist einzustellen, sobald 
die Vertragspartei, auf deren Hoheitsge-
biet die Observation stattfindet, auf-
grund der Mitteilung nach Buchstabe a 
oder des Ersuchens nach Buchstabe b 
dies verlangt oder wenn die Zustim-
mung nicht fünf Stunden nach Grenz-
übertritt vorliegt. 

(3) Die Observation nach den Absätzen 1 
und 2 ist ausschließlich unter den nachste-
henden allgemeinen Voraussetzungen 
zulässig: 

a) Die observierenden Beamten sind an 
die Bestimmungen dieses Artikels und 
das Recht der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet sie auftreten, gebunden; 
sie haben Anordnungen der örtlich 
zuständigen Behörden zu befolgen. 

b) Vorbehaltlich der Fälle des Absatzes 2 
führen die Beamten während der Obser-
vation ein Dokument mit sich, aus dem 
sich ergibt, daß die Zustimmung erteilt 
worden ist. 

c) Die observierenden Beamten müssen in 
der Lage sein, jederzeit ihre amtliche 
Funktion nachzuweisen. 

d) Die observierenden Beamten dürfen 
während der Obse rvation ihre Dienst-
waffe mit sich führen, es sei denn, die 
ersuchte Vertragspartei hat dem aus-
drücklich widersprochen; der Gebrauch 
ist mit Ausnahme des Falles der Not-
wehr nicht zulässig. 

Sur demande, l'observation sera confiée 
aux agents de la Partie Contractante sur le 
territoire de laquelle elle est effectuée. 

La demande d'entraide judiciaire mention-
née à l'alinéa 1 doit être adressée à une 
autorité désignée par chacune des Parties 
Contractantes et compétente pour accorder 
ou transmettre l'autorisation demandée. 

2. Lorsque, pour des raisons particulière-
ment urgentes, l'autorisation préalable de 
l'autre Partie Contractante ne peut être de-
mandée, les agents observateurs sont auto-
risés à continuer au-delà de la frontière 
l'observation d'une personne présumée 
avoir commis des faits punissables énu-
mérés au paragraphe 7, dans les conditions 
ci-après: 

a. Le franchissement de la frontière sera 
communiqué immédiatement durant 
l'observation à l'autorité de la Partie 
Contractante désignée au paragraphe 
5, sur le territoire de laquelle l'observa-
tion continue; 

b. Une demande d'entraide judiciaire pré-
sentée conformément au paragraphe 1 
et exposant les motifs justifiant le fran-
chissement de la frontière, sans autori-
sation préalable, sera transmise sans 
délai. 

L'observation sera arrêtée dès que la 
Partie Contractante sur le territoire de 
laquelle elle a lieu le demande, suite à la 
communication visée au point a. ou à la 
demande visée au point b., ou si l'autori-
sation n'est pas obtenue cinq heures 
après le franchissement de la frontière. 

3. L'observation visée aux paragraphes 1 
et 2 ne peut être exercée qu'aux conditions 
générales suivantes: 

a. Les agents observateurs doivent se 
conformer aux dispositions du présent 
article et au droit de la Partie Contrac-
tante sur le territoire de laquelle ils opè-
rent; ils doivent obtempérer aux injonc-
tions des autorités localement compé-
tentes. 

b. Sous réserve des situations prévues au 
paragraphe 2, les agents se munissent 
durant l'observation d'un document at-
testant que l'autorisation a été ac-
cordée. 

c. Les agents observateurs devront être 
en mesure de justifier à tout moment de 
leur qualité officielle. 

d. Les agents observateurs peuvent em-
porter leur arme de service pendant 
l'observation, sauf décision contraire ex-
presse de la Partie requise ; son utilisa-
tion est interdite sauf en cas de légitime 
défense. 

Desgevraagd dient de observatie te worden 
overgedragen aan de ambtenaren van de 
Overeenkomstsluitende Partij op wier 
grondgebied de observatie plaatsvindt. 

Het rechtshulpverzoek als bedoeld in de 
eerste alinea dient te worden gericht aan de 
door elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen daartoe aangewezen autoriteit, die 
bevoegd is op het verzoek te beslissen of dit 
door te zenden. 

2. Wanneer wegens het bijzonder spoed-
eisende karakter van het optreden geen 
voorafgaande toestemming van de andere 
Overeenkomstsluitende Partij kan worden 
gevraagd, mogen de ambtenaren de obser-
vatie van een persoon te wiens aanzien er 
een redelijk vermoeden bestaat dat hij bij 
het plegen van een in lid 7 genoemd straf-
baar feit is betrokken, onder de navolgende 
voorwaarden tot over het grondgebied van 
die Partij voortzetten: 

a. de in lid 5 genoemde autoriteit van de 
Overeenkomstsluitende Partij op wier 
grondgebied de observatie wordt voort-
gezet, dient nog tijdens de observatie 
onverwijld van de grensoverschrijding in 
kennis te worden gesteld; 

b. een rechtshulpverzoek als bedoeld in lid 
1, waarin tevens de redenen zijn aange-
geven waarom zonder voorafgaande 
toestemming tot grensoverschrijding is 
overgegaan, dient zo spoedig mogelijk 
alsnog te worden ingediend. 

De observatie dient te worden afgebro-
ken zodra de Overeenkomstsluitende 
Partij op wier grondgebied de observatie 
plaatsvindt, na ontvangst van de hierbo-
ven ondera. bedoelde kennisgeving of 
het onder b. bedoelde verzoek zulks te 
verstaan geeft, of indien de toestem-
ming vijf uren na de grensoverschrijding 
nog niet is verleend. 

3. De observatie als bedoeld in de leden 1 
en 2 mag slechts onder de volgende alge-
mene voorwaarden worden uitgeoefend: 

a. de observerende ambtenaren zijn 
gebonden aan het bepaalde in dit artikel 
en aan het recht van de Overeen-
komstsluitende Partij op wier grondge-
bied zij optreden; zij dienen de aanwij-
zingen van de plaatselijk bevoegde 
autoriteiten op te volgen; 

b. behoudens in de gevallen als bedoeld in 
lid 2 dienen de ambtenaren tijdens de 
observatie te zijn voorzien van een 
document waaruit blijkt dat de toestem-
ming is verleend; 

c. de observerende ambtenaren dienen te 
allen tijde in staat te zijn hun officiële 
functie aan te tonen; 

d. de observerende ambtenaren mogen tij-
dens de observatie hun dienstwapen 
meevoeren, tenzij de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij daarte-
gen uitdrukkelijk bezwaar heeft 
gemaakt; het gebruik ervan is uitsluitend 
in geval van noodweer toegestaan; 
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e) Das Betreten von Wohnungen und 
öffentlich nicht zugänglichen Grundstük-
ken ist nicht zulässig. 

f) Die observierenden Beamten sind nicht 
befugt, die zu observierende Person 
anzuhalten oder festzunehmen. 

g) Über jede Operation wird den Behörden 
der Vertragspartei, auf deren Hoheits-
gebiet die Operation stattgefunden hat, 
Bericht erstattet; dabei kann das per-
sönliche Erscheinen der observieren-
den Beamten gefordert werden. 

h) Die Behörden der Vertragspartei, aus 
deren Hoheitsgebiet die observierenden 
Beamten kommen, unterstützen auf 
Ersuchen die nachträglichen Ermittlun-
gen einschließlich gerichtlicher Verfah-
ren der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet eingeschritten wurde. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Beamten sind: 

Für das Königreich Belgien: 

Die Beamten der Kriminalpolizei bei den 
Staatsanwaltschaften, der Gendarmerie 
und der Gemeindepolizei sowie, unter 
den in geeigneten bilateralen Vereinbar-
ungen nach Absatz 6 festgelegten Bedin-
gungen in bezug auf ihre Befugnisse im 
Bereich des unerlaubten Verkehrs mit 
Betäubungsmitteln und im Bereich des 
unerlaubten Handels mit Waffen und 
Sprengstoffen und des unerlaubten Ver-
kehrs mit giftigen und schädlichen Abfäl-
len, die Zollbeamten; 

für die Bundesrepublik Deutschland: 

Die Beamten der Polizeien des Bundes 
und der Länder sowie, beschränkt auf 
den Bereich des unerlaubten Verkehrs 
mit Betäubungsmitteln und des unerlaub-
ten Handels mit Waffen, die Beamten 
des Zollfahndungsdienstes als Hilfs-
beamte der Staatsanwaltschaft; 

für die Französische Republik: 
Die Beamten und die Hilfsbeamten der 
kriminalpolizeilichen Abteilungen der 
Nationalen Polizei und der Nationalen 
Gendarmerie sowie, unter den in geeig-
neten bilateralen Vereinbarungen nach 
Absatz 6 festgelegten Bedingungen in 
bezug auf ihre Befugnisse im Bereich 
des unerlaubten Verkehrs mit Betäu-
bungsmitteln und im Bereich des uner-
laubten Handels mit Waffen und Spreng-
stoffen und des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die 
Zollbeamten; 

für das Großherzogtum Luxemburg: 

Die Beamten der Gendarmerie und der 
Polizei, sowie, unter den in geeigneten 
bilateralen Vereinbarungen nach Ab-
satz 6 festgelegten Bedingungen in 

e. L'entrée dans les domiciles et les lieux 
non accessibles au public est interdite. 

f. Les agents observateurs ne peuvent ni 
interpeller ni arrêter la personne ob-
servée. 

g. Toute opération fera l'objet d'un rapport 
aux autorités de la Partie Contractante 
sur le territoire de laquelle elle est inter-
venue; la comparution personnelle des 
agents observateurs peut être requise. 

h. Les autorités de la Partie Contractante 
dont les agents observateurs sont origi-
naires apportent, lorsqu'il est demandé 
par les autorités de la Partie Contrac-
tante sur le territoire de laquelle l'obser-
vation a eu lieu, leur concours à l'en-
quête consécutive à l'opération à la-
quelle ils ont participé y compris aux 
procédures judiciaires. 

4. Les agents visés aux paragraphes 1 et 
2 sont: 

en ce qui concerne le Royaume de Bel-
gique: 

les membres de la police judiciaire près 
les Parquets, de la gendarmerie et de la 
police communale, ainsi que, dans les 
conditions fixées par accords bilatéraux 
appropriés visés au paragraphe 6, en ce 
qui concerne leurs attributions touchant 
au trafic illicite de stupéfiants et subs-
tances psychotropes, au trafic d'armes et 
d'explosifs, et au transport illicite de dé-
chets toxiques et nuisibles, les agents 
des douanes; 

en ce qui concerne la République fédérale 
d'Allemagne: 

les agents des Polizeien des Bundes und 
der Länder ainsi que, pour les seuls do-
maines du trafic illicite de stupéfiants et 
substances psychotropes et du trafic 
d'armes, les agents du Zollfahndungs-
dienst (service de recherches doua-
nières) en leur qualité d'agents auxi-
liaires du ministère public; 

en ce qui concerne la République française: 
les officiers et agents de police judiciaire 
de la police nationale et de la gendarme-
rie nationale, ainsi que, dans les condi-
tions fixées par accords bilatéraux appro-
priés visés au paragraphe 6, en ce qui 
concerne leurs attributions touchant au 
trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, au trafic d'armes et d'ex-
plosifs, et au transport illicite de déchets 
toxiques et nuisibles, les agents des 
douanes; 

en ce qui concerne le Grand-Duché de 
Luxembourg: 

les agents de la gendarmerie et de la 
police, ainsi que, dans les conditions 
fixées par accords bilatéraux appropriés 
visés au paragraphe 6, en ce qui 

e. het binnentreden van woningen en het 
betreden van niet voor het publiek toe-
gankelijke plaatsen is niet toegestaan; 

f. de observerende ambtenaren zijn niet 
bevoegd de te observeren persoon 
staande te houden of aan te houden; 

g. van elk optreden wordt verslag gedaan 
aan de autoriteiten van de Overeen-
komstsluitende Partij op wier grondge-
bied de observatie plaatsvindt; de per-
soonlijke verschijning van de obse rve-
rende ambtenaren kan worden ver-
langd; 

h. de autoriteiten van de Overeenkomst-
sluitende Partij van wier grondgebied de 
observerende ambtenaren afkomstig 
zijn, verlenen desgevraagd medewer-
king aan nader onderzoek van de Over-
eenkomstsluitende Partij op wier grond-
gebied werd opgetreden, met inbegrip 
van gerechtelijke procedures. 

4. De in de leden 1 en 2 bedoelde ambte-
naren zijn: 

voor het Koninkrijk België: 

de leden van de Gerechtelijke Politie bij 
de Parketten, de Rijkswacht en de 
Gemeentepolitie, alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 6 voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande de sluikhandel in verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
de sluikhandel in wapens en explosie-
ven, en het illegale vervoer van giftige en 
schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor de Bondsrepubliek Duitsland: 

de ambtenaren van de „Polizeien des 
Bundes und der Länder", alsmede, voor 
het illegale verkeer van verdovende mid-
delen en de illegale handel in wapens, de 
ambtenaren van de „Zollfahndungs-
dienst" als hulpambtenaren van het 
Openbaar Ministerie; 

voor de Franse Republiek: 
de ambtenaren en hulpambtenaren van 
de gerechtelijke afdelingen van de 
„Police nationale" en van de „Gendar-
merie nationale",  alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 6, voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande de sluikhandel in verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
de sluikhandel in wapens en explosie-
ven, en het illegale vervoer van giftige en 
schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor het Groothertogdom Luxemburg: 

de ambtenaren van de „Police" en van 
de „Gendarmerie", alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
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bezug auf ihre Befugnisse im Bereich 
des unerlaubten Verkehrs mit Betäu-
bungsmitteln, im Bereich des unerlaub-
ten Handels mit Waffen und Sprengstof-
fen und im Bereich , des unerlaubten Ver-
kehrs mit giftigen und schädlichen Abfäl-
len, die Zollbeamten; 

für das Königreich der Niederlande: 

Die Beamten der Reichspolizei und der 
Gemeindepolizei, sowie, unter den in 
geeigneten bilateralen Vereinbarungen 
nach Absatz 6 festgelegten Bedingungen 
in bezug auf ihre Befugnisse im Bereich 
des unerlaubten Verkehrs mit Betäu-
bungsmitteln und im Bereich des uner-
laubten Handels mit Waffen und Spreng-
stoffen und des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die 
Beamten des fiskalischen Nachrichten- 
und Fahndungsdienstes, die im Bereich 
der Einfuhrzölle und Verbrauchsteuern 
zuständig sind; 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 genannte 
Behörde ist: 

Für das Königreich Belgien: 

Das Generalkommissariat der Kriminal-
polizei; 

für die Bundesrepublik Deutschland: 

Das Bundeskriminalamt; 

für die Französische Republik: 
Die Zentraldirektion der Kriminalpolizei; 

für das Großherzogtum Luxemburg: 

Der Generalstaatsanwalt; 

für das Königreich der Niederlande: 

Der landesweit zuständige Staatsanwalt 
für grenzüberschreitende Obse rvation. 

(6) Die Vertragsparteien können im Wege 
bilateraler Vereinbarungen den Anwen-
dungsbereich dieses Artikels erweitern und 
zusätzliche Regelungen zu seiner Durch-
führung treffen. 

(7) Eine Observation nach Absatz 2 ist 
nur zulässig, wenn eine der nachstehenden 
Straftaten zugrunde liegt: 

— Mord, 

— Totschlag, 

— Vergewaltigung, 

— Vorsätzliche Brandstiftung, 

— Falschmünzerei, 

— Schwerer Diebstahl, Hehlerei und Raub, 

— Erpressung, 

— Entführung und Geiselnahme, 

— Menschenhandel, 

— Unerlaubter Verkehr mit Betäubungs-
mitteln, 

concerne leurs attributions touchant au 
trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, au trafic d'armes et d'ex-
plosifs, et au transport illicite de déchets 
toxiques et nuisibles, les agents des 
douanes; 

en ce qui concerne le Royaume des Pays-
Bas: 

les agents de la Rijkspolitie et de la Ge-
meentepolitie, ainsi que, dans les condi-
tions fixées par accords bilatéraux appro-
priés visés au paragraphe 6, en ce qui 
concerne leurs attributions touchant au 
trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, au trafic d'amies et d'ex-
plosifs et au transport illicite de déchets 
toxiques et nuisibles, les agents du ser-
vice fiscal de renseignements et de re-
cherche compétents en matière de droits 
d'entrée et accises. 

5. L'autorité visée aux paragraphes 1 et 2 
est: 

en ce qui concerne le Royaume de Bel-
gique: 

le Commissariat général de la Police ju-
diciaire; 

en ce qui concerne la République fédérale 
d'Allemagne: 

le Bundeskriminalamt; 

en ce qui concerne la République française: 
la Direction centrale de la Police judi-
ciaire; 

en ce qui concerne le Grand-Duché de 
Luxembourg: 

le Procureur général d'Etat; 

en ce qui concerne le Royaume des Pays

-

Bas: 
le Landelijk Officier van Justitie compé-
tent pour l'observation transfrontalière. 

6. Les Parties Contractantes peuvent, sur 
le plan bilatéral étendre le champ d'applica-
tion du présent article et adopter des dispo-
sitions supplémentaires en exécution de cet 
article. 

7. L'observation telle que visée au para-
graphe 2 ne peut avoir lieu que pour l'un 
des faits punissables suivants: 

— assassinat, 

— meurtre, 

— viol, 

— incendie volontaire, 

— fausse monnaie, 

— vol et recel aggravés, 

— extorsion, 

— enlèvement et prise d'otage, 

— trafic d'êtres humains, 

— trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, 

in lid 6, voor wat betreft hun bevoegd-
heden aangaande de sluikhandel in ver-
dovende middelen en psychotrope stof-
fen, de sluikhandel in wapens en explo-
sieven, en het illegale vervoer van giftige 
en schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor het Koninkrijk der Nederlanden: 

de ambtenaren van de Rijkspolitie en de 
Gemeentepolitie, alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 6 voor wat betreft hun bevoegd-
heden aangaande het illegale verkeer in 
verdovende middelen en psychotrope 
stoffen, de sluikhandel in wapens en 
explosieven, en het illegale vervoer van 
giftige en schadelijke afvalstoffen, de 
ambtenaren van de fiscale inlichtingen-
en opsporingsdienst bevoegd inzake de 
invoerrechten en de accijnzen. 

5. De in de Jeden 1 en 2 bedoelde autori-
teit is: 

voor het Koninkrijk Belgie: 

het Commissariaat-Generaal van de 
Gerechtelijke Politie; 

voor de Bondsrepubliek Duitsland: 

het „Bundeskriminalamt"; 

voor de Franse Republiek: 
de „Direction centrale de la Police judi-
ciaire"; 

voor het Groothertogdom Luxemburg: 

de „Procureur général d'Etat"; 

voor het Koninkrijk der Nederlanden: 

de Landelijk Officier van Justitie voor 
grensoverschrijdende observatie. 

6. De Overeenkomstsluitende Partijen 
kunnen bilateraal het toepassingsbereik 
van het bepaalde in dit artikel uitbreiden en 
nadere regelingen ter uitvoering daarvan 
treffen. 

7. Observatie als bedoeld in lid 2 is 
slechts toegestaan wanneer één der onder-
staande strafbare feiten daaraan ten 
grondslag ligt: 

— moord, 

— doodslag, 

— verkrachting, 

— opzettelijke brandstichting, 

— valsmunterij, 

— gekwalificeerde diefstal en heling, 

— afpersing, 

— ontvoering en gijzeling, 

— mensenhandel, 

— sluikhandel in verdovende middelen en 
psychotrope stoffen, 
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— Verstoß gegen die gesetzlichen Vor-
schriften über Waffen und Sprengstoffe, 

— Vernichtung durch Sprengstoffe, 

— Unerlaubter Verkehr mit giftigen und 
schädlichen Abfällen. 

Artikel 41 

(1) Beamte einer Vertragspartei, die in 
ihrem Land eine Person verfolgen, die auf 
frischer Tat bei der Begehung von oder der 
Teilnahme an einer Straftat nach Absatz 4 
betroffen wird, sind befugt, die Verfolgung 
auf dem Hoheitsgebiet einer anderen Ver-
tragspartei ohne deren vorherige Zustim-
mung fortzusetzen, wenn die zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei 
wegen der besonderen Dringlichkeit der 
Angelegenheit nicht zuvor mit einem der in 
Artikel 44 vorgesehenen Kommunikations-
mittel unterrichtet werden konnten oder 
nicht rechtzeitig zur Stelle sind, um die Ver-
folgung zu übernehmen. 

Gleiches gilt, wenn die verfolgte Person 
sich in Untersuchungshaft oder Strafhaft 
befand und aus der Haft  geflohen ist. 

Spätestens beim Grenzübertritt nehmen die 
nacheilenden Beamten Kontakt mit der 
zuständigen Behörde des Gebietsstaates 
auf. Die Verfolgung ist einzustellen, sobald 
die Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet 
die Verfolgung stattfinden soll, dies ver-
langt. Auf Ersuchen der nacheilenden 
Beamten ergreifen die örtlich zuständigen 
Behörden die betroffene Person, um ihre 
Identität festzustellen oder die Festnahme 
vorzunehmen. 

(2) Die Nacheile wird gemäß einer der 
nachfolgenden Modalitäten ausgeübt, die in 
der Erklärung nach Absatz 9 festgelegt wer-
den: 

a) Die nacheilenden Beamten haben kein 
Festhalterecht. 

b) Wenn kein Einstellungsverlangen vor-
liegt und die örtlichen Behörden nicht 
rechtzeitig herangezogen werden kön-
nen, dürfen die nacheilenden Beamten 
die Person festhalten, bis die Beamten 
des Gebietsstaates, die unverzüglich zu 
unterrichten sind, die Identitätsfeststel-
lung oder die Festnahme vornehmen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 vorgese-
hene Nacheile wird gemäß einer der nach-
folgenden Modalitäten ausgeübt, die in der 
Erklärung nach Absatz 9 festgelegt werden: 

a) Innerhalb eines in der Erklärung 
bestimmten Gebietes oder während 

— infractions aux dispositions légales en 
matière d'armes et explosifs, 

— destruction par explosifs, 

— transport illicite de déchets toxiques et 
nuisibles. 

Article 41 

1. Les agents d'une des Parties Contrac-
tantes qui, dans leur pays, suivent une per-
sonne prise en flagrant délit de commission 
d'une des infractions visées au paragraphe 
4 ou de participation à l'une desdites infrac-
tions, sont autorisés à continuer la poursuite 
sans autorisation préalable sur le territoire 
d'une autre Partie Contractante lorsque les 
autorités compétentes de l'autre Partie 
Contractante n'ont pu être averties préala-
blement de l'entrée sur ce territoire, en rai-
son de l'urgence particulière, par un des 
moyens de communication prévus à l'article 
44, ou que ces autorités n'ont pu se rendre 
sur place à temps pour reprendre la pour-
suite. 

II en est de même lorsque la personne 
poursuivie, se trouvant en état d'arrestation 
provisoire ou purgeant une peine privative 
de liberté, s'est évadée. 

Au plus tard au moment du franchissement 
de la frontière, les agents poursuivants font 
appel aux autorités compétentes de la Par-
tie Contractante sur le territoire de laquelle 
la poursuite a lieu. La poursuite sera arrêtée 
dès que la Partie Contractante sur le terri-
toire de laquelle la poursuite doit avoir lieu, 
le demande. A la demande des agents 
poursuivants, les autorités localement com-
pétentes appréhenderont la personne pour-
suivie pour établir son identité ou procéder 
à son arrestation. 

2. La poursuite est exercée selon l'une 
des modalités suivantes, qui est définie par 
la déclaration prévue au paragraphe 9: 

a. Les agents poursuivants ne disposent 
pas du droit d'interpellation. 

b. Si aucune demande d'interrompre la 
poursuite n'est formulée et que les auto-
rités localement compétentes ne peu-
vent intervenir assez rapidement, les 
agents poursuivants pourront interpeller 
la personne poursuivie, jusqu'à ce que 
les agents de la Partie Contractante sur 
le territoire de laquelle la poursuite a 
lieu, qui devront être informés sans dé-
lai, puissent établir son identité ou pro-
céder à son arrestation. 

3. La poursuite est exercée conformé-
ment aux paragraphes 1 et 2 selon l'une 
des modalités suivantes, qui est définie par 
la déclaration prévue au paragraphe 9: 

a. dans une zone ou pendant une durée à 
compter du franchissement de la fron- 

— vergrijpen tegen de voorschriften aan

-

gaande vuurwapens en explosieven, 
— het teweegbrengen van een ontploffing, 

— illegaal vervoer van giftige en schadelijke 
afvalstoffen. 

Artikel 41 

1. Ambtenaren van een Overeenkomst-
sluitende Partij die in hun eigen land een 
persoon achtervolgen die op heterdaad is 
betrapt bij het plegen van of deelneming 
aan één der in lid 4 genoemde strafbare 
feiten, zijn bevoegd de achtervolging op het 
grondgebied van een andere Overeen-
komstsluitende Partij zonder voorafgaande 
toestemming van laatstgenoemde Partij 
voort te zetten, wanneer de bevoegde auto-
riteiten van de andere Overeenkomstslui-
tende Partij wegens het spoedeisende 
karakter van het optreden niet vooraf door 
middel van één der in artikel 44 bedoelde 
communicatiemiddelen kunnen worden 
gewaarschuwd of deze niet tijdig ter plaatse 
kunnen zijn om de achtervolging over te 
nemen. 

Hetzelfde geldt wanneer de achtervolgde 
persoon zich in voorlopige hechtenis 
beyond of een gevangenisstraf onderging 
en zich door ontvluchting aan de verdere 
tenuitvoerlegging daarvan heeft onttrokken. 

De achtervolgende ambtenaren treden 
uiterlijk bij grensoverschrijding in contact 
met de bevoegde autoriteiten van de Over-
eenkomstsluitende Partij wier grondgebied 
zij hebben betreden. De achtervolging dient 
te worden afgebroken zodra de Overeen-
komstsluitende Partij op wier grondgebied 
de achtervolging wordt voortgezet, zulks te 
verstaan geeft. De plaatselijk bevoegde 
autoriteiten houden op verzoek van de ach-
tervolgende ambtenaren de achtervolgde 
persoon staande om zijn identiteit vast te 
stellen of zijn aanhouding te bewerkstelli-
gen. 

2. Het achtervolgingsrecht wordt uitge-
oefend volgens één van onderstaande vor

-

men neergelegd in een verklaring als be-
doeld in lid 9: 

a. aan de achtervolgende ambtenaren 
komt geen staandehoudingsbevoegd-
heid toe; 

b. indien niet te verstaan wordt gegeven, 
dat de achtervolging dient te worden 
afgebroken en de plaatselijke autoritei-
ten niet tijdig ter plaatse kunnen zijn, 
mogen de achtervolgende ambtenaren 
de achtervolgde persoon staande hou

-

den totdat de terstond te waarschuwen 
ambtenaren van de Overeenkomstslui-
tende Partij op wier grondgebied zij 
optreden, tot de vaststelling van de 
identiteit, dan wel tot aanhouding over-
gaan. 

3. Het achtervolgingsrecht als bedoeld in 
de leden 1 en 2 wordt uitgeoefend volgens 
één van onderstaande vormen neergelegd 
in een verklaring als bedoeld in lid 9: 
a. binnen een in de verklaring vast te stel-

len zone of tijdsbestek te rekenen vanaf 
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einer darin bestimmten Zeit vom Über-
schreiten der Grenze an; 

b) ohne räumliche oder zeitliche Begren-
zung. 

(4) In der Erklärung nach Absatz 9 legen 
die Vertragsparteien die in Absatz 1 vorge-
sehenen Straftaten gemäß einer der nach-
folgenden Modalitäten fest: 
a) Straftatenkatalog: 

— Mord, 
—Totschlag, 
—Vergewaltigung, 
—Vorsätzliche Brandstiftung, 
— Falschmünzerei, 
—Schwerer Diebstahl, Hehlerei und 

Raub, 
—Erpressung, 
— Entführung und Geiselnahme, 
—Menschenhandel, 
— Unerlaubter Verkehr mit Betäubungs-

mitteln, 
—Verstoß gegen die gesetzlichen Vor-

schriften über Waffen und Spreng-
stoffe, 

—Vernichtung durch Sprengstoffe, 

— Unerlaubter Verkehr mit giftigen und 
schädlichen Abfällen, 

— Unerlaubtes Entfernen nach einem 
Unfall mit schwerer Körperverletzung 
oder Todesfolge; 

b) die auslieferungsfähigen Straftaten. 

(5) Die Nacheile darf nur unter folgenden 
allgemeinen Voraussetzungen ausgeübt 
werden: 
a) Die nacheilenden Beamten sind an die 

Bestimmungen dieses Artikels und das 
Recht der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet sie auftreten, gebunden; 
sie haben Anordnungen der örtlich 
zuständigen Behörden zu befolgen. 

b) Die Nacheile findet lediglich über die 
Landgrenzen statt . 

c) Das Betreten von Wohnungen und 
öffentlich nicht zugänglichen Grundstük-
ken ist nicht zulässig. 

d) Die nacheilenden Beamten müssen als 
solche eindeutig erkennbar sein, entwe-
der durch eine Uniform, eine Armbinde 
oder durch an dem Fahrzeug ange-
brachte Zusatzeinrichtungen; das Tra-
gen von Zivilkleidung unter Benutzung 
eines getarnten Polizeifahrzeuges ohne 
die vorgenannte Kennzeichnung ist 
nicht zulässig; die nacheilenden Beam-
ten müssen jederzeit in der Lage sein, 
ihre amtliche Funktion nachzuweisen. 

e) Die nacheilenden Beamten dürfen ihre 
Dienstwaffe mit sich führen; der 
Gebrauch ist mit Ausnahme des Falles 
der Notwehr nicht zulässig. 

f) Die nach Absatz 2 Buchstabe b ergrif-
fene Person darf im Hinblick auf ihre 

fière qui seront déterminées dans la dé-
claration; 

b. sans limitation dans l'espace ou dans le 
temps. 

4. Dans une déclaration visée au para-
graphe 9, les Parties Contractantes définis-
sent les infractions visées au paragraphe 1 
selon l'une des modalités suivantes: 
a. Les infractions suivantes: 

—assassinat, 
—meurtre, 
—viol, 
— incendie volontaire, 
— fausse monnaie, 
—vol et recel aggravés, 

— extorsion, 
—enlèvement et prise d'otage, 
— trafic d'êtres humains, 
— trafic illicite de stupéfiants et subs-

tances psychotropes, 
— infractions aux dispositions légales en 

matière d'armes et explosifs, 

—destruction par explosifs, 

— transport illicite de déchets toxiques 
et nuisibles, 

—délit de fuite à la suite d'un accident 
ayant entraîné la mort ou des bles-
sures graves. 

b. Les infractions pouvant donner lieu à 
extradition. 

5. La poursuite ne peut s'exercer qu'aux 
conditions générales suivantes: 

a. Les agents poursuivants doivent se 
conformer aux dispositions du présent 
article et au droit de la Partie Contrac-
tante sur le territoire de laquelle ils opè-
rent; ils doivent obtempérer aux injonc-
tions des autorités localement compé-
tentes. 

b. La poursuite se fait uniquement par les 
frontières terrestres. 

c. L'entrée dans les domiciles et les lieux 
non accessibles au public est interdite. 

d. Les agents poursuivants sont aisément 
identifiables, soit par le port d'un uni-
forme, soit par un brassard ou par des 
dispositifs accessoires placés sur le vé-
hicule; l'usage de tenue civile combiné 
avec l'utilisation de véhicules banalisés 
sans l'identification précitée est interdit; 
les agents poursuivants doivent être en 
mesure de justifier en tout temps de leur 
qualité officielle. 

e. Les agents poursuivants peuvent em-
porter leur arme de service ; son utilisa-
tion est interdite sauf en cas de légitime 
défense. 

f. Aux fins d'être conduite devant les auto-
rités localement compétentes, la per- 

de plaats, respectievelijk het tijdstip van 
g rensoversch ri jding; 

b. zonder enige in afstand, noch in tijd 
uitgedrukte beperking. 

4. In een verkiaring als bedoeld in lid 9 
dulden de Overeenkomstsluitende Partijen 
volgens één van onderstaande vormen de 
in lid 1 bedoelde strafbare feiten aan als: 
a. de volgende strafbare feiten 

—moord, 
— doodslag, 
—verkrachting, 
— opzettelijke brandstichting, 
—valsmunterij, 
— gekwalificeerde diefstal en heling, 

— afpersing, 
—ontvoering en gijzeling, 
—mensenhandel, 
— sluikhandel in verdovende middelen 

en psychotrope stollen, 
—vergrijpen tegen de voorschriften 

aangaande vuurwapens en explosie-
ven, 

— het teweegbrengen van een ontplof-
fing, 

— illegaal vervoer van giftige en schade
-lijke afvalstoffen, 

— doorrijden na ongeval, de dood of 
zwaar lichamelijk letsel tot gevolg 
hebbend; 

b. de strafbare feiten die aanleiding kun-
nen geven tot uitlevering. 

5. Het achtervolgingsrecht mag alleen 
worden uitgeoefend onder de volgende 
algemene voorwaarden: 
a. de achtervolgende ambtenaren zijn 

gebonden aan het bepaalde in dit artikel 
en aan het recht van de Overeen-
komstsluitende Partij op wier grondge-
bied zij optreden; zij dienen de aanwij-
zingen van de plaatselijk bevoegde 
autoriteiten op te volgen; 

b. de achtervolging vindt alleen over de 
landgrenzen plaats; 

c. het binnentreden van woningen en het 
betreden van niet voor het publiek toe-
gankelijke plaatsen is niet toegestaan; 

d. de achtervolgende ambtenaren dienen 
als zodanig uiterlijk direct herkenbaar te 
zijn, hetzij door middel van het dragen 
van een uniform of een armband, hetzij 
door middel van aan het voertuig aange-
brachte voorzieningen; het is hun niet 
toegestaan in burgerkleding met ge-
bruikmaking van een niet als zodanig 
herkenbaar politievoertuig op te treden; 
de achtervolgende ambtenaren dienen 
te allen tijde in Staat te zijn hun officiële 
functie aan te tonen; 

e. de achtervolgende ambtenaren mogen 
hun dienstwapen meevoeren; het 
gebruik ervan is uitsluitend in geval van 
noodweer toegestaan; 

f. na de aanhouding als bedoeld in lid 2, 
onder b., mag ten aanzien van de ach- 
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Vorführung vor die örtlichen Behörden 
lediglich einer Sicherheitsdurchsuchung 
unterzogen werden ; es dürfen ihr wäh-
rend der Beförderung Handschellen 
angelegt werden; die von der verfolgten 
Person mitgeführten Gegenstände dür-
fen sichergestellt werden. 

g) Die nacheilenden Beamten melden sich 
nach jedem Einschreiten gemäß den 
Absätzen 1, 2 und 3 bei den örtlich 
zuständigen Behörden der Vertragspar-
tei, auf deren Hoheitsgebiet sie gehan-
delt haben und erstatten Bericht; auf 
Ersuchen dieser Behörden sind sie ver-
pflichtet, sich bis zur Klärung des Sach-
verhalts bereitzuhalten; gleiches gilt 
auch, wenn die verfolgte Person nicht 
festgenommen werden konnte. 

h) Die Behörden der Vertragspartei, aus 
deren Hoheitsgebiet die nacheilenden 
Beamten kommen, unterstützen auf 
Ersuchen die nachträglichen Ermittlun-
gen einschließlich gerichtlicher Verfah-
ren der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet eingeschritten wurde. 

(6) Die Person, die gemäß Absatz 2 durch 
die örtlich zuständigen Behörden festge-
nommen wurde, kann ungeachtet ihrer 
Staatsangehörigkeit zum Zwecke der Ver-
nehmung festgehalten werden. Die ein-
schlägigen Bestimmungen des nationalen 
Rechts finden sinngemäß Anwendung. 

Hat die Person nicht die Staatsangehörig-
keit der Vertragspartei, in deren Hoheitsge-
biet sie aufgegriffen wurde, wird sie späte-
stens sechs Stunden nach ihrer Ergreifung 
freigelassen, wobei die Stunden zwischen 
Mitternacht und neun Uhr nicht mitzählen, 
es sei denn, die örtlich zuständigen Behör-
den erhalten vor Ablauf dieser Frist ein 
Ersuchen gleich in welcher Form um vorläu-
fige Festnahme zum Zwecke der Ausliefe-
rung. 
(7) Die in den Absätzen 1 bis 6 genannten 

Beamten sind: 

Für das Königreich Belgien: 

Die Beamten der Kriminalpolizei bei den 
Staatsanwaltschaften, der Gendarmerie 
und der Gemeindepolizei sowie, unter 
den in geeigneten bilateralen Vereinba-
rungen nach Absatz 10 festgelegten 
Bedingungen in bezug auf ihre Befug-
nisse im Bereich des unerlaubten Ver-
kehrs mit Betäubungsmitteln und im 
Bereich des unerlaubten Handels mit 
Waffen und Sprengstoffen und des uner-
laubten Verkehrs mit giftigen und schäd-
lichen Abfällen, die Zollbeamten; 

für die Bundesrepublik Deutschland: 

Die Beamten der Polizeien des Bundes 
und der Länder sowie, beschränkt auf 

sonne poursuivie, une fois appréhendée 
comme prévu au paragraphe 2 point b., 
ne pourra subir qu'une fouille de sécu-
rité ; des menottes pourront être utili-
sées au cours de son transfert ; les 
objets en possession de la personne 
poursuivie pourront être saisis. 

g. Après chaque opération mentionnée 
aux paragraphes 1, 2 et 3, les agents 
poursuivants se présentent devant les 
autorités localement compétentes de la 
Partie Contractante sur le territoire de 
laquelle ils ont opéré et rendent compte 
de leur mission; à la demande de ces 
autorités, ils sont tenus de rester à dis-
position jusqu'à ce que les circons-
tances de leur action aient été suffisam-
ment éclaircies; cette condition s'appli-
que même lorsque la poursuite n'a pas 
conduit à l'arrestation de la personne 
poursuivie. 

h. Les autorités de la Partie Contractante 
dont les agents poursuivants sont origi-
naires apportent, lorsqu'il est demandé 
par les autorités de la Partie Contrac-
tante sur le territoire de laquelle la pour-
suite a eu lieu, leur concours à l'enquête 
consécutive à l'opération à laquelle ils 
ont participé y compris aux procédures 
judiciaires. 

6. Une personne qui, à la suite de l'action 
prévue au paragraphe 2, a été arrêtée par 
les autorités localement compétentes, peut, 
quelle que soit sa nationalité, être retenue 
aux fins d'audition. Les règles pertinentes 
du droit national sont applicables par ana-
logie. 

Si cette personne n'a pas la nationalité de la 
Partie Contractante sur le territoire de la-
quelle elle a été arrêtée, elle sera mise en 
liberté au plus tard six heures après l'arres-
tation, les heures entre minuit et neuf 
heures non comptées, à moins que les 
autorités localement compétentes aient re-
çu au préalable une demande d'arrestation 
provisoire aux fins d'extradition sous quel-
que forme que ce soit. 

7. Les agents visés aux paragraphes pré-
cédents sont: 

en ce qui concerne le Royaume de Bel-
gique: 

les membres de la police judiciaire près 
les parquets, de la gendarmerie et de la 
police communale, ainsi que, dans les 
conditions fixées par accords bilatéraux 
appropriés visés au paragraphe 10, en 
ce qui concerne leurs attributions tou-
chant au trafic illicite de stupéfiants et 
substances psychotropes, au trafic 
d'armes et d'explosifs, et au transport 
illicite de déchets toxiques et nuisibles, 
les agents des douanes; 

en ce qui concerne la République fédérale 
d'Allemagne: 

les Polizeien des Bundes und der Länder 
ainsi que, pour les seuls domaines du 

tervolgde persoon ten behoeve van 
diens voorgeleiding aan de plaatselijk 
bevoegde autoriteiten uitsluitend een 
veiligheidsfouillering worden verricht en 
mogen tijdens diens overbrenging hand-
boeien worden gebruikt; de door de ach-
tervolgde persoon meegevoerde voor-
werpen mogen in beslag worden ge-
nomen; 

g. de achtervolgende ambtenaren dienen 
zich na elk optreden als bedoeld in de 
leden 1, 2 en 3 te melden bij de plaatse-
lijk bevoegde autoriteiten van de Over-
eenkomstsluitende Partij op wier grond-
gebied zij zijn opgetreden, en doen 
verslag van hun handelen; op verzoek 
van deze autoriteiten zijn zij verplicht 
zich beschikbaar te houden totdat om-
trent de toedracht van hun optreden dui-
delijkheid is verkregen; deze voor-
waarde geldt ook in die gevallen waarin 
de achtervolging niet tot de aanhouding 
van de achtervolgde persoon heeft 
geleid; 

h. de autoriteiten van de Overeenkomst-
sluitende Partij van wier grondgebied de 
achtervolgende ambtenaren afkomstig 
zijn, verlenen desgevraagd medewer-
king aan nader onderzoek van de Over-
eenkomstsluitende Partij op wier grond-
gebied werd opgetreden, met inbegrip 
van gerechtelijke procedures. 

6. Een persoon die na een optreden als 
bedoeld in lid 2 werd aangehouden, kan 
ongeacht zijn nationaliteit door de plaatse-
lijk bevoegde autoriteiten voor verhoor wor-
den opgehouden. De terzake geldende 
regels van nationaal recht zijn van overeen-
komstige toepassing. 

Indien deze persoon niet de nationaliteit 
heeft van de Overeenkomstsluitende Partij 
op wier grondgebied hij is aangehouden, 
wordt hij uiterlijk zes uren na zijn aanhou-
ding — de uren tussen middernacht en 
negen uur niet meegeteld — in vrijheid 
gesteld, tenzij de plaatselijk bevoegde auto-
riteiten voordien een verzoek tot voorlopige 
aanhouding ter fine van uitlevering hebben 
ontvangen, in ongeacht welke vorm. 

7. De in de leden 1 tot en met 6 ge-
noemde ambtenaren zijn: 

voor het Koninkrijk België: 

de leden van de Gerechtelijke Politie bij 
de Parketten, de Rijkswacht en de 
Gemeentepolitie, alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 10 voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande de sluikhandel in verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
de sluikhandel in wapens en explosie-
ven, en het illegale vervoer van gi ftige en 
schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor de Bondsrepubliek Duitsland: 

de ambtenaren van  de „Polizeien des 
Bundes und der Länder", alsmede, voor 
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den Bereich des unerlaubten Verkehrs 
mit Betäubungsmitteln und des unerlaub-
ten Handels mit Waffen, die Beamten 
des Zollfahndungsdienstes als Hilfs-
beamte der Staatsanwaltschaft; 

für die Französische Republik: 
Die Beamten und die Hilfsbeamten der 
kriminalpolizeilichen Abteilungen der 
Nationalen Polizei und der Nationalen 
Gendarmerie sowie, unter den in geeig-
neten bilateralen Vereinbarungen nach 
Absatz 10 festgelegten Bedingungen in 
bezug auf ihre Befugnisse im Bereich 
des unerlaubten Verkehrs mit Betäu-
bungsmitteln und im Bereich des uner-
laubten Handels mit Waffen und Spreng-
stoffen und des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die 
Zollbeamten; 

für das Großherzogtum Luxemburg: 

Die Beamten der Gendarmerie und der 
Polizei, sowie, unter den in geeigneten 
bilateralen Vereinbarungen nach Absatz 
10 festgelegten Bedingungen in bezug 
auf ihre Befugnisse im Bereich des uner-
laubten Verkehrs mit Betäubungsmitteln, 
im Bereich des unerlaubten Handels mit 
Waffen und Sprengstoffen und im 
Bereich des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die 
Zollbeamten; 

für das Königreich der Niederlande: 

Die Beamten der Reichspolizei und der 
Gemeindepolizei sowie, unter den in 
geeigneten bilateralen Vereinbarungen 
nach Absatz 10 festgelegten Bedingun-
gen in bezug auf ihre Befugnisse im 
Bereich des unerlaubten Verkehrs mit 
Betäubungsmitteln und im Bereich des 
unerlaubten Handels mit Waffen und 
Sprengstoffen und des unerlaubten Ver

-

kehrs mit giftigen und schädlichen Abfäl-
len, die Beamten des fiskalischen Nach-
richten und Fahndungsdienstes, die im 
Bereich der Einfuhrzölle und Verbrauch-
steuern zuständig sind. 

(8) Für die betreffenden Vertragsparteien 
bleibt Artikel 27 des Benelux-Übereinkom-
mens über Auslieferung und Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 27. Juni 1962 in der Fas-
sung des Protokolls vom 11. Mai 1974 
unberührt. 

(9) Bei der Unterzeichnung dieses Über-
einkommens gibt jede Vertragspartei eine 
Erklärung ab, in der sie bezüglich jeder 
Vertragspartei, mit der sie eine gemein-
same Grenze hat, die Modalitäten der Aus-
übung des Nacheilerechts in ihrem Hoheits-
gebiet nach Maßgabe der Absätze 2, 3 
und 4 festlegt. 

Jede Vertragspartei kann zu jedem Zeit-
punkt ihre Erklärung durch eine andere 
Erklärung ersetzen, soweit diese nicht die 
Tragweite der früheren Erklärung ein-
schränkt. 

trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes et du trafic d'armes, les 
agents du Zollfahndungsdienst (service 
de recherches douanières) en leur qua-
lité d'agents auxiliaires du ministère pu-
blic; 

en ce qui concerne la République française: 
les officiers et agents de police judiciaire 
de la police nationale et de la gendarme-
rie nationale, ainsi que, dans les condi-
tions fixées par accords bilatéraux appro-
priés visés au paragraphe 10, en ce qui 
concerne leurs attributions touchant au 
trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, au trafic d'armes et d'ex-
plosifs, et au transport illicite de déchets 
toxiques et nuisibles, les agents des 
douanes; 

en ce qui concerne le Grand-Duché de 
Luxembourg: 
les agents de la gendarmerie et de la 
police, ainsi que, dans les conditions 
fixées par accords bilatéraux appropriés 
visés au paragraphe 10, en ce qui 
concerne leurs attributions touchant au 
trafic illicite de stupéfiants et substances 
psychotropes, au trafic d'armes et d'ex-
plosifs, et au transport illicite de déchets 
toxiques et nuisibles, les agents des 
douanes; 

en ce qui concerne le Royaume des Pays-
Bas: 

les fonctionnaires de la Rijkspolitie et de 
la Gemeentepolitie, ainsi que, dans lés 
conditions fixées par accords bilatéraux 
appropriés visés au paragraphe 10, en 
ce qui concerne leurs attributions tou-
chant au trafic illicite de stupéfiants et 
substances psychotropes, au trafic 
d'armes et d'explosifs et au transport illi-
cite de déchets toxiques et nuisibles, les 
fonctionnaires du service fiscal de ren-
seignements et de recherche compé-
tents en matière de droits d'entrée et 
accises. 

8. Le présent article ne porte pas atteinte, 
pour les Parties Contractantes concernées, 
à l'article 27 du Traité Benelux d'extradition 
et d'entraide judiciaire en matière pénale du 
27 juin 1962 tel que modifié par le Protocole 
du 11 mai 1974. 

9. Au moment de la signature de la pré-
sente Convention, chaque Partie Contrac-
tante fait une déclaration dans laquelle elle 
définit, sur la base des dispositions des 
paragraphes 2, 3 et 4, les modalités d'exer-
cice de la poursuite sur son territoire pour 
chacune des Parties Contractantes avec 
laquelle elle a une frontière commune. 

Une Partie Contractante peut à tout mo-
ment remplacer sa déclaration par une au-
tre à condition qu'elle ne restreigne pas la 
portée de la précédente. 

het illegale verkeer van verdovende mid-
delen en de illegale handel in wapens, de 
ambtenaren van de „Zollfahndungs-
dienst" als hulpambtenaren van het 
Openbaar Ministerie; 

voor de Franse Republiek: 
de ambtenaren en hulpambtenaren van 
de gerechtelijke afdelingen van de 
„Police nationale" en van de „Gendar-
merie nationale", alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 10 voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande de sluikhandel in verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
de sluikhandel in wapens en explosie-
ven, en het illegale vervoer van giftige en 
schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor het Groothertogdom Luxemburg: 

de ambtenaren van de „Police" en van 
de „Gendarmerie", alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 10, voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande de sluikhandel in verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
de sluikhandel in wapens en explosie-
ven, en het illegale vervoer van giftige en 
schadelijke afvalstoffen, de douane-
ambtenaren; 

voor het Koninkrijk der Nederlanden: 

de ambtenaren van Rijkspolitie en van 
Gemeentepolitie, alsmede, onder de 
voorwaarden die zijn vastgesteld bij pas-
sende bilaterale akkoorden als bedoeld 
in lid 10 voor wat betreft hun bevoegdhe-
den aangaande het illegale verkeer in 
verdovende middelen en psychotrope 
stoffen, de sluikhandel in wapens en 
explosieven, en het illegale vervoer van 
giftige en schadelijke afvalstoffen, de 
ambtenaren van de fiscale inlichtingen-
en opsporingsdienst bevoegd inzake de 
invoerrechten en de accijnzen. 

8. Voor de betrokken Overeenkomstslui-
tende Partijen blijft artikel 27 van het Bene-
lux-Verdrag van 27 juni 1962 aangaande de 
uitlevering en de rechtshulp in strafzaken, 
zoals gewijzigd bij het Protocol van 11 mei 
1974, onverlet. 

9. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen legt bij ondertekening van deze Over-
eenkomst een verklaring of waarin zij aan 
de hand van het bepaalde in de Jeden 2, 3 
en 4 aangeeft, hoe aan uitoefening van het 
achtervolgingsrecht op haar grondgebied 
door elk der aangrenzende Overeen-
komstsluitende Partijen toepassing dient te 
worden gegeven. 

Elk der Overeenkomstsluitende Partijen kan 
haar verklaring op jeder tijdstip door een 
andere vervangen, mits de latere verklaring 
de strekking van de eerdere niet inperkt. 
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Jeder Erklärung geht eine vorherige Abstim-
mung mit allen betroffenen Vertragsparteien 
voraus, wobei die Gleichwertigkeit der auf 
beiden Seiten der Binnengrenzen gelten-
den Regelungen angestrebt wird. 

(10) Die Vertragsparteien können im 
Wege bilateraler Vereinbarungen den 
Anwendungsbereich des Absatzes 1 erwei-
tern und zusätzliche Regelungen zur Durch-
führung dieses Artikels treffen. 

Artikel 42 

Während eines Einschreitens nach Maß-
gabe der Artikel 40 und 41 werden die 
Beamten, die im Hoheitsgebiet einer ande-
ren Vertragspartei eine Aufgabe erfüllen, 
den Beamten dieser Vertragspartei in 
bezug auf die Straftaten, denen diese 
Beamten zum Opfer fallen oder die sie 
begehen würden, gleichgestellt. 

Artikel 43 

(1) Wenn Beamte einer Vertragspartei 
nach den Artikeln 40 und 41 dieses Über-
einkommens auf dem Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei einschreiten, haftet 
die erste Vertragspartei nach Maßgabe des 
nationalen Rechts dieser anderen Vertrags-
partei für den durch die Beamten bei 
diesem Einschreiten dort  verursachten 
Schaden. 

(2) Die Vertragspartei, auf deren Hoheits-
gebiet der in Absatz 1 genannte Schaden 
verursacht wird, verpflichtet sich, diesen 
Schaden so zu ersetzen, wie sie ihn erset-
zen müßte, wenn ihre eigenen Beamten ihn 
verursacht hätten. 

(3) Die Vertragspartei, deren Beamte den 
Schaden auf dem Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei verursacht haben, 
erstattet dieser anderen Vertragspartei den 
Gesamtbetrag des Schadensersatzes, den 
diese an die Geschädigten oder ihre 
Rechtsnachfolger geleistet hat. 

(4) Vorbehaltlich der Ausübung ihrer 
Rechte gegenüber Dritten und außer der 
Bestimmung des Absatzes 3 verzichtet jede 
Vertragspartei in dem Fall des Absatzes 1 
darauf, den Betrag des erlittenen Schadens 
anderen Vertragsparteien gegenüber gel-
tend zu machen. 

Artikel 44 

(1) Die Vertragsparteien schaffen nach 
Maßgabe der entsprechenden internationa-
len Verträge und unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten und der tech-
nischen Möglichkeiten — insbesondere in 
den Grenzregionen — direkte Telefon-, 
Funk-, Telex- und andere Verbindungen 
zum Zwecke der Erleichterung der polizeili-
chen und zollrechtlichen Zusammenarbeit, 
insbesondere im Hinblick auf die rechtzei-
tige Übermittlung von Informationen im 
Zusammenhang mit der grenzüberschrei-
tenden Obse rvation und Nacheile. 

Chaque déclaration est faite après concer-
tation avec chacune des Parties Contrac-
tantes concernées et dans un esprit d'équi-
valence des régimes applicables de part et 
d'autre des frontières intérieures. 

10. Les Parties Contractantes peuvent, 
sur le plan bilatéral étendre le champ d'ap-
plication du paragraphe 1 et adopter des 
dispositions supplémentaires en exécution 
du présent article. 

Article 42 

Au cours des opérations visées aux arti-
cles 40 et 41, les agents en mission sur le 
territoire d'une autre Partie Contractante se-
ront assimilés aux agents de celle-ci en ce 
qui concerne les infractions dont ils seraient 
victimes ou qu'ils commettraient. 

Article 43 

1. Lorsque, conformément aux articles 40 
et 41 de la présente Convention, les agents 
d'une Partie Contractante se trouvent en 
mission sur le territoire d'une autre Partie 
Contractante, la première Partie Contrac-
tante est responsable des dommages qu'ils 
causent pendant le déroulement de la mis-
sion, conformément au droit de la Partie 
Contractante sur le territoire de laquelle ils 
opèrent. 

2. La Partie Contractante sur le territoire 
de laquelle les dommages visés au para-
graphe 1 sont causés assume la réparation 
de ces dommages dans les conditions ap-
plicables aux dommages causés par ses 
propres agents. 

3. La Partie Contractante dont les agents 
ont causé des dommages à quiconque sur 
le territoire d'une autre Partie Contractante 
rembourse intégralement à cette dernière 
les sommes qu'elle a versées aux victimes 
ou à leurs ayants-droit. 

4. Sans préjudice de l'exercice de ses 
droits à l'égard des tiers et à l'exception de 
la disposition du paragraphe 3, chacune 
des Parties Contractantes renoncera, dans 
le cas prévu au paragraphe 1, à demander 
le remboursement du montant des dom-
mages qu'elle a subis à une autre Partie 
Contractante. 

Article 44 

1. Conformément aux conventions inter-
nationales pertinentes et en tenant compte 
des circonstances locales et des possibi-
lités techniques, les Parties Contractantes 
créent, notamment dans les régions fronta-
lières, des lignes téléphoniques, radio, télex 
et autres liaisons directes aux fins de facili-
ter la coopération policière et douanière, 
notamment pour la transmission d'informa-
tions en temps utile dans le cadre de l'ob-
servation et de la poursuite transfronta-
lières. 

Het afleggen van verklaringen als bovenbe-
doeld geschiedt na overleg met elk der 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen 
in een streven paar gelijkwaardigheid van 
aan beide zijden van de binnengrenzen gel-
dende regimes. 

10. De Overeenkomstsluitende Partijen 
kunnen bilateraal het toepassingsbereik 
van het bepaalde in lid 1 uitbreiden en 
nadere regelingen ter uitvoering van dit arti-
kel treffen. 

Artikel 42 

Tijdens een optreden als bedoeld in de 
artikelen 40 en 41 worden de ambtenaren 
die op het grondgebied van een andere 
Overeenkomstsluitende Partij een taak ver-
vullen, met ambtenaren van die Overeen-
komstsluitende Partij gelijkgesteld, voor wat 
betreft de strafbare feiten die tagen of door 
hen mochten worden begaan. 

Artikel 43 

1. Wanneer ambtenaren van een Over-
eenkomstsluitende Partij overeenkomstig 
de artikelen 40 en 41 van deze Overeen-
komst op het grondgebied van een andere 
Overeenkomstsluitende Partij optreden, is 
de eerstgenoemde Partij overeenkomstig 
het recht van de laatstgenoemde Partij aan-
sprakelijk voor de schade die zij aldaar tij-
dens hun optreden veroorzaken. 

2. De Overeenkomstsluitende Partij op 
wier grondgebied de schade als bedoeld in 
lid 1 wordt veroorzaakt, neemt op zich deze 
schade te vergoeden op de wijze waarop zij 
daartoe gehouden zou zijn, indien de 
schade door haar eigen ambtenaren zou 
zijn toegebracht. 

3. De Overeenkomstsluitende Partij wier 
ambtenaren op het grondgebied van een 
andere Overeenkomstsluitende Partij enige 
schade hebben veroorzaakt, betaalt laatst-
genoemde Partij het volledige bedrag terug 
dat deze aan de slachtoffers of hun recht-
hebbenden heeft uitgekeerd. 

4. Onder voorbehoud van de uitoefening 
van haar rechten tegenover derden en met 
uitzondering van het bepaalde in lid 3 ziet 
elk der Overeenkomstsluitende Partijen, in 
het geval als bedoeld in lid 1 ervan of het 
bedrag van de door haar geladen schade 
op een andere Overeenkomstsluitende Par-
tij te verhalen. 

Artikel 44 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
brengen, met inachtneming van de desbe-
treffende internationale overeenkomsten en 
rekening houdende met de plaatselijke 
omstandigheden en de technische moge-
lijkheden, in het bijzonder in de grensgebie-
den, rechtstreekse telefoon-, radio-, telex-
en andere verbindingen tot stand teneinde 
de politie- en douanesamenwerking te ver-
gemakkelijken, in het bijzonder met het oog 
op het tijdig doorgeleiden van informatie ter 
take van de grensoverschrijdende observa-
tie en achtervolging. 
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(2) Über diese Sofortmaßnahmen hinaus 
werden sie insbesondere die nachstehen-
den Möglichkeiten prüfen: 

a) Austausch von Material oder Entsen-
dung von Verbindungsbeamten, die 
über geeignete Funkgeräte verfügen; 

b) Erweiterung der in den Grenzregionen 
benutzten Frequenzbänder; 

c) Einrichtung einer gemeinsamen Verbin-
dung zwischen den in derselben Region 
tätigen Polizei- und Zolldienststellen; 

d) Koordinierung ihrer Programme für den 
Erwerb von Kommunikationsgeräten mit 
dem Ziel der Einrichtung genormter und 
kompatibler Kommunikationssysteme. 

Artikel 45 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um sicherzustellen, daß 

a) der Leiter einer Beherbergungsstätte 
oder seine Beauftragten darauf hinwir-
ken, daß beherbergte Ausländer, ein-
schließlich der Angehörigen anderer 
Vertragsparteien sowie anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften, soweit es sich nicht um mit-
reisende Ehegatten und minderjährige 
Kinder sowie Teilnehmer von Reise-
gesellschaften handelt, Meldevordrucke 
eigenhändig ausfüllen und unterschrei-
ben und sich dabei gegenüber dem Lei-
ter der Beherbergungsstätte oder 
seinem Beauftragten durch Vorlage 
eines gültigen Identitätsdokuments aus-
weisen; 

b) die nach Buchstabe a ausgefüllten 
Meldevordrucke für die zuständigen Be-
hörden bereitgehalten oder diesen über-
mittelt werden, wenn dies nach deren 
Feststellung für Zwecke der Gefahren-
abwehr, der Strafverfolgung oder der 
Aufklärung des Schicksals von Vermiß-
ten oder Unfallopfern erforderlich ist, 
soweit im nationalen Recht nichts ande-
res geregelt ist. 

(2) Absatz 1 findet sinngemäß Anwen-
dung, wenn Personen auf Plätzen, die 
geschäftsmäßig überlassen werden, ins-
besondere in Zelten, Wohnwagen und 
Wasserfahrzeugen übernachten. 

Artikel 46 

(1) Jede Vertragspartei kann nach Maß-
gabe ihres nationalen Rechts ohne Ersu-
chen im Einzelfall der jeweils betroffenen 
Vertragspartei Informationen mitteilen, die 
für den Empfänger zur Unterstützung bei 
der Bekämpfung zukünftiger Straftaten, zur 
Verhütung einer Straftat oder zur Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung von Bedeutung sein können. 

2. En plus de ces mesures à prendre à 
court terme, elles examineront notamment 
les possibilités ci-après: 

a. l'échange de matériels ou l'affectation 
de fonctionnaires de liaison munis du 
matériel radio approprié; 

b. l'élargissement des bandes de fré-
quences utilisées dans les zones fronta-
lières; 

c. la mise en place d'une liaison commune 
aux services de police et des douanes 
opérant dans ces mêmes zones; 

d. la coordination de leurs programmes 
d'achat d'équipements de communica-
tion, en vue d'aboutir à la mise en place 
de systèmes de communication norma-
lisés et compatibles. 

Article 45 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à prendre les mesures nécessaires pour 
garantir que: 

a. le chef d'un établissement d'héberge-
ment ou son préposé veillent à ce que 
les étrangers hébergés, y inclus les res-
sortissants des autres Parties Contrac-
tantes ainsi que d'autres Etats membres 
des Communautés européennes, à l'ex-
clusion des conjoints ou mineurs les 
accompagnant ou des membres des 
groupes de voyage, remplissent et si-
gnent personnellement les fiches de dé-
claration et à ce qu'ils justifient de leur 
identité par la production d'un document 
d'identité valable; 

b. les fiches de déclaration ainsi remplies 
seront conservées pour les autorités 
compétentes ou seront transmises à 
celles-ci, pour autant que ces autorités 
le jugent nécessaire pour la prévention 
de menaces, pour des poursuites pé-
nales ou pour éclaircir le sort de per-
sonnes disparues ou victimes d'acci-
dents, sauf si le droit national en dis-
pose autrement. 

2. La disposition du paragraphe 1 s'appli-
que par analogie aux personnes qui logent 
en des lieux quelconques faisant l'objet 
d'une exploitation par des loueurs profes-
sionnels notamment dans des tentes, des 
caravanes et des bateaux. 

Article 46 

1. Dans des cas particuliers, chaque Par-
tie Contractante peut, dans le respect de sa 
législation nationale et sans y être invitée, 
communiquer à la Partie Contractante 
concernée des informations qui peuvent 
être importantes pour celle-ci aux fins de 
l'assistance pour la répression d'infractions 
futures, de la prévention d'infractions ou de 
la prévention de menaces pour l'ordre et la 
sécurité publics. 

2. Afgezien van de bovenstaande, op 
korte termijn te treffen maatregelen zullen 
zij met name de volgende mogelijkheden 
onderzoeken: 
a. uitwisseling van materiaal of detache-

ring van contactambtenaren die zijn uit-
gerust met passende radio-apparatuur; 

b. uitbreiding van de in de grensgebieden 
gebruikte frequentie-bandbreedten; 

c. de inwerkingstelling van één gemeen-
schappelijke verbinding voor de in deze 
gebieden optredende politie- en doua

-nediensten; 
d. coördinatie van hun aankoopprogram-

ma's voor communicatie-apparatuur 
teneinde tot genormaliseerde en corn-
patibele systemen te komen. 

Artikel 45 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe de nodige maatregelen 
te nemen om te verzekeren dat: 

a. de hoofden van logiesverstrekkende 
bedrijven of hun gemachtigden erop toe 
zien dat vreemdelingen, met inbegrip 
van onderdanen van andere Overeen-
komstsluitende Partijen en van andere 
Lid-Staten van de Europese Gemeen-
schappen, aan wie zij logies verstrekken 
— afgezien van meereizende echtgeno-
ten en minderjarige kinderen en van 
leden van reisgezelschappen — eigen-
handig de hotelfiches invullen en onder-
tekenen en daarbij voldoen aan de ver-
plichting zich jegens hen te identificeren 
door overlegging van een geldig identi-
teitsdocument; 

b. de aldus ingevulde hotelfiches de be-
voegde autoriteiten ter beschikking wor-
den gehouden of worden toegezonden, 
voor zover deze autoriteiten dit ter voor-
koming van gevaar, ten behoeve van 
opsporingsonderzoek, dan wel ter 
opheldering van het lot van vermiste 
personen of slachtoffers van ongevallen 
noodzakelijk achten, voor zover door 
het nationale recht niet anders is 
bepaald. 

2. Het bepaalde in lid 1 is van overeen-
komstige toepassing ten aanzien van per-
sonen die overnachten op plaatsen die 
beroeps- of bedrijfsmatig ter beschikking 
worden gesteld, in het bijzonder in tenten, in 
caravans en op schepen. 

Artikel 46 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
kan met inachtneming van haar nationale 
recht in individuele gevallen, zonder een 
daartoe strekkend verzoek, de betrokken 
Overeenkomstsluitende Partij informatie 
mededelen die voor de ontvangende Over-
eenkomstsluitende Partij ter verlening van 
bijstand bij de bestrijding van toekomstige 
strafbare feiten, ter voorkoming van straf-
bare feiten of ter afwending van gevaar voor 
de openbare orde en veiligheid van belang 
kunnen zijn. 
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(2) Der Informationsaustausch wird unbe-
schadet der Regelung zur Zusammenarbeit 
in den Grenzgebieten in Artikel 39 Absatz 4 
über eine zu benennende zentrale Stelle 
abgewickelt. In besonders eilbedürftigen 
Fällen kann der Informationsaustausch im 
Sinne dieses Artikels unmi ttelbar zwischen 
den betroffenen Polizeibehörden erfolgen, 
vorbehaltlich abweichender Regelungen im 
nationalen Recht. Die zentrale Stelle wird 
hiervon so bald wie möglich in Kenntnis 
gesetzt. 

Artikel 47 

(1) Die Vertragsparteien können bilate-
rale Absprachen über die befristete oder 
unbefristete Entsendung von Verbindungs-
beamten einer Vertragspartei zu Polizei-
dienststellen einer anderen Vertragspartei 
treffen. 

(2) Die unbefristete oder befristete Ent-
sendung von Verbindungsbeamten hat zum 
Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsparteien zu fördern und zu 
beschleunigen, insbesondere durch 

a) Unterstützung des Informationsaustau-
sches zur präventiven und repressiven 
Verbrechensbekämpfung; 

b) Unterstützung bei polizeilicher und justi-
tieller Rechtshilfe in Strafsachen; 

c) Unterstützung der grenzüberwachen-
den Behörden an den Außengrenzen. 

(3) Die Verbindungsbeamten werden 
beratend und unterstützend tätig. Sie sind 
nicht zur selbständigen Durchführung von 
polizeilichen Maßnahmen berechtigt. Sie 
erteilen Informationen und erledigen ihre 
Aufträge im Rahmen der ihnen von der ent-
sendenden Vertragspartei und der 
Vertragspartei, in die sie entsandt worden 
sind, erteilten Weisungen. Sie berichten 
regelmäßig an den Leiter des Polizeidien-
stes, zu dem sie entsandt sind. 

(4) Die Vertragsparteien können bilateral 
oder multilateral vereinbaren, daß die in 
Drittstaaten tätigen Verbindungsbeamten 
bei ihrer Tätigkeit auch die Interessen einer 
oder mehrerer anderer Vertragsparteien 
mitwahrnehmen. Nach Maßgabe dieser 
Absprachen übermitteln die in Drittstaaten 
entsandten Verbindungsbeamten den 
anderen Vertragsparteien auf deren Ersu-
chen oder selbständig Informationen und 
erledigen Aufträge im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit. Die Vertragsparteien informieren 
sich gegenseitig, in welche Drittstaaten sie 
Verbindungsbeamte zu entsenden beab-
sichtigen. 

2. Les informations sont échangées, sans 
préjudice du régime de la coopération dans 
les régions frontalières visé à l'article 39 
paragraphe 4, par l'intermédiaire d'une ins-
tance centrale à désigner. Dans des cas 
particulièrement urgents, l'échange d'infor-
mations au sens du présent article peut 
s'effectuer directement entre les autorités 
de police concernées, sauf dispositions na-
tionales contraires. L'instance centrale en 
est avisée dans les meilleurs délais. 

Article 47 

1. Les Parties Contractantes peuvent 
conclure des accords bilatéraux permettant 
le détachement, pour une durée déterminée 
ou indéterminée, de fonctionnaires de liai-
son d'une Partie Contractante auprès de 
services de police de l'autre Partie Contrac-
tante. 

2. Le détachement de fonctionnaires de 
liaison pour une durée déterminée ou indé-
terminée a pour but de promouvoir et d'ac-
célérer la coopération entre les Parties 
Contractantes, notamment en accordant 
l'assistance 

a. sous la forme d'échange d'informations 
aux fins de la lutte tant préventive que 
répressive contre la criminalité; 

b. dans l'exécution de demandes d'en-
traide policière et judiciaire en matière 
pénale; 

c. pour les besoins de l'exercice des mis-
sions des autorités chargées de la sur-
veillance des frontières extérieures. 

3. Les fonctionnaires de liaison ont une 
mission d'avis et d'assistance. Ils ne sont 
pas compétents pour l'exécution autonome 
de mesures de police. Ils fournissent des 
informations et exécutent leurs missions 
dans le cadre des instructions qui leur sont 
données par la Partie Contractante d'ori-
gine et par la Partie Contractante auprès de 
laquelle ils sont détachés. Ils font régulière-
ment rapport au chef du service de police 
auprès duquel ils sont détachés. 

4. Les Parties Contractantes peuvent 
convenir dans un cadre bilatéral ou multila-
téral que les fonctionnaires de liaison d'une 
Partie Contractante détachés auprès d'E-
tats tiers représentent également les inté-
rêts d'une ou de plusieurs autres Parties 
Contractantes. En vertu de tels accords, les 
fonctionnaires de liaison détachés auprès 
d'Etats tiers fournissent des informations à 
d'autres Parties Contractantes, sur de-
mande ou de leur propre initiative, et ac-
complissent, dans les limites de leurs com-
pétences, des missions pour le compte de 
ces Parties. Les Parties Contractantes s'in-
forment mutuellement de leurs intentions 
relatives au détachement de fonctionnaires 
de liaison dans des Etats tiers. 

2. Onverminderd de samenwerking in de 
grensgebieden als bedoeld in artikel 39, lid 
4, geschiedt de informatie-uitwisseling door 
de tussenkomst van een aan te wijzen cen-
trale instantie. In bijzonder spoedeisende 
gevallen kan, onder voorbehoud van afwij-
kende bepalingen van het nationale recht, 
de informatie-uitwisseling in de zin van dit 
artikel rechtstreeks tussen de betrokken 
politiediensten geschieden. De centrale 
instantie wordt zo spoedig mogelijk hiervan 
in kennis gesteld. 

Artikel 47 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
kunnen bilateraal tot afspraken komen om-
trent detachering voor bepaalde of onbe-
paalde duur van contactambtenaren van de 
ene Overeenkomstsluitende Partij bij poli-
tiediensten van de andere Overeenkomst-
sluitende Partij. 

2. Detachering voor bepaalde of onbe-
paalde duur van contactambtenaren heeft 
ten doel de samenwerking tussen de Over-
eenkomstsluitende Partijen te bevorderen 
en te bespoedigen, in het bijzonder door het 
verlenen van bijstand: 

a. in de vorm van informatie-uitwisseling 
met het oog op zowel preventieve als 
repressieve misdaadbestrijding; 

b. bij de uitvoering van verzoeken om poli-
bële  en justitiële rechtshulp in straf-
zaken; 

c. ten behoeve van de taakuitoefening van 
de autoriteiten belast met de grensbe-
waking aan de buitengrenzen. 

3. De contactambtenaren hebben een 
adviserende en assisterende taak. Zij zijn 
niet bevoegd tot het zelfstandig uitvoeren 
van politiële maatregelen. Zij verstrekken 
inlichtingen en voeren hun opdrachten uit in 
het kader van de instructies die aan hen zijn 
gegeven door de Overeenkomstsluitende 
Partij waarvandaan zij afkomstig zijn en 
door de Overeenkomstsluitende Partij waar 
zij zijn gedetacheerd. Zij rapporteren regel-
matig aan het hoofd van de politiedienst 
waarbij zij zijn gedetacheerd. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
kunnen bilateraal of multilateraal overeen-
komen dat de in derde Staten gedeta-
cheerde contactambtenaren van een Over-
eenkomstsluitende Partij tevens de belan-
gen behartigen van één of meer andere 
Overeenkomstsluitende Partijen. Ingevolge 
dergelijke afspraken verstrekken de in 
derde Staten gedetacheerde contactambte-
naren desgevraagd of uit eigen beweging 
gegevens aan de andere Overeenkomst-
sluitende Partijen en vervullen zij, binnen de 
grenzen van hun bevoegdheden, opdrach-
ten ten behoeve van deze Partijen. De 
Overeenkomstsluitende Partijen informeren 
elkaar omtrent hun voornemens tot deta-
chering van contactambtenaren in derde 
Staten. 
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Kapitel 2 

Rechtshilfe in Strafsachen 

Artikel 48 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels 
sollen das Europäische Übereinkommen 
über Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 ergänzen und seine Anwen-
dung erleichtern. In den Beziehungen zwi-
schen den Vertragsparteien, die der Bene-
lux-Wirtschaftsunion angehören, gilt Satz 1 
sinngemäß für Kapitel II des Benelux-Über-
einkommens über Auslieferung und Rechts-
hilfe in Strafsachen vom 27. Juni 1962 in 
der Fassung des Protokolls vom 11. Mai 
1974. 

(2) Die zwischen den Vertragsparteien 
geltenden weitergehenden Bestimmungen 
aufgrund bilateraler Abkommen bleiben 
unberührt. 

Artikel 49 

Rechtshilfe wird auch geleistet 

a) in Verfahren wegen Handlungen, die 
nach dem nationalen Recht einer oder 
beider Vertragsparteien als Zuwider-
handlungen gegen Ordnungsvorschrif-
ten durch Behörden geahndet werden, 
gegen deren Entscheidung ein auch in 
Strafsachen zuständiges Gericht ange-
rufen werden kann; 

b) in Verfahren über Ansprüche auf Ent-
schädigung für Strafverfolgungsmaß-
nahmen und ungerechtfertigte Verurtei-
lungen; 

c) in Gnadensachen; 

d) in Zivilsachen, die mit einer Strafklage 
verbunden sind, solange das Strafge-
richt noch nicht endgültig über die Straf-
klage entschieden hat; 

e) bei der Zustellung von Urkunden bezüg-
lich der Vollstreckung einer Strafe oder 
einer Maßregel der Sicherung und Bes-
serung, der Einziehung einer Geldbuße 
oder der Zahlung der Gerichtskosten; 

f) bei Maßnahmen betreffend die Ausset-
zung des Ausspruchs oder der Voll-
streckung einer Strafe oder Maßregel 
der Sicherung und Besserung, die 
bedingte Entlassung, den Aufschub des 
Vollstreckungsbeginns einer Strafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung 
oder die Unterbrechung der Vollstrek-
kung. 

Artikel 50 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Rechtshilfe nach Maßgabe der in Artikel 48 
erwähnten Übereinkommen zu leisten 
wegen Verstößen gegen die gesetzlichen 
Bestimmungen und Vorschriften im Bereich 
der Verbrauchsteuern, der Mehrwertsteu-
ern und des Zolls. Als Zollgesetze gelten die 

Chapitre 2 

Entraide judiciaire en matière pénale 

Article 48 

1. Les dispositions du présent Chapitre 
visent à compléter la Convention euro-
péenne d'entraide judiciaire en matière pé-
nale du 20 avril 1959 ainsi que, dans les 
relations entre les Parties Contractantes 
membres de l'Union économique Benelux, 
le Chapitre II du Traité Benelux d'extradition 
et d'entraide judiciaire en matière pénale du 
27 juin 1962 tel qu'il est modifié par le 
Protocole du 11 mai 1974 et à faciliter l'ap-
plication desdits accords. 

2. Le paragraphe 1 n'affecte pas l'appli-
cation des dispositions plus larges des ac-
cords bilatéraux en vigueur entre les Parties 
Contractantes. 

Article 49 

L'entraide judiciaire est également ac-
cordée 

a. dans des procédures pour des faits qui 
sont punissables selon le droit national 
d'une des deux Parties Contractantes 
ou des deux Parties Contractantes au 
titre d'infractions aux règlements pour-
suivies par des autorités administratives 
dont la décision peut donner lieu à un 
recours devant une juridiction compé-
tente notamment en matière pénale; 

b. dans des procédures d'indemnisation 
pour des mesures de poursuites ou des 
condamnations injustifiées; 

c. dans les procédures de grâce; 

d. dans les actions civiles jointes aux ac-
tions pénales, tant que la juridiction ré-
pressive n'a pas encore définitivement 
statué sur l'action pénale; 

e. pour la notification de communications 
judiciaires relatives à l'exécution d'une 
peine ou mesure de sûreté, de la per-
ception d'une amende ou du paiement 
de frais de procédure; 

f. pour des mesures relatives à la suspen-
sion du prononcé ou au sursis à l'exécu-
tion d'une peine ou mesure de sûreté, à 
la mise en liberté conditionnelle, à l'a-
journement de l'exécution ou à l'inter-
ruption de l'exécution d'une peine ou 
mesure de sûreté. 

Article 50 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à s'accorder, conformément à la Conven-
tion et au traité visés à l'article 48, l'entraide 
judiciaire pour les infractions aux disposi-
tions légales et réglementaires en matière 
d'accises, de taxe à la valeur ajoutée et de 
douanes. Par dispositions en matière de 

Hoofdstuk 2 

Wederzijdse rechtshuip in strafzaken 

Artikel 48 

1. De bepalingen van dit Hoofdstuk strek-
ken ter aanvulling en vergemakkelijking van 
de toepassing van het Europees Verdrag 
van 20 april 1959 aangaande de weder

-zijdse rechtshulp in strafzaken, onderschei-
denlijk — in de relaties tussen de Overeen-
komstsluitende Partijen die behoren tot de 
Benelux Economische Unie — Hoofdstuk II 
van het Benelux-Verdrag van 27 juni 1962 
aangaande de uitlevering en de rechtshulp 
in strafzaken, zoals gewijzigd bij het Proto-
col van 11 mei 1974. 

2. Het bepaalde in lid 1 doet niet of aan de 
toepasselijkheid van verdergaande bepalin-
gen van bestaande bilaterale Verdragen, 
van kracht tussen de Overeenkomstslui-
tende Partijen. 

Artikel 49 

Wederzijdse rechtshulp wordt ook ver-
leend ten behoeve van: 

a. procedures wegens feiten die volgens 
het nationale recht van één van beide of 
beide Overeenkomstsluitende Partijen 
als vergrijpen tegen voorschriften 
betreffende de orde door bestuurlijke 
autoriteiten worden bestraft, mits van 
hun beslissingen beroep openstaat op 
een ook in strafzaken bevoegde rechter; 

b. procedures inzake aanspraken op scha-
devergoeding wegens maatregelen die 
verband houden met een strafvervol-
ging en wegens ongerechtvaardigde 
veroordelingen; 

c. de behandeling van gratieverzoeken; 

d. burgerlijke rechtsvorderingen welke in 
een strafrechtelijke procedure zijn inge-
steld, zolang de strafrechter nog niet 
onherroepelijk in de strafzaak heeft be-
slist; 

e. de betekening van gerechtelijke mede-
delingen inzake de tenuitvoerlegging 
van een straf of maatregel, de inning 
van een geldboete of de betaling van 
proceskosten; 

f. de opschorting van de uitspraak of de 
tenuitvoerlegging van een straf of maat-
regel, de voorwaardelijke invrijheidstel-
ling, het uitstel van de tenuitvoerlegging 
of de schorsing van de tenuitvoerleg-
ging van een straf of maatregel. 

Artikel 50 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe, overeenkomstig de in 
artikel 48 genoemde Verdragen, elkaar 
wederzijds rechtshulp te verlenen bij over-
tredingen van wettelijke en bestuursrechte-
lijke voorschriften betreffende de accijnzen, 
de belasting over de toegevoegde waarde 
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in Artikel 2 des Übereinkommens zwischen 
Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den Nie-
derlanden über die gegenseitige Unterstüt-
zung ihrer Zollverwaltungen vom 7. Sep-
tember 1967 aufgeführten Vorschriften 
sowie die in Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1468/81 des Rates vom 19. Mai 
1981 aufgeführten Vorschriften. 

(2) Ersuchen in Verfahren wegen des 
Verdachts der Hinterziehung von Ver-
brauchsteuern dürfen nicht mit der Begrün-
dung abgelehnt werden, daß von der 
ersuchten Vertragspartei Verbrauchsteuern 
auf die in dem Ersuchen genannten Waren 
nicht erhoben werden. 

(3) Die ersuchende Vertragspartei über-
mittelt und verwendet von der ersuchten 
Vertragspartei erhaltene Informationen oder 
Beweismittel für andere als in dem Ersu-
chen bezeichnete Ermittlungen, Strafverfol-
gungen oder Verfahren nur mit vorheriger 
Zustimmung der ersuchten Vertragspartei. 

(4) Rechtshilfe im Sinne dieses Artikels 
kann verweigert werden, wenn der ver-
kürzte oder erschlichene Betrag 25 000,—
ECU oder der Wert der unerlaubt ein- oder 
ausgeführten Waren 100 000,— ECU vor-
aussichtlich nicht übersteigt, es sei denn, 
die Tat wird wegen ihrer Art oder wegen der 
Person des Täters von der ersuchenden 
Vertragspartei als sehr schwerwiegend 
betrachtet. 

(5) Die Vorschriften dieses Artikels finden 
auch Anwendung, wenn die erbetene 
Rechtshilfe sich erstreckt auf Handlungen, 
die nur mit einer Geldbuße geahndet wer-
den (Ordnungswidrigkeiten) und das Ersu-
chen von einer Justizbehörde gestellt wird. 

Artikel 51 

Die Vertragsparteien unterwerfen die 
Erledigung von Rechtshilfeersuchen um 
Durchsuchung und Beschlagnahme keinen 
weitergehenden Bedingungen als denen, 
daß 

a) die dem Rechtshilfeersuchen zugrunde 
liegende Tat nach dem Recht beider 
Vertragsparteien mit einer Freiheits-
strafe oder die Freiheit beschränkenden 
Maßregel der Sicherung und Besserung 
im Höchstmaß von mindestens sechs 
Monaten bedroht ist, oder nach dem 
Recht einer der beiden Vertragsparteien 
mit einer Sanktion des gleichen Höchst-
maßes bedroht ist und nach dem Recht 
der anderen Vertragspartei als Zuwider-
handlung gegen Ordnungsvorschriften 
durch Behörden geahndet wird, gegen 
deren Entscheidung ein auch in Strafsa-
chen zuständiges Gericht angerufen 
werden kann; 

douanes on entend les règles énoncées à 
l'article 2 de la Convention du 7 septembre 
1967 entre la Belgique, la République fédé-
rale d'Allemagne, la France, l'Italie, le 
Luxembourg et les Pays-Bas concernant 
l'assistance mutuelle entre administrations 
douanières, ainsi qu'à l'article 2 du règle-
ment du Conseil 1468/81/CEE du 19 mai 
1981. 

2. Les demandes basées sur la fraude 
aux droits d'accises ne peuvent pas être 
refusées au motif que le pays requis ne 
prélève pas d'accises sur les marchandises 
visées dans la demande. 

3. La Partie Contractante requérante ne 
transmettra et n'utilisera les informations ou 
pièces à conviction obtenues de la Partie 
Contractante requise pour les instructions, 
poursuites ou procédures autres que celles 
mentionnées dans la demande, sans l'as-
sentiment préalable de la Partie Contrac-
tante requise. 

4. L'entraide judiciaire prévue au présent 
article peut être refusée lorsque le montant 
présumé des droits trop peu perçus ou 
éludés représente une valeur qui n'excède 
pas 25.000 ECU, ou que la valeur présu-
mée des marchandises exportées ou impor-
tées sans autorisation représente une va-
leur qui n'excède pas 100.000 ECU, à 
moins que l'affaire, en raison de ses cir-
constances ou de la personne du prévenu, 
ne soit considérée comme très grave par la 
Partie Contractante requérante. 

5. Les dispositions du présent article 
s'appliquent également quand l'entraide ju-
diciaire demandée a trait aux faits passibles 
uniquement d'une amende pour infraction 
aux règlements poursuivie par des autorités 
administratives et lorsque la demande d'en-
traide judiciaire émane d'une autorité judi-
ciaire. 

Article 51 

Les Parties Contractantes ne subordon-
nent pas la recevabilité de commissions 
rogatoires aux fins de perquisition et de 
saisie à des conditions autres que celles ci

-

après: 

a) Le fait qui a donné lieu à la commission 
rogatoire est punissable selon le droit 
des deux Parties Contractantes d'une 
peine privative de liberté ou d'une me-
sure de sûreté restreignant la liberté 
d'un maximum d'au moins 6 mois, ou 
punissable selon le droit d'une des deux 
Parties Contractantes d'une sanction 
équivalente et selon le droit de l'autre 
Partie Contractante au titre d'infraction 
aux règlements poursuivie par des auto-
rités administratives dont la décision 
peut donner lieu à un recours devant 
une juridiction compétente notamment 
en matière pénale. 

en de douane. Als douanevoorschriften 
geldt het bepaalde in artikel 2 van de Over-
eenkomst van 7 september 1967 tussen 
België, de Bondsrepubliek Duitsland, 
Frankrijk, !tallé, Luxemburg en Nederland 
inzake de wederzijdse bijstand tussen de 
onderscheiden douane-administraties, als

-mede het bepaalde in artikel 2 van Verorde-
ning nr. (EEG) 1468/81 van de Raad van 
Ministers van 19 mei 1981. 

2. Verzoeken om rechtshulp in wegens 
ontduiking van accijnzen ingestelde proce-
dures kunnen niet worden afgewezen op 
grond van het feit, dat in de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij Been accijn-
zen op de in het rechtshulpverzoek ge-
noemde goederen worden geheven. 

3. De verzoekende Overeenkomstslui-
tende Partij mag de van de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij verkregen 
informatie of bewijsmiddelen slechts ten 
behoeve van andere dan in de rogatoire 
commissie vermelde onderzoeken, strafver-
volging of procedures mededelen of gebrui-
ken, voor zover de aangezochte Overeen-
komstsluitende Partij daartoe voorafgaande 
toestemming heeft gegeven. 

4. Rechtshulp als bedoeld in dit artikel 
kan worden geweigerd wanneer het ver-
moedelijke verminderde of ontdoken 
bedrag een lagere waarde vertegenwoor-
digt dan 25.000 ECU, of de vermoedelijke 
waarde van de op onregelmatige wijze in- of 
uitgevoerde goederen minder bedraagt dan 
100.000 ECU, tenzij de feiten wegens hun 
aard of de persoon van de Bader door de 
verzoekende Overeenkomstsluitende Partij 
als teer ernstig wordt beschouwd. 

5. Het bepaalde in dit artikel is eveneens 
van toepassing wanneer de gevraagde 
rechtshulp betrekking heeft op feiten die 
met een administratieve boete („Ordnungs-
widrigkeiten") worden bedreigd, en het ver-
zoek door een justitiële autoriteit wordt 
gedaan. 

Artikel 51 

De Overeenkomstsluitende Partijen 
onderwerpen de inwilligbaarheid van roga-
toire commissies strekkende tot huiszoe-
king en inbeslagneming niet aan verder-
gaande voorwaarden dan dat: 

a. het aan de rogatoire commissie ten 
grondslag liggende feit naar het recht 
van beide Overeenkomstsluitende Par-
tijen strafbaar is gesteld met een vrij-
heidsstraf of een tot vrijheidsbeneming 
strekkende maatregel met een maxi-
mum van tenminste zes maanden, dan 
wel naar het recht van één van beide 
Overeenkomstsluitende Partijen straf

-baar gesteld met een sanctie met een 
zelfde maximum en naar het recht van 
de andere Overeenkomstsluitende Par-
tij als een vergrijp tegen voorschriften 
betreffende de orde door de bestuurlijke 
autoriteiten wordt bestraft, mits van hun 
beslissingen beroep openstaat op een 
ook in strafzaken bevoegde rechter; 
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b) die Erledigung des Rechtshilfeersu-
chens im übrigen mit dem Recht der 
ersuchten Vertragspartei vereinbar ist. 

Artikel 52 

(1) Jede Vertragspartei kann Personen, 
die sich im Hoheitsgebiet einer anderen 
Vertragspartei aufhalten, gerichtliche 
Urkunden unmittelbar durch die Post über-
senden. Eine Liste der Urkunden, die auf 
diesem Wege übersandt werden dürfen, 
wird dem Exekutivausschuß von den Ver-
tragsparteien zugeleitet. 

(2) Wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß der Zustellungsempfänger der Spra-
che, in der die Urkunde abgefaßt ist, unkun-
dig ist, ist die Urkunde — oder zumindest die 
wesentlichen Passagen — in die Sprache 
oder in eine der Sprachen der Vertragspar-
tei, in deren Hoheitsgebiet der Empfänger 
sich aufhält, zu übersetzen. Wenn der 
zustellenden Behörde bekannt ist, daß der 
Empfänger nur einer anderen Sprache kun-
dig ist, ist die Urkunde — oder zumindest die 
wesentlichen Passagen — in diese andere 
Sprache zu übersetzen. 

(3) Der Zeuge oder Sachverständige, 
dem eine Vorladung auf postalischem 
Wege übermittelt worden ist und der dieser 
nicht Folge leistet, darf selbst dann, wenn 
die Vorladung Zwangsandrohungen enthält, 
nicht bestraft oder einer Zwangsmaßnahme 
unterworfen werden, sofern er sich nicht 
später freiwillig in das Hoheitsgebiet der 
ersuchenden Vertragspartei begibt und dort 

 erneut ordnungsgemäß vorgeladen wird. 
Die zustellende Behörde achtet darauf, daß 
auf postalischem Wege übersandte Vorla-
dungen keine Zwangsandrohungen enthal-
ten. Artikel 34 des Benelux-Übereinkom-
mens über Auslieferung und Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 27. Juni 1962 in der Fas-
sung des Protokolls vom 11. Mai 1974 wird 
hiervon nicht berührt. 

(4) Liegt dem Rechtshilfeersuchen eine 
Handlung zugrunde, die sowohl nach dem 
Recht der ersuchten als auch nach dem 
Recht der ersuchenden Vertragspartei als 
Zuwiderhandlung gegen Ordnungsvor-
schriften durch Behörden geahndet wird, 
gegen deren Entscheidung ein auch in 
Strafsachen zuständiges Gericht angerufen 
werden kann, so ist bei der Zustellung von 
Urkunden grundsätzlich nach Absatz 1 zu 
verfahren. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 1 kann die 
Zustellung von gerichtlichen Urkunden 
durch Übermittlung der Justizbehörde der 
ersuchten Vertragspartei vorgenommen 
werden, wenn die Anschrift des Empfän-
gers unbekannt ist oder die ersuchende 
Vertragspartei eine förmliche Zustellung for-
dert. 

b) L'exécution de la commission rogatoire 
est compatible avec le droit de la Partie 
Contractante requise. 

Article 52 

1. Chacune des Parties Contractantes 
peut adresser les pièces de procédure di-
rectement par la voie postale aux per-
sonnes qui se trouvent sur le territoire d'une 
autre Partie Contractante. Les Parties 
Contractantes communiquent au Comité 
Exécutif une liste des pièces pouvant être 
transmises par cette voie. 

2. Lorsqu'il y a des raisons de penser que 
le destinataire ne comprend pas la langue 
dans laquelle la pièce est rédigée, cette 
pièce - ou au moins les passages impor-
tants de celle-ci - doit être traduite dans la 
ou une des langues de la Partie Contrac-
tante sur le territoire de laquelle le destina-
taire se trouve. Si l'autorité qui envoie la 
pièce sait que le destinataire ne connaît 
qu'une autre langue, la pièce - ou au moins 
les passages importants de celle-ci - doit 
être traduite dans cette autre langue. 

3. L'expert ou le témoin qui n'aura pas 
déféré à une citation à comparaître trans-
mise par voie postale, ne pourra être sou-
mis, alors même que cette citation contien-
drait des injonctions, à aucune sanction ou 
mesure de contrainte, à moins qu'il ne se 
rende par la suite de son plein gré sur le 
territoire de la Partie requérante et qu'il n'y 
soit régulièrement cité à nouveau. L'autorité 
qui envoie les citations à comparaître par 
voie postale veille à ce que celles-ci ne 
comportent aucune injonction. Cette dispo-
sition ne porte pas préjudice à l'article 34 du 
Traité Benelux d'extradition et d'entraide ju-
diciaire en matière pénale du 27 juin 1962 
tel qu'il est modifié par le Protocole du 11 
mai 1974. 

4. Si le fait à la base de la demande 
d'entraide judiciaire est punissable selon le 
droit des deux Parties Contractantes au titre 
d'infraction aux règlements poursuivie par 
des autorités administratives dont la déci-
sion peut donner lieu à un recours devant 
une juridiction compétente notamment en 
matière pénale, pour l'envoi des pièces de 
procédure il faut en principe procéder 
conformément au paragraphe 1. 

5. Nonobstant la disposition du para-
graphe 1, l'envoi de pièces de procédure 
peut s'effectuer par l'intermédiaire des auto-
rités judiciaires de la Partie Contractante 
requise, lorsque l'adresse du destinataire 
est inconnue ou que la Partie Contractante 
requérante exige une notification à per-
sonne. 

b. de uitvoering van de rogatoire commis-
sie overigens verenigbaar is met het 
recht van de aangezochte Overeen-
komstsluitende Partij. 

Artikel 52 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
kan personen die zich op het grondgebied 
van een andere Overeenkomstsluitende 
Partij bevinden, gerechtelijke stukken recht

-streeks over de post toezenden. De Over-
eenkomstsluitende Partijen doen het Uit-
voerend Comité mededeling van de lijst van 
gerechtelijke stukken die aldus kunnen wor-
den verzonden. 

2. Wanneer aannemelijk is dat de 
geadresseerde niet de taal beheerst waarin 
het desbetreffende stuk is gesteld, dient dit 
— althans de essentie daarvan — te worden 
vertaald in de taal of één der taten van de 
Overeenkomstsluitende Partij op wier 
grondgebied de geadresseerde verblijft. 
Indien de toezendende autoriteit weet dat 
de geadresseerde slechts een andere taal 
machtig is, dient het stuk — althans de 
essentie daarvan — te worden vertaald in die 
andere taal. 

3. De getuige of deskundige die geen 
gevolg heeft gegeven aan een over de post 
betekende dagvaarding of oproeping, kan 
aan geen enkele sanctie of dwangmaatre-
gel worden onderworpen, zelfs niet indien in 
de dagvaarding of oproeping een verplich-
ting om te verschijnen is vermeld, tenzij de 
betrokkene zich daarna uit vrije wil op het 
grondgebied van de verzoekende Overeen-
komstsluitende Partij begeeft en hij daar op 
wettige wijze opnieuw wordt gedagvaard of 
opgeroepen. Onverminderd het bepaalde in 
artikel 34 van het Benelux-Verdrag van 
27 juni 1962 aangaande de uitlevering en 
de rechtshulp in strafzaken, zoals gewijzigd 
bij het Protocol van 11 mei 1974, ziet de 
toezendende autoriteit erop toe dat in de 
over de post verzonden dagvaardingen of 
oproepingen geen verplichting om te ver-
schijnen is vermeld. 

4. Wanneer aan het rechtshulpverzoek 
een feit tén grondslag ligt dat zowel naar het 
recht van de aangezochte Overeenkomst-
sluitende Partij als naar het recht van de 
verzoekende Overeenkomstsluitende Partij 
als een vergrijp tagen voorschriften betref-
fende de orde door de bestuurlijke autoritei-
ten wordt bestraft, mits van hun beslissin-
gen beroep openstaat op een ook in straf

-zaken bevoegde rechter, dient bij toezen-
ding van gerechtelijke stukken in beginsel 
overeenkomstig het bepaalde in lid 1 te 
worden gehandeld. 

5. Onverminderd het bepaalde in lid 1 kan 
toezending van gerechtelijke stukken door 
bemiddeling van de justitiéle autoriteiten 
van de aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partij plaatsvinden, wanneer het 
adres van de persoon voor wie het bestemd 
is, onbekend is of de verzoekende Over-
eenkomstsluitende Partij een betekening in 
persoon verlangt. 
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Artikel 53 

(1) Die Rechtshilfeersuchen und die ent-
sprechenden Antworten können unmi ttelbar 
von Justizbehörde zu Justizbehörde über-
mittelt werden. 

(2) Absatz 1 läßt die Möglichkeit unbe-
rührt, daß Ersuchen durch die Justizministe-
rien oder über die nationalen Zentralbüros 
der Internationalen Kriminalpolizeilichen 
Organisation gestellt oder beantwortet wer-
den. 

(3) Für Ersuchen um vorübergehende 
Überstellung oder Durchbeförderung von 
Personen, die sich in Untersuchungs- oder 
Strafhaft befinden, oder aufgrund der 
Anordnung einer die Freiheit beschränken-
den Maßregel der Sicherung und Besse-
rung untergebracht sind sowie für den 
regelmäßigen oder gelegentlichen Informa-
tionsaustausch aus den Justizdokumenta-
tionen ist der justizministerielle Geschäfts-
weg einzuhalten. 

(4) Justizministerien im Sinne des Euro-
päischen Übereinkommens über Rechts-
hilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 sind 
für die Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesminister der Justiz und die Justizmi-
nister/-senatoren der Länder. 

(5) Anzeigen zum Zwecke der Strafverfol-
gung nach Artikel 21 des Europäischen 
Ubereinkommens über Rechtshilfe in Straf-
sachen vom 20. April 1959 oder Artikel 42 
des Benelux-Übereinkommens über Auslie-
ferung und Rechtshilfe in Strafsachen vom 
27. Juni 1962 in der Fassung des Protokolls 
vom 11. Mai 1974 wegen Zuwiderhandlun-
gen gegen die Lenk- und Ruhezeitvorschrif-
ten können durch die Justizbehörden der 
ersuchenden Vertragspartei unmi ttelbar an 
die Justizbehörde der ersuchten Vertrags-
partei gesandt werden. 

Kapitel 3 

Verbot der Doppelbestrafung 

Artikel 54 

Wer durch eine Vertragspartei rechtskräf-
tig abgeurteilt worden ist, darf durch eine 
andere Vertragspartei wegen derselben Tat 
nicht verfolgt werden, vorausgesetzt, daß 
im Fall einer Verurteilung die Sanktion 
bereits vollstreckt worden ist, gerade voll-
streckt wird oder nach dem Recht des 
Urteilsstaats nicht mehr vollstreckt werden 
kann. 

Artikel 55 

(1) Eine Vertragspartei kann bei der Rati-
fikation, der Annahme oder der Genehmi-
gung dieses Übereinkommens erklären, 

Article 53 

1. Les demandes d'entraide judiciaire 
peuvent être faites directement entre les 
autorités judiciaires et renvoyées par la 
même voie. 

2. Le paragraphe 1 ne porte pas préjudice 
à la faculté de l'envoi et du renvoi des 
demandes de Ministère de la Justice à Mi-
nistère de la Justice ou par l'intermédiaire 
des bureaux centraux nationaux de l'Orga-
nisation Internationale de Police Criminelle. 

3. Les demandes de transfèrement tem-
poraire ou de transit de personnes qui sont 
en état d'arrestation provisoire ou de déten-
tion ou qui sont l'objet d'une mesure priva-
tive de liberté, et l'échange périodique ou 
occasionnel de données relatives au casier 
judiciaire doivent se faire par l'intermédiaire 
des Ministères de la Justice. 

4. Au sens de la Convention européenne 
d'entraide judiciaire en matière pénale du 
20 avril 1959, on entend par le Ministère de 
la Justice, pour la République fédérale d'Al-
lemagne, le Ministre fédéral de la Justice et 
les Ministres ou Sénateurs de la Justice des 
Etats fédérés. 

5. Les dénonciations aux fins de pour-
suites pour des infractions à la législation 
relative au temps de conduite et de repos, 
effectuées conformément à l'article 21 de la 
Convention européenne d'entraide judi-
ciaire en matière pénale du 20 avril 1959 ou 
à l'article 42 du Traité Benelux d'extradition 
et d'entraide judiciaire en matière pénale du 
27 juin 1962 tel qu'il est modifié par le 
Protocole du 11 mai 1974, peuvent être 
adressées par les autorités judiciaires de la 
Partie Contractante requérante directement 
aux autorités judiciaires de la Partie 
Contractante requise. 

Chapitre 3 

Application du principe Ne bis in idem 

Article 54 

Une personne qui a été définitivement 
jugée par une Partie Contractante ne peut, 
pour les mêmes faits, être poursuivie par 
une autre Partie Contractante, à condition 
que, en cas de condamnation, la sanction 
ait été subie ou soit actuellement en cours 
d'exécution ou ne puisse plus être exécutée 
selon les lois de la Partie Contractante de 
condamnation. 

Article 55 

1. Une Partie Contractante peut, au mo-
ment de la ratification, de l'acceptation ou 
de l'approbation de la présente Convention, 

Artikel 53 

1. Verzoeken om rechtshulp kunnen 
rechtstreeks tussen de rechterlijke autoritei-
ten worden gedaan en beantwoord. 

2. Het bepaalde in lid 1 sluit niet uit dat 
verzoeken tussen de Ministeries van Justi-
tie dan wel door tussenkomst van de natio-
nale centrale bureaus van de Internationale 
Politie-organisatie (Interpol) worden gedaan 
en beantwoord. 

3. Verzoeken om tijdelijke overbrenging 
of doortocht van personen die zich in voor-
lopige hechtenis bevinden of een vrijheids-
straf ondergaan, dan wel onderworpen zijn 
aan een tot vrijheidsbeneming strekkende 
maatregel, alsmede de periodieke of inci-
dentele uitwisseling van gegevens uit de 
justitiële documentatie, behoeven de tus

-senkomst van de Ministeries van Justitie. 

4. Voor de Bondsrepubliek Duitsland 
wordt overeenkomstig het Europees Ver

-

drag van 20 april 1959 aangaande de 
wederzijdse rechtshulp in strafzaken onder 
Ministerie van Justitie de Bondsminister van 
Justitie en de Ministers of Senatoren van 
Justitie van de deelstaten verstaan. 

5. Aangiften tot het uitlokken van strafver-
volging overeenkomstig het bepaalde in 
artikel 21 van het Europees Verdrag van 
20 april 1959 aangaande de wederzijdse 
rechtshulp in strafzaken, onderscheidenlijk 
het bepaalde in artikel 42 van het Benelux-
Verdrag van 27 juni 1962 aangaande de 
uitlevering en de rechtshulp in strafzaken, 
zoals gewijzigd bij het Protocol van 11 mei 
1974, wegens overtredingen van de rijtij-
denwetgeving kunnen door de justitiéle 
autoriteiten van de verzoekende Overeen-
komstsluitende Partij rechtstreeks tot de 
justitiële autoriteiten van de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij worden 
gericht. 

Hoofdstuk 3 
Toepassing van het beginsel 

ne bis in idem 

Artikel 54 

Een persoon die bij onherroepelijk vonnis 
door een Overeenkomstsluitende Partij is 
berecht, kan door een andere Overeen-
komstsluitende Partij niet worden vervolgd 
ter zake van dezelfde feiten, op voorwaarde 
dat ingeval een straf of maatregel is opge-
legd, deze reeds is ondergaan of daadwer-
kelijk ten uitvoer wordt gelegd, dan wel op 
grond van de wetten van de veroordelende 
Overeenkomstsluitende Partij niet meer ten 
uitvoer gelegd kan worden. 

Artikel 55 

1. Een Overeenkomstsluitende Partij kan 
op het tijdstip van bekrachtiging, aanvaar-
ding of goedkeuring van deze Overeen- 
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daß sie in einem oder mehreren der folgen-
den Fälle nicht durch Artikel 54 gebunden 
ist: 
a) Wenn die Tat, die dem ausländischen 

Urteil zugrunde lag, ganz oder teilweise 
in ihrem Hoheitsgebiet begangen 
wurde; im letzteren Fall gilt diese Aus-
nahme jedoch nicht, wenn diese Tat teil-
weise im Hoheitsgebiet der Vertrags-
partei begangen wurde, in dem das 
Urteil ergangen ist; 

b) wenn die Tat, die dem ausländischen 
Urteil zugrunde lag, eine gegen die 
Sicherheit des Staates oder andere glei-
chermaßen wesentliche Interessen die-
ser Vertragspartei gerichtete Straftat 
darstellt; 

c) wenn die Tat, die dem ausländischen 
Urteil zugrunde lag, von einem 
Bediensteten dieser Vertragspartei 
unter Verletzung seiner Amtspflichten 
begangen wurde. 
(2) Eine Vertragspartei, die eine solche 

Erklärung betreffend eine der in Absatz 1 
Buchstabe b genannten Ausnahmen abgibt, 
bezeichnet die Arten von Straftaten, auf die 
solche Ausnahmen Anwendung finden kön-
nen. 

(3) Eine Vertragspartei kann eine solche 
Erklärung betreffend eine oder mehrere in 
Absatz 1 genannten Ausnahmen jederzeit 
zurücknehmen. 

(4) Ausnahmen, die Gegenstand einer 
Erklärung nach Absatz 1 waren, finden 
keine Anwendung, wenn die betreffende 
Vertragspartei die andere Vertragspartei 
wegen derselben Tat um Verfolgung 
ersucht oder die Auslieferung des Betroffe-
nen bewilligt hat. 

Artikel 56 
Wird durch eine Vertragspartei eine 

erneute Verfolgung gegen eine Person ein-
geleitet, die bereits durch eine andere Ver-
tragspartei wegen derselben Tat rechtskräf-
tig abgeurteilt wurde, so wird jede in dem 
Hoheitsgebiet der zuletzt genannten Ver-
tragspartei wegen dieser Tat erlittene Frei-
heitsentziehung auf eine etwa zu verhän-
gende Sanktion angerechnet. Soweit das 
nationale Recht dies erlaubt, werden 
andere als freiheitsentziehende Sanktionen 
ebenfalls berücksichtigt, sofern sie bereits 
vollstreckt wurden. 

Artikel 57 
(1) Ist eine Person im Hoheitsgebiet einer 

Vertragspartei wegen einer Straftat ange-
schuldigt und haben die zuständigen Behör-
den dieser Vertragspartei Grund zu der 
Annahme, daß die Anschuldigung dieselbe 
Tat betri fft, deretwegen der Betreffende im 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei 
bereits rechtskräftig abgeurteilt wurde, so 

déclarer qu'elle n'est pas liée par l'article 54 
dans l'un ou plusieurs des cas suivants: 

a. lorsque les faits visés par le jugement 
étranger ont eu lieu soit en tout, soit en 
partie sur son territoire; dans ce dernier 
cas, cette exception ne s'applique ce-
pendant pas si ces faits ont eu lieu en 
partie sur le territoire de la Partie 
Contractante où le jugement a été 
rendu; 

b. lorsque les faits visés par le jugement 
étranger constituent une infraction 
contre la sûreté de l'Etat ou d'autres 
intérêts également essentiels de cette 
Partie Contractante; 

c. lorsque les faits visés par le jugement 
étranger ont été commis par un fonc-
tionnaire de cette Partie Contractante 
en violation des obligations de sa 
charge. 

2. Une Partie Contractante qui a fait une 
déclaration concernant l'exception mention-
née au paragraphe 1 point b. précisera les 
catégories d'infractions auxquelles cette ex-
ception peut s'appliquer. 

3. Une Partie Contractante pourra, à tout 
moment, retirer une telle déclaration relative 
à l'une ou plusieurs des exceptions men-
tionnées au paragraphe 1. 

4. Les exceptions qui ont fait l'objet d'une 
déclaration au titre du paragraphe 1 ne 
s'appliquent pas lorsque la Partie Contrac-
tante concernée a, pour les mêmes faits, 
demandé la poursuite à l'autre Partie 
Contractante ou accordé l'extradition de la 
personne concernée. 

Article 56 
Si une nouvelle poursuite est intentée par 

une Partie Contractante contre une per-
sonne qui a été définitivement jugée pour 
les mêmes faits par une autre Partie 
Contractante, toute période de privation de 
liberté subie sur le territoire de cette der-
nière Partie Contractante en raison de ces 
faits doit être déduite de la sanction qui sera 
éventuellement prononcée. II sera égale-
ment tenu compte, dans la mesure où les 
législations nationales le permettent, des 
sanctions autres que celles privatives de 
liberté qui ont déjà été subies. 

Article 57 
1. Lorsqu'une personne est accusée 

d'une infraction par une Partie Contractante 
et que les autorités compétentes de cette 
Partie Contractante ont des raisons de 
croire que l'accusation concerne les mêmes 
faits que ceux pour lesquels elle a déjà été 
définitivement jugée par une autre Partie 
Contractante, ces autorités demanderont, si 

komst verklaren dat zij in één of meer van 
de volgende gevallen niet door artikel 54 is 
gebonden: 
a. indien de feiten op grond waarvan in het 

buitenland vonnis werd gewezen zich 
geheel of gedeeltelijk op haar eigen 
grondgebied hebben afgespeeld; in het 
laatste geval is deze uitzondering niet 
van toepassing indien de feiten zich 
gedeeltelijk hebben afgespeeld op het 
grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partij waarin het vonnis werd 
gewezen; 

b. indien de feiten op grond waarvan in het 
buitenland vonnis werd gewezen een 
inbreuk vortuen op de veiligheid van de 
Staat of andere even wezenlijke belan-
gen van deze Overeenkomstsluitende 
Partij; 

c. indien de feiten op grond waarvan in het 
buitenland vonnis werd gewezen, zijn 
begaan door een ambtenaar van deze 
Overeenkomstsluitende Partij in strijd 
met zijn ambtsplichten. 

2. Een Overeenkomstsluitende Partij die 
een dergelijke verklaring aflegt met betrek-
king tot één van de in lid 1, onder b., ge-
noemde uitzonderingen, dient de soort van 
inbreuken aan te geven waarop dergelijke 
uitzonderingen van toepassing kunnen zijn. 
3. Een Overeenkomstsluitende Partij kan 

te allen tijde een dergelijke verklaring met 
betrekking tot één of meer van de in lid 1 
genoemde uitzonderingen intrekken. 
4. Uitzonderingen ten aanzien waarvan 

een verklaring uit hoofde van lid 1 is afge-
legd, zijn niet van toepassing wanneer de 
betrokken Overeenkomstsluitende Partij ter 
zake van dezelfde feiten de andere Over-
eenkomstsluitende Partij om vervolging 
heeft verzocht of heeft ingestemd met de 
uitlevering van de betrokken persoon. 

Artikel 56 
Indien door een Overeenkomstsluitende 

Partij een nieuwe vervolging wordt ingesteld 
tagen een persoon die ter zake van 
dezelfde feiten bij onherroepelijk vonnis 
door een andere Overeenkomstsluitende 
Partij is berecht, dient iedere periode van 
vrijheidsbeneming die wegens deze feiten 
op het grondgebied van laatstgenoemde 
Partij werd ondergaan op de eventueel op 
te leggen straf of maatregel in mindering te 
worden gebracht. Voor zover de nationale 
wetgeving dit toelaat, wordt tevens rekening 
gehouden met andere reeds ondergane 
straffen of maatregelen dan vrijheidsbene-
ming. 

Artikel 57 
1. Indien door een Overeenkomstslui-

tende Partij iemand een strafbaar feit ten 
laste wordt gelegd en de bevoegde autori-
teiten van deze Overeenkomstsluitende 
Partij redenen hebben om aan te nemen dat 
de tenlastelegging dezelfde feiten betreft 
als die ter zake waarvan deze persoon 
reeds bij onherroepelijk vonnis is berecht 
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ersuchen sie, sofern sie es für erforderlich 
halten, die zuständigen Behörden der Ver-
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Ent-
scheidung ergangen ist, um sachdienliche 
Auskünfte. 

(2) Die erbetenen Auskünfte werden 
sobald wie möglich erteilt und sind bei der 
Entscheidung über eine Fortsetzung des 
Verfahrens zu berücksichtigen. 

(3) Jede Vertragspartei gibt bei der Ratifi-
kation, der Annahme oder der Genehmi-
gung dieses Übereinkommens die Behör-
den an, die befugt sind, um Auskünfte nach 
diesem Artikel zu ersuchen und solche ent-
gegenzunehmen. 

Artikel 58 

Die vorstehenden Bestimmungen stehen 
der Anwendung weitergehender Bestim-
mungen des nationalen Rechts über die 
Geltung des Verbots der Doppelbestrafung 
in bezug auf ausländische Justizentschei-
dungen nicht entgegen. 

Kapitel 4 
Auslieferung 

Artikel 59 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels 
sollen das Europäische Auslieferungsüber-
einkommen vom 13. September.  1957 
ergänzen und seine Anwendung erleich-
tern. In den Beziehungen zwischen den 
Vertragsparteien, die der Benelux-Wirt-
schaftsunion angehören, gilt Satz 1 sinnge-
mäß für Kapitel I des Benelux-Übereinkom-
mens über Auslieferung und Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 27. Juni 1962 in der Fas-
sung des Protokolls vom 11. Mai 1974. 

(2) Die zwischen den Vertragsparteien 
geltenden weitergehenden Bestimmungen 
aufgrund bilateraler Abkommen bleiben 
unberührt. 

Artikel 60 

Zwischen zwei Vertragsparteien, von 
denen eine keine Partei des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. 
September 1957 ist, finden die Bestimmun-
gen jenes Übereinkommens unter Berück-
sichtigung der Vorbehalte und Erklärungen 
Anwendung, die entweder bei der Ratifika-
tion jenes Übereinkommens, oder — für Ver-
tragsparteien, die keine Partei des Ausliefe-
rungsübereinkommens sind — bei der Ratifi-
kation, Annahme oder Genehmigung die-
ses Übereinkommens gemacht werden. 

Artikel 61 

Die Französische Republik verpflichtet 
sich, auf Ersuchen einer anderen Vertrags-
partei die Personen zum Zwecke der Straf-
verfolgung auszuliefern, die wegen Hand-
lungen verfolgt werden, die nach französi-
schem Recht mit einer Freiheitsstrafe oder 

elles l'estiment nécessaire, les renseigne-
ments pertinents aux autorités compétentes 
de la Partie Contractante sur le territoire de 
laquelle une décision a déjà été rendue. 

2. Les informations demandées seront 
données aussitôt que possible et seront 
prises en considération pour la suite à ré-
server à la procédure en cours. 

3. Chaque Partie Contractante désignera, 
au moment de la ratification, de l'accepta-
tion ou de l'approbation de la présente 
Convention, les autorités qui seront habili-
tées à demander et à recevoir les informa-
tions prévues au présent article. 

Article 58 

Les dispositions précédentes ne font pas 
obstacle à l'application de dispositions na-
tionales plus larges concernant l'effet "ne 
bis in idem" attaché aux décisions judi-
ciaires prises à l'étranger. 

Chapitre 4 

Extradition 

Article 59 

1. Les dispositions du présent Chapitre 
visent à compléter la Convention euro-
péenne d'extradition du 13 septembre 
1957, ainsi que, dans les relations entre les 
Parties Contractantes membres de l'Union 
économique Benelux, le Chapitre I du Traité 
Benelux d'extradition et d'entraide judiciaire 
en matière pénale du 27 juin 1962 tel qu'il 
est modifié par le Protocole du 11 mai 1974 
et à faciliter l'application desdits accords. 

2. Le paragraphe 1 n'affecte pas l'appli-
cation des dispositions plus larges des ac-
cords bilatéraux en vigueur entre des Par-
ties Contractantes. 

Article 60 

Dans les relations entre deux Parties 
Contractantes, dont une n'est pas Partie à 
la Convention européenne d'extradition du 
13 septembre 1957, les dispositions de la-
dite Convention sont applicables, compte 
tenu des réserves et déclarations déposées 
soit lors de la ratification de ladite Conven-
tion soit, pour les Parties Contractantes qui 
ne sont pas Parties à la Convention, lors de 
la ratification, l'approbation ou l'acceptation 
de la présente Convention. 

Article 61 

La République française s'engage à ex-
trader, à la demande de l'une des Parties 
Contractantes, les personnes poursuivies 
pour des faits punis par la législation fran-
çaise d'une peine ou mesure de sûreté pri-
vative de liberté d'un maximum d'au moins 

door een andere Overeenkomstsluitende 
Partij, verzoeken deze autoriteiten, indien 
zij zulks nodig achten, de bevoegde autori-
teiten van de Overeenkomstsluitende Partij 
op wier grondgebied reeds vonnis werd 
gewezen om de nodige inlichtingen in 
dezen. 

2. De aldus gevraagde inlichtingen wor-
den zo spoedig mogelijk verstrekt en wor-
den in overweging genomen bij de beslis-
sing of de vervolging dient te worden voort-
gezet. 

3. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
wijst op het tijdstip van bekrachtiging, aan-
vaarding of goedkeuring van deze Overeen-
komst de autoriteiten aan die bevoegd zijn 
de in dit artikel bedoelde inlichtingen te vra-
gen en te ontvangen. 

Artikel 58 

Bovenstaande bepalingen vormen geen 
beletsel voor de toepassing van verder-
gaande nationale bepalingen inzake de 
regel ne bis in idem in geval van buiten-
landse rechterlijke beslissingen. 

Hoofdstuk 4 

Ultievering 

Artikel 59 

1. De bepalingen van dit Hoofdstuk strek-
ken ter aanvulling en vergemakkelijking van 
de toepassing van het Europees Verdrag 
van 13 september 1957 betreffende uitleve-
ring, onderscheidenlijk — in de relaties tus-
sen de Overeenkomstsluitende Partijen die 
behoren tot de Benelux Economische Unie 
— Hoofdstuk I van het Benelux-Verdrag van 
27 juni 1962 aangaande de uitlevering en 
de rechtshulp in strafzaken, zoals gewijzigd 
bij het Protocol van 11 mei 1974. 

2. Het bepaalde in lid 1 doet niet of aan de 
toepasselijkheid van verdergaande bepalin-
gen van bilaterale Verdragen, van kracht 
tussen de Overeenkomstsluitende Partijen. 

Artikel 60 

In de verhouding tussen twee Overeen-
komstsluitende Partijen, waarvan er één 
geen Partij is bij het Europees Verdrag van 
13 september 1957 betreffende uitlevering, 
zijn de bepalingen van dat Verdrag toepas-
selijk, rekening houdend met voorbehouden 
en verkiaringen die zijn afgelegd, hetzij bij 
de bekrachtiging van dat Verdrag, hetzij — 
voor Overeenkomstsluitende Partijen die 
geen Partij zijn bij dat Verdrag — bij de 
bekrachtiging, aanvaarding of goedkeuring 
van deze Overeenkomst. 

Artikel 61 

De Franse Republiek verbindt zich ertoe 
op verzoek van één der Overeenkomstslui-
tende Partijen ter fine van strafvervolging 
uitlevering toe te staan voor feiten die vol-
gens de Franse wetgeving met een vrij-
heidsstraf of een tot vrijheidsbeneming 
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einer die Freiheit beschränkenden Maßre-
gel der Sicherung und Besserung im 
Höchstmaß von mindestens zwei Jahren 
und nach dem Recht der ersuchenden Ver-
tragspartei mit einer solchen von minde-
stens einem Jahr bedroht sind. 

Artikel 62 

(1) Für die Unterbrechung der Verjährung 
sind allein die Vorschriften der ersuchenden 
Vertragspartei maßgebend. 

(2) Eine durch die ersuchte Vertragspar-
tei erlassene Amnestie steht der Ausliefe-
rung nicht entgegen, es sei denn, daß die 
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit der 
ersuchten Vertragspartei unterliegt. 

(3) Die Verpflichtung zur Auslieferung 
wird durch das Fehlen eines Strafantrages 
oder einer Ermächtigung, die nur nach dem 
Recht der ersuchten Vertragspartei erfor-
derlich sind, nicht berührt. 

Artikel 63 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
nach Maßgabe der in Artikel 59 erwähnten 
Übereinkommen die Personen auszulie-
fern, die durch die Justizbehörden der ersu-
chenden Vertragspartei im Zusammenhang 
mit einer strafbaren Handlung nach Arti-
kel 50 Absatz 1 verfolgt werden oder zur 
Vollstreckung einer aufgrund einer solchen 
Handlung verhängten Strafe oder Maß-
nahme gesucht werden. 

Artikel 64 

Eine Ausschreibung im Schengener 
Informationssystem nach Artikel 95 ist 
einem Ersuchen um vorläufige Festnahme 
im Sinne des Artikels 16 des Europäi-
schen Auslieferungsübereinkommens vom 
13. September 1957 oder des Artikels 15 
des Benelux-Übereinkommens über Auslie-
ferung und Rechtshilfe in Strafsachen vom 
27. Juni 1962 in der Fassung des Protokolls 
vom 11. Mai 1974 gleichgestellt. 

Artikel 65 

(1) Unbeschadet der Möglichkeit der 
Benutzung des diplomatischen Geschäfts-
weges werden Ersuchen um Auslieferung 
und Durchbeförderung von dem zuständi-
gen Ministerium der ersuchenden Vertrags-
partei an das zuständige Ministerium der 
ersuchten Vertragspartei gerichtet. 

(2) Die zuständigen Ministerien sind: 

Für das Königreich Belgien: 

Das Ministerium der Justiz; 

für die Bundesrepublik Deutschland: 

Der Bundesminister der Justiz und die 
Justizminister/-senatoren der Länder; 

deux ans et par la loi de la Partie Contrac-
tante requérante d'une peine ou mesure de 
sûreté privative de liberté d'un maximum 
d'au moins un an. 

Article 62 

1. En ce qui concerne l'interruption de la 
prescription, seules sont applicables les dis

-

positions de la Partie Contractante requé-
rante. 

2. Une amnistie prononcée par la Partie 
Contractante requise ne fait pas obstacle à 
l'extradition sauf si l'infraction relève de la 
juridiction de cette Partie Contractante. 

3. L'absence d'une plainte ou d'un avis 
officiel autorisant les poursuites, qui ne sont 
nécessaires qu'en vertu de la législation de 
la Partie Contractante requise, ne porte pas 
atteinte à l'obligation d'extrader. 

Article 63 

Les Parties Contractantes s'engagent, 
conformément à la Convention et au Traité 
cités à l'article 59, extrader entre elles les 
personnes qui sont poursuivies par les 
autorités judiciaires de la Partie Contrac-
tante requérante pour l'une des infractions 
visées à l'article 50 paragraphe 1 ou recher-
chées par celles-ci aux fins de l'exécution 
d'une peine ou d'une mesure de sûreté 
prononcées pour une telle infraction. 

Article 64 

Un signalement dans le Système d'Infor-
mation Schengen, effectué conformément à 
l'article 95, a le même effet qu'une de-
mande d'arrestation provisoire au sens de 
l'article 16 de la Convention européenne 
d'extradition du 13 septembre 1957, ou de 
l'article 15 du Traité Benelux d'extradition et 
d'entraide judiciaire en matière pénale du 
27 juin 1962 tel qu'il est modifié par le 
Protocole du 11 mai 1974. 

Article 65 

1. Sans préjudice de la faculté de recourir 
à la voie diplomatique, les demandes d'ex-
tradition et de transit sont adressées par le 
Ministère compétent de la Partie Contrac-
tante requérante au Ministère compétent de 
la Partie Contractante requise. 

2. Les ministères compétents sont: 

en ce qui concerne le Royaume de Bel-
gique: 

le Ministère de la Justice; 

en ce qui concerne la République fédérale 
d'Allemagne: 

le Ministère fédéral de la Justice et les 
Ministres ou Sénateurs de la Justice des 
Etats fédérés; 

strekkende maatregel met een maximum 
van tenminste twee jaren en naar het recht 
van de verzoekende Overeenkomstslui-
tende Partij met een vrijheidsstraf of een tot 
vrijheidsbeneming strekkende maatregel 
met een maximum van tenminste één jaar 
zijn strafbaar gesteld. 

Artikel 62 

1. Op stuiting van de verjaring zijn uitslui-
tend de voorschriften van de verzoekende 
Overeenkomstsluitende Partij van toepas-
sing. 

2. Een door de aangezochte Overeen-
komstsluitende Partij verleende amnestie 
vormt geen beletsel voor uitlevering, tenzij 
het strafbare feit onder de rechtsmacht van 
deze Partij valt. 

3. Het ontbreken van een klacht of een 
machtiging tot instelling van strafvordering, 
welke uitsluitend naar het recht van de aan-
gezochte Overeenkomstsluitende Partij ver-
eist is, laat de verplichting tot uitlevering 
onverlet. 

Artikel 63 

De Overeenkomstsluitende Partijen ver-
binden zich ertoe, overeenkomstig de in 
artikel 59 genoemde Verdragen, elkaar de 
personen uit te leveren die door de rechter

-lijke autoriteiten van de verzoekende Over-
eenkomstsluitende Partij vervolgd worden 
wegens de in artikel 50, lid 1, bedoelde 
feiten, of worden gezocht ter fine van tenuit-
voerlegging van een ter zake opgelegde 
straf of maatregel. 

Artikel 64 

Een signalering in het Schengen-informa-
tiesysteem als bedoeld in artikel 95 heeft 
dezelfde kracht als een verzoek tot voorlo-
pige aanhouding als bedoeld in artikel 16 
van het Europees Verdrag van 13 septem-
ber 1957 betreffende de uitlevering, onder-
scheidenlijk artikel 15 van het Benelux-Ver-
drag van 27 juni 1962 aangaande de uitle-
vering en de rechtshulp in strafzaken, zoals 
gewijzigd bij het Protocol van 11 mei 1974. 

Artikel 65 

1. Onverminderd de mogelijkheid tot 
gebruik van de diplomatieke weg worden 
verzoeken om uitlevering en om doortocht 
door het bevoegde Ministerie van de ver-
zoekende Overeenkomstsluitende Partij 
Bericht tot het bevoegde Ministerie van de 
aangezochte Overeenkomstsluitende Partij. 

2. De bevoegde Ministeries zijn: 

voor het Koninkrijk België: 

het Ministerie van Justitie; 

voor de Bondsrepubliek Duitsland: 

de Bondsminister van Justitie en de 
Ministers of Senatoren van Justitie van 
de deelstaten; 
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für die Französische Republik: 
Das Außenministerium; 

für das Großherzogtum Luxemburg: 

Das Ministerium der Justiz; 

für das Königreich der Niederlande: 

Das Ministerium der Justiz. 

Artikel 66 

(1) Erscheint die Auslieferung eines Ver-
folgten nach dem Recht der ersuchten Ver-
tragspartei nicht offensichtlich unzulässig 
und stimmt der Verfolgte seiner Ausliefe-
rung nach persönlicher Belehrung über sein 
Recht auf Durchführung eines förmlichen 
Auslieferungsverfahrens zu Protokoll eines 
Richters oder zuständigen Beamten zu, so 
kann die ersuchte Vertragspartei die Auslie-
ferung bewilligen, ohne ein förmliches Aus-
lieferungsverfahren durchzuführen. Der 
Verfolgte hat das Recht, sich während der 
Belehrung von einem Rechtsanwalt unter-
stützen zu lassen. 

(2) Im Falle einer Auslieferung nach 
Absatz 1 kann der Verfolgte, der aus-
drücklich erklärt hat, auf den ihm aufgrund 
des Spezialitätsgrundsatzes zustehenden 
Schutz zu verzichten, diese Erklärung nicht 
widerrufen. 

Kapitel 5 

Übertragung der Vollstreckung 
von Strafurteilen 

Artikel 67 

Für die Vertragsparteien, die dem Über-
einkommen des Europarates vom 21. März 
1983 über die Überstellung verurteilter Per-
sonen beigetreten sind, gilt die nachste-
hende Regelung als Ergänzung jenes Über-
einkommens. 

Artikel 68 

(1) Eine Vertragspartei, in deren Hoheits-
gebiet ein Staatsangehöriger einer anderen 
Vertragspartei rechtskräftig zu einer Frei-
heitsstrafe oder einer die Freiheit beschrän-
kenden Maßregel der Sicherung und Bes-
serung verurteilt wurde, kann, wenn der 
Betroffene sich durch Flucht in sein eigenes 
Land der Vollstreckung oder der weiteren 
Vollstreckung der Strafe oder Maßregel ent-
zogen hat, ein Ersuchen um Übernahme 
der Vollstreckung an die Vertragspartei, in 
deren Hoheitsgebiet der Flüchtige angetrof-
fen wird, richten. 

(2) Die ersuchte Vertragspartei kann auf 
Ersuchen der ersuchenden Vertragspartei 
in Erwartung der Schriftstücke, die das 
Ersuchen um Übernahme der Vollstreckung 
der Strafe oder der Maßnahme oder des 
Restes der Strafe begründen und der dazu 
zu treffenden Entscheidung, den Verurteil-
ten in Gewahrsam nehmen oder andere 

en ce qui concerne la République française: 
le Ministère des Affaires étrangères; 

en ce qui concerne le Grand-Duché de 
Luxembourg: 

le Ministère de la Justice; 

en ce qui concerne le Royaume des Pays-
Bas: 

le Ministère de la Justice. 

Article 66 

1. Si l'extradition d'une personne récla-
mée n'est pas manifestement interdite en 
vertu du droit de la Partie Contractante re-
quise, cette Partie Contractante peut autori-
ser l'extradition sans procédure formelle 
d'extradition, à condition que la personne 
réclamée y consente par procès-verbal éta-
bli devant un membre du pouvoir judiciaire 
et après audition par celui-ci, pour l'informer 
de son droit à une procédure formelle d'ex-
tradition. La personne réclamée peut se 
faire assister d'un avocat au cours de son 
audition. 

2. Dans le cas d'une extradition en vertu 
du paragraphe 1, la personne réclamée qui 
déclare explicitement renoncer à la protec-
tion que lui confère le principe de la spécia-
lité, ne peut révoquer cette déclaration. 

Chapitre 5 

Transmission de l'exécution 
des jugements répressifs 

Article 67 

Les dispositions ci-après visent à complé-
ter la Convention du Conseil de l'Europe du 
21 mars 1983 sur le transfèrement des per-
sonnes condamnées, entre les Parties 
Contractantes qui sont Parties à ladite 
Convention. 

Article 68 

1. La Partie Contractante sur le territoire 
de laquelle une peine privative de liberté ou 
une mesure de sûreté restreignant la liberté 
a été prononcée par jugement passé en 
force de chose jugée à l'égard d'un ressor-
tissant d'une autre Partie Contractante, qui 
s'est soustrait, en s'enfuyant vers son pays, 
à l'exécution de cette peine ou mesure de 
sûreté, peut demander à cette dernière Par-
tie Contractante, si la personne évadée est 
trouvée sur son territoire, de reprendre 
l'exécution de la peine ou de la mesure de 
sûreté. 

2. Dans l'attente des pièces étayant la 
demande de reprise de l'exécution de la 
peine ou de la mesure de sûreté ou de la 
partie de la peine qui reste à purger, et de la 
décision à prendre sur cette demande, la 
Partie Contractante requise peut, à la de-
mande de la Partie Contractante requé-
rante, placer la personne condamnée en 

voor de Franse Republiek: 
het Ministerie van Buitenlandse Zaken; 

voor het Groothertogdom Luxemburg: 

het Ministerie van Justitie; 

voor het Koninkrijk der Nederlanden: 

het Ministerie van Justifie. 

Artikel 66 

1. Indien de uitlevering van een opgeëiste 
persoon niet kennelijk naar het recht van de 
aangezochte Overeenkomstsluitende Partij 
is uitgesloten, kan deze Partij de uitlevering 
toestaan zonder dat een formele uitleve-
ringsprocedure plaatsvindt, mits de opgeëi-
ste persoon met zijn uitlevering instemt 
blijkens een door een lid van de rechterlijke 
macht opgemaakt proces-verbaal en na 
een verhoor door deze, waarin hij is voorge-
licht over zijn recht op een formele uitleve-
ringsprocedure en waarin hij zich heeft kun-
nen doen bijstaan door een advocaat. 

2. In geval van uitlevering ingevolge lid 1 
kan de opgeëiste persoon die uitdrukkelijk 
heeft verklaard of te zien van bescherming 
op grond van het specialiteitsbeginsel, op 
die verklaring niet terugkomen. 

Hoofdstuk 5 

Overdracht van tenuitvoerlegging 
van strafvonnissen 

Artikel 67 

Tussen de Overeenkomstsluitende Par-
tijen die Partij zijn bij het Verdrag van de 
Raad van Europa van 21 maart 1983 inzake 
de overbrenging van gevonniste personen 
geldt, ter aanvulling van dat Verdrag, de 
navolgende regeling. 

Artikel 68 

1. Een Overeenkomstsluitende Partij bin-
nen wier grondgebied bij onherroepelijke 
uitspraak een vrijheidsstraf of tot vrijheids-
beneming strekkende maatregel is opge-
legd aan een onderdaan van een andere 
Overeenkomstsluitende Partij, die zich door 
ontvluchting naar zijn eigen land aan de 
tenuitvoerlegging of verdere tenuitvoerleg-
ging van die straf of maatregel heeft onttrok-
ken, kan aan laatstgenoemde Partij verzoe-
ken om, wanneer de voortvluchtige op haar 
grondgebied is of wordt aangetroffen, de 
tenuitvoerlegging van de straf of maatregel 
of het restant daarvan over te nemen. 

2. De aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partij kan op verzoek van de verzoe-
kende Overeenkomstsluitende Partij, in 
afwachting van de stukken die het verzoek 
om overname van de tenuitvoerlegging van 
de straf of maatregel of het restant daarvan 
ondersteunen en van de daarop te nemen 
beslissing, de veroordeelde in bewaring 
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Maßnahmen zur Gewährleistung seiner 
Anwesenheit in dem Hoheitsgebiet der 
ersuchten Vertragspartei treffen. 

Artikel 69 

Die Übertragung der Strafvollstreckung 
nach Maßgabe des Artikels 68 bedarf nicht 
der Zustimmung der Person, gegen die eine 
Strafe oder eine Maßnahme verhängt 
wurde. Die anderen Bestimmungen des 
Übereinkommens des Europarates über die 
Überstellung verurteilter Personen vom 
21. März 1983 finden sinngemäß Anwen-
dung. 

Kapitel 6 

Betäubungsmittel 

Artikel 70 

(1) Die Vertragsparteien bilden eine stän-
dige Arbeitsgruppe, die die Aufgabe hat, 
gemeinschaftliche Probleme in bezug auf 
die Bekämpfung der Betäubungsmittelkrimi-
nalität zu untersuchen und gegebenenfalls 
Vorschläge zur notwendigen Verbesserung 
der praktischen und technischen Aspekte 
der Zusammenarbeit zwischen den Ver-
tragsparteien zu machen. Die Arbeits-
gruppe legt ihre Vorschläge dem Exekutiv-
ausschuß vor. 

(2) Die Arbeitsgruppe nach Absatz 1, 
deren Mitglieder von den zuständigen natio-
nalen Instanzen benannt werden, ist insbe-
sondere aus Vertretern der für Aufgaben 
der Polizei und des Zolls zuständigen 
Behörden zusammengesetzt. 

Artikel 71 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
in bezug auf die unmi ttelbare oder mittel-
bare Abgabe von Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen aller Art  einschließlich Can-
nabis und den Besitz dieser Stoffe zum 
Zwecke der Abgabe oder Ausfuhr unter 
Berücksichtigung der bestehenden Über-
einkommen der Vereinten Nationen *) alle 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, die zur 
Unterbindung des unerlaubten Handels mit 
Betäubungsmitteln erforderlich sind. 

(2) Unbeschadet der Artikel 74, 75 und 76 
verpflichten sich die Vertragsparteien, die 
unerlaubte Ausfuhr von Betäubungsmitteln 
aller Art  einschließlich CannabisProdukten 
sowie den Verkauf, die Verschaffung und 
die Abgabe dieser Mittel mit verwaltungs-
rechtlichen und strafrechtlichen Mitteln zu 
unterbinden. 

*) Einheitsübereinkommen von 1961 in der durch das 
Protokoll von 1972 zur Änderung des Einheitsüberein-
kommens von 1961 geänderten Fassung; Übereinkom-
men von 1971 über psychotrope Stoffe; Übereinkom-
men der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1988 
über den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen. 

garde à vue ou prendre d'autres mesures 
pour garantir sa présence sur le territoire de 
la Partie Contractante requise. 

Article 69 

La transmission de l'exécution en vertu 
de l'article 68 n'est pas subordonnée au 
consentement de la personne à l'encontre 
de laquelle la peine ou la mesure de sûreté 
a été prononcée. Les autres dispositions de 
la Convention du Conseil de l'Europe sur le 
transfèrement des personnes condamnées 
du 21 mars 1983 sont applicables par ana-
logie. 

Chapitre 6 

Stupéfiants 

Article 70 

1. Les Parties Contractantes créent un 
groupe de travail permanent chargé d'exa-
miner des problèmes communs concernant 
la répression de la criminalité en matière de 
stupéfiants et d'élaborer le cas échéant des 
propositions aux fins d'améliorer, si besoin 
est, les aspects pratiques et techniques de 
la coopération entre les Parties Contrac-
tantes. Le groupe de travail soumet ses 
propositions au Comité Exécutif. 

2. Le groupe de travail visé au para-
graphe 1, dont les membres sont désignés 
par les instances nationales compétentes, 
comprendra notamment des représentants 
des services chargés des missions de po-
lice et des douanes. 

Article 71 

1. Les Parties Contractantes s'engagent, 
en ce qui concerne la cession directe ou 
indirecte de stupéfiants et de substances 
psychotropes de quelque nature que ce 
soit, y compris le cannabis, ainsi que la 
détention de ces produits et substances aux 
fins de cession ou d'exportation, à prendre, 
en conformité avec les Conventions exis-
tantes des Nations Unies*), toutes mesures 
nécessaires à la prévention et à la répres-
sion du trafic illicite des stupéfiants et des 
substances psychotropes. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent 
à prévenir et à réprimer par des mesures 
administratives et pénales l'exportation illi-
cite de stupéfiants et de substances psy-
chotropes, y compris le cannabis, ainsi que 
la cession, la fourniture et la remise desdits 
produits et substances, sans préjudice des 
dispositions pertinentes des articles 74, 75 
et 76. 

*) Convention Unique sur les Stupéfiants de 1961 dans la 
version modifiée par le Protocole de 1972 portant 
Amendement de la Convention Unique sur les Stupé-
fiants de 1961; la Convention de 1971 sur les Subs-
tances Psychotropes; la Convention des Nations Unies 
du 20 décembre 1988 relative au Trafic Illicite des 
Stupéfiants et des Substances Psychotropes. 

nemen of andere maatregelen treffen ter 
verzekering van zijn aanwezigheid binnen 
het grondgebied van de aangezochte Over-
eenkomstsluitende Partij. 

Artikel 69 

Overdracht van de tenuitvoerlegging op 
grond van artikel 68 is niet afhankelijk van 
de instemming van degene aan wie de straf 
of maatregel is opgelegd. De overige bepa-
lingen van het Verdrag van de Raad van 
Europa van 21 maart 1983 inzake de over-
brenging van gevonniste Personen zijn van 
overeenkomstige toepassing. 

Hoofdstuk 6 

Verdovende middelen 

Artikel 70 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
stellen een permanente werkgroep in die tot 
taak heeft gemeenschappelijke vraagstuk-
ken met betrekking tot de bestrijding van de 
verdovende-middelencriminaliteit te bestu-
deren en in voorkomend geval voorstellen 
te doen met het oog op noodzakelijke ver-
betering van de praktische en technische 
aspecten van de samenwerking tussen de 
Overeenkomstsluitende Partijen. Deze 
werkgroep legt haar voorstellen aan het Uit-
voerend Comité voor. 

2. De werkgroep als bedoeld in lid 1 waar-
van de Jeden door de bevoegde nationale 
instanties worden aangewezen, is in hoofd-
zaak samengesteld uit vertegenwoordigers 
van autoriteiten die voor de uitoefening van 
politie- en douanetaken bevoegd zijn. 

Artikel 71 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe met betrekking tot de 
onmiddellijke en middellijke aflevering van 
verdovende middelen en psychotrope stof-
fen van enige aard, cannabis inbegrepen, 
alsmede met betrekking tot het bezit van 
deze middelen of stoffen ter fine van afleve-
ring of uitvoer, met inachtneming van de 
bestaande Verdragen van de Verenigde 
Naties*), alle maatregelen te treffen welke 
met het oog op het tegengaan van de sluik-
handel in verdovende middelen en  psycho-
trope stoffen vereist zijn. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe de illegale uitvoer van 
verdovende middelen en psychotrope stof-
fen van enige aard, cannabis inbegrepen, 
alsmede de verkoop, verstrekking en afle-
vering van die middelen en stoffen, bestuur-
lijk en strafrechtelijk tegen te gaan, onver-
minderd het bepaalde in de artikelen 74, 75 
en 76. 

*) Het Enkelvoudig Verdrag inzake verdovende middelen 
van 1961, zoals gewijzigd door het Protocol van 1972 
tot wijziging van het Enkelvoudig Verdrag inzake verdo-
vende middelen van 1961, het Verdrag van 1971 inzake 
psychotrope stoffen en het Verdrag van de Verenigde 
Naties van 20 december 1988 tegen de sluikhandel in 
verdovende middelen en psychotrope stoffen. 
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(3) Zur Bekämpfung der unerlaubten Ein-
fuhr von Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen aller Art  einschließlich Cannabis 
verstärken die Vertragsparteien die Kontrol-
len des Personen- und des Warenverkehrs 
sowie der Transportmittel an den Außen-
grenzen. Einzelheiten werden durch die in 
Artikel 70 genannte Arbeitsgruppe festge-
legt. Sie wird dabei insbesondere die Verla-
gerung eines Teils der an den Binnengren-
zen freiwerdenden Kräfte der Polizei und 
des Zolls sowie den Einsatz moderner 
Rauschgiftdetektionsmethoden und von 
Rauschgiftspürhunden in Betracht ziehen. 

(4) Die Vertragsparteien werden zur Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Artikels 
Örtlichkeiten, an denen erfahrungsgemäß 
Rauschgifthandel betrieben wird, gezielt 
überwachen. 

(5) Hinsichtlich der Eindämmung der 
unerlaubten Nachfrage nach Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen aller A rt  ein-
schließlich Cannabis werden die Vertrags-
parteien ihr Möglichstes tun, den negativen 
Folgen dieser unerlaubten Nachfrage vor-
zubeugen und entgegenzuwirken. Die Maß-
nahmen dazu liegen im Verantwortungs-
bereich der einzelnen Vertragsparteien. 

Artikel 72 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen 
ihrer Verfassung und ihrer Rechtsordnung 
gewährleisten, daß nationale gesetzliche 
Bestimmungen geschaffen werden, die die 
Sicherstellung und den Verfall von Vermö-
gensgewinnen aus dem unerlaubten Betäu-
bungsmittelhandel ermöglichen. 

Artikel 73 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rah-
men ihrer Verfassung und ihrer Rechtsord-
nung ermöglichen, daß die kontrollierte Lie-
ferung bei dem unerlaubten Handel mit 
Betäubungsmitteln angewandt werden 
kann. 

(2) Die Entscheidung zur Anordnung der 
kontrollierten Lieferung wird in jedem Ein-
zelfall auf der Grundlage der Vorwegbewilli-
gung der betroffenen Vertragsparteien 
getroffen. 

(3) Die Herrschaft und die Befugnis zum 
Einschreiten liegt bei den Behörden der 
Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet die 
Operation durchgeführt wird. 

Artikel 74 

In bezug auf den legalen Verkehr mit 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen ver-
einbaren die Vertragsparteien, die Kontrol-
len, die vor der Abschaffung der Grenzkon-
trollen an den Binnengrenzen gemäß den 
einschlägigen Verpflichtungen nach den in 
Artikel 71 aufgeführten Übereinkommen der 
Vereinten Nationen durchgeführt wurden, 
soweit wie möglich in das Binnenland zu 
verlegen. 

3. En vue de lutter contre l'importation 
illicite de stupéfiants et de substances psy-
chotropes, y compris le cannabis, les Par-
ties Contractantes renforceront les 
contrôles de la circulation des personnes et 
des marchandises ainsi que des moyens de 
transport aux frontières extérieures. Ces 
mesures seront précisées par le groupe de 
travail prévu à l'article 70. Ce groupe de 
travail prendra notamment en considération 
le déplacement d'une partie du personnel 
de la police et des douanes libéré aux fron-
tières intérieures, ainsi que le recours à des 
méthodes modernes de détection de dro-
gue et à des chiens-drogue. 

4. En vue d'assurer le respect des dispo-
sitions du présent article, les Parties 
Contractantes surveilleront spécifiquement 
les lieux notoirement utilisés pour le trafic 
de drogue. 

5. En ce qui concerne la lutte contre la 
demande illicite de stupéfiants et subs-
tances psychotropes de quelque nature que 
ce soit, y compris le cannabis, les Parties 
Contractantes feront tout ce qui est en leur 
pouvoir pour prévenir et lutter contre les 
effets négatifs de cette demande illicite. Les 
mesures prises à cette fin relèvent de la 
responsabilité de chaque Partie Contrac-
tante. 

Article 72 

Conformément à leur Constitution et à 
leur ordre juridique national, les Parties 
Contractantes garantissent que des dispo-
sitions légales seront prises pour permettre 
la saisie et la confiscation des produits du 
trafic illicite de stupéfiants et de substances 
psychotropes. 

Article 73 

1. Conformément à leur Constitution et à 
leur ordre juridique national, les Parties 
Contractantes s'engagent à prendre des 
mesures aux fins de permettre les livraisons 
surveillées dans le trafic illicite de stupé-
fiants et de substances psychotropes. 

2. La décision de recourir à des livraisons 
surveillées sera prise dans chaque cas 
d'espèce sur la base d'une autorisation 
préalable de chaque Partie Contractante 
concernée. 

3. Chaque Partie Contractante garde la 
direction et le contrôle de l'opération sur son 
territoire et est habilitée à intervenir. 

Article 74 

En ce qui concerne le commerce légal de 
stupéfiants et substances psychotropes, les 
Parties Contractantes conviennent que les 
contrôles découlant des Conventions des 
Nations Unies énumérées à l'article 71 et 
effectués aux frontières intérieures soient 
transférés autant que possible à l'intérieur 
du pays. 

3. Ter bestrijding van de illegale invoer 
van verdovende middelen en psychotrope 
stoffen van enige aard, cannabis inbegre-
pen, verscherpen de Overeenkomstslui-
tende Partijen de buitengrenscontroles op 
het personen- en goederenverkeer en op 
vervoermiddelen. De nadere uitwerking 
hiervan geschiedt door de in artikel 70 
genoemde werkgroep. Hierbij dient deze in 
het bijzonder de overplaatsing van een deet 
van het aan de binnengrenzen vrijkomende 
politie- en douanepersoneel, alsmede het 
gebruik van moderne drugsopsporings-
methoden en narcotica-honden in overwe-
ging te nemen. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
zullen ter naleving van het bepaalde in dit 
artikel toezicht houden op in het bijzonder 
die plaatsen, waarvan algemeen bekend is 
dat aldaar verdovende middelen worden 
verhandeld. 

5. Ter beteugeling van de illegale vraag 
naar verdovende middelen en psychotrope 
stoffen van enige aard, cannabis inbegre-
pen, zullen de Overeenkomstsluitende Par-
tijen al het mogelijke doen om de nadelige 
effecten van de illegale vraag te voorkomen 
en tegen te gaan. De maatregelen daartoe 
ressorteren onder de eigen verantwoorde-
lijkheid van elk der Overeenkomstsluitende 
Partijen. 

Artikel 72 

Overeenkomstig hun Grondwet en hun 
nationale rechtsorde dragen de Overeen-
komstsluitende Partijen ervoor zorg natio-
nale wettelijke voorzieningen te treffen die 
inbeslagneming en ontneming van uit ille-
gale handel in verdovende middelen en 
psychotrope stoffen verkregen vermogens-
winsten mogelijk maken. 

Artikel 73 

1. Overeenkomstig hun Grondwet en hun 
nationale rechtsorde verbinden de Over-
eenkomstsluitende Partijen zich ertoe, dat 
de gecontroleerde aflevering bij illegale 
handel in verdovende middelen en  psycho-
trope stoffen kan worden toegepast. 

2. De beslissing om gecontroleerde afle-
vering te doen plaatsvinden wordt voor 
ieder geval afzonderlijk genomen op grond 
van voorafgaande toestemming van elk der 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen. 

3. De leiding en de bevoegdheid tot ingrij-
pen berust bij de autoriteiten van de Over-
eenkomstsluitende Partij op wier grondge-
bied de actie plaatsvindt. 

Artikel 74 

De Overeenkomstsluitende Partijen 
komen overeen de controles op het legale 
verkeer van verdovende middelen en psy-
chotrope stoffen op grond van de verplich-
tingen neergelegd in de Verdragen van de 
Verenigde Naties, opgesomd in artikel 71, 
die aan de binnengrenzen worden uitge-
voerd, zoveel mogelijk naar het binnenland 
te verleggen. 
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Artikel 75 

(1) Im Reiseverkehr in das Hoheitsgebiet 
der Vertragsparteien oder innerhalb dessel-
ben dürfen Personen, die im Rahmen einer 
ärztlichen Behandlung benötigten Betäu-
bungsmittel mit sich führen, wenn sie eine 
von einer zuständigen Behörde ihres Auf-
enthaltsstaates ausgestellte oder beglau-
bigte Bescheinigung bei einer Kontrolle vor-
weisen. 

(2) Die Form und der Inhalt der Beschei-
nigung nach Absatz 1, soweit sie von einer 
der Vertragsparteien ausgestellt wird, ins-
besondere die Angaben bezüglich der A rt , 
der Menge und der Reisedauer werden von 
dem Exekutivausschuß festgelegt. 

(3) Die Vertragsparteien unterrichten sich 
darüber, welche Behörden für die Ausstel-
lung oder Beglaubigung der Bescheinigung 
nach Absatz 2 zuständig sind. 

Artikel 76 

(1) Die Vertragsparteien treffen soweit 
erforderlich unter Berücksichtigung ihrer 
ärztlichen, ethischen und praktischen 
Gepflogenheiten die geeigneten Maßnah-
men für die Kontrolle von Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen, die im Hoheitsgebiet 
einer oder mehrerer Vertragsparteien stren-
geren Kontrollen als in ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet unterliegen, damit die Wirk-
samkeit dieser strengeren Kontrollen nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Stoffe, die häufig 
bei der Herstellung von Suchtstoffen oder 
psychotropen Stoffen Verwendung finden. 

(3) Die Vertragsparteien informieren sich 
gegenseitig über ihre Maßnahmen zur 
Durchführung der Überwachung des lega-
len Verkehrs mit den in den Absätzen 1 
und 2 genannten Stoffen. 

(4) Der Exekutivausschuß berät regel-
mäßig über die hierbei auftretenden Pro-
bleme. 

Kapitel 7 

Feuerwaffen und Munition 

Artikel 77 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
die nationalen Gesetze, Verordnungen und 
sonstigen Vorschriften über den Erwerb, 
den Besitz, den Vertrieb und das Überlas-
sen von Feuerwaffen und Munition den 
Bestimmungen dieses Kapitels anzupas-
sen. 

(2) Dieses Kapitel gilt für den Erwerb, den 
Besitz, den Vertrieb und das Überlassen 
von Feuerwaffen und Munition durch natür-
liche und juristische Personen; es gilt nicht 
für die Lieferung an sowie den Erwerb und 
Besitz durch staatliche Dienststellen und 

Article 75 

1. En ce qui concerne la circulation des 
voyageurs à destination des territoires des 
Parties Contractantes ou sur ces territoires, 
les personnes peuvent transporter les stu-
péfiants et substances psychotropes néces-
saires dans le cadre d'un traitement médi-
cal, si elles produisent lors de tout contrôle 
un certificat délivré ou authentifié par une 
autorité compétente de l'Etat de résidence. 

2. Le Comité Exécutif arrête la forme et le 
contenu du certificat visé au paragraphe 1 
et délivré par une des Parties Contrac-
tantes, et notamment les données relatives 
à la nature et la quantité des produits et 
substances et à la durée du voyage. 

3. Les Parties Contractantes s'informent 
mutuellement des autorités compétentes 
pour la délivrance ou l'authentification du 
certificat visé au paragraphe 2. 

Article 76 

1. Les Parties Contractantes arrêteront, si 
nécessaire et conformément à leurs usages 
médicaux, éthiques et pratiques, les me-
sures appropriées pour le contrôle des stu-
péfiants et substances psychotropes qui 
sont soumis sur le territoire d'une ou de 
plusieurs Parties Contractantes à des 
contrôles plus rigoureux que sur leur terri-
toire, afin de ne pas compromettre l'effica-
cité de ces contrôles. 

2. Le paragraphe 1 s'applique également 
aux substances qui sont fréquemment utili-
sées pour la fabrication de stupéfiants et 
substances psychotropes. 

3. Les Parties Contractantes s'informe-
ront mutuellement des mesures prises aux 
fins de la mise en oeuvre de la surveillance 
du commerce légal des substances visées 
aux paragraphes 1 et 2. 

4. Les problèmes rencontrés à cet égard 
seront évoqués régulièrement au sein du 
Comité Exécutif. 

Chapitre 7 
Armes à feu et munitions 

Article 77 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à adapter aux dispositions du présent Cha-
pitre, leurs dispositions législatives, régle-
mentaires et administratives nationales re-
latives à l'acquisition, à la détention, au 
commerce et à la remise d'armes à feu et 
de munitions. 

2. Le présent Chapitre concerne l'acquisi-
tion, la détention, le commerce et la remise 
d'armes à feu et de munitions par des per-
sonnes physiques et morales; il ne 
concerne pas la livraison aux autorités cen-
trales et territoriales, aux forces armées et à 

Artikel 75 

1. In het reizigersverkeer paar of binnen 
het grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen mogen personen de ten 
behoeve van een medische behandeling 
benodigde verdovende middelen en  psy-
chotrope stoffen met zich meevoeren, 
indien zij bij controle een door een be-
voegde autoriteit van de Staat van hun inge-
zetenschap afgegeven of gewaarmerkte 
verklaring overleggen. 

2. Vorm en inhoud van de in lid 1 be-
doelde verklaring, voor zover afgegeven 
door één der Overeenkomstsluitende Par-
tijen, en in het bijzonder de gegevens 
aangaande de aard, hoeveelheid en reis

-duur, worden door het Uitvoerend Comité 
vastgesteld. 

3. De Overeenkomstsluitende Partijen 
stellen elkaar in kennis van de autoriteiten 
die tot afgifte of waarmerking van de in lid 2 
bedoelde verklaring bevoegd zijn. 

Artikel 76 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
treffen in voorkomend geval, met inachtne-
ming van hun medisch, ethisch en praktisch 
gebruikelijk handelen, passende maatrege-
len met betrekking tot de controle op verdo-
vende middelen en psychotrope stoffen, 
welke op het grondgebied van één of meer 
Overeenkomstsluitende Partijen aan stren-
gere controles dan op het eigen grondge-
bied zijn onderworpen, opdat aan de doel-
matigheid van deze strengere controles 
geen afbreuk wordt gedaan. 

2. Het bepaalde in lid 1 geldt eveneens 
voor stoffen welke veelvuldig bij de vervaar-
diging van verdovende middelen of  psycho-
trope stoffen worden gebruikt. 

3. De Overeenkomstsluitende Partijen 
wisselen wederzijds informatie uit omtrent 
de maatregelen welke zij ter uitvoering van 
het toezicht op het legale verkeer van de in 
de Jeden 1 en 2 genoemde middelen en 
stoffen treffen. 

4. Het Uitvoerend Comité pleegt regel-
matig overleg omtrent de zich hierbij voor

-

doende problemen. 

Hoofdstuk 7 
Vuurwapens en munitie 

Artikel 77 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe de nationale wettelijke 
en bestuurlijke bepalingen aangaande het 
verwerven, het voorhanden hebben, de ver-
koop en de overdracht van vuurwapens en 
munitie aan de bepalingen van dit Hoofd-
stuk aan te passen. 

2. Dit Hoofdstuk geldt voor het verwer-
ven, het voorhanden hebben, de verkoop 
en de overdracht van vuurwapens en muni-
tie door natuurlijke en rechtspersonen; het 
geldt niet voor de levering aan, de verwer-
ving en het voorhanden hebben door de 
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Gebietskörperschaften, die Streitkräfte und 
die Polizei, ferner nicht für die Herstellung 
durch staatliche Unternehmen. 

Artikel 78 

(1) Die Feuerwaffen werden im Rahmen 
dieses Kapitels wie folgt klassifiziert: 

a) verbotene Waffen, 

b) erlaubnispflichtige Waffen, 

c) meldepflichtige Waffen. 

(2) Auf Verschluß, Patronenlager und Lauf 
der Feuerwaffen sind die Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, die für den Gegen-
stand gelten, dessen Bestandteil sie sind 
oder werden sollen. 

(3) Als Kurzwaffen im Sinne dieses Über-
einkommens gelten Feuerwaffen, deren 
Lauf nicht länger als 30 cm ist oder deren 
Gesamtlänge 60 cm nicht überschreitet; 
Langwaffen sind alle anderen Feuerwaffen. 

Artikel 79 

(1) In die Liste der verbotenen Feuerwaf-
fen und Munition sind die folgenden Gegen-
stände aufzunehmen: 

a) Feuerwaffen, die üblicherweise als 
Kriegsschußwaffen verwendet werden; 

b) vollautomatische Feuerwaffen, auch 
wenn sie keine Kriegsschußwaffen sind; 

c) Feuerwaffen, die einen anderen Gegen-
stand vortäuschen; 

d) panzerbrechende Munition, Munition mit 
Spreng- und Brandsätzen sowie Ge-
schosse für diese Munition; 

e) Pistolen- und Revolvermunition mit 
Dumdum-Geschossen oder Hohlspitz

-

geschossen sowie Geschosse für diese 
Munition. 

(2) Die zuständigen Behörden können in 
Einzelfällen für die in Absatz 1 aufgeführten 
Feuerwaffen und Munition eine Erlaubnis 
erteilen, wenn Gründe der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung dem nicht ent-
gegenstehen. 

Artikel 80 

(1) In die Liste der Feuerwaffen, für deren 
Erwerb und Besitz eine Erlaubnis erforder-
lich ist, sind mindestens folgende Feuer-
waffen aufzunehmen, soweit sie nicht ver-
boten sind: 

a) Halbautomatische Kurz-Feuerwaffen 
und kurze Repetier-Feuerwaffen; 

b) kurze Einzellader-Feuerwaffen mit Zen-
tralfeuerzündung; 

c) kurze Einzellader-Feuerwaffen mit 
Randfeuerzündung mit einer Gesamt-
länge von weniger als 28 cm; 

la police, ni l'acquisition et la détention par 
celles-ci, ni la fabrication d'armes à feu et 
de munitions par des entreprises publiques. 

Article 78 
1. Dans le cadre du présent Chapitre, les 

armes à feu sont classées comme suit: 

a. les armes prohibées, 
b. les armes soumises à autorisation, 
c. les armes soumises à déclaration. 
2. Le mécanisme de fermeture, le maga-

sin et le canon des armes à feu sont soumis 
par analogie aux dispositions applicables à 
l'objet dont ils font ou sont destinés à faire 
partie. 

3. Sont considérées comme armes 
courtes au sens de la présente Convention, 
les armes à feu dont le canon ne dépasse 
pas 30 cm ou dont la longueur totale ne 
dépasse pas 60 cm; sont des armes lon-
gues, toutes les autres armes à feu. 

Article 79 
1. La liste des armes à feu et munitions 

prohibées comprend les objets suivants: 

a. les armes à feu normalement utilisées 
comme armes à feu de guerre; 

b. les armes à feu automatiques, même si 
elles ne sont pas de guerre; 

c. les armes à feu camouflées sous la 
forme d'un autre objet; 

d. les munitions aux balles perforantes, ex-
plosives ou incendiaires ainsi que les 
projectiles pour ces munitions; 

e. les munitions pour les pistolets et revol-
vers avec des projectiles dum-dum ou à 
pointes creuses ainsi que les projectiles 
pour ces munitions. 

2. Les autorités compétentes peuvent, 
dans des cas particuliers, accorder des 
autorisations pour les armes à feu et muni-
tions citées au paragraphe 1 si la sécurité et 
l'ordre publics ne s'y opposent pas. 

Article 80 
1. La liste des armes à feu dont l'acquisi-

tion et la détention sont soumises à autori-
sation, comprend au moins les armes à feu 
suivantes si elles ne sont pas prohibées: 

a. les armes à feu courtes semi-automati-
ques ou à répétition; 

b. les armes à feu courtes à un coup, à 
percussion centrale; 

c. les armes à feu courtes à un coup à 
percussion annulaire d'une longueur to-
tale inférieure à 28 cm; 

centrale en territoriale overheden, de strijd-
krachten en de politie en evenmin voor de 
fabricage van vuurwapens en munitie door 
overheidsbedrijven. 

Artikel 78 

1. De vuurwapens worden voor de toe-
passing van dit Hoofdstuk als voigt onder-
verdeeld: 

a. verboden wapens; 

b. vergunningplichtige wapens; 

c. aangitteplichtige wapens. 

2. Ten aanzien van het afsluitmecha-
nisme, het magazijn en de loop van de 
vuurwapens vinden de voorschriften die 
gelden voor het voorwerp waarvan zij een 
bestanddeel vormen of zullen vormen, op 
overeenkomstige wijze toepassing. 

3. In de zin van dit Hoofdstuk worden 
onder korte wapens verstaan de vuurwa-
pens waarvan de loop niet langer is dan 
dertig centimeter of waarvan de totale 
lengte niet meer dan zestig centimeter 
bedraagt. Onder lange wapens worden alle 
andere vuurwapens verstaan. 

Artikel 79 

1. De lijst van verboden vuurwapens en 
munitie omvat onderstaande voorwerpen: 

a. de gewoonlijk als oorlogswapens ge-
bruikte vuurwapens; 

b. automatische vuurwapens, ook indien 
het Been oorlogsvuurwapens zijn; 

c. camouflage-vuurwapens; 

d. munitie waarmee een pantserplaat kan 
worden doorboord, munitie met spring

-

lading of brandsas, alsmede de kogels 
voor deze munitie; 

e. munitie voor pistolen en revolvers met 
dumdumkogels of hollepuntkogels, als

-mede de kogels voor deze munitie. 

2. De bevoegde autoriteiten kunnen in 
individuele gevallen vergunning verlenen 
voor de in lid 1 genoemde vuurwapens en 
munitie voor zover zulks niet in strijd is met 
overwegingen van openbare orde en veilig-
heid. 

Artikel 80 

1. De lijst van vuurwapens voor het ver-
werven en voorhanden hebben waarvan 
een vergunning vereist is, omvat ten minste 
onderstaande vuurwapens, voor zover deze 
niet verboden zijn: 

a. korte semi-automatische of korte repe-
teervuurwapens; 

b. korte enkelschotsvuurwapens met cen-
trale ontsteking; 

c. korte enkelschotsvuurwapens met rand-
vuurontsteking met een totale lengte 
van minder dan achtentwintig centi-
meter; 
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d) halbautomatische Lang-Feuerwaffen, 
deren Magazin und Patronenlager mehr 
als drei Patronen aufnehmen kann; 

e) lange Repetier-Feuerwaffen und halb-
automatische Feuerwaffen mit glattem 
Lauf, deren Lauf nicht länger als 60 cm 
ist; 

f) zivile halbautomatische Feuerwaffen, 
die wie vollautomatische Kriegswaffen 
aussehen. 

(2) In die Liste der erlaubnispflichtigen 
Feuerwaffen sind nicht aufzunehmen: 

a) Schreckschuß-, Reizstoff- und Signal-
waffen, sofern bei diesen Waffen durch 
technische Maßnahmen sichergestellt 
ist, daß sie mit allgemein gebräuch-
lichen Werkzeugen nicht zu Waffen zum 
Verschießen fester Körper umgebaut 
werden können und das Verschießen 
eines Reizstoffes keine dauernden kör-
perlichen Schädigungen zufügen kann; 

b) halbautomatische Lang-Feuerwaffen, 
deren Magazin und Patronenlager nicht 
mehr als drei Patronen aufnehmen 
kann, ohne daß sie neu geladen wer-
den, und unter der Bedingung, daß das 
Magazin unauswechselbar ist, oder 
soweit sichergestellt ist, daß sie mit all-
gemein gebräuchlichen Werkzeugen 
nicht umgebaut werden können zu Waf-
fen, deren Magazin und Patronenlager 
mehr als drei Patronen aufnehmen 
kann. 

Artikel 81 

In die Liste der meldepflichtigen Feuer-
waffen sind, sofern diese Waffen weder ver-
boten noch erlaubnispflichtig sind, aufzu-
nehmen: 

a) Lange Repetier-Feuerwaffen; 

b) lange Einzellader-Feuerwaffen mit ge-
zogenem Lauf oder gezogenen Läufen; 

c) kurze Einzellader-Feuerwaffen mit 
Randfeuerzündung mit einer Gesamt-
länge von mehr als 28 cm; 

d) die in Artikel 80 Absatz 2 Buchstabe b 
aufgeführten Feuerwaffen. 

Artikel 82 

Die Listen der in den Artikeln 79, 80 und 
81 aufgeführten Feuerwaffen umfassen fol-
gende Gegenstände nicht: 

a) Feuerwaffen, deren Modell vor dem 
1. Januar 1870 entwickelt worden ist 
oder die vor diesem Zeitpunkt herge-
stellt worden sind — vorbehaltlich Aus-
nahmen — wenn in ihnen keine Munition 
geladen werden kann, die für verbotene 
oder erlaubnispflichtige Feuerwaffen 
bestimmt ist; 

b) Reproduktionen von Waffen nach Buch-
stabe a, sofern daraus keine Patronen 
mit Metallhülsen verschossen werden 
können; 

d. les armes à feu longues semi-automati-
ques dont le magasin et la chambre 
peuvent contenir plus de trois car-
touches; 

e. les armes à feu longues à répétition et 
semi-automatiques à canon lisse dont le 
canon ne dépasse pas 60 cm; 

f. les armes à feu civiles semi-automati-
ques qui ont l'apparence d'une arme à 
feu automatique de guerre. 

2. La liste des armes à feu soumises à 
autorisation ne comprend pas: 

a. les armes d'avertissement, lacrymo-
gènes ou d'alarme, à condition que l'im-
possibilité de transformation par un ou-
tillage courant en armes permettant le tir 
de munitions à balles soit garantie par 
des moyens techniques et que le tir 
d'une substance irritante ne provoque . 
pas des lésions irréversibles sur les per-
sonnes; 

b. les armes à feu longues semi-automati-
ques dont le magasin et la chambre ne 
peuvent pas contenir plus de trois car-
touches sans être rechargés, à condi-
tion que le chargeur soit inamovible ou 
qu'il soit garanti que ces armes ne puis-
sent être transformées par un outillage 
courant en armes dont le magasin et la 
chambre peuvent contenir plus de trois 
cartouches. 

Article 81 

La liste des armes à feu soumises à 
déclaration comprend, si ces armes ne sont 
ni prohibées ni soumises à autorisation: 

a. les armes à feu longues à répétition; 

b. les armes à feu longues à un coup à un 
ou plusieurs canons rayés; 

c. les armes à feu courtes, à un coup à 
percussion annulaire d'une longueur 
totale supérieure à 28 cm; 

d. les armes énumérées à l'article 80, 
paragraphe 2, point b. 

Article 82 

Les listes des armes visées aux articles 
79, 80 et 81 ne comprennent pas: 

a. les armes à feu dont le modèle ou dont 
l'année de fabrication sont — sauf excep-
tion — antérieurs au 1 janvier 1870 sous 
réserve qu'elles ne puissent tirer des 
munitions destinées à des armes prohi-
bées ou soumises à autorisation; 

b. les reproductions d'armes mentionnées 
au point a. à condition qu'elles ne per-
mettent pas l'utilisation d'une cartouche 
à étui métallique; 

d. lange semi-automatische  vuurwapens 
waarvan het magazijn en de kamer 
meer dan drie patronen kunnen bevat-
ten; 

e. lange repeteer- en semi-automatische 
vuurwapens met een gladde loop, welke 
ten hoogste zestig centimeter lang is; 

f. civiele semi-automatische  vuurwapens 
die het uiterlijk hebben van automati-
sche oorlogsvuurwapens. 

2. Onderstaande vuurwapens behoren 
niet tot de lijst van vergunningplichtige vuur-
wapens: 

a. alarm-, gas- en signaalwapens voor 
zover hierbij door middel van technische 
voorzieningen gegarandeerd is dat zij 
met algemeen gangbare werktuigen niet 
kunnen worden omgebouwd tot wapens 
waarmee scherpe munitie kan worden 
verschoten en het verschieten van een 
prikkelende stof geen blijvend lichame-
lijk letsel kan veroorzaken; 

b. lange semi-automatische vuurwapens 
waarvan het magazijn en de kamer niet 
meer dan drie patronen kunnen bevat-
ten zonder dat zij opnieuw geladen wor-
den, voor zover het magazijn niet ver-
wisselbaar is of kan worden gegaran-
deerd dat zij met algemeen gangbare 
werktuigen niet kunnen worden omge-
bouwd tot wapens waarvan het maga-
zijn en de kamer meer dan drie patronen 
kunnen bevatten. 

Artikel 81 

De lijst van aangifteplichtige vuurwapens 
omvat onderstaande wapens, voor zover 
deze niet verboden, noch onderworpen aan 
een vergunning zijn: 

a. lange repeteervuurwapens; 

b. lange enkelschotsvuurwapens met 
getrokken loop of topen; 

c. korte enkelschotsvuurwapens met rand-
vuurontsteking met een totale lengte 
van meer dan achtentwintig centimeter; 

d. de in artikel 80, lid 2, onder b., ge-
noemde wapens. 

Artikel 82 

De lijsten van de in de artikelen 79, 80 
en 81 genoemde wapens omvatten niet: 

a. de vuurwapens waarvan het model of 
het fabricagejaar, behoudens uitzonde-
ring, van vóór 1 januari 1870 dateren, op 
voorwaarde dat zij niet geschikt zijn voor 
het verschieten van munitie, welke 
bestemd is voor verboden of vergun-
ningplichtige vuurwapens; 

b. de reprodukties van de onder a. ge-
noemde vuurwapens, op voorwaarde 
dat hiermee geen patronen met een 
metalen huls kunnen worden ver

-

schoten; 
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c) Feuerwaffen, die durch Anwendung 
technischer Verfahren zum Abschuß 
jeglicher Munition unbrauchbar gemacht 
worden sind, und die das Prüfzeichen 
einer offiziellen Dienststelle tragen oder 
von einer solchen Dienststelle aner-
kannt worden sind. 

Artikel 83 

Eine Erlaubnis zum Erwerb und Besitz 
einer Feuerwaffe nach Artikel 80 darf einer 
Person nur erteilt werden, 

a) wenn sie das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, von Ausnahmen für Jagd 
oder Sportzwecke abgesehen; 

b) wenn sie nicht wegen einer Geistes-
krankheit oder anderer geistiger oder 
körperlicher Mängel unfähig ist, eine 
Feuerwaffe zu erwerben oder zu be-
sitzen; 

c) wenn sie nicht wegen einer Straftat ver-
urteilt wurde oder wenn nicht andere 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß sie 
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung darstellt; 

d) wenn der für den Erwerb oder Besitz 
einer Feuerwaffe angeführte Grund als 
triftig anzusehen ist. 

Artikel 84 

(1) Die Meldung für Waffen nach Arti-
kel 81 wird in ein von den in Artikel 85 be-
zeichneten Personen geführtes Register 
eingetragen. 

(2) Wenn die Waffe durch eine Person 
überlassen wird, die nicht in Artikel 85 
bezeichnet ist, muß dies nach den von jeder 
Vertragspartei festzulegenden Modalitäten 
gemeldet werden. 

(3) Die in diesem Artikel genannte Mel-
dung muß die für die Identifizierung der 
betroffenen Personen und Waffen erforder-
lichen Angaben enthalten. 

Artikel 85 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Hersteller und Händler von erlaubnispflichti-
gen Feuerwaffen einer Erlaubnispflicht, 
Hersteller und Händler von meldepflichtigen 
Feuerwaffen einer Meldepflicht zu unter-
werfen. Die Erlaubnis für erlaubnispflichtige 
Feuerwaffen umfaßt auch die meldepflichti-
gen Feuerwaffen. Die Vertragsparteien 
unterziehen die Waffenhersteller und Waf-
fenhändler einer Überwachung, die eine 
wirksame Kontrolle gewährleistet. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Vorschriften zu erlassen, wonach alle Feuer-
waffen mindestens mit einer dauerhaften 
fortlaufenden Identifizierungsnummer und 
der Marke des Herstellers gekennzeichnet 
sind. 

c. les armes à feu rendues inaptes au tir 
de toutes munitions par l'application de 
procédés techniques garantis par le 
poinçon d'un organisme officiel ou re-
connus par un tel organisme. 

Article 83 

Une autorisation d'acquisition et de dé-
tention d'une arme à feu visée à l'article 80 
ne peut être délivrée que: 

a. si l'intéressé a dix-huit ans révolus, sauf 
dérogations pour la pratique de la 
chasse ou du sport; 

b. si l'intéressé n'est pas inapte à acquérir 
ou à détenir une arme à feu en raison 
d'une maladie mentale ou de toute autre 
incapacité mentale ou physique; 

c. si l'intéressé n'a pas été condamné pour 
une infraction ou s'il n'y a pas d'autres 
indices laissant supposer qu'il est dan-
gereux pour la sécurité ou l'ordre public; 

d. si le motif invoqué par l'intéressé pour 
l'acquisition ou la détention d'armes à 
feu peut être considéré comme valable. 

Article 84 

1. La déclaration pour les armes mention-
nées à l'article 81 est consignée sur un 
registre tenu par les personnes visées à 
l'article 85. 

2. Lorsqu'une arme est cédée par une 
personne non visée à l'article 85, la déclara-
tion doit en être faite selon des modalités à 
déterminer par chaque Partie Contractante. 

3. Les déclarations visées au présent arti-
cle doivent comporter les indications néces-
saires pour identifier les personnes et les 
armes concernées. 

Article 85 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à soumettre à une obligation d'autorisation 
les personnes qui fabriquent des armes à 
feu soumises à autorisation et celles qui en 
font le commerce, et à une obligation de 
déclaration les personnes qui fabriquent 
des armes à feu soumises à déclaration et 
celles qui en font le commerce. L'autorisa-
tion pour les armes à feu soumises à autori-
sation couvre également les armes à feu 
soumises à déclaration. Les Parties 
Contractantes soumettent les personnes 
qui fabriquent des armes et celles qui en 
font le commerce à une surveillance qui 
garantit un contrôle effectif. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent 
à adopter des dispositions pour que, au 
minimum, toutes les armes à feu soient 
pourvues durablement d'un numéro d'ordre 
permettant leur identification et portent la 
marque du fabricant. 

c. de vuurwapens die voor het verschieten 
van ongeacht welke munitie ongeschikt 
zijn gemaakt door toepassing van tech-
nische voorzieningen die door middel 
van het kenmerk van een officiële 
instantie zijn gegarandeerd, dan wel 
door een dergelijke instantie zijn erkend. 

Artikel 83 

Een vergunning voor het verwerven en 
voorhanden hebben van een in artikel 80 
bedoeld vuurwapen mag slechts worden 
verleend op voorwaarde dat: 

a. betrokkene ten minste achttien jaar oud 
is, behoudens uitzonderingen voor 
jacht- of sportdoeleinden; 

b. betrokkene niet wegens geestesziekte 
of wegens andere mentale of lichame-
lijke stoornissen ongeschikt is een vuur-
wapen te verwerven of voorhanden te 
hebben; 

c. betrokkene niet wegens een strafbaar 
feit werd veroordeeld of geacht kan wor-
den op grond van andere aanwijzingen 
een gevaar voor de openbare orde of 
veiligheid op te leveren; 

d. door betrokkene opgegeven reden voor 
het verwerven of voorhanden hebben 
van vuurwapens als gegrond aange-
merkt kan worden. 

Artikel 84 

1. Aangifte van de in artikel 81 bedoelde 
vuurwapens wordt ingeschreven in een 
register, dat door de in artikel 85 bedoelde 
personen wordt bijgehouden. 

2. Wanneer een wagen door een niet in 
artikel 85 bedoelde persoon wordt overge-
dragen, dient volgens door ledere Overeen-
komstsluitende Partij vast te stellen regels 
hiervan aangifte te worden gedaan. 

3. De in dit artikel bedoelde aangifte dient 
de gegevens te beheizen die voor identifica-
tie van de betrokken personen en wapens 
noodzakelijk zijn. 

Artikel 85 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe de fabrikanten en han-
delaars van vergunningplichtige vuurwa-
pens en de fabrikanten en handelaars van 
aangifteplichtige vuurwapens aan een ver-
gunningplicht, onderscheidenlijk aangifte-
plicht te onderwerpen. De vergunning voor 
de vergunningplichtige vuurwapens is even-
eens geldig voor de aangifteplichtige vuur-
wapens. De Overeenkomstsluitende Par-
tijen onderwerpen de wapenfabrikanten en 
wapenhandelaars aan een zodanig toezicht 
dat een afdoende controle is gewaarborgd. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe voorschriften vast te 
stellen op grond waarvan alle vuurwapens 
duurzaam van ten minste een identifi-
cerend serienummer, alsmede van het 
merk van de fabrikant moeten zijn voorzien. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/2453 

(3) Die Vertragsparteien verpflichten Her-
steller und Händler, alle erlaubnis- und mel-
depflichtigen Feuerwaffen zu registrieren; 
die Register müssen es ermöglichen, die 
Art  der Feuerwaffen, ihre Herkunft und die 
Erwerber der Waffen schnell zu ermitteln. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
in bezug auf Erlaubnisse nach Artikel 79 
und 80 Vorschriften zu erlassen, wonach 
die Identifizierungsnummer und die Kenn-
zeichnung der Feuerwaffen in die ihrem 
Besitzer ausgestellte Erlaubnisurkunde ein-
getragen werden. 

Artikel 86 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Vorschriften zu erlassen, aufgrund deren es 
den rechtmäßigen Besitzern von erlaubnis-
pflichtigen oder meldepflichtigen Feuer-
waffen verboten ist, diese Personen zu 
überlassen, die nicht im Besitz einer 
Erwerbserlaubnis oder einer Anmeldebe-
stätigung sind. 

(2) Die Vertragsparteien können das vor-
übergehende Überlassen an Personen 
nach den von ihnen festzulegenden Modali-
täten erlauben. 

Artikel 87 

(1) Die Vertragsparteien führen in ihr 
nationales Recht ein System ein, welches 
die Rücknahme der Erlaubnisse bei Perso-
nen ermöglicht, die nicht mehr die Voraus-
setzungen für die Erteilung der Erlaubnisse 
nach Artikel 83 erfüllen. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
geeignete Vorschriften, einschließlich der 
Beschlagnahme der Feuerwaffen und der 
Rücknahme der Erlaubnis zu erlassen, 
sowie die Verletzung der Gesetze oder son-
stiger Vorschriften über Feuerwaffen mit 
geeigneten Sanktionen zu belegen. Dabei 
kann die Einziehung der Feuerwaffen vor-
gesehen werden. 

Artikel 88 

(1) Die Personen, die eine Erlaubnis zum 
Erwerb einer Feuerwaffe besitzen, benöti-
gen keine Erlaubnis zum Erwerb von Muni-
tion für diese Waffen. 

(2) Der Erwerb von Munition durch Perso-
nen, die nicht im Besitze einer Erlaubnis 
zum Waffenerwerb sind, unterliegt der ent-
sprechenden Regelung der Waffe, für die 
sie bestimmt ist. Die Erlaubnis kann für eine 
Munitionsart oder für alle Munitionsarten 
ausgestellt werden. 

Artikel 89 

Die Listen der verbotenen, erlaubnis-
pflichtigen und meldepflichtigen Feuerwaf-
fen können geändert oder ergänzt werden, 

3. Les Parties Contractantes prévoient 
l'obligation pour les fabricants et les mar-
chands d'enregistrer toutes les armes à feu 
soumises à autorisation et à déclaration; 
les registres doivent permettre de détermi-
ner rapidement la nature des armes à feu, 
leur origine et leur acquéreur. 

4. Pour les armes à feu soumises à auto-
risation en vertu des articles 79 et 80, les 
Parties Contractantes s'engagent à adopter 
des dispositions pour que le numéro d'iden-
tification et la marque apposée sur l'arme à 
feu soient repris sur l'autorisation délivrée à 
son détenteur. 

Article 86 

1. Les Parties Contractantes s'engagent 
à adopter des dispositions interdisant aux 
détenteurs légitimes d'armes à feu sou-
mises à autorisation ou à déclaration de 
remettre ces armes à des personnes qui ne 
sont pas en possession d'une autorisation 
d'acquisition ou d'un certificat de déclara-
tion. 

2. Les Parties Contractantes peuvent 
autoriser la remise temporaire de ces armes 
selon des modalités qu'elles déterminent. 

Article 87 

1. Les Parties Contractantes introduisent 
dans leur législation nationale des disposi-
tions permettant le retrait de l'autorisation 
lorsque le titulaire ne satisfait plus aux 
conditions de délivrance prévues à l'article 
83. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent 
à prendre des mesures adéquates qui com-
prennent notamment la saisie de l'arme à 
feu et le retrait de l'autorisation, et à prévoir 
des sanctions appropriées à la violation des 
dispositions législatives et réglementaires 
applicables aux armes à feu. Les sanctions 
pourront prévoir la confiscation des armes à 
feu. 

Article 88 

1. Les personnes titulaires d'une autori-
sation d'acquisition d'une arme à feu sont 
dispensées d'autorisation pour l'acquisition 
de munitions destinées à cette arme. 

2. L'acquisition de munitions par des per-
sonnes non titulaires d'une autorisation 
d'acquisition d'armes est soumise au ré-
gime applicable à l'arme à laquelle ces mu-
nitions sont destinées. L'autorisation peut 
être délivrée pour une seule ou toutes les 
catégories de munitions. 

Article 89 

Les listes des armes à feu prohibées, 
soumises à autorisation et à déclaration 
peuvent être modifiées ou complétées par 

3. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verplichten de fabrikanten en handelaars tot 
registratie van alle vergunning- en aangifte-
plichtige vuurwapens. Aan de hand van 
deze registers moeten de aard, de her-
komst en de kopers van de vuurwapens 
snel kunnen worden getraceerd. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe met betrekking tot de 
in de artikelen 79 en 80 bedoelde vergun-
ningen voor te schrijven dat het identifice-
rend nummer en het merk van het vuurwa-
pen in de aan de houder verleende vergun-
ning worden vermeld. 

Artikel 86 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe bepalingen vast te stel-
len op grond waarvan het de rechtmatige 
bezitters van aan vergunning- of aangifte-
plicht onderworpen vuurwapens verboden 
is deze over te dragen aan personen die 
niet tot het verwerven gemachtigd zijn of 
niet over een aangiftebewijs beschikken. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
kunnen het tijdelijk ter hand stellen van 
deze vuurwapens volgens door hen vast te 
stellen regels toestaan. 

Artikel 87 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
voeren in hun nationale wetgeving een 
regeling in op grond waarvan de vergunnin-
gen kunnen worden ingetrokken voor per-
sonen die niet meer aan de in artikel 83 
bedoelde voorwaarden voor het verlenen 
van een vergunning voldoen. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe passende maatrege-
len, met inbegrip van inbeslagneming van 
het vuurwapen en de intrekking van de ver

-

gunning, te treffen, alsmede de overtreding 
van de wettelijke en andere bepalingen 
aangaande vuurwapens op passende wijze 
strafbaar te stellen. Verbeurdverklaring of 
onttrekking aan het verkeer van de vuurwa-
pens kan hierbij als sanctie in aanmerking 
worden genomen. 

Artikel 88 

1. De personen die houder zijn van een 
vergunning voor het verwerven van een 
vuurwapen, behoeven geen houder te zijn 
van een vergunning voor het verwerven van 
de voor deze wapens bestemde munitie. 

2. Voor het verwerven van munitie door 
personen die geen houder zijn van een 
vergunning voor het verwerven van 
wapens, geldt een overeenkomstige rege

-

ling als voor het wapen waarvoor deze 
munitie is bestemd. De vergunning kan wor-
den verleend voor één enkele soort of voor 
alle soorten munitie. 

Artikel 89 

De lijsten van verboden, vergunningplich-
tige en aangifteplichtige vuurwapens kun-
nen door het Uitvoerend Comité worden 
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um die technische, wi rtschaftliche und 
sicherheitspolitische Entwicklung zu be-
rücksichtigen. Der Exekutivausschuß kann 
die Listen ändern oder ergänzen. 

Artikel 90 

Die Vertragsparteien sind befugt, stren-
gere Gesetze und Vorschriften in bezug auf 
Feuerwaffen und Munition zu erlassen. 

Artikel 91 

(1) Die Vertragsparteien schaffen auf der 
Grundlage des Europäischen Übereinkom-
mens vom 28. Juni 1978 über die Kontrolle 
des Erwerbs und des Besitzes von Schuß-
waffen durch Einzelpersonen nach Maß-
gabe ihres nationalen Rechts einen Infor-
mationsaustausch über den Erwerb von 
Feuerwaffen durch Personen, Privatperso-
nen oder Waffenhändler im Einzelhandel, 
die sich gewöhnlich in dem Hoheitsgebiet 
einer anderen Vertragspartei aufhalten oder 
dort  ihren Sitz haben. Unter Einzelhändler 
ist jede Person zu verstehen, deren Erwerbs-
tätigkeit insgesamt oder zum Teil in dem 
Einzelhandel von Feuerwaffen besteht. 

(2) Der Informationsaustausch erstreckt 
sich: 

a) Zwischen zwei Vertragsparteien, die 
das in Absatz 1 genannte Obereinkom-
men ratifiziert haben, auf die Feuerwaf-
fen, die in Anlage 1 Teil A Nummer 1 
Buchstaben a bis h des genannten 
Übereinkommens aufgeführt sind; 

b) zwischen zwei Vertragsparteien, von 
denen mindestens eine das in Absatz 1 
genannte Übereinkommen nicht ratifi-
ziert hat, auf die Waffen, die in dem 
Hoheitsgebiet jeder einzelnen Vertrags-
partei erlaubnis- oder meldepflichtig 
sind. 
(3) Die Informationen über den Erwerb 

von Feuerwaffen müssen so schnell wie 
möglich übermittelt werden und die folgen-
den Angaben enthalten: 

a) Das Datum des Erwerbs und die Identi-
tät des Erwerbers, nämlich, 

—wenn es sich um eine natürliche Per-
son handelt: Name, Vorname, Datum 
und Ort der Geburt, Anschrift und 
Paß- oder Personalausweisnummer 
sowie Ausstellungsdatum und An-
gabe der ausstellenden Behörde, 
Waffenhändler oder nicht; 

—wenn es sich um eine juristische Per-
son handelt: Firma und Sitz sowie 
Name, Vorname, Datum und Ort der 
Geburt, Anschrift und Paß- oder Per-
sonalausweisnummer der Person, die 
zur Vertretung der juristischen Person 
berechtigt ist; 

b) Modell, Herstellungsnummer, Kaliber 
und die anderen Merkmale der betref- 

le Comité Exécutif pour tenir compte de 
l'évolution technique et économique ainsi 
que de la sûreté de l'Etat. 

Article 90 

Les Parties Contractantes ont la faculté 
d'adopter des lois ou dispositions plus 
strictes concernant le régime des armes à 
feu et des munitions. 

Article 91 

1. Les Parties Contractantes convien-
nent, sur la base de la Convention euro-
péenne du 28 juin 1978 sur le contrôle de 
l'acquisition et de la détention d'armes à feu 
par des particuliers, de créer, dans le cadre 
de leurs législations nationales, un échange 
de renseignements concernant l'acquisition 
d'armes à feu par des personnes — simples 
particuliers ou armuriers détaillants — qui 
résident habituellement ou qui sont établis 
sur le territoire d'une autre Partie Contrac-
tante. Est considérée comme armurier dé-
taillant toute personne dont l'activité profes-
sionnelle consiste, en tout ou en partie, 
dans le commerce au détail d'armes à feu. 

2. L'échange de renseignements porte: 

a. entre deux Parties Contractantes qui ont 
ratifié la Convention citée au para-
graphe 1, sur les armes à feu reprises 
en annexe 1, partie A, n° 1, lettres a. à 
h. de ladite Convention; 

b. entre deux Parties Contractantes dont 
l'une au moins n'a pas ratifié la Conven-
tion citée au paragraphe 1, sur les 
armes soumises par chacune des Par-
ties Contractantes à un régime d'autori-
sation ou de déclaration. 

3. Les renseignements concernant l'ac-
quisition d'armes à feu seront communi-
qués sans retard et comporteront les don-
nées suivantes: 
a. la date de l'acquisition et l'identité de 

l'acquéreur, à savoir: 

—s'il s'agit d'une personne physique: 
les nom, prénoms, date et lieu de 
naissance, adresse et numéro de 
passeport ou de carte d'identité, ainsi 
que la date de la délivrance et indica-
tion de l'autorité qui les a délivrés, 
armurier ou non; 

— s'il s'agit d'une personne morale : la 
dénomination ou la raison sociale et 
le siège social, ainsi que les nom, 
prénoms, date et lieu de naissance, 
adresse et numéro de passeport ou 
de carte d'identité de la personne 
habilitée à représenter la personne 
morale; 

b. le modèle, le numéro de fabrication, le 
calibre et les autres caractéristiques de 

gewijzigd of aangevuld, ten einde met de 
technische en de economische ontwikkelin-
gen, alsmede met die op het gebied van de 
veiligheid van de Staat rekening te houden. 

Artikel 90 

De Overeenkomstsluitende Partijen heb

-

ben het recht strengere wetten of voor-
schriften betreffende vuurwapens en muni

-

tie vast te stellen. 

Artikel 91 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe, op de grondslag van 
de Europese Overeenkomst van 28 juni 
1978 betreffende de controle aangaande 
het verwerven en voorhanden hebben van 
vuurwapens door particulieren, om, met 
inachtneming van de nationale wetgeving, 
een informatie-uitwisseling tot stand te 
brengen omtrent het verwerven van vuur-
wapens door personen — particulieren of 
detailwapenhandelaren — die hun normale 
verblijfplaats of zetel op het grondgebied 
van een andere Overeenkomstsluitende 
Partij hebben. Onder detailwapenhandelaar 
wordt verstaan ledere persoon wiens be-
roepswerkzaamheden geheel of ten dele 
bestaan uit de detailhandel van vuurwa-
pens. 

2. De informatie-uitwisseling omvat: 

a. tussen twee Overeenkomstsluitende 
Partijen die de in lid 1 genoemde Over-
eenkomst hebben bekrachtigd, de vuur-
wapens die opgenomen zijn in bijlage 1, 
onderdeel A nr. 1, letters a tot en met h 
van de bedoelde Overeenkomst; 

b. tussen twee Overeenkomstsluitende 
Partijen waarvan tenminste één de in lid 
1 genoemde Overeenkomst niet heeft 
bekrachtigd, de wapens die in elk der 
Overeenkomstsluitende Partijen zijn 
onderworpen aan een vergunning- of 
aangifteplicht. 

3. De informatie omtrent het verwerven 
van vuurwapens zal zo spoedig mogelijk 
worden doorgegeven en de navolgende 
gegevens omvatten: 
a. de datum van verwerving en de identiteit 

van de persoon die het vuurwapen ver-
werft, en wel: 
—wanneer het een natuurlijke persoon 

betreft: naam, voomamen, geboorte-
plaats en -datum, adres, nummer van 
zijn paspoort of identiteitskaart, als

-mede datum van afgifte en aandui-
ding van de autoriteit die deze heeft 
afgegeven, wapenhandelaar of niet; 

—wanneer het een rechtspersoon 
betreft: de naam of handelsnaam en 
de zetel alsmede de naam, voorna-
men, geboorteplaats en -datum, 
adres en nummer van het paspoort of 
de identiteitskaart van de persoon die 
bevoegd is de rechtspersoon te ver-
tegenwoordigen. 

b. model, fabricagenummer, kaliber en 
andere identificerende kenmerken van 
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fenden Feuerwaffe sowie die Identifizie-
rungsnummer. 

(4) Jede Vertragspartei benennt eine 
nationale Behörde, die die in den Absätzen 
2 und 3 erwähnten Informationen übermit-
telt und empfängt und setzt die anderen 
Vertragsparteien unverzüglich über jede 
Änderung der bezeichneten Behörde in 
Kenntnis. 

(5) Die von jeder Vertragspartei benannte 
Behörde kann die erhaltenen Informationen 
den zuständigen örtlichen Polizeidienststel-
len und den Grenzüberwachungsbehörden 
zum Zwecke der Verhütung oder Verfol-
gung von Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten übermitteln. 

Titel IV 
Schengener Informationssystem 

Kapitel 1 
Einrichtung 

des Schengener Informationssystems 

Artikel 92 

(1) Die Vertragsparteien errichten und 
unterhalten ein gemeinsames Informations-
system, nachstehend das Schengener 
Informationssystem genannt, das aus 
einem nationalen Teil bei jeder Vertrags-
partei und einer technischen Unterstüt-
zungseinheit besteht. Durch das Schenge-
ner Informationssystem werden Ausschrei-
bungen, die der Suche nach Personen und 
Sachen dienen, den durch die Vertrags-
parteien bezeichneten Behörden bei nach 
Maßgabe des nationalen Rechts durch-
geführten Grenzkontrollen, sonstigen 
polizeilichen und zollrechtlichen Überprü-
fungen im Inland sowie, beschränkt auf die 
Ausschreibungskategorie nach Artikel 96 
für Zwecke des Sichtvermerksverfahrens 
sowie der Erteilung der Aufenthaltstitel und 
der Handhabung des Ausländerrechts im 
Rahmen der Anwendung dieses Überein-
kommens im Bereich des Personenver-
kehrs zum Abruf im automatisierten Verfah-
ren bereit gehalten. 

(2) Jede Vertragspartei errichtet und 
unterhält in eigener Verantwortung und auf 
eigene Kosten ihren nationalen Teil des 
Schengener Informationssystems, dessen 
Bestand durch Nutzung der technischen 
Unterstützungseinheit inhaltlich identisch ist 
mit dem Bestand des nationalen Teiles 
jeder anderen Vertragspartei. Im Hinblick 
auf die schnelle und zweckmäßige Über-
mittlung der Informationen nach Absatz 3 
berücksichtigt jede Vertragspartei bei der 
Errichtung ihres nationalen Teils die durch 
die Vertragsparteien gemeinsam festgeleg-
ten Protokolle und Verfahren in bezug auf 
die technische Unterstützungseinheit. Der 
Bestand jedes nationalen Teils dient inner-
halb des Hoheitsgebietes der jeweiligen 
Vertragsparteien zum Abruf im automati-
sierten Verfahren. Ein Abruf aus dem 

l'arme à feu concernée ainsi que le nu-
méro d'identification. 

4. Chaque Partie Contractante désigne 
une autorité nationale qui envoie et reçoit 
les renseignements visés aux paragraphes 
2 et 3 et communique sans délai aux autres 
Parties Contractantes toute modification 
survenant dans la désignation de cette 
autorité. 

5. L'autorité désignée par chaque Partie 
Contractante peut transmettre les informa-
tions qui lui ont été communiquées aux 
services de police locaux compétents et aux 
autorités de surveillance de la frontière aux 
fins de prévention ou de poursuite de faits 
punissables et d'infractions aux règlements. 

Titre IV 
Système d'Information Schengen 

Chapitre premier 
Création 

du Système d'Information Schengen 

Article 92 

1. Les Parties Contractantes créent et 
entretiennent un système d'information 
commun dénommé ci-après Système d'In-
formation Schengen, composé d'une partie 
nationale auprès de chacune des Parties 
Contractantes et d'une fonction de support 
technique. Le Système d'Information 
Schengen permet aux autorités désignées 
par les Parties Contractantes, grâce à une 
procédure d'interrogation automatisée, de 
disposer de signalements de personnes et 
d'objets, à l'occasion de contrôles de fron-
tière et vérifications et autres contrôles de 
police et de douanes exercés à l'intérieur du 
pays conformément au droit national ainsi 
que, pour la seule catégorie de signalement 
visée à l'article 96, aux fins de la procédure 
de délivrance de visas, de la délivrance des 
titres de séjour et de l'administration des 
étrangers dans le cadre de l'application des 
dispositions sur la circulation des per-
sonnes de la présente Convention. 

2. Chaque Partie Contractante crée et 
entretient, pour son compte et à ses ris-
ques, sa partie nationale du Système d'In-
formation Schengen, dont le fichier de don-
nées est rendu matériellement identique 
aux fichiers de données de la partie natio-
nale de chacune des autres Parties 
Contractantes par le recours à la fonction 
de support technique. Afin de permettre une 
transmission rapide et efficace des données 
comme visée au paragraphe 3, chaque Par-
tie Contractante se conforme, lors de la 
création de sa partie nationale, aux proto-
coles et procédures établis en commun 
pour la fonction de support technique par 
les Parties Contractantes. Le fichier de don-
nées de chaque partie nationale servira à 
l'interrogation automatisée sur le territoire 
de chacune des Parties Contractantes. L'in- 

het desbetreffende vuurwapen, als
-mede het identificatienummer. 

4. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
wijst een nationale autoriteit aan die de in 
de Jeden 2 en 3 bedoelde informatie ver-
zendt en ontvangt, en sielt onverwijld de 
overige Overeenkomstsluitende Partijen in 
kennis van iedere wijziging terzake van de 
aangewezen autoriteit. 

5. De door iedere Overeenkomstslui-
tende Partij aangewezen autoriteit is be-
voegd de aan haar toegezonden informatie 
door te geleiden aan de bevoegde plaatse-
lijke politie-autoriteiten en grensbewakings-
autoriteiten met het oog op het voorkomen 
of vervolgen van strafbare feiten en admini-
stratieve delicten. 

Titel IV 
Schengen-informatiesysteem 

Hoofdstuk 1 

Instelling 
van het Schengen-informatiesysteem 

Artikel 92 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
richten in en onderhouden een gemeen-
schappelijk informatiesysteem, hierna te 
noemen Schengen-informatiesysteem, dat 
bestaat uit een nationaal deel bij elk der 
Overeenkomstsluitende Partijen en een 
technisch ondersteunende functie. Door 
middel van het Schengen-informatiesys-
teem staan signaleringen van personen en 
voorwerpen via geautomatiseerde bevra-
ging ter beschikking van de door de Over-
eenkomstsluitende Partijen aangewezen 
autoriteiten bij de uitoefening, paar natio-
naal recht, van grenscontroles aan de bui-
tengrens en andere politie- en douanecon-
troles in het binnenland, alsmede, voor 
zover het uitsluitend de in artikel 96 be-
doelde categorie van signaleringen betreft, 
ten behoeve van de visumverleningsproce-
dure, de afgifte van verblijfstitels en de toe

-

passing van het vreemdelingenrecht uit 
hoofde van de bepalingen van deze Over-
eenkomst inzake het personenverkeer. 

2. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen richt in en onderhoudt, voor haar reke-
ning en risico, haar nationale  deel van het 
Schengen-informatiesysteem waarvan het 
gegevensbestand door gebruikmaking van 
de technisch ondersteunende functie inhou-
delijk identiek is aan het gegevensbestand 
van het nationale  deel van elke andere 
Overeenkomstsluitende Partij. Ten einde de 
in lid 3 van dit artikel bedoelde overdracht 
van informatie op snelle en efficiente wijze 
te doen plaatsvinden, conformeert elke 
Overeenkomstsluitende Partij zich bij de 
inrichting van haar nationale  deel aan de 
door de Overeenkomstsluitende Partijen 
gemeenschappelijk vastgestelde protocol-
len en procedures ten aanzien van de tech-
nisch ondersteunende functie. Het gege-
vensbestand van elk nationaal deel strekt, 
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Bestand des nationalen Teiles einer ande-
ren Vertragspartei erfolgt nicht. 

(3) Die Vertragsparteien errichten und 
unterhalten in gemeinsamer Verantwortung 
und auf gemeinsame Kosten die technische 
Unterstützungseinheit des Schengener 
Informationssystems. Die Französische 
Republik ist zuständig für diese Unterstüt-
zungseinheit; sie wird eingerichtet in Straß-
burg. Die technische Unterstützungseinheit 
umfaßt einen Bestand, der der On-Line-
Übermittlung der Informationen an die 
nationalen Bestände dient, wodurch 
gewährleistet wird, daß die nationalen 
Bestände identisch bleiben. In den Bestand 
der technischen Unterstützungseinheit wer-
den Ausschreibungen von Personen und 
Sachen aufgenommen, soweit sie sich auf 
alle Vertragsparteien beziehen. Der 
Bestand der technischen Unterstützungs-
einheit umfaßt, abgesehen von den Daten 
nach diesem Absatz und nach Artikel 113 
Absatz 2, keine weiteren Daten. 

Kapitel 2 
Betrieb und Nutzung 

des Schengener Informationssystems 

Artikel 93 

Das Schengener Informationssystem hat 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens zum Ziel, in dem Hoheits-
gebiet der Vertragsparteien anhand der aus 
diesem System erteilten Informationen die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ein-
schließlich der Sicherheit des Staates und 
die Anwendung der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens im Bereich des Perso-
nenverkehrs zu gewährleisten. 

Artikel 94 

(1) Das Schengener Informationssystem 
enthält ausschließlich die durch jede der 
Vertragsparteien gelieferten Kategorien von 
Daten, die für die in den Artikeln 95 bis 100 
vorgesehenen Zwecke erforderlich sind. 
Die ausschreibende Vertragspartei prüft, ob 
die Bedeutung des Falles eine Aufnahme 
der Ausschreibung in das Schengener 
Informationssystem rechtfertigt. 

(2) Die Datenkategorien sind: 

a) Die ausgeschriebenen Personen; 

b) die in Artikel 100 aufgeführten Sachen 
und die in Artikel 99 aufgeführten Fahr-
zeuge. 

(3) In bezug auf Personen werden höch-
stens die folgenden Angaben mitgeteilt: 

a) Name und Vorname, gegebenenfalls 
Aliasname in einem neuen Datensatz; 

b) besondere unveränderliche physische 
Merkmale; 

terrogation de fichiers de données des par-
ties nationales d'autres Parties Contrac-
tantes ne sera pas possible. 

3. Les Parties Contractantes créent et 
entretiennent, pour compte commun et en 
assumant les risques en commun, la fonc-
tion de support technique du Système d'In-
formation Schengen, dont la responsabilité 
est assumée par la République française ; 
cette fonction de support technique est ins-
tallée à Strasbourg. La fonction de support 
technique comprend un fichier de données 
assurant l'identité des fichiers de données 
des parties nationales par la transmission 
en ligne d'informations. Dans le fichier de 
données de la fonction de support techni-
que figureront les signalements de per-
sonnes et d'objets, pour autant que ceux-ci 
concernent toutes les Parties Contrac-
tantes. Le fichier de la fonction de support 
technique ne contient pas d'autres don-
nées, hormis celles mentionnées au pré-
sent paragraphe et à l'article 113 para-
graphe 2. 

Chapitre 2 

Exploitation et utilisation 
du Système d'Information Schengen 

Article 93 

Le Système d'Information Schengen a 
pour objet, conformément aux dispositions 
de la présente Convention, de préserver 
l'ordre et la sécurité publics y compris la 
sûreté de l'Etat, et l'application des disposi-
tions sur la circulation des personnes de la 
présente Convention, sur les territoires des 
Parties Contractantes à l'aide des informa-
tions transmises par ce système. 

Article 94 

1. Le Système d'Information Schengen 
comporte exclusivement les catégories de 
données qui sont fournies par chacune des 
Parties Contractantes et qui sont néces-
saires aux fins prévues aux articles 95 
à 100. La Partie Contractante signalante 
vérifie si l'importance du cas justifie l'inté-
gration du signalement dans le Système 
d'Information Schengen. 

2. Les catégories de données sont les 
suivantes: 

a. les personnes signalées, 

b. les objets visés à l'article 100 et les 
véhicules visés à l'article 99. 

3. Pour les personnes, les éléments inté-
grés sont au maximum les suivants: 

a. les nom et prénom, les alias éventuelle-
ment enregistrés séparément; 

b. les signes physiques particuliers, objec-
tifs et inaltérables; 

binnen het grondgebied van de onderschei-
den Overeenkomstsluitende Partijen, tot 
geautomatiseerde bevraging. Bevraging 
van het gegevensbestand van het nationale 
deet van andere Overeenkomstsluitende 
Partijen wordt uitgesloten. 

3. De Overeenkomstsluitende Partijen 
richten in en onderhouden, voor gemeen-
schappelijke rekening en risico, de tech-
nisch ondersteunende functie van het 
Schengen-informatiesysteem. De Franse 
Republiek is verantwoordelijk voor de tech-
nisch ondersteunende functie; deze wordt 
ingericht in Straatsburg. De technisch 
ondersteunende functie omvat een gege-
vensbestand waarmee de gegevensbestan-
den van de nationale delen door de on-line 
overdracht van informatie identiek gehou-
den worden. In het gegevensbestand van 
de technisch ondersteunende functie wor-
den signaleringen van personen en voor-
werpen opgenomen, voor zover deze tot 
alle Overeenkomstsluitende Partijen zijn 
Bericht. Het bestand van de technisch 
ondersteunende functie bevat, afgezien van 
het bepaalde in dit artikel en het bepaalde in 
artikel 113, lid 2, geen verdere gegevens. 

Hoofdstuk 2 
Functioneren en gebruik 

van het Schengen-informatiesysteem 

Artikel 93 

Het Schengen-informatiesysteem heeft 
tot doel, in overeenstemming met het 
bepaalde in deze Overeenkomst, binnen 
het grondgebied van de Overeenkomstslui-
tende Partijen met behulp van de via dit 
systeem verstrekte informatie de openbare 
orde en veiligheid, met inbegrip van de vei-
ligheid van de Staat en de toepassing van 
de bepalingen inzake het personenverkeer 
van deze Overeenkomst, te doen hand

-

haven. 

Artikel 94 

1. Het Schengen-informatiesysteem 
bevat uitsluitend de door elk der Overeen-
komstsluitende Partijen aangeleverde cate-
gorieën van gegevens die voor de in de 
artikelen 95 tot en met 100 genoemde doel-
einden noodzakelijk zijn. De signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij gaat na, of 
het belang van de zaak opneming van de 
signalering in het Schengen-informatie-
systeem rechtvaardigt. 

2. De categorieën van gegevens zijn: 

a. de gesignaleerde personen; 

b. de in artikel 100 genoemde voorwerpen 
en de in artikel 99 genoemde voertui-
gen. 

3. Voor personen worden hooguit onder-
staande gegevens opgenomen: 

a. naam en voomaam, in voorkomend 
geval een alias afzonderlijk; 

b. bijzondere onveranderlijke en objec-
tieve fysieke kenmerken; 
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c) erster Buchstabe des zweiten Vor-
namens; 

d) Geburtsort und -datum; 

e) Geschlecht; 

f) Staatsangehörigkeit; 

g) der personenbezogene Hinweis 
„bewaffnet"; 

h) der personenbezogene Hinweis 
„gewalttätig"; 

i) Ausschreibungsgrund; 

j) zu ergreifende Maßnahme. 

Andere Angaben, insbesondere die Daten, 
die in Artikel 6 Satz 1 des Übereinkommens 
des Europarates vom 28. Januar 1981 zum 
Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener 
Daten erwähnt sind, sind nicht zulässig. 

(4) Sofern eine Vertragspartei eine Aus-
schreibung nach Artikel 95, 97 oder 99 für 
nicht vereinbar hält mit ihrem nationalen 
Recht, mit internationalen Verpflichtungen 
oder wesentlichen nationalen Interessen, 
kann sie nachträglich die Ausschreibung in 
dem Bestand ihres nationalen Teils des 
Schengener Informationssystems so kenn-
zeichnen lassen, daß die Maßnahme in 
ihrem Hoheitsgebiet nicht aufgrund der 
Ausschreibung vollzogen wird. Mit den 
anderen Vertragsparteien müssen hierüber 
Konsultationen geführt werden. Wenn die 
ausschreibende Vertragspartei die Aus-
schreibung nicht zurückzieht, bleibt die 
Ausschreibung für die anderen Vertrags-
parteien nach wie vor gültig. 

Artikel 95 

(1) Daten in bezug auf Personen, um 
deren Festnahme mit dem Ziel der Ausliefe-
rung ersucht wird, werden auf Antrag der 
Justizbehörde der ersuchenden Vertrags-
partei aufgenommen. 

(2) Vor der Ausschreibung prüft die aus-
schreibende Vertragspartei, ob die Fest-
nahme nach dem Recht der ersuchten Ver-
tragsparteien zulässig ist. Sollte die aus-
schreibende Vertragspartei Zweifel haben, 
ist sie verpflichtet, die betroffenen Vertrags-
parteien zu konsultieren. 

Die ausschreibende Vertragspartei teilt den 
ersuchten Vertragsparteien gleichzeitig mit 
der Ausschreibung auf möglichst schnellem 
Wege folgende für den zugrunde liegenden 
Sachverhalt wesentliche Informationen mit: 

a) die um die Festnahme ersuchende 
Behörde; 

b) das Bestehen eines Haftbefehls oder 
einer Urkunde mit gleicher Rechtswir-
kung oder eines rechtskräftigen Urteils; 

c) die Art  und die rechtliche Würdigung der 
strafbaren Handlung; 

c. la première lettre du deuxième prénom; 

d. la date et le lieu de naissance; 

e. le sexe; 

f. la nationalité; 

g. l'indication que les personnes concer-
nées sont armées; 

h. l'indication que les personnes concer-
nées sont violentes; 

i. le motif du signalement; 

j. la conduite à tenir. 

D'autres mentions, notamment les données 
qui sont énumérées à l'article 6, première 
phrase de la Convention du Conseil de l'Eu-
rope du 28 janvier 1981 pour la protection 
des personnes à l'égard du traitement auto-
matisé des données à caractère personnel, 
ne sont pas autorisées. 

4. Dans la mesure où une Partie Contrac-
tante estime qu'un signalement conformé-
ment aux articles 95, 97 ou 99 n'est pas 
compatible avec son droit national, ses obli-
gations internationales ou des intérêts na-
tionaux essentiels, elle peut faire assortir a 
posteriori ce signalement dans le fichier de 
la partie nationale du Système d'Information 
Schengen d'une indication visant à ce que 
l'exécution de la conduite à tenir n'ait pas 
lieu sur son territoire au motif du signale-
ment. Des consultations doivent avoir lieu à 
ce sujet avec les autres Parties Contrac-
tantes. Si la Partie Contractante signalante 
ne retire pas le signalement, le signalement 
reste de pleine application pour les autres 
Parties Contractantes. 

Article 95 

1. Les données relatives aux personnes 
recherchées pour l'arrestation aux fins d'ex-
tradition, sont intégrées à la demande de 
l'autorité judiciaire de la Partie Contractante 
requérante. 

2. Préalablement au signalement, la Par-
tie Contractante signalante vérifie si l'arres-
tation est autorisée par le droit national des 
Parties Contractantes requises. Si la Partie 
Contractante signalante a des doutes, elle 
doit consulter les autres Parties Contrac-
tantes concernées. 

La Partie Contractante signalante envoie 
aux Parties Contractantes requises en 
même temps que le signalement par la voie 
la plus rapide les informations essentielles 
ci-après concernant l'affaire: 

a. l'autorité dont émane la demande d'ar-
restation ; 

b. l'existence d'un mandat d'arrêt ou d'un 
acte ayant la même force, ou d'un juge-
ment exécutoire; 

c. la nature et la qualification légale de 
l'infraction; 

c. voorletter van de tweede voornaam; 

d. geboorteplaats en -datum; 

e. geslacht; 

f. nationaliteit; 

g. bejegeningsgegevens „gewapend"; 

h. bejegeningsgegevens „gewelddadig"; 

i. reden van signalering; 

j. de te nemen actie. 

Andere gegevens, in het bijzonder de gege-
vens die zijn genoemd in artikel 6, eerste 
volzin, van het Verdrag van de Raad van 
Europa van 28 januari 1981 tot bescher

-

ming van het individu in verband met de 
geautomatiseerde registratie van persoons-
gegevens, mogen niet worden opgenomen. 

4. Wanneer een Overeenkomstsluitende 
Partij een signalering overeenkomstig de 
artikelen 95, 97 of 99 in strijd acht met haar 
nationale recht, internationale verplichtin-
gen of wezenlijke nationale belangen, kan 
zij alsnog de signalering in het bestand van 
haar nationale deet van het Schengen-infor-
matiesysteem doen markeren, zodat de 
gevraagde actie op haar grondgebied niet 
wordt uitgevoerd op grond van signalering. 
Met de overige Overeenkomstsluitende 
Partijen dient hierover overleg te worden 
gepleegd. Indien de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij de signalering niet 
intrekt, blijft voor de overige Overeen-
komstsluitende Partijen de signalering 
onverminderd van kracht. 

Artikel 95 

1. Gegevens over personen om wier aan-
houding ter fine van uitlevering wordt ver-
zocht, worden op verzoek van de justitiële 
autoriteiten van de verzoekende Overeen-
komstsluitende Partij opgenomen. 

2. VOOr de signalering gaat de signale

-

rende Overeenkomstsluitende Partij na of 
aanhouding op grond van het nationale 
recht van de aangezochte Overeenkomst-
sluitende Partijen is toegestaan. Wanneer 
de signalerende Overeenkomstsluitende 
Partij twijfel heeft, is zij verplicht de betrok-
ken Overeenkomstsluitende Partijen vooraf 
te raadplegen. 

Gelijktijdig met de signalering doet de 
signalerende Overeenkomstsluitende Partij 
de aangezochte Overeenkomstsluitende 
Partijen zo spoedig mogelijk mededeling 
van onderstaande informatie, welke voor de 
ten grondslag liggende feiten van wezenlijk 
belang is: 

a. de om aanhouding verzoekende autori-
teit; 

b. het bestaan van een bevel tot aanhou-
ding of van een akte die dezelfde kracht 
heeft, of van een voor tenuitvoerlegging 
vatbaar vonnis; 

c. de aard en de wettelijke omschrijving 
van het strafbaar feit; 
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d) die Beschreibung der Umstände, unter 
denen die Straftat begangen wurde; ein-
schließlich der Zeit, des Orts und der A rt 

 der Täterschaft; 

e) soweit möglich die Folgen der Straftat. 

(3) Eine ersuchte Vertragspartei kann die 
Ausschreibung in dem Bestand ihres natio-
nalen Teils des Schengener Informations-
systems so kennzeichnen lassen, daß bis 
zur Löschung der Kennzeichnung keine 
Festnahme aufgrund der Ausschreibung 
erfolgen darf. Die Kennzeichnung ist späte-
stens vierundzwanzig Stunden nach der 
Speicherung der Ausschreibung zu lö

-

schen, es sei denn, die betreffende 
Vertragspartei lehnt die erbetene Fest-
nahme aus Rechtsgründen oder besonde-
ren Opportunitätserwägungen ab. Sofern in 
besonderen Ausnahmefällen die Komplexi-
tät des Sachverhalts dies erfordert, kann die 
genannte Frist auf eine Woche verlängert 
werden. Ungeachtet einer Kennzeichnung 
oder einer ablehnenden Entscheidung blei-
ben die anderen Vertragsparteien befugt, 
die mit der Ausschreibung erbetene Fest-
nahme zu vollziehen. 

(4) Ersucht eine Vertragspartei wegen 
besonderer Eilbedürftigkeit um eine Sofort-
fahndung, prüft die ersuchte Vertragspartei, 
ob sie auf die Kennzeichnung verzichten 
kann. Die ersuchte Vertragspartei trifft die 
erforderlichen Vorkehrungen, damit die 
erbetene Maßnahme für den Fall, daß die 
Ausschreibung gebilligt wird, unverzüglich 
vollzogen werden kann. 

(5) Ist eine Festnahme wegen einer noch 
nicht abgeschlossenen Prüfung oder wegen 
einer ablehnenden Entscheidung einer 
ersuchten Vertragspartei nicht möglich, so 
ist von dieser Vertragspartei die Ausschrei-
bung als Ausschreibung zur Aufenthalts-
ermittlung zu behandeln. 

(6) Die ersuchten Vertragsparteien treffen 
die aufgrund der Ausschreibung erbetenen 
Maßnahmen auf der Grundlage der gelten-
den Auslieferungsübereinkommen und 
nach Maßgabe des nationalen Rechts. 
Unbeschadet der Möglichkeit, den Betroffe-
nen nach Maßgabe des nationalen Rechts 
festzunehmen, sind sie nicht verpflichtet, 
die Maßnahme zu vollziehen, wenn ein 
eigener Staatsangehöriger betroffen ist. 

Artikel 96 

(1) Die Daten bezüglich Drittausländern, 
die zur Einreiseverweigerung ausgeschrie-
ben sind, werden aufgrund einer nationalen 
Ausschreibung gespeichert, die auf Ent-
scheidungen der zuständigen Verwaltungs-
behörden und Gerichte beruht, wobei die 
Verfahrensregeln des nationalen Rechts zu 
beachten sind. 

(2) Die Entscheidungen können auf die 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder die nationale Sicherheit, die 

d. la description des circonstances de la 
commission de l'infraction, y compris le 
moment, le lieu et le degré de participa-
tion à l'infraction de la personne si-
gnalée; 

e. dans la mesure du possible, les consé-
quences de l'infraction. 

3. Une Partie Contractante requise peut 
faire assortir le signalement dans le fichier 
de la partie nationale du Système d'Infor-
mation Schengen d'une indication visant à 
interdire, jusqu'à l'effacement de ladite indi-
cation, l'arrestation au motif du signale-
ment. L'indication est à effacer au plus tard 
vingt-quatre heures après l'intégration du 
signalement, à moins que cette Partie 
Contractante ne refuse l'arrestation deman-
dée pour des raisons juridiques ou pour des 
raisons spéciales d'opportunité. Dans la 
mesure où, dans des cas particulièrement 
exceptionnels, la complexité des faits à l'ori-
gine du signalement le justifie, le délai pré-
cité peut être prolongé jusqu'à une se-
maine. Sans préjudice d'une indication ou 
d'une décision de refus, les autres Parties 
Contractantes peuvent exécuter l'arresta-
tion demandée par le signalement. 

4. Si, pour des raisons particulièrement 
urgentes, une Partie Contractante demande 
une recherche immédiate, la Partie requise 
examine si elle peut renoncer à l'indication. 
La Partie Contractante requise prend les 
dispositions nécessaires afin que la 
conduite à tenir puisse être exécutée sans 
délai si le signalement est validé. 

5. S'il n'est pas possible de procéder à 
l'arrestation parce qu'un examen n'est pas 
encore terminé ou en raison d'une décision 
de refus d'une Partie Contractante requise, 
cette dernière doit traiter le signalement 
comme étant un signalement aux fins de 
communication du lieu de séjour. 

6. Les Parties Contractantes requises 
exécutent la conduite à tenir demandée par 
le signalement en conformité avec les 
Conventions d'extradition en vigueur et le 
droit national. Elles ne sont pas tenues 
d'exécuter la conduite à tenir demandée 
dans la mesure où il s'agit d'un de leurs 
ressortissants, sans préjudice de la possibi-
lité de procéder à l'arrestation conformé-
ment au droit national. 

Article 96 

1. Les données relatives aux étrangers 
qui sont signalés aux fins de non-admission 
sont intégrées sur la base d'un signalement 
national résultant de décisions prises, dans 
le respect des règles de procédure prévues 
par la législation nationale, par les autorités 
administratives ou les juridictions compé-
tentes. 

2. Les décisions peuvent être fondées sur 
la menace pour l'ordre public ou la sécurité 
et sûreté nationales que peut constituer la 

d. een omschrijving van de omstandighe-
den waaronder het strafbaar feit is 
begaan, met inbegrip van tijd, plaats en 
de mate van betrokkenheid van de gesi-
gnaleerde persoon bij het strafbaar feit; 

e. voor zover mogelijk de gevolgen van het 
strafbaar feit. 

3. Een aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partij kan de signalering in het 
bestand van haar nationale deet van het 
Schengen-informatiesysteem doen marke

-ren, zodat tot op het tijdstip van verwijdering 
van de markering niet op grond van de 
signalering tot aanhouding wordt overge-
gaan. De markering dient uiterlijk vieren

-twintig uren na opneming van de signalering 
te worden verwijderd, tenzij de desbetref-
fende Partij de gevraagde aanhouding om 
juridische of bijzondere opportuniteitsrede-
nen afwijst. Bij hope uitzondering kan 
wegens het complexe karakter van de aan 
de signalering ten grondslag liggende feiten 
deze termijn tot een week worden uitge-
breid. Ongeacht een markering of afwij-
zende beslissing blijven de overige Over-
eenkomstsluitende Partijen bevoegd de 
door middel van de signalering gevraagde 
aanhouding te verrichten. 

4. Wanneer een Overeenkomstsluitende 
Partij wegens bijzondere spoed om onmid-
dellijke opsporing verzoekt, gaat de aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij na of 
zij van markering kan afzien. De aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij treft 
de nodige voorzieningen, opdat in geval van 
instemming met de signalering aan de ge-
vraagde aanhouding onverwijld uitvoering 
kan worden gegeven. 

5. Wanneer aanhouding wegens een nog 
niet-beëindigde toetsing of wegens een 
afwijzende beslissing door een aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij niet 
mogelijk is, dient deze de signalering als 
een signalering ter fine van mededeling van 
de verblijfplaats te behandelen. 

6. De aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partijen geven uitvoering aan de op 
grond van de signalering gevraagde actie 
overeenkomstig de geldende uitleverings-
verdragen en met inachtneming van het 
nationale recht. Zij zijn niet tot uitvoering 
van de gevraagde actie verplicht wanneer 
de gesignaleerde persoon een eigen onder-
daan is, daargelaten de mogelijkheid om 
naar nationaal recht zelf tot aanhouding 
over te gaan. 

Artikel 96 

1. Gegevens over vreemdelingen die ter 
fine van weigering van toegang worden 
gesignaleerd, worden opgenomen op grond 
van een nationale signalering ingevolge een 
door de bevoegde administratieve of straf

-rechtelijke autoriteiten met inachtneming 
van de nationale wettelijke procedurevoor-
schriften genomen beslissing. 

2. De beslissingen kunnen zijn gegrond 
op het gevaar voor de openbare orde en 
veiligheid of de nationale veiligheid dat de 
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die Anwesenheit eines Drittausländers auf 
dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
bedeutet, gestützt werden. 

Dies kann insbesondere der Fall sein 

a) bei einem Drittausländer, der wegen 
einer Straftat verurteilt worden ist, die 
mit Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr bedroht ist; 

b) bei einem Drittausländer, gegen den ein 
begründeter Verdacht besteht, daß er 
schwere Straftaten, einschließlich sol-
cher im Sinne von Artikel 71 begangen 
hat, oder gegen den konkrete Hinweise 
bestehen, daß er solche Taten in dem 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
plant. 

(3) Die Entscheidungen können ebenso 
darauf beruhen, daß der Drittausländer aus-
gewiesen, zurückgewiesen oder abgescho-
ben worden ist, wobei die Maßnahme nicht 
aufgeschoben oder aufgehoben worden 
sein darf, ein Verbot der Einreise oder des 
Aufenthalts enthalten oder davon begleitet 
sein muß und auf der Nichtbeachtung des 
nationalen Rechts über die Einreise oder 
den Aufenthalt von Ausländern beruhen 
muß. 

Artikel 97 

Daten in bezug auf Vermißte oder Perso-
nen, die im Interesse ihres eigenen Schut-
zes oder zur Gefahrenabwehr auf Ersuchen 
der zuständigen Behörde oder des zustän-
digen Gerichts der ausschreibenden Ver-
tragspartei vorläufig in Gewahrsam genom-
men werden müssen, werden aufgenom-
men, damit die Polizeibehörden den Aufent-
halt der ausschreibenden Vertragspartei 
mitteilen oder die Person in Gewahrsam 
nehmen können, um deren Weiterreise zu 
verhindern, soweit es das nationale Recht 
erlaubt. Dies gilt insbesondere für Minder-
jährige und Personen, die aufgrund einer 
Anordnung einer zuständigen Stelle 
zwangsweise untergebracht werden müs-
sen. Bei volljährigen Vermißten bedarf die 
Mitteilung der Einwilligung des Betroffenen. 

Artikel 98 

(1) Daten in bezug auf Zeugen sowie auf 
Personen, die im Rahmen eines Strafver-
fahrens wegen Taten vor Gericht erschei-
nen müssen, deretwegen sie verfolgt wer-
den oder Personen, denen ein Strafurteil 
oder die Ladung zum Antritt einer Freiheits-
entziehung zugestellt werden muß, werden 
auf Ersuchen der zuständigen Justizbehör-
den im Hinblick auf die Mitteilung des 
Wohnsitzes oder des Aufenthalts aufge-
nommen. 

(2) Die erbetenen Informationen werden 
der ersuchenden Vertragspartei nach Maß-
gabe des nationalen Rechts und der gelten-
den Übereinkommen über Rechtshilfe in 
Strafsachen mitgeteilt. 

présence d'un étranger sur le territoire 
national. 

Tel peut être notamment le cas: 

a. d'un étranger qui a été condamné pour 
une infraction passible d'une peine pri-
vative de liberté d'au moins un an; 

b. d'un étranger à l'égard duquel il existe 
des raisons sérieuses de croire qu'il a 
commis des faits punissables graves, y 
inclus ceux visés à l'article 71, ou à 
l'égard duquel il existe des indices réels 
qu'il envisage de commettre de tels faits 
sur le territoire d'une Partie Contrac-
tante. 

3. Les décisions peuvent être également 
fondées sur le fait que l'étranger a fait l'objet 
d'une mesure d'éloignement, de  renvoi ou 
d'expulsion non rapportée ni suspendue 
comportant ou assortie d'une interdiction 
d'entrée, ou, le cas échéant, de séjour, fon-
dée sur le non-respect des réglementations 
nationales relatives à l'entrée ou au séjour 
des étrangers. 

Article 97 

Les données relatives aux personnes dis-
parues ou aux personnes qui, dans l'intérêt 
de leur propre protection ou pour la préven-
tion de menaces, doivent être placées pro-
visoirement en sécurité à la demande de 
l'autorité compétente ou de l'autorité judi-
ciaire compétente de la Partie signalante, 
sont intégrées afin que les autorités de po-
lice communiquent le lieu de séjour à la 
Partie signalante ou puissent placer la per-
sonne en sécurité aux fins de les empêcher 
de poursuivre leur voyage, si la législation 
nationale l'autorise. Cela s'applique particu-
lièrement aux mineurs et aux personnes qui 
doivent être internées sur décision d'une 
autorité compétente. La communication est 
subordonnée au consentement de la per-
sonne disparue, si celle-ci est majeure. 

Article 98 

1. Les données relatives aux témoins, 
aux personnes citées à comparaître devant 
les autorités judiciaires dans le cadre d'une 
procédure pénale afin de répondre de faits 
pour lesquels elles font l'objet de pour-
suites, ou aux personnes qui doivent faire 
l'objet d'une notification d'un jugement ré-
pressif ou d'une demande de se présenter 
pour subir une peine privative de liberté, 
sont intégrées, à la demande des autorités 
judiciaires compétentes, aux fins de la com-
munication du lieu de séjour ou du domicile. 

2. Les renseignements demandés seront 
communiqués à la Partie requérante en 
conformité avec la législation nationale et 
avec les Conventions en vigueur relatives à 
l'entraide judiciaire en matière pénale. 

aanwezigheid van een vreemdeling op het 
nationale grondgebied kan opleveren. 

Dit kan in het bijzonder het geval zijn bij: 

een vreemdeling die is veroordeeld 
wegens een strafbaar feit dat met een 
vrijheidsstraf van ten minste één jaar is 
strafbaar gesteld; 

b. een vreemdeling te wiens aanzien er 
een ernstig vermoeden bestaat dat hij 
zware misdrijven, waaronder die be-
doeld in artikel 71 heeft gepleegd, of te 
wiens aanzien er concrete aanwijzingen 
zijn dat hij voornemens is dergelijke mis-
drijven of feiten op het grondgebied van 
een Overeenkomstsluitende Partij te 
plegen. 

3. De beslissingen kunnen eveneens zijn 
gegrond op het feit dat ten aanzien van de 
vreemdeling een niet-opgeschorte of niet-
ingetrokken maatregel tot verwijdering, 
terugwijzing of uitwijzing is genomen die 
een verbod op binnenkomst, of in voorko-
mend geval, een verbod op verblijf behelst 
of daarvan vergezeld gaat, om reden van 
overtreding van de nationale bepalingen 
inzake de binnenkomst en het verblijf van 
vreemdelingen. 

Artikel 97 

Gegevens over vermiste personen of  per-
sonen die ter bescherming van zichzelf of 
ter voorkoming van gevaar op last van de 
bevoegde autoriteit of van de bevoegde 
rechter van de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij voorlopig in bewaring 
moeten worden gesteld, worden opgeno-
men, opdat de politie-autoriteiten aan de 
signalerende Overeenkomstsluitende Partij 
de verblijfplaats mededelen, dan wel de 
persoon in bewaring kunnen stellen, ten 
einde verdere doorreis te beletten, voor 
zover dit op grond van het nationale recht is 
toegestaan. Dit geldt in het bijzonder voor 
minderjarigen en voor personen die op last 
van een bevoegde autoriteit tegen hun wil in 
een inrichting moeten worden opgenomen. 
Bij vermiste meerderjarigen is voor mede-
deling de instemming van de betrokken per

-

soon vereist. 

Artikel 98 

1. Gegevens over getuigen, alsmede 
over personen die door de justitiële autori-
teiten in het kader van een strafprocedure 
zijn opgeroepen wegens feiten waarvoor zij 
worden vervolgd, dan wel personen aan wie 
een vonnis of een oproep tot het ondergaan 
van een vrijheidsstraf dient to worden bete-
kend, worden op verzoek van de bevoegde 
justitiêle autoriteiten opgenomen ter fine 
van mededeling van de woon- of verblijf-
plaats. 

2. De verzochte informatie wordt aan de 
verzoekende Overeenkomstsluitende Partij 
volgens het nationale recht en de geldende 
verdragen inzake rechtshulp in strafzaken 
medegedeeld. 
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Artikel 99 

(1) Daten in bezug auf Personen oder 
Fahrzeuge werden nach Maßgabe des 
nationalen Rechts der ausschreibenden 
Vertragspartei zur verdeckten Registrierung 
oder zur gezielten Kontrolle gemäß Ab-
satz 5 aufgenommen. 

(2) Eine Ausschreibung dieser Art ist zuläs-
sig zur Strafverfolgung und zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 
wenn 

a) konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß der Betroffene in erheblichem Um

-

fang außergewöhnlich schwere Straf-
taten plant oder begeht, oder 

b) die Gesamtbeurteilung des Betroffenen, 
insbesondere aufgrund der bisher von 
ihm begangenen Straftaten, erwarten 
läßt, daß er auch künftig außergewöhn-
lich schwere Straftaten begehen wird. 

(3) Die Ausschreibung ist ferner, soweit 
das nationale Recht es erlaubt, auf Veran-
lassung der für die Sicherheit des Staates 
zuständigen Stellen zulässig, wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die 
in Absatz 4 bezeichneten Informationen zur 
Abwehr einer von dem Betroffenen ausge-
henden erheblichen Gefährdung oder ande-
rer erheblicher Gefahren für die innere oder 
äußere Sicherheit des Staates erforderlich 
sind. Die ausschreibende Vertragspartei ist 
verpflichtet, vorab die anderen Vertrags-
parteien zu konsultieren. 

(4) Aufgrund der verdeckten Registrie-
rung können anläßlich von Grenzkontrollen 
und sonstigen polizeilichen und zollrecht-
lichen Überprüfungen im Binnenland die 
nachstehenden Informationen ganz oder 
teilweise eingeholt und der ausschreiben-
den Stelle übermittelt werden: 

a) Antreffen der ausgeschriebenen Person 
oder des ausgeschriebenen Fahrzeugs, 

b) Ort, Zeit oder Anlaß der Überprüfung, 

c) Reiseweg und Reiseziel, 

d) Begleitpersonen oder Insassen, 

e) benutztes Fahrzeug, 

f) mitgeführte Sachen, 

g) Umstände des Antreffens der Person 
oder des Fahrzeugs. 

Bei der Erhebung dieser Daten ist darauf zu 
achten, daß der verdeckte Charakter der 
Maßnahme nicht gefährdet wird. 

(5) Bei der in Absatz 1 genannten geziel-
ten Kontrolle können nach Maßgabe des 
nationalen Rechts zur Erreichung der in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Zwecke die 
Person, das Fahrzeug oder die mitgeführ-
ten Gegenstände durchsucht werden. 
Soweit nach dem Recht einer Vertrags-
partei die gezielte Kontrolle nicht zulässig 

Article 99 

1. Les données relatives aux personnes 
ou aux véhicules sont intégrées, dans le 
respect du droit national de la Partie 
Contractante signalante, aux fins de surveil-
lance discrète ou de contrôle spécifique, 
conformément au paragraphe 5. 

2. Un tel signalement peut être effectué 
pour la répression d'infractions pénales et 
pour la prévention de menaces pour la sé-
curité publique: 

a. lorsqu'il existe des indices réels faisant 
présumer que la personne concernée 
envisage de commettre ou commet des 
faits punissables nombreux et extrême-
ment graves, ou 

b. lorsque l'appréciation globale de l'inté-
ressé, en particulier sur la base des faits 
punissables commis jusqu'alors, permet 
de supposer qu'il commettra également 
à l'avenir des faits punissables extrême-
ment graves. 

3. En outre, le signalement peut être ef-
fectué conformément au droit national, à la 
demande des instances compétentes pour 
la sûreté de l'Etat, lorsque des indices 
concrets permettent de supposer que les 
informations visées au paragraphe 4 sont 
nécessaires à la prévention d'une menace 
grave émanant de l'intéressé ou d'autres 
menaces graves pour la sûreté intérieure et 
extérieure de l'Etat. La Partie Contractante 
signalante est tenue de consulter préalable-
ment les autres Parties Contractantes. 

4. Dans le cadre de la surveillance dis-
crète, les informations ci-après peuvent en 
tout ou en partie, être recueillies et trans-
mises à l'autorité signalante, à l'occasion de 
contrôles de frontière ou d'autres contrôles 
de police et des douanes exercés à l'inté-
rieur du pays: 

a. le fait que la personne signalée ou le 
véhicule signalé a été trouvé; 

b. le lieu, le moment ou le motif de la 
vérification; 

c. l'itinéraire et la destination du voyage; 

d. les personnes qui accompagnent l'inté-
ressé ou les occupants; 

e. le véhicule utilisé; 

f. les objets transportés; 

g. les circonstances dans lesquelles la 
personne ou le véhicule a été trouvé. 

Lors de la collecte de ces informations, il 
convient de veiller à ne pas mettre en péril 
le caractère discret de la surveillance. 

5. Dans le cadre du contrôle spécifique 
mentionné au paragraphe 1, les personnes, 
les véhicules et les objets transportés peu-
vent être fouillés conformément au droit na-
tional, pour réaliser la finalité visée aux pa-
ragraphes 2 et 3. Si le contrôle spécifique 
n'est pas autorisé selon la loi d'une Partie 
Contractante, il se trouve automatiquement 

Artikel 99 

1. Gegevens over personen of voertuigen 
worden met inachtneming van het nationale 
recht van de signalerende Overeenkomst-
sluitende Partij hetzij ter fine van onopval-
lende, hetzij ter fine van gerichte controle 
overeenkomstig het bepaalde in lid 5 opge-
nomen. 

2. Een dergelijke signalering is toege-
staan met het oog op het beletten van straf-
bare feiten en ter voorkoming van gevaar 
voor de openbare veiligheid, indien 
a. er concrete aanwijzingen zijn, op grond 

waarvan kan worden aangenomen dat 
de betrokken persoon in aanzienlijke 
mate bijzonder ernstige misdrijven 
beraamt of pleegt, dan wel 

b. de algemene beoordeling van de 
betrokken persoon, vooral op grond van 
de door hem gepleegde strafbare feiten, 
doet verwachten dat hij bijzonder ern-
stige misdrijven zal blijven plegen. 

3. Voorts is signalering, voor zover dat 
krachtens het nationale recht is toegestaan, 
op verzoek van de voor de veiligheid van de 
Staat bevoegde diensten mogelijk, indien er 
concrete aanwijzingen voor bestaan dat de 
in lid 4 genoemde gegevens met het oog op 
de voorkoming van een ernstige, van de 
desbetreffende persoon uitgaande bedrei-
ging, dan wel van andere emstige gevaren 
voor de interne of externe veiligheid van de 
Staat noodzakelijk zijn. De signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij is verplicht de 
overige Overeenkomstsluitende Partijen 
vooraf te raadplegen. 

4. Op basis van de onopvallende controle 
kunnen bij grenscontroles of andere politie-
en douanecontroles in het binnenland de 
onderstaande gegevens of een deet daar-
van worden verzameld en aan de signale

-

rende autoriteit worden medegedeeld: 

a. aantreffen van de gesignaleerde per

-

soon of van het gesignaleerde voertuig; 

b. plaats, tijd van of aanleiding voor de 
controle; 

c. reisroute en bestemming; 

d. begeleidende personen of inzittenden; 

e. gebruikt voertuig; 

f. meegenomen voorwerpen; 

g. omstandigheden waaronder de persoon 
of het voertuig zijn aangetroffen. 

Bij het verzamelen van deze gegevens 
dient er op te worden toegezien dat het 
onopvallende karakter van de controle niet 
in het gedrang komt. 

5. Bij de in lid 1 genoemde gerichte con-
trole kunnen met inachtneming van de 
nationale wetgeving voor het bereiken van 
de in de leden 2 en 3 genoemde doelstellin-
gen de personen, voertuigen of meegeno-
men voorwerpen worden onderzocht. Voor 
zover gerichte controle naar het recht van 
een Overeenkomstsluitende Partij niet is 
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ist, wird diese Maßnahme für diese Ver-
tragspartei automatisch in eine verdeckte 
Registrierung umgesetzt. 

(6) Eine ersuchte Vertragspartei kann die 
Ausschreibung in dem Bestand ihres natio-
nalen Teils des Schengener Informations-
systems so kennzeichnen lassen, daß bis 
zur Löschung der Kennzeichnung keine 
Maßnahme aufgrund der Ausschreibung 
zur verdeckten Registrierung oder zur 
gezielten Kontrolle vollzogen wird. Die 
Kennzeichnung ist spätestens vierund-
zwanzig Stunden nach der Speicherung der 
Ausschreibung zu löschen, es sei denn, die 
betreffende Vertragspartei lehnt die erbe-
tene Maßnahme aus Rechtsgründen oder 
besonderen Opportunitätserwägungen ab. 
Ungeachtet einer Kennzeichnung oder 
einer ablehnenden Entscheidung bleiben 
die anderen Vertragsparteien befugt, die mit 
der Ausschreibung erbetene Maßnahme zu 
vollziehen. 

Artikel 100 

(1) Daten in bezug auf Sachen, die zur 
Sicherstellung oder Beweissicherung im 
Strafverfahren gesucht werden, werden in 
das Schengener Informationssystem aufge-
nommen. 

(2) Ergibt eine Abfrage, daß eine Sach-
fahndungsnotierung besteht, so setzt sich 
die aufgreifende mit der ausschreibenden 
Stelle in Verbindung, um erforderliche Maß-
nahmen abzustimmen. Zu diesem Zweck 
können nach Maßgabe dieses Übereinkom-
mens auch personenbezogene Daten über-
mittelt werden. Maßnahmen der aufgreifen-
den Vertragspartei werden nach Maßgabe 
ihres nationalen Rechts vollzogen. 

(3) Es werden folgende Kategorien von 
Sachen einbezogen: 

a) Gestohlene, unterschlagene oder sonst 
abhandengekommene Kraftfahrzeuge 
mit einem Hubraum von mehr als 
50 ccm; 

b) gestohlene, unterschlagene oder sonst 
abhandengekommene Anhänger und 
Wohnwagen mit einem Leergewicht von 
mehr als 750 kg; 

c) gestohlene, unterschlagene oder sonst 
abhandengekommene Feuerwaffen; 

d) gestohlene, unterschlagene oder sonst 
abhandengekommene Blankodoku

-

mente; 

e) gestohlene, unterschlagene oder sonst 
abhandengekommene ausgefüllte Iden-
titätspapiere (Pässe, Identitätskarten, 
Führerscheine); 

f) Banknoten (Registriergeld). 

Artikel 101 

(1) Zugriff auf die im Schengener Infor-
mationssystem gespeicherten Daten mit 
dem Recht, diese unmi ttelbar abzurufen, 
erhalten ausschließlich Stellen, die zustän-
dig sind für:  

converti, pour cette Partie Contractante, en 
surveillance discrète. 

6. Une Partie Contractante requise peut 
faire assortir le signalement dans le fichier 
de la partie nationale du Système d'Infor-
mation Schengen d'une indication visant à 
interdire, jusqu'à l'effacement de ladite indi-
cation, l'exécution de la conduite à tenir en 
application du signalement aux fins de sur-
veillance discrète ou de contrôle spécifique. 
L'indication est à effacer au plus tard vingt

-

quatre heures après l'intégration du signale-
ment, à moins que cette Partie Contractante 
ne refuse la conduite demandée pour des 
raisons juridiques ou pour des raisons spé-
ciales d'opportunité. Sans préjudice d'une 
indication ou d'une décision de refus, les 
autres Parties Contractantes peuvent exé-
cuter la conduite demandée par le signale-
ment. 

Article 100 

1. Les données relatives aux objets re-
cherchés aux fins de saisie ou de preuves 
dans une procédure pénale sont intégrées 
dans le Système d'Information Schengen. 

2. Si une interrogation fait apparaître 
l'existence d'un signalement pour un objet 
trouvé, l'autorité qui l'a constaté se met en 
rapport avec l'autorité signalante afin de 
convenir des mesures nécessaires. A cette 
fin, des données à caractère personnel peu-
vent aussi être transmises conformément à 
la présente Convention. Les mesures à 
prendre par la Partie Contractante qui a 
trouvé l'objet devront être conformes à son 
droit national. 

3. Les catégories d'objets désignées ci

-

après sont intégrées: 

a. les véhicules à moteur d'une cylindrée 
supérieure à 50 cc. volés, détournés ou 
égarés; 

b. les remorques et caravanes d'un poids 
à vide supérieur à 750 kg volées, dé-
tournées ou égarées; 

c. les armes à feu volées, détournées ou 
égarées; 

d. les documents vierges volés, détournés 
ou égarés; 

e. les documents d'identité délivrés (pas-
seports, cartes d'identité, permis de 
conduire) volés, détournés ou égarés; 

f. les billets de banque (billets enregis-
trés). 

Article 101 

1. L'accès aux données intégrées dans le 
Système d'Information Schengen ainsi que 
le droit de les interroger directement sont 
réservés exclusivement aux instances qui 
sont compétentes pour  

toegestaan, wordt deze vorm van controle 
door deze Partij automatisch in een verzoek 
tot onopvallende controle omgezet. 

6. Een aangezochte Overeenkomstslui-
tende Partij kan de signalering in het 
bestand van haar nationale deet van het 
Schengen-informatiesysteem doen marke

-ren, zodat tot op het tijdstip van verwijdering 
van de markering niet op grond van de 
signalering ter fine van onopvallende of 
gerichte controle tot actie wordt overge-
gaan. De markering dient uiterlijk vieren

-twintig uren na opneming van de signalering 
te worden verwijderd, tenzij de desbetref-
fende Partij de gevraagde actie om juridi-
sche of bijzondere opportuniteitsredenen 
afwijst. Ongeacht een markering of afwij-
zende beslissing blijven de overige Over-
eenkomstsluitende Partijen bevoegd om de 
door middel van de signalering gevraagde 
actie te verrichten. 

Artikel 100 

1. Gegevens over voorwerpen die met 
het oog op inbeslagneming of als bewijs-
middel in een strafprocedure worden 
gezocht, worden in het Schengen-informa-
tiesysteem opgenomen. 
2. Blijkt uit een bevraging dat er met 

betrekking tot een aangetroffen voorwerp 
een signalering bestaat, dan neemt de auto-
riteit die zulks heeft geconstateerd, contact 
op met de signalerende autoriteit, ten einde 
de nodige maatregelen overeen te koenen. 
Daartoe mogen overeenkomstig deze Over-
eenkomst eveneens persoonsgegevens 
worden verstrekt. De Overeenkomstslui-
tende Partij op wier grondgebied het voor-
werp is aangetroffen, neemt de nodige 
maatregelen overeenkomstig het nationaal 
recht. 

3. Onderstaande categorieën van voor-
werpen worden opgenomen: 
a. gestolen, verduisterde of anderszins 

vermiste motorvoertuigen met een cylin-
derinhoud van meer dan 50 cc; 

b. gestolen, verduisterde of anderszins 
vermiste aanhangers en caravans met 
een ledig gewicht van meer dan 750 kg; 

c. gestolen, verduisterde of anderszins 
vermiste vuurwapens; 

d. gestolen, verduisterde of anderszins 
vermiste blanco documenten; 

e. gestolen, verduisterde of anderszins 
vermiste op naam gestelde identiteits-
documenten (paspoorten, identiteits-
kaarten, rijbewijzen); 

f. identificeerbare bankbiljetten. 

Artikel 101 

1. Uitsluitend de autoriteiten die verant-
woordelijk zijn voor 
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a) Grenzkontrollen, 

b) sonstige polizeiliche und zollrechtliche 
Überprüfungen im Inland sowie deren 
Koordinierung. 

(2) Zugriff auf die nach Artikel 96 gespei-
cherten Daten mit dem Recht, diese unmit-
telbar abzurufen, erhalten außerdem die für 
die Sichtvermerkserteilung zuständigen 
Stellen, die zentralen Behörden, die für die 
Behandlung der Sichtvermerksanträge zu-
ständig sind, sowie die für die Erteilung von 
Aufenthaltstiteln und die für die Handha-
bung der ausländerrechtlichen Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens im Bereich 
des Personenverkehrs zuständigen Behör-
den. Der Zugriff auf die Daten erfolgt nach 
Maßgabe des nationalen Rechts der Ver-
tragsparteien. 

(3) Die Benutzer dürfen nur die Daten 
abrufen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich sind. 

(4) Jede Vertragspartei übermittelt dem 
Exekutivausschuß die Liste der zuständigen 
Behörden, die berechtigt sind, die im 
Schengener Informationssystem gespei-
cherten Daten unmi ttelbar abzufragen, 
wobei für jede Behörde angegeben wird, 
welche Daten für welche Aufgaben sie 
abrufen darf. 

Kapitel 3 
Datenschutz und Datensicherung 
im Schengener Informationssystem 

Artikel 102 

(1) Die Vertragsparteien dürfen die in den 
Artikeln 95 bis 100 genannten Daten nur für 
die der jeweiligen Ausschreibung entspre-
chenden Zwecke nutzen. 

(2) Die Daten dürfen nur zu technischen 
Zwecken vervielfältigt werden, soweit dies 
zum unmittelbaren Abruf durch die in Arti-
kel 101 genannten Stellen erforderlich ist. 
Ausschreibungen von anderen Vertrags-
parteien dürfen nicht aus dem Bestand des 
nationalen Teils des Schengener Informa-
tionssystems in andere nationale Daten-
bestände übernommen werden. 

(3) Hinsichtlich der Ausschreibungen 
nach Artikel 95 bis 100 dieses Übereinkom-
mens ist eine Abweichung von Absatz 1, 
durch die eine Ausschreibungskategorie 
durch eine andere ersetzt wird, nur zuläs-
sig, soweit dies zur Abwehr einer schwer-
wiegenden und unmittelbar bevorstehen-
den Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder aus schwerwiegenden Grün-
den der Sicherheit des Staates oder zur 

a. les contrôles frontaliers; 

b. les autres vérifications de police et de 
douanes exercées à l'intérieur du pays 
ainsi que la coordination de celles-ci. 

2. En outre, l'accès aux données inté-
grées conformément à l'article 96 ainsi que 
le droit de les interroger directement peu-
vent être exercés par les instances qui sont 
compétentes pour la délivrance des visas, 
les instances centrales qui sont compé-
tentes pour l'examen des demandes de vi-
sas ainsi que les autorités qui sont compé-
tentes pour la délivrance des titres de séjour 
et de l'administration des étrangers dans le 
cadre de l'application des dispositions sur la 
circulation des personnes de la présente 
Convention. L'accès aux données est régi 
par le droit national de chaque Partie 
Contractante. 

3. Les utilisateurs ne peuvent interroger 
que les données qui sont nécessaires à 
l'accomplissement de leurs missions. 

4. Chacune des Parties Contractantes 
communique au Comité Exécutif la liste des 
autorités compétentes, qui sont autorisées 
à interroger directement les données inté-
grées dans le Système d'Information 
Schengen. Cette liste indique pour chaque 
autorité les données qu'elle peut interroger 
et pour quelles missions. 

Chapitre 3 

Protection des données à caractère 
personnel et sécurité des données dans 

le cadre du Système 
d'Information Schengen 

Article 102 

1. Les Parties Contractantes ne peuvent 
utiliser les données prévues aux articles 95 
à 100 qu'aux fins énoncées pour chacun 
des signalements visés à ces articles. 

2. Les données ne peuvent être dupli-
quées qu'à des fins techniques, pour autant 
que cette duplication soit nécessaire pour 
l'interrogation directe par les autorités vi-
sées à l'article 101. Les signalements d'au-
tres Parties Contractantes ne peuvent être 
copiés de la partie nationale du Système 
d'Information Schengen dans d'autres fi-
chiers de données nationaux. 

3. Dans le cadre des signalements pré-
vus aux articles 95 100 de la présente 
Convention, toute dérogation au para-
graphe 1, pour passer d'un type de signale-
ment à un autre, doit être justifiée par la 
nécessité de la prévention d'une menace 
grave imminente pour l'ordre et la sécurité 
publics, pour des raisons graves de sûreté 
de l'Etat ou aux fins de la prévention d'un 
fait punissable grave. A cet effet, l'autorisa- 

a. grenscontroles, 

b. andere politie- en douanecontroles in 
het binnenland, en de uitoefening van 
coördinerende functies terzake, 

verkrijgen toegang tot de in het Schengen-
informatiesysteem opgenomen gegevens 
en zijn tot directe bevraging bevoegd. 

2. Bovendien komt de toegang tot directe 
bevraging van de gegevens bedoeld in arti-
kel 96 toe aan de voor de visumverlening 
bevoegde autoriteiten, de voor de behande-
ling van de visumaanvragen verantwoorde-
lijke centrale autoriteiten, de voor afgifte van 
verblijfstitels bevoegde autoriteiten, als-
mede aan de vreemdelingendiensten ten 
behoeve van de toepassing van de bepalin-
gen van deze Overeenkomst inzake het 
personenverkeer. De toegang tot de gege-
vens wordt overeenkomstig het nationaal 
recht van iedere Overeenkomstsluitende 
Partij geregeld. 

3. De gebruikers mogen slechts de gege-
vens bevragen die voor het vervullen van 
hun taak noodzakelijk zijn. 

4. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
doet het Uitvoerend Comité mededeling van 
de lijst van bevoegde autoriteiten die tot 
directe bevraging van de in het Schengen-
informatiesysteem opgenomen gegevens 
gemachtigd zijn; hierbij worden voor elk der 
autoriteiten de gegevens vermeld welke 
voor de uitoefening van haar taak voor be-
vraging toegankelijk zijn. 

Hoofdstuk 3 
Bescherming van persoonsgegevens 
en gegevensbeveiliging met betrekking 
tot het Schengen-informatiesysteem 

Artikel 102 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
mogen de in de artikelen 95 tot en met 100 
voorziene gegevens slechts gebruiken voor 
het doel waarvoor de daarin bedoelde 
signaleringen zijn gedaan. 

2. De gegevens mogen slechts voor tech-
nische doeleinden worden verveelvoudigd, 
voor zover dit voor directe bevraging door 
de autoriteiten als bedoeld in artikel 101 
noodzakelijk is. Signaleringen van andere 
Overeenkomstsluitende Partijen mogen niet 
uit het bestand van het nationale deet van 
het Schengen-informatiesysteem in andere 
nationale gegevensbestanden worden 
overgenomen. 

3. Afwijking van het bepaalde in lid 1 is 
slechts toegestaan, voor zover de door mid

-

del van een bepaalde signalering verstrekte 
gegevens worden gebruikt voor doelstellin-
gen welke met signalering uit hoofde van 
één der artikelen 95 tot en met 100 kunnen 
worden beoogd en indien dit voor het voor-
komen van een ernstig en onmiddellijk drei-
gend gevaar voor de openbare orde en 
veiligheid of om ernstige redenen verband 
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Verhütung einer Straftat mit erheblicher 
Bedeutung erforderlich ist. Hierüber ist die 
vorherige Zustimmung der ausschreiben-
den Vertragspartei einzuholen. 

(4) Die Daten dürfen nicht zu Verwal-
tungszwecken genutzt werden. Hiervon 
abweichend dürfen die nach Artikel 96 
gespeicherten Daten nach Maßgabe des 
nationalen Rechts jeder Vertragspartei nur 
für die sich aus Artikel 101 Absatz 2 erge-
benden Zwecke genutzt werden. 

(5) Jede Nutzung der Daten, die den 
Absätzen 1 bis 4 nicht entspricht, wird nach 
dem nationalen Recht der Vertragspartei 
als Zweckentfremdung bewertet. 

Artikel 103 

Jede Vertragspartei gewährleistet, daß 
durchschnittlich jede zehnte Übermittlung 
von personenbezogenen Daten durch die 
dateiführende Stelle im nationalen Teil des 
Schengener Informationssystems protokol-
liert wird zur Kontrolle der Zulässigkeit der 
Abrufe. Die Aufzeichnung darf nur hierfür 
verwendet werden und wird nach sechs 
Monaten gelöscht. 

Artikel 104 

(1) Das nationale Recht der ausschrei-
benden Vertragspartei findet auf die Aus-
schreibung Anwendung, es sei denn, die-
ses Übereinkommen enthält engere Vor-
aussetzungen für die Ausschreibung. 

(2) Soweit dieses Übereinkommen keine 
besondere Regelung enthält, findet das 
nationale Recht der jeweiligen Vertrags-
partei auf die in ihrem nationalen Teil des 
Schengener Informationssystems ge-
speicherten Daten Anwendung. 

(3) Soweit dieses Übereinkommen keine 
besondere Regelung über die Durchfüh-
rung der mit der Ausschreibung erbetenen 
Maßnahme enthält, findet das nationale 
Recht der ersuchten Vertragspartei, die die 
Maßnahme durchführt, Anwendung. Soweit 
dieses Übereinkommen besondere Rege-
lungen über die Durchführung der mit der 
Ausschreibung erbetenen Maßnahme ent-
hält, werden die Befugnisse durch das 
nationale Recht der ersuchten Vertrags-
partei begrenzt. Soweit die erbetene Maß-
nahme nicht durchgeführt werden kann, 
unterrichtet die ersuchte Vertragspartei die 
ausschreibende Vertragspartei unverzüg-
lich. 

Artikel 105 

Die ausschreibende Vertragspartei ist für 
die Richtigkeit und Aktualität der Daten 
sowie die Rechtmäßigkeit der Speicherung 
im Schengener Informationssystem verant-
wortlich. 

tion préalable de la Partie Contractante 
signalante doit être obtenue. 

4. Les données ne pourront pas être utili-
sées à des fins administratives. Par déroga-
tion, les données intégrées conformément à 
l'article 96 ne pourront être utilisées, confor-
mément au droit national de chacune des 
Parties Contractantes, qu'aux fins décou-
lant de l'article 101 paragraphe 2. 

5. Toute utilisation de données non 
conforme aux paragraphes 1 à 4 sera consi-
dérée comme détournement de finalité au 
regard du droit national de chaque Partie 
Contractante. 

Article 103 

Chaque Partie Contractante veille à ce 
qu'en moyenne toute dixième transmission 
de données à caractère personnel soit en-
registrée dans la partie nationale du Sys-
tème d'Information Schengen par l'instance 
gestionnaire du fichier, aux fins du contrôle 
de l'admissibilité de l'interrogation. L'enre-
gistrement ne peut être utilisé qu'à cette fin 
et est effacé après six mois. 

Article 104 

1. Le droit national de la Partie Contrac-
tante signalante s'applique au signalement, 
sauf conditions plus exigeantes prévues par 
la présente Convention. 

2. Pour autant que la présente Conven-
tion ne prévoit pas de dispositions particu-
lières, le droit de chaque Partie Contrac-
tante est applicable aux données intégrées 
dans la partie nationale du Système d'Infor-
mation Schengen. 

3. Pour autant que la présente Conven-
tion ne prévoit pas de dispositions particu-
lières concernant l'exécution de la conduite 
à tenir demandée par le signalement, le 
droit national de la Partie Contractante re-
quise qui exécute la conduite à tenir est 
applicable. Dans la mesure où la présente 
Convention prévoit des dispositions particu-
lières concernant l'exécution de la conduite 
à tenir demandée par le signalement, les 
compétences en matière de conduite à tenir 
sont régies par le droit national de la Partie 
Contractante requise. Si la conduite à tenir 
demandée ne peut pas être exécutée, la 
Partie Contractante requise en informe la 
Partie Contractante signalante sans délai. 

Article 105 

La Partie Contractante signalante est res-
ponsable de l'exactitude, de l'actualité, ainsi 
que de la licéité de l'intégration des don-
nées dans le Système d'Information 
Schengen. 

houdende met de veiligheid van de Staat, 
dan wel ter voorkoming van een ernstig 
strafbaar feit noodzakelijk is. Daartoe dient 
vooraf de toestemming van de signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij te worden 
verkregen. 

4. De gegevens mogen in Been geval 
voor administratieve doeleinden worden 
gebruikt. In afwijking daarvan mogen de 
overeenkomstig artikel 96 opgenomen 
gegevens naar het nationale recht van 
iedere Overeenkomstsluitende Partij 
slechts voor de uit artikel 101, lid 2, voort-
vloeiende doeleinden worden gebruikt. 

5. Gebruik dat in strijd is met het 
bepaalde in de Jeden 1 tot en met 4 wordt 
naar nationaal recht aangemerkt als afwij-
king van doelbinding. 

Artikel 103 

Elk der Overeenkomstsluitende Partijen 
waarborgt, dat gemiddeld iedere tiende ver-
strekking van persoonsgegevens door de 
bewerker in het nationale deel van het 
Schengen-informatiesysteem wordt vastge-
legd met het oog  op controle op de toelaat-
baarheid van de bevraging. Vastlegging 
mag alleen voor dit doel geschieden en 
wordt na zes maanden verwijderd. 

Artikel 104 

1. Het nationale recht van de signale

-

rende Overeenkomstsluitende Partij is op 
de bevoegdheid tot signalering van toepas-
sing, tenzij in deze Overeenkomst beper-
kender voorwaarden daaraan zijn gesteld. 

2. Voor zover in deze Overeenkomst niet 
in een bijzondere regeling is voorzien, is het 
recht van de onderscheiden Overeen-
komstsluitende Partijen op de in hun natio-
nale  deel van het Schengen-informatie-
systeem opgenomen gegevens van toepas-
sing. 

3. Voor zover in deze Overeenkomst niet 
in een bijzondere regeling voor de uitvoe-
ring van de in de signalering gevraagde 
actie is voorzien, is het recht van de aange-
zochte Overeenkomstsluitende Partij die de 
actie uitvoert, van toepassing. Voor zover in 
deze Overeenkomst in bijzondere regelin-
gen voor de uitvoering van de in de signale

-

ring gevraagde actie is voorzien, worden de 
desbetreffende bevoegdheden door het 
nationale recht van de aangezochte Over-
eenkomstsluitende Partij afgebakend. Wan-
neer de gevraagde actie niet kan worden 
uitgevoerd, doet de aangezochte Overeen

-

komstsluitende Partij onverwijid daarvan 
mededeling aan de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij. 

Artikel 105 

De signalerende Overeenkomstsluitende 
Partij is verantwoordelijk voor de juistheid 
en actualiteit van de gegevens, alsmede 
voor de rechtmatige opneming van de 
gegevens in het Schengen-informatie-
systeem. 
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Artikel 106 

(1) Die Änderung, Ergänzung, Berichti-
gung oder Löschung der Daten darf nur 
durch die ausschreibende Vertragspartei 
vorgenommen werden. 

(2) Hat eine Vertragspartei, die selber die 
Ausschreibung nicht veranlaßt hat, Anhalts-
punkte dafür, daß Daten unrichtig sind oder 
unrechtmäßig gespeichert worden sind, so 
teilt sie dies umgehend der ausschreiben-
den Vertragspartei mit, die verpflichtet ist, 
diese Mitteilung unverzüglich zu prüfen und 
erforderlichenfalls die Daten unverzüglich 
zu berichtigen oder zu löschen. 

(3) Falls die Vertragsparteien sich nicht 
einigen können, unterbreitet die Vertrags-
partei, die die Ausschreibung nicht veran-
laßt hat, der in Artikel 115 Absatz 1 vorgese-
henen gemeinsamen Kontrollinstanz den 
Fall zur Stellungnahme. 

Artikel 107 

Wurde in bezug auf eine Person bereits 
eine Ausschreibung in das Schengener 
Informationssystem aufgenommen, so 
stimmt sich die Vertragspartei, die eine wei-
tere Ausschreibung vornimmt, mit der Ver-
tragspartei, die die erste Ausschreibung 
vorgenommen hat, über die Speicherung 
der Ausschreibungen ab. Hierzu können die 
Vertragsparteien auch generelle Regelun-
gen treffen. 

Artikel 108 

(1) Jede Vertragspartei bestimmt eine 
Stelle, die als Zentrale für den nationalen 
Teil des Schengener Informationssystems 
zuständig ist. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt ihre Aus-
schreibungen über diese Stelle vor. 

(3) Diese Stelle ist für das reibungslose 
Funktionieren des nationalen Teiles des 
Schengener Informationssystems verant-
wortlich und trifft die erforderlichen Maßnah-
men für die Einhaltung der Bestimmungen 
dieses Übereinkommens. 

(4) Die Vertragsparteien teilen einander 
über den Verwahrer die nach Absatz 1 
bestimmte Stelle mit. 

Artikel 109 

(1) Das Recht jeder Person, über die zu 
ihrer Person im Schengener Informations-
system gespeicherten Daten Auskunft zu 
erhalten, richtet sich nach dem nationalen 
Recht der Vertragspartei, in deren Hoheits-
gebiet das Auskunftsrecht beansprucht 
wird. Soweit das nationale Recht dies vor-
sieht, entscheidet die in Artikel 114 Absatz 1 
vorgesehene nationale Kontrollinstanz, ob 
und in welcher Weise Auskunft erteilt wird. 
Eine Vertragspartei, die selber die Aus-
schreibung nicht vorgenommen hat, darf 
Auskunft zu diesen Daten nur erteilen, 

Article 106 

1. Seule la Partie Contractante signalante 
est autorisée à modifier, à compléter, à 
rectifier ou à effacer les données qu'elle a 
introduites. 

2. Si une des Parties Contractantes qui 
n'a pas fait le signalement dispose d'indices 
faisant présumer qu'une donnée est enta-
chée d'erreur de droit ou de fait, elle en 
avise dans les meilleurs délais la Partie 
Contractante signalante qui doit obligatoire-
ment vérifier la communication et, si néces-
saire, corriger ou effacer la donnée sans 
délai. 

3. Si les Parties Contractantes ne peu-
vent parvenir à un accord, la Partie Contrac-
tante qui n'est pas à l'origine du signale-
ment soumet le cas pour avis à l'autorité de 
contrôle commune visée à l'article 115 pa-
ragraphe 1. 

Article 107 

Lorsqu'une personne a déjà fait l'objet 
d'un signalement dans le Système d'Infor-
mation Schengen, la Partie Contractante 
qui introduit un nouveau signalement s'ac-
corde avec la Partie Contractante qui a 
introduit le premier signalement sur l'inté-
gration des signalements. A cette fin, les 
Parties Contractantes peuvent également 
arrêter des dispositions générales. 

Article 108 

1. Chacune des Parties Contractantes 
désigne une instance qui a la compétence 
centrale pour la partie nationale du Système 
d'Information Schengen. 

2. Chacune des Parties Contractantes ef-
fectue ses signalements par l'intermédiaire 
de cette instance. 

3. Ladite instance est responsable du bon 
fonctionnement de la partie nationale du 
Système d'Information Schengen et prend 
les mesures propres à assurer le respect 
des dispositions de la présente Convention. 

4. Les Parties Contractantes s'informent 
mutuellement par l'intermédiaire du déposi-
taire de l'instance visée au paragraphe 1. 

Article 109 

1. Le droit de toute personne d'accéder 
aux données la concernant qui sont inté-
grées dans le Système d'Information 
Schengen, s'exerce dans le respect du droit 
de la Partie Contractante auprès de laquelle 
elle le fait valoir. Si le droit national le pré-
voit, l'autorité nationale de contrôle prévue 
à l'article 114 paragraphe 1 décide si des 
informations sont communiquées et selon 
quelles modalités. Une Partie Contractante 
qui n'a pas effectué le signalement ne peut 
communiquer des informations concernant 
ces données que si elle a donné préalable- 

Artikel 106 

1. Alleen de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij is bevoegd de door 
haar ingevoerde gegevens te wijzigen, aan 
te vullen, te verbeteren of te verwijderen. 

2. Wanneer één der Overeenkomstslui-
tende Partijen die niet de signalering heeft 
aangeleverd, aanwijzingen heeft dat gege-
yens  onjuist zijn of onrechtmatig werden 
opgenomen, doet zij daarvan zo spoedig 
mogelijk mededeling aan de signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij, die verplicht 
is de mededeling onverwijld te toetsen en, 
zo nodig, de gegevens onverwijld te verbe-
teren of te verwijderen. 

3. Indien de Overeenkomstsluitende Par-
tijen geen overeenstemming kunnen berei-
ken, wordt het geval door de Overeen-
komstsluitende Partij die niet de signalering 
heeft aangeleverd, voor advies aan de 
gemeenschappelijke controle-autoriteit als 
bedoeld in artikel 115, lid 1, voorgelegd. 

Artikel 107 

Wanneer van een persoon reeds een 
signalering in het Schengen-informatiesys-
teem is opgenomen, treft de Overeen-
komstsluitende Partij die een nieuwe signa-
lering opneemt, met de Overeenkomstslui-
tende Partij die de eerste signalering heeft 
opgenomen, een regaling omtrent de opne-
ming van de signaleringen. De Overeen-
komstsluitende Partijen kunnen hieromtrent 
ook algemene regelingen treffen. 

Artikel 108 

1. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen wijst een instantie aan die voor het 
nationale  deel van het Schengen-informa-
tiesysteem centraal verantwoordelijk is. 

2. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen verricht haar signaleringen door 
tussenkomst van deze instantie. 

3. Deze instantie is verantwoordelijk voor 
de goede werking van het nationale deel 
van het Schengen-informatiesysteem en 
treft de nodige maatregelen ten behoeve 
van de naleving van de bepalingen van 
deze Overeenkomst. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
doen elkaar door tussenkomst van de depo-
sitaris mededeling van de in lid 1 bedoelde 
instantie. 

Artikel 109 

1. Het recht van eenieder om van de hem 
betreffende in het Schengen-informatie-
systeem opgenomen gegevens kennis te 
nemen, wordt uitgeoefend overeenkomstig 
het recht van de Overeenkomstsluitende 
Partij bij welke de kennisneming wordt ver-
langd. Voor zover het nationale recht daarin 
voorziet, beslist de nationale  controle-auto-
riteit als bedoeld in artikel 114, lid 1, of en op 
welke wijze kennisneming kan worden ver-
leend. Een Overeenkomstsluitende Partij 
die de signalering niet zelf heeft aangele-
verd, mag slechts kennisneming van gege- 
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wenn sie vorher der ausschreibenden Ver-
tragspartei Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben hat. 

(2) Die Auskunftserteilung an den Betrof-
fenen unterbleibt, wenn dies zur Durchfüh-
rung einer rechtmäßigen Aufgabe im 
Zusammenhang mit der Ausschreibung 
oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
Dritter unerläßlich ist. Sie unterbleibt immer 
während der Ausschreibung zur verdeckten 
Registrierung. 

Artikel 110 

Jeder hat das Recht, auf seine Person 
bezogene unrichtige Daten berichtigen oder 
unrechtmäßig gespeicherte Daten löschen 
zu lassen. 

Artikel 111 

(1) Jeder hat das Recht, im Hoheitsgebiet 
jeder Vertragspartei eine Klage wegen einer 
seine Person betreffenden Ausschreibung 
insbesondere auf Berichtigung, Löschung, 
Auskunftserteilung oder Schadensersatz 
vor dem nach nationalem Recht zuständi-
gen Gericht oder der zuständigen Behörde 
zu erheben. 

(2) Unbeschadet des Artikels 116 ver-
pflichten sich die Vertragsparteien, unan-
fechtbare Entscheidungen der Gerichte 
oder Behörden nach Absatz 1 zu vollziehen. 

Artikel 112 

(1) Die zur Personenfahndung in dem 
Schengener Informationssystem aufge-
nommenen personenbezogenen Daten 
werden nicht länger als für den verfolgten 
Zweck erforderlich gespeichert. Spätestens 
drei Jahre nach ihrer Einspeicherung ist die 
Erforderlichkeit der weiteren Speicherung 
von der ausschreibenden Vertragspartei zu 
prüfen. Für die Ausschreibung gemäß Arti-
kel 99 beträgt diese Frist ein Jahr. 

(2) Jede ausschreibende Vertragspartei 
bestimmt gegebenenfalls kürzere Prüffri-
sten nach Maßgabe ihres nationalen 
Rechts. 

(3) Die technische Unterstützungseinheit 
des Schengener Informationssystems weist 
die ausschreibende Vertragspartei mit 
einem Vorlauf von einem Monat automa-
tisch auf die im System programmierte 
Löschung hin. 

(4) Die ausschreibende Vertragspartei 
kann innerhalb der Prüffrist beschließen, die 
Ausschreibung noch beizubehalten, wenn 
dies für den der Ausschreibung zugrunde 
liegenden Zweck erforderlich ist. Eine Ver-
längerung der Ausschreibung ist in die tech-
nische Unterstützungseinheit einzugeben. 
Absatz 1 gilt entsprechend.  

ment à la Partie Contractante signalante 
l'occasion de prendre position. 

2. La communication de l'information à la 
personne concernée est refusée si elle peut 
nuire à l'exécution de la tâche légale consi-
gnée dans le signalement, ou pour la pro-
tection des droits et libertés d'autrui. Elle est 
refusée dans tous les cas durant la période 
de signalement aux fins de surveillance dis-
crète. 

Article 110 

Toute personne peut faire rectifier des 
données entachées d'erreur de fait la 
concernant ou faire effacer des données 
entachées d'erreur de droit la concernant. 

Article 111 

1. Toute personne peut saisir, sur le terri-
toire de chaque Partie Contractante, la juri-
diction ou l'autorité compétentes en vertu 
du droit national, d'une action notamment 
en rectification, en effacement, en informa-
tion ou en indemnisation en raison d'un 
signalement la concernant. 

2. Les Parties Contractantes s'engagent 
mutuellement à exécuter les décisions défi-
nitives prises par les juridictions ou autorités 
visées au paragraphe 1, sans préjudice des 
dispositions de l'article 116. 

Article 112 

1. Les données à caractère personnel 
intégrées dans le Système d'Information 
Schengen aux fins de la recherche de per-
sonnes, ne sont conservées que pendant la 
durée nécessaire aux fins auxquelles elles 
ont été fournies. Au plus tard trois ans après 
leur intégration, la nécessité de leur conser-
vation doit être examinée par la Partie 
Contractante signalante. Ce délai est d'un 
an pour les signalements visés à l'article 99. 

2. Chacune des Parties Contractantes 
fixe le cas échéant des délais d'examen 
plus courts conformément à son droit na-
tional. 

3. La fonction de support technique du 
Système d'Information Schengen signale 
automatiquement aux Parties Contrac-
tantes l'effacement programmé dans le sys-
tème, moyennant un préavis d'un mois. 

4. La Partie Contractante signalante peut, 
dans le délai d'examen, décider de mainte-
nir le signalement si ce maintien est néces-
saire aux fins qui sont à la base du signale-
ment. Le prolongement du signalement doit 
être communiqué à la fonction de support 
technique. Les dispositions du paragraphe 
1 sont applicables au signalement prolongé.  

yens toestaan, voor zover zij de signale

-

rende Overeenkomstsluitende Partij vooraf 
de gelegenheid heeft geboden dienaan-
gaande een standpunt te bepalen. 

2. De kennisneming wordt de betrokkene 
geweigerd, wanneer dit voor een rechtma-
tige, uit de signalering voortvloeiende taak-
uitoefening of ter bescherming van de rech-
ten en vrijheden van derden onontbeerlijk 
is. Zij wordt steeds geweigerd hangende 
een signalering ter fine van onopvallende 
controle. 

Artikel 110 

Eenieder heeft het recht hem betreffende 
onjuiste gegevens te doen verbeteren of 
onrechtmatig opgenomen gegevens te 
doen verwijderen. 

Artikel 111 

1. Eenieder heeft het recht op het grond-
gebied van elk der Overeenkomstsluitende 
Partijen bij de naar nationaal recht be-
voegde rechter of instantie een beroep in te 
stellen wegens een hem betreffende signa-
lering, in het bijzonder met het oog op ver-
betering, verwijdering, kennisneming of 
schadevergoeding. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe wederzijds de onher-
roepelijke beslissingen van de in lid 1 be-
doelde rechters of instanties ten uitvoer te 
leggen. Het bepaalde in artikel 116 blijft 
onverlet. 

Artikel 112 

1. De in het Schengen-informatiesysteem 
voor de signalering van personen opgeno-
men persoonsgegevens worden niet langer 
bewaard dan nodig is voor het nagestreefde 
Joel. Uiterlijk drie jaren na het tijdstip van 
opneming dient de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij de noodzaak van ver-
dere bewaring te toetsen. Voor de in arti-
kel 99 bedoelde signaleringen beloopt deze 
termijn één jaar. 

2. Elk der signalerende Overeenkomst-
sluitende Partijen kan kortere toetsingster-
mijnen naar nationaal recht vaststellen. 

3. Vanuit de technisch ondersteunende 
functie van het Schengen-informatiesys-
teem wordt de signalerende Overeen-
komstsluitende Partij één maand op voor-
hand automatisch mededeling gedaan van 
de in het systeem geprogrammeerde verwij-
dering. 

4. De signalerende Overeenkomstslui-
tende Partij kan vóór het verstrijken van de 
toetsingstermijn tot handhaving van de 
signalering besluiten, indien dit voor het met 
de signalering nagestreefde doel vereist is. 
Verlenging van de signalering dient met 
behulp van de technisch ondersteunende 
functie te geschieden. Het bepaalde in lid 1 
is van overeenkomstige toepassing. 
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Artikel 113 

(1) Andere Daten als in Artikel 112 wer-
den nicht länger als zehn Jahre, Daten in 
bezug auf ausgestellte Identitätspapiere 
und Registriergeld nicht länger als fünf 
Jahre und Daten in bezug auf Kraftfahr-
zeuge, Anhänger und Wohnwagen nicht 
länger als drei Jahre nach der Aufnahme 
gespeichert. 

(2) Gelöschte Daten werden noch ein 
Jahr in der technischen Unterstützungsein-
heit gespeichert. Sie dürfen in dieser Zeit 
jedoch lediglich genutzt werden, um nach-
träglich ihre Richtigkeit oder die Recht-
mäßigkeit der Speicherung zu prüfen. Da-
nach sind sie zu vernichten. 

Artikel 114 

(1) Jede Vertragspartei bezeichnet eine 
Kontrollinstanz, deren Aufgabe darin 
besteht, nach Maßgabe des jeweiligen 
nationalen Rechts den Bestand des natio-
nalen Teils des Schengener Informations-
systems unabhängig zu überwachen und zu 
prüfen, ob durch Verarbeitung und Nutzung 
der im Schengener Informationssystem 
gespeicherten Daten die Rechte des Betrof-
fenen nicht verletzt werden. Diese Kontroll-
instanz hat hierfür Zugriff auf den Bestand 
des nationalen Teils des Schengener Infor-
mationssystems. 

(2) Jeder hat das Recht, die Kontroll-
instanzen zu ersuchen, die zu seiner Per-
son im Schengener Informationssystem 
gespeicherten Daten sowie deren Nutzung 
zu überprüfen. Dieses Recht wird nach 
Maßgabe des nationalen Rechts der Ver-
tragspartei, an die das Ersuchen gerichtet 
wird, ausgeübt. Wurden die Daten durch 
eine andere Vertragspartei eingegeben, so 
erfolgt die Kontrolle in enger Abstimmung 
mit der Kontrollinstanz dieser Vertrags-
partei. 

Artikel 115 

(1) Zur Überwachung der technischen 
Unterstützungseinheit des Schengener 
Informationssystems wird eine gemein-
same Kontrollinstanz eingerichtet, die sich 
aus je zwei Vertretern der jeweiligen natio-
nalen Kontrollinstanzen zusammensetzt. 
Jede Vertragspartei hat bei Abstimmungen 
eine Stimme. Die Kontrolle richtet sich nach 
den Bestimmungen dieses Überein-
kommens, des Übereinkommens des 
Europarates vom 28. Januar 1981 zum 
Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener 
Daten, der Empfehlung R (87) 15 des Mini-
sterausschusses des Europarates über die 
Nutzung personenbezogener Daten im Poli-
zeibereich vom 17. September 1987 und 
nach dem nationalen Recht der für die tech-
nische Unterstützungseinheit zuständigen 
Vertragspartei. 

Article 113 

1. Les données autres que celles visées à 
l'article 112 sont conservées au maximum 
pendant dix ans, les données relatives aux 
documents d'identité délivrés et aux billets 
de banque enregistrés au maximum pen-
dant cinq ans et celles relatives aux véhi-
cules à moteur, remorques et caravanes au 
maximum pendant trois ans. 

2. Les données effacées sont encore 
conservées durant une année dans la fonc-
tion de support technique. Durant cette pé-
riode, elles ne peuvent être consultées que 
pour le contrôle a posteriori de leur exacti-
tude et de la licéité de leur intégration. En-
suite, elles devront être détruites. 

Article 114 

1. Chaque Partie Contractante désigne 
une autorité de contrôle chargée, dans le 
respect du droit national, d'exercer un 
contrôle indépendant du fichier de la partie 
nationale du Système d'Information Schen-
gen et de vérifier que le traitement et l'utili-
sation des données intégrées dans le Sys-
tème d'Information Schengen ne sont pas 
attentatoires aux droits de la personne 
concernée. A cet effet l'autorité de contrôle 
a accès au fichier de la partie nationale du 
Système d'Information Schengen. 

2. Toute personne a le droit de demander 
aux autorités de contrôle de vérifier les don-
nées la concernant intégrées dans le Sys-
tème d'Information Schengen ainsi que l'uti-
lisation qui est faite de ces données. Ce 
droit est régi par le droit national de la Partie 
Contractante auprès de laquelle la de-
mande est introduite. Si les données ont été 
intégrées par une autre Partie Contractante, 
le contrôle se réalise en étroite coordination 
avec l'autorité de contrôle de cette Partie 
Contractante. 

Article 115 

1. II est créé une autorité de contrôle 
commune chargée du contrôle de la fonc-
tion de support technique du Système d'In-
formation Schengen. Cette autorité se com-
pose de deux représentants de chaque 
autorité nationale de contrôle. Chaque Par-
tie Contractante dispose d'une voix délibé-
rative. Le contrôle est exercé conformément 
aux dispositions de la présente Convention, 
de la Convention du Conseil de l'Europe du 
28 janvier 1981 pour la protection des per-
sonnes à l'égard du traitement automatisé 
des données à caractère personnel en te-
nant compte de la Recommandation R (87) 
15 du 17 septembre 1987 du Comité des 
Ministres du Conseil de l'Europe visant à 
réglementer l'utilisation des données à ca-
ractère personnel dans le secteur de la 
police et conformément au droit national de 
la Partie Contractante responsable de la 
fonction de support technique. 

Artikel 113 

1. Andere gegevens dan die bedoeld in 
artikel 112 worden niet langer dan tien jaren 
bewaard. Gegevens over afgegeven identi-
teitsdocumenten en identificeerbare bank-
biljetten worden niet langer dan vijf jaren 
bewaard. Gegevens over motorvoertuigen, 
aanhangers en caravans worden niet langer 
dan drie jaren bewaard. 

2. De uit het bestand van de technisch 
ondersteunende functie verwijderde gege-
yens worden nog één jaar bewaard. Zij kun-
nen tijdens deze periode slechts voor con-
trole achteraf op de juistheid daarvan of de 
rechtmatigheid van de opneming worden 
gebruikt. Na deze periode dienen de gege-
yens te worden vernietigd. 

Artikel 114 

1. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen voorziet in een controle-autoriteit, die 
tot taak heeft overeenkomstig het nationale 
recht op onafhankelijke wijze toezicht te 
houden op het bestand van het nationale 
deel van het Schengen-informatiesysteem 
en na te gaan of door registratie en gebruik 
van de in het Schengen-informatiesysteem 
opgenomen gegevens de rechten van de 
geregistreerde personen niet worden 
geschaad. De controle-autoriteit heeft hier

-

toe toegang tot het bestand van het natio-
nale  deel van het Schengen-informatie-
systeem. 

2. Eenieder heeft het recht bij de controle-
autoriteiten een verzoek in te dienen ter 
toetsing van de hem betreffende in het 
Schengen-informatiesysteem opgenomen 
gegevens, alsmede van het gebruik daar-
van. Dit recht wordt uitgeoefend overeen-
komstig het nationale recht van de Over-
eenkomstsluitende Partij bij welke het ver-
zoek is ingediend. Wanneer de gegevens 
door een andere Overeenkomstsluitende 
Partij zijn aangeleverd, geschiedt de con-
trole in nauw overleg met de controle-autori-
teit van die Overeenkomstsluitende Partij. 

Artikel 115 

1. Voor het toezicht op de technisch 
ondersteunende functie van het Schengen-
informatiesysteem is er een gemeenschap-
pelijke controle-autoriteit, waarin de onder-
scheiden nationale controle-autoriteiten 
jeder door twee personen zijn vertegen-
woordigd. ledere Overeenkomstsluitende 
Partij heeft bij stemming één stem. De con-
trole geschiedt overeenkomstig de bepalin-
gen van deze Overeenkomst, van het Ver

-

drag van de Raad van Europa van 
28 januari 1981 tot bescherming van het 
individu in verband met de geautomati-
seerde registratie van persoonsgegevens 
en met inachtneming van Aanbeveling 
R (87) 15 van het Comité van Ministers van 
de Raad van Europa van 17 september 
1987 tot regeling van het gebruik van per-
soonsgegevens op politieel gebied en met 
inachtneming van het nationale recht van 
de voor de technisch ondersteunende func-
tie verantwoordelijke Overeenkomstslui-
tende Partij. 
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(2) In bezug auf die technische Unterstüt-
zungseinheit hat die gemeinsame Kontroll-
instanz die Aufgabe, die richtige Anwen-
dung der Bestimmungen dieses Überein-
kommens zu überprüfen. Sie hat hierfür 
Zugriff auf den zentralen Bestand. 

(3) Die gemeinsame Kontrollinstanz ist 
auch zuständig für die Prüfung der Anwen-
dungs- oder Auslegungsfragen im Zusam-
menhang mit dem Funktionieren des 
Schengener Informationssystems, für die 
Prüfung von Fragen im Zusammenhang mit 
den von den nationalen Kontrollinstanzen 
unabhängig vorgenommenen Kontrollen 
oder mit der Ausübung des Auskunftsrech-
tes sowie für die Erarbeitung harmonisierter 
Vorschläge im Hinblick auf gemeinsame 
Lösungen für die bestehenden Fragen. 

(4) Die von der gemeinsame Kontroll-
instanz erstellten Berichte werden an die 
Stellen übermittelt, an die die nationalen 
Kontrollinstanzen ihre Berichte übermitteln. 

Artikel 116 

(1) Wird jemand bei dem Betrieb eines 
nationalen Bestandes des Schengener 
Informationssystems geschädigt, haftet ihm 
hierfür jede Vertragspartei nach Maßgabe 
ihres nationalen Rechts. Dies gilt auch, 
wenn der Schaden durch die ausschrei-
bende Vertragspartei verursacht worden ist, 
weil diese die Daten unrichtig eingegeben 
hat oder die Speicherung unrechtmäßig 
war. 

(2) Ist die in Anspruch genommene Ver-
tragspartei nicht die ausschreibende Ver-
tragspartei, hat letztere den geleisteten 
Ersatz auf Anforderung zu erstatten, es sei 
denn, von der ersuchten Vertragspartei 
wurden die Daten vertragswidrig genutzt. 

Artikel 117 

(1) Jede Vertragspartei trifft spätestens 
bis zum Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens in ihrem nationalen Recht in bezug 
auf die automatische Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten im Rahmen der 
Anwendung dieses Titels die erforderlichen 
Maßnahmen zur Gewährleistung eines 
Datenschutzstandards, der zumindest dem 
entspricht, der sich aus der Verwirklichung 
der Grundsätze des Übereinkommens des 
Europarates über den Schutz des Men-
schen bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten vom 28. Januar 
1981 ergibt, und beachtet dabei die Emp-
fehlung R (87) 15 des Ministerausschusses 
des Europarates über die Nutzung perso-
nenbezogener Daten im Polizeibereich vom 
17. September 1987. 

2. A l'égard de la fonction de support 
technique du Système d'Information Schen-
gen, l'autorité de contrôle commune a pour 
mission de vérifier la bonne exécution des 
dispositions de la présente Convention. A 
cet effet, elle a accès à la fonction de sup-
port technique. 

3. L'autorité de contrôle commune est 
également compétente pour analyser les 
difficultés d'application ou d'interprétation 
pouvant survenir lors de l'exploitation du 
Système d'Information Schengen, pour étu-
dier les problèmes pouvant se poser lors de 
l'exercice du contrôle indépendant effectué 
par les autorités de contrôle nationales des 
Parties Contractantes ou à l'occasion de 
l'exercice du droit d'accès au système, ainsi 
que pour élaborer des propositions harmo-
nisées en vue de trouver des solutions com-
munes aux problèmes existants. 

4. Les rapports établis par l'autorité de 
contrôle commune sont transmis aux ins-
tances auxquelles les autorités de contrôle 
nationales transmettent leurs rapports. 

Article 116 

1. Toute Partie Contractante est respon-
sable, conformément à son droit national, 
de tout dommage causé à une personne du 
fait de l'exploitation du fichier national du 
Système d'Information Schengen. II en est 
également ainsi lorsque les dommages ont 
été causés par la Partie Contractante signa-
lante, celle-ci ayant intégré des données 
entachées d'erreur de droit ou de fait. 

2. Si la Partie Contractante contre la-
quelle une action est intentée n'est pas la 
Partie Contractante signalante, cette der-
nière est tenue au remboursement, sur re-
quête, des sommes versées à titre d'indem-
nisation, à moins que les données n'aient 
été utilisées par la Partie Contractante re-
quise en violation de la présente Conven-
tion. 

Article 117 

1. En ce qui concerne le traitement auto-
matisé de données à caractère personnel 
qui sont transmises en application du pré-
sent Titre, chaque Partie Contractante pren-
dra au plus tard au moment de l'entrée en 
vigueur de la présente Convention les dis-
positions nationales nécessaires aux fins de 
réaliser un niveau de protection des don-
nées à caractère personnel qui soit au 
moins égal à celui découlant des principes 
de la Convention du Conseil de l'Europe du 
28 janvier 1981 pour la protection des per-
sonnes à l'égard du traitement automatisé 
des données à caractère personnel, et dans 
le respect de la Recommandation R (87) 15 
du 17 septembre 1987 du Comité des Mi-
nistres du Conseil de l'Europe visant à ré-
glementer l'utilisation des données à carac-
tère personnel dans le secteur de la police. 

2. Met betrekking tot de technisch onder-
steunende functie heeft de gemeenschap-
pelijke controle-autoriteit tot taak de juiste 
toepassing van de bepalingen van deze 
Overeenkomst te toetsen. Zij heeft hiertoe 
toegang tot het gegevensbestand van de 
technisch ondersteunende functie. 

3. De gemeenschappelijke controle-auto-
riteit is tevens bevoegd een onderzoek in te 
stellen naar toepassings- of interpretatie-
moeilijkheden die bij de werking van het 
Schengen-informatiesysteem kunnen rij-
zen, naar problemen verband houdende 
met het door de nationale controle-autoritei-
ten op onafhankelijke wijze uitgeoefende 
toezicht of verleende kennisneming, als

-mede geharmoniseerde voorstellen uit te 
werken, teneinde aan bestaande proble-
men gemeenschappelijke oplossingen te 
geven. 

4. De gemeenschappelijke controle-auto-
riteit rapporteert aan de instanties waaraan 
de nationale controle-autoriteiten rapporte-
ren. 

Artikel 116 

1. Indien een persoon door de werking 
van een nationaal bestand van het Schen-
gen-informatiesysteem schade lijdt, is 
iedere Overeenkomstsluitende Partij te zij-
nen aanzien naar nationaal recht hiervoor 
aansprakelijk. Dit is eveneens het geval 
wanneer de schade door de signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij is veroor-
zaakt, doordat deze onjuiste gegevens 
heeft aangeleverd of omdat de opneming 
onrechtmatig was. 

2. Wanneer de gedaagde Overeen-
komstsluitende Partij niet de signalerende 
Overeenkomstsluitende Partij is, dient 
laatstgenoemde desgevraagd de toege-
kende schadevergoeding terug te betaten, 
tenzij de gegevens door de aangezochte 
Overeenkomstsluitende Partij in strijd met 
deze Overeenkomst werden gebruikt. 

Artikel 117 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
treft uiterlijk op het tijdstip van inwerkingtre-
ding van deze Overeenkomst in haar natio-
nale wetgeving, met betrekking tot de ge-
automatiseerde verwerking van persoons-
gegevens in het kader van de toepassing 
van deze Titel, de nodige maatregelen ter 
verwezenlijking van een niveau van 
bescherming van persoonsgegevens dat 
tenminste gelijk is aan het niveau, dat uit de 
verwezenlijking van de beginselen die zijn 
neergelegd in het Verdrag van de Raad van 
Europa van 28 januari 1981 tot bescher

-

ming van het individu in verband met de 
geautomatiseerde registratie van persoons-
gegevens voortvloeit en met inachtneming 
van Aanbeveling R (87) 15 van het Comité 
van Ministers van de Raad van Europa van 
17 september 1987 tot regeling van het 
gebruik van persoonsgegevens op politieel 
gebied. 
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(2) Die in diesem Titel vorgesehenen 
Übermittlungen personenbezogener Daten 
dürfen erst beginnen, wenn in dem Hoheits-
gebiet der an der Übermittlung beteiligten 
Vertragsparteien die nach Absatz 1 gebote-
nen datenschutzrechtlichen Regelungen in 
Kraft  getreten sind. 

Artikel 118 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, 
für ihren nationalen Teil des Schengener 
Informationssystems Maßnahmen zu tref-
fen, die geeignet sind: 

a) Unbefugten den Zugang zu Datenver-
arbeitungsanlagen, mit denen perso-
nenbezogene Daten verarbeitet wer-
den, zu verwehren (Zugangskontrolle); 

b) zu verhindern, daß Datenträger unbe-
fugt gelesen, kopiert, verändert oder 
entfernt werden können (Datenträger

-

kontrolle); 

c) die unbefugte Eingabe in den Speicher 
sowie die unbefugte Kenntnisnahme, 
Veränderung oder Löschung gespei-
cherter personenbezogener Daten zu 
verhindern (Speicherkontrolle); 

d) zu verhindern, daß automatisierte 
Datenverarbeitungssysteme mit Hilfe 
von Einrichtungen zur Datenübertra-
gung von Unbefugten genutzt werden 
können (Benutzerkontrolle); 

e) zu gewährleisten, daß die zur Benut-
zung eines automatisierten Datenver-
arbeitungssystems Berechtigten aus-
schließlich auf die ihrer Zugriffsberechti-
gung unterliegenden Daten zugreifen 
können (Zugriffskontrolle); 

f) zu gewährleisten, daß überprüft und 
festgestellt werden kann, an welche 
Stellen personenbezogene Daten durch 
Einrichtungen zur Datenübertragung 
übermittelt werden können (Übermitt-
lungskontrolle); 

g) zu gewährleisten, daß nachträglich 
überprüft und festgestellt werden kann, 
welche personenbezogenen Daten zu 
welcher Zeit und von wem in automati-
sierte Datenverarbeitungssysteme ein-
gegeben worden sind (Eingabekon-
trolle); 

h) zu verhindern, daß bei der Übertragung 
personenbezogener Daten sowie beim 
Transport  von Datenträgern die Daten 
unbefugt gelesen, kopiert, verändert 
oder gelöscht werden können (Trans-
portkontrolle). 

(2) Jede Vertragspartei hat für die Über-
mittlung von Daten an Stellen außerhalb 
des Hoheitsgebietes der Vertragsparteien 
besondere Vorkehrungen zur Datensiche- 

2. La transmission de données à carac-
tère personnel prévue par le présent Titre 
ne pourra avoir lieu que lorsque les disposi-
tions de protection des données à caractère 
personnel prévues au paragraphe 1 seront 
entrées en vigueur sur le territoire des Par-
ties Contractantes concernées par la trans-
mission. 

Article 118 

1. Chacune des Parties Contractantes 
s'engage à prendre, pour la partie nationale 
du Système d'Information Schengen, les 
mesures qui sont propres: 

a. à empêcher toute personne non autori-
sée d'accéder aux installations utilisées 
pour le traitement de données à carac-
tère personnel (contrôle à l'entrée des 
installations); 

b. à empêcher que des supports de don-
nées ne puissent être lus, copiés, modi-
fiés ou éloignés par une personne non 
autorisée (contrôle des supports de 
données); 

c. à empêcher l'introduction non autorisée 
dans le fichier ainsi que toute prise de 
connaissance, modification ou efface-
ment non autorisés de données à carac-
tère personnel intégrées (contrôle de 
l'intégration); 

d. à empêcher que des systèmes de traite-
ment automatisé de données ne puis-
sent être utilisés par des personnes non 
autorisées à l'aide d'installations de 
transmission de données (contrôle de 
l'utilisation); 

e. à garantir que, pour l'utilisation d'un sys-
tème de traitement automatisé de don-
nées, les personnes autorisées ne puis-
sent accéder qu'aux données relevant 
de leur compétence (contrôle de 
l'accès); 

f. à garantir qu'il puisse être vérifié et 
constaté à quelles instances des don-
nées à caractère personnel peuvent 
être transmises par des installations de 
transmission de données (contrôle de la 
transmission); 

g. à- garantir qu'il puisse être vérifié et 
constaté a posteriori quelles données à 
caractère personnel ont été introduites 
dans les systèmes de traitement auto-
matisé de données, à quel moment et 
par quelle personne elles y ont été intro-
duites (contrôle de l'introduction); 

h. à empêcher que, lors de la transmission 
de données à caractère personnel ainsi 
que lors du transport de supports de 
données, les données ne puissent être 
lues, copiées, modifiées ou effacées de 
façon non autorisée (contrôle du trans-
port). 

2. Chaque Partie Contractante doit pren-
dre des mesures particulières en vue d'as-
surer la sécurité des données lors de la 
transmission de données à des services 

2. Tot verstrekking van persoonsgege-
vens als bedoeld in deze Titel mag niet 
worden overgegaan dan nadat op het 
grondgebied van de bij de verstrekking 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen 
de noodzakelijke bepalingen inzake 
bescherming van persoonsgegevens als 
bedoeld in lid 1 in werking zijn getreden. 

Artikel 118 

1. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen verbindt zich ertoe om voor haar natio-
nale deet van het Schengen-informatiesys-
teem passende maatregelen te treffen, 
opdat: 

a. onbevoegden de toegang tot de voor de 
persoonsregistraties gebezigde auto-
matiseringsapparatuur wordt ontzegd 
(controle op de toegang); 

b. wordt voorkomen, dat gegevensdragers 
door onbevoegden kunnen worden 
gelezen, gekopieerd, veranderd of ver-
wijderd (controle op de gegevensdra-
gers); 

c. onbevoegde opslag in het geheugen, 
alsmede onbevoegde kennisneming, 
wijziging of verwijdering van opgeslagen 
persoonsgegevens wordt voorkomen 
(controle op de opslag); 

d. wordt voorkomen, dat geautomati-
seerde registratiesystemen door middel 
van datatransmissie-apparatuur door 
onbevoegden kunnen worden gebruikt 
(controle op de gebruikers); 

e. wordt gewaarborgd, dat de personen 
die tot gebruik van een geautomatiseerd 
registratiesysteem gemachtigd zijn, uit-
sluitend toegang hebben tot gegevens 
waarop hun machtiging betrekking heeft 
(controle op de toegang); 

f. wordt gewaarborgd, dat kan worden 
nagegaan en vastgesteld aan welke 
instanties persoonsgegevens door mid

-

del van datatransmissie-apparatuur 
kunnen worden overgedragen (controle 
op de overdracht); 

g. wordt gewaarborgd, dat naderhand kan 
worden nagegaan en vastgesteld welke 
persoonsgegevens wanneer en door 
wie in een geautomatiseerd registratie-
systeem zijn opgenomen (controle op 
de opneming); 

h. wordt voorkomen, dat bij de overdracht 
van persoonsgegevens, alsmede bij 
transport  van gegevensdragers de 
gegevens op onbevoegde wijze worden 
gelezen, gekopieerd, gewijzigd of ver-
wijderd (controle op het transpo rt). 

2. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
dient bij overdracht van gegevens aan bui-
ten het grondgebied van de Overeen-
komstsluitende Partijen gevestigde instan- 
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rung zu treffen. Diese sind der gemein-
samen Kontrollinstanz mitzuteilen. 

(3) Jede Vertragspartei darf mit der 
Datenverarbeitung in ihrem nationalen Teil 
des Schengener Informationssystems nur 
Personen beauftragen, die besonders 
geschult und einer Sicherheitsüberprüfung 
unterzogen worden sind. 

(4) Für die technische Unterstützungsein-
heit des Schengener Informationssystems 
trifft die hierfür zuständige Vertragspartei 
die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Maßnahmen. 

Kapitel 4 
Verteilung der Kosten 

des Schengener Informationssystems 

Artikel 119 

(1) Die Kosten für die Einrichtung und den 
Betrieb der technischen Unterstützungsein-
heit nach Artikel 92 Absatz 3 einschließlich 
der Leitungskosten für die Verbindung der 
nationalen Teile des Schengener Informa-
tionssystems mit der technischen Unterstüt-
zungseinheit werden von den Vertrags-
parteien gemeinsam getragen. Der zu lei-
stende Kostenanteil richtet sich nach dem 
Anteil einer jeden Vertragspartei an der ein-
heitlichen Mehrwertsteuer-Bemessungs

-

grundlage im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstabe c des Beschlusses des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften über 
das System der Eigenmittel der Gemein-
schaften vom 24. Juni 1988. 

(2) Die Kosten für die Einrichtung und den 
Betrieb ihres nationalen Teils des Schenge-
ner Informationssystems trägt jede Ver-
tragspartei selbst. 

Titel V 

Transport und Warenverkehr 

Artikel 120 
(1) Die Vertragsparteien achten darauf, 

daß keine ihrer Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften den Warenverkehr über die 
Binnengrenzen in unvertretbarer Weise 
behindern. 

(2) Die Vertragsparteien erleichtern den 
Warenverkehr über die Binnengrenzen 
dadurch, daß sie mit Verboten und 
Beschränkungen verbundene Förmlichkei-
ten bei der Abfertigung der Waren zum 
abgabenrechtlich freien Verkehr durchfüh-
ren. Diese Abfertigung findet nach Wahl des 

situés en dehors des territoires des Parties 
Contractantes. Ces mesures doivent être 
communiquées à l'autorité de contrôle com-
mune. 

3. Chaque Partie Contractante ne peut 
désigner pour le traitement de données de 
sa partie nationale du Système d'Informa-
tion Schengen que des personnes spéciale-
ment qualifiées et soumises à un contrôle 
de sécurité. 

4. La Partie Contractante responsable de 
la fonction de support technique du Sys-
tème d'Information Schengen prend pour ce 
dernier les mesures prévues aux para-
graphes 1 à 3. 

Chapitre 4 
Répartition des coûts du 

Système d'Information Schengen 

Article 119 

1. Les coûts d'installation et d'utilisation 
de la fonction de support technique visée à 
l'article 92 paragraphe 3 y compris les coûts 
de câblages pour la liaison des parties na-
tionales du Système d'Information Schen-
gen avec la fonction de support technique 
sont supportés en commun par les Parties 
Contractantes. La quote-part de chaque 
Partie Contractante est déterminée sur la 
base du taux de chaque Partie Contractante 
a l'assiette uniforme de la taxe à la valeur 
ajoutée au sens de l'article 2 alinéa 1 lettre c 
de la Décision du Conseil des Commu-
nautés européennes du 24 juin 1988 rela-
tive au système des ressources propres des 
Communautés. 

2. Les coûts d'installation et d'utilisation 
de la partie nationale du Système d'Infor-
mation Schengen sont supportés individuel-
lement par chaque Partie Contractante. 

Titre V 

Transport et circulation 
des marchandises 

Article 120 

1. Les Parties Contractantes veilleront en 
commun à ce que leurs dispositions législa-
tives, réglementaires ou administratives 
n'entravent pas, de manière non justifiée, la 
circulation des marchandises aux frontières 
intérieures. 

2. Les Parties Contractantes facilitent la 
circulation des marchandises aux frontières 
intérieures en effectuant les formalités liées 
à des interdictions et restrictions lors du 
dédouanement des marchandises pour la 
mise à la consommation. Au choix de l'inté-
ressé, ce dédouanement peut être effectué 

ties bijzondere voorzieningen inzake gege-
vensbeveiliging te treffen. Hiervan dient aan 
de gemeenschappelijke controle-autoriteit 
mededeling te worden gedaan. 

3. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
wijst ten behoeve van de gegevensverwer-
king in het nationale  deel van het Schen-
gen-informatiesysteem slechts personen 
aan die een passende opleiding hebben 
genoten en een veiligheidsonderzoek heb

-

ben ondergaan. 

4. De voor de technisch ondersteunende 
functie verantwoordelijke Overeenkomst-
sluitende Partij treft voor deze functie de in 
de leden 1 tot en met 3 genoemde maatre-
gelen. 

Hoofdstuk 4 
Verdeling van de kosten 

van het Schengen-informatiesysteem 

Artikel 119 

1. De kosten verbonden aan de inrichting 
en werking van de technisch ondersteu-
nende functie als bedoeld in artikel 92, lid 3, 
met inbegrip van de kosten voor de commu-
nicatie tussen de nationale delen van het 
Schengen-informatiesysteem en de tech-
nisch ondersteunende functie, worden door 
de Overeenkomstsluitende Partijen ge-
meenschappelijk gedragen. Het aandeel 
van ledere Overeenkomstsluitende Partij in 
de kosten wordt bepaald aan de hand van 
het aandeel van ieder van hen in de eenvor-
mige grondslag voor de belasting over de 
toegevoegde waarde in de zin van artikel 2, 
lid 1, onder c., van het Besluit van de Raad 
van Ministers van de Europese Gemeen-
schappen aangaande het systeem van 
eigen middelen van de Gemeenschappen 
van 24 juni 1988. 

2. Elk der Overeenkomstsluitende Par-
tijen draagt de kosten verbonden aan de 
inrichting en werking van haar nationale 
deel van het Schengen-informatiesysteem. 

Titel V 

Vervoer en goederenverkeer 

Artikel 120 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
zien erop toe dat het goederenverkeer over 
de binnengrenzen niet door hun wettelijke 
of bestuursrechtelijke bepalingen op onge-
rechtvaardigde wijze wordt belemmerd. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
vereenvoudigen het goederenverkeer over 
de binnengrenzen door de vervulling van de 
met verboden en beperkingen verband hou-
dende formaliteiten te doen samenvallen 
met het vrijmaken van de goederen tot Bin-
nenlands verbruik. De belanghebbende kan 
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Beteiligten entweder im Binnenland oder an 
der Binnengrenze statt. Die Vertrags-
parteien bemühen sich, die Abfertigung im 
Binnenland zu fördern. 

(3) Soweit die nach Absatz 2 vorgesehe-
nen Erleichterungen in bestimmten Berei-
chen ganz oder teilweise noch nicht ver-
wirklicht werden können, bemühen sich die 
Vertragsparteien weiterhin, untereinander 
oder im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften dafür die Voraussetzun-
gen zu schaffen. 

Dieser Absatz findet insbesondere auf die 
Kontrolle der verkehrsgewerberechtlichen 
Genehmigung und der verkehrstechnischen 
Bestimmungen, des Tierschutz- und des 
Tierseuchenrechts sowie des Fleisch-
hygienerechts, des Pflanzenschutzrechts 
sowie des Transports gefährlicher Güter 
und Abfälle Anwendung. 

(4) Die Vertragsparteien bemühen sich 
weiterhin, die Förmlichkeiten für den 
Warenverkehr über die Außengrenze unter-
einander anzugleichen und deren Einhal

-

tung nach einheitlichen Grundsätzen zu 
kontrollieren. Zu diesem Zweck arbeiten sie 
im Exekutivausschuß, im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaften und in anderen 
internationalen Gremien eng zusammen. 

Artikel 121 

(1) Die Vertragsparteien verzichten in 
Übereinstimmung mit dem Gemeinschafts-
recht für bestimmte Pflanzen oder Pflanzen-
erzeugnisse auf die nach Gemeinschafts-
recht vorgesehenen phytosanitären Unter-
suchungen und die Vorlage von Pflanzen-
gesundheitszeugnissen. 

Der Exekutivausschuß bestimmt die Liste 
der Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse, für 
die die Erleichterungen des Satzes 1 gelten. 
Er kann sie ändern und bestimmt den Zeit-
punkt, zu dem diese Änderungen in Kraft 

 treten sollen. Die Vertragsparteien teilen 
sich gegenseitig die getroffenen Maßnah-
men mit. 

(2) Eine Vertragspartei kann bei Gefahr 
der Einschleppung oder Ausbreitung von 
Schadorganismen die vorübergehende 
Wiedereinführung der gemeinschaftsrecht-
lich vorgeschriebenen Kontrollmaßnahmen 
verlangen und selbst durchführen. Sie teilt 
dies unverzüglich schriftlich den anderen 
Vertragsparteien unter Angabe der Gründe 
mit. 

(3) Für nach Artenschutzrecht notwen-
dige Bescheinigungen kann das Pflanzen-
gesundheitszeugnis weiterhin verwendet 
werden. 

(4) Auf Antrag stellt die zuständige 
Behörde ein Pflanzengesundheitszeugnis 
aus, wenn die Sendung ganz oder teilweise 
für die Wiederausfuhr bestimmt ist, soweit 

soit à l'intérieur du pays soit à la frontière 
intérieure. Les Parties Contractantes s'ef-
forceront de promouvoir le dédouanement à 
l'intérieur du pays. 

3. Dans la mesure où les allégements 
visés au paragraphe 2 ne peuvent être réa-
lisés en tout ou en partie dans certains 
domaines, les Parties Contractantes s'effor-
ceront d'en réaliser les conditions entre 
elles ou dans le cadre des Communautés 
européennes. 

Le présent paragraphe s'applique notam-
ment au contrôle du respect des réglemen-
tations relatives aux autorisations de trans-
port et aux contrôles techniques concernant 
les moyens de transport, aux contrôles vé-
térinaires et de police vétérinaire, aux 
contrôles sanitaires vétérinaires, aux 
contrôles phytosanitaires ainsi qu'aux 
contrôles relatifs aux transports de mar-
chandises dangereuses et de déchets. 

4. Les Parties Contractantes s'efforceront 
d'harmoniser les formalités relatives à la 
circulation des marchandises aux frontières 
extérieures et d'en contrôler le respect se

-lon des principes uniformes. A cette fin les 
Parties Contractantes collaboreront étroite-
ment au sein du Comité Exécutif, dans le 
cadre des Communautés européennes et 
dans d'autres enceintes internationales. 

Article 121 

1. Les Parties Contractantes renoncent, 
dans le respect du droit communautaire, 
aux contrôles et à la présentation des certifi-
cats phytosanitaires prévus par le droit 
communautaire pour certains végétaux et 
produits végétaux. 

Le Comité Exécutif arrête la liste des végé-
taux et produits végétaux auxquels s'appli-
que la simplification prévue à la première 
phrase. Il peut modifier cette liste et fixe la 
date d'entrée en vigueur de la modification. 
Les Parties Contractantes s'informent mu-
tuellement des mesures prises. 

2. En cas de danger d'introduction ou de 
propagation d'organismes nuisibles, une 
Partie Contractante peut demander la réins-
tauration temporaire des mesures de 
contrôle prescrites par le droit communau-
taire, et les appliquer. Elle en avisera immé-
diatement les autres Parties Contractantes 
par écrit en motivant sa décision. 

3. Le certificat phytosanitaire peut conti-
nuer à être utilisé en tant que certificat 
requis en vertu de la loi relative à la protec-
tion des espèces. 

4. Sur demande, l'autorité compétente 
délivre un certificat phytosanitaire lorsque 
l'envoi est destiné en tout ou en partie à la 
réexportation, et ce, dans la mesure où les 

deze vrijmaking naar keuze hetzij in het 
binnenland hetzij aan de binnengrens ver-
richten. De Overeenkomstsluitende Partijen 
beijveren zich om deze vrijmaking in het 
binnenland te doen afhandelen. 

3. Voor zover de in lid 2 bedoelde vereen-
voudigingen op bepaalde gebieden geheel 
of ten dele nog niet kunnen worden ver-
wezenlijkt, streven de Overeenkomstslui-
tende Partijen onderling of in het kader van 
de Europese Gemeenschappen ernaar de 
daartoe noodzakelijke voorwaarden te 
scheppen. 

Het bepaalde in dit lid geldt in het bijzonder 
voor de controle op de vergunningen inzake 
beroepsgoederenvervoer en de verkeers-
technische bepalingen, de veterinairrechte-
lijke en welzijnscontroles, de controles 
inzake gezondheidsvoorschriften met 
betrekking tot vers vlees, de fytosanitaire 
controles en de controles inzake het ver-
voer van gevaarlijke goederen en afvalstof-
fen. 

4. De Overeenkomstsluitende Partijen 
streven er voorts naar de formaliteiten 
inzake het buitengrensoverschrijdende goe-
derenverkeer onderling af te stemmen en 
de naleving daarvan overeenkomstig een-
vormige beginselen te controleren. Daartoe 
werken zij nauw samen in het Uitvoerend 
Comité, in het kader van de Europese 
Gemeenschappen, alsmede in andere 
internationale fora. 

Artikel 121 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
zien overeenkomstig het Gemeenschaps-
recht voor bepaalde planten en plant-
aardige produkten af van de door het 
Gemeenschapsrecht voorgeschreven fyto-
sanitaire controles en certificaten. 

Het Uitvoerend Comité stelt de lijst vast van 
planten en plantaardige produkten waarop 
de in de eerste volzin bedoelde vereenvou-
digingen van toepassing zijn. Het Uitvoe-
rend Comité kan deze lijst wijzigen en 
bepaalt het tijdstip waarop de wijziging in 
werking dient te treden. De Overeen-
komstsluitende Partijen geven elkaar ken-
nis van de getroffen maatregelen. 

2. Een Overeenkomstsluitende Partij kan 
bij gevaar van het binnenbrengen of de 
uitbreiding van schadelijke organismen om 
tijdelijke wederinvoering van de door het 
Gemeenschapsrecht voorgeschreven con-
trolemaatregelen verzoeken en zelf daartoe 
overgaan. Zij geeft daarvan onverwijld, 
schriftelijk en met redenen omkleed, aan de 
overige Overeenkomstsluitende Partijen 
kennis. 

3. Voor de op grond van de wettelijke 
bepalingen inzake soortbescherming 
vereiste verklaringen kan het fytosanitaire 
getuigschrift blijven gebruikt worden. 

4. Desgevraagd geeft de bevoegde auto-
riteit een fytosanitair getuigschrift af, wan-
neer de partij geheel, dan wel gedeeltelijk 
voor de wederuitvoer is bestemd, voor 
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die Pflanzen oder pflanzlichen Erzeugnisse 
die phytosanitären Anforderungen erfüllen. 

Artikel 122 

(1) Die Vertragsparteien verstärken ihre 
Zusammenarbeit im Hinblick auf die Sicher-
heit des Transports gefährlicher Güter und 
verpflichten sich, die nationalen Bestim-
mungen zur Durchführung der geltenden 
internationalen Übereinkommen zu harmo-
nisieren. Darüber hinaus verpflichten sie 
sich, insbesondere im Hinblick auf die 
Beibehaltung des derzeitigen Sicherheits-
niveaus zur 

a) Harmonisierung der Anforderungen 
bezüglich der fachlichen Eignung von 
Fahrzeugführern; 

b) Harmonisierung der Modalitäten und 
der Intensität der Kontrollen während 
des Transports und in den Unterneh-
men; 

c) Harmonisierung der Straf- und Ord-
nungswidrigkeitstatbestände sowie der 
gesetzlichen Bestimmungen über den 
Straf- und Bußgeldrahmen; 

d) Schaffung eines ständigen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausches über 
durchgeführte Maßnahmen und Kontrol-
len. 

(2) Die Vertragsparteien verstärken die 
Zusammenarbeit im Hinblick auf die Über-
wachung der binnengrenzüberschreitenden 
Verbringung von gefährlichen und nicht 
gefährlichen Abfällen. 

Dazu bemühen sie sich, bei der Novellie-
rung der Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaften über die Überwachung 
und die administrative Behandlung der Ver-
bringung gefährlicher Abfälle und bei der 
Erarbeitung von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaften über nicht gefähr-
liche Abfälle einen einheitlichen Standpunkt 
mit dem Ziel der Schaffung einer ausrei-
chenden Entsorgungsinfrastruktur und der 
Festlegung harmonisierter Entsorgungs-
standards auf hohem Niveau zu vertreten. 

In Erwartung einer gemeinschaftlichen 
Regelung über nicht gefährliche Abfälle 
wird deren Verbringung durch die Anwen-
dung eines besonderen Verfahrens über-
wacht, wodurch die Verbringung am 
Bestimmungsort bei der Abfertigung kon-
trolliert werden kann. 

Die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 
finden Anwendung. 

Artikel 123 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Beratungen zu führen mit dem Ziel, die der-
zeit geltende Genehmigungspflicht für die 
Ausfuhr von strategischen Industriewaren 
und Technologien in ihren Beziehungen 
zueinander abzuschaffen und gegebenen-
falls durch ein flexibles Verfahren zu erset- 

exigences phytosanitaires sont respectées 
pour les végétaux ou produits végétaux 
concernés. 

Article 122 

1. Les Parties Contractantes renforcent 
leur coopération en vue d'assurer la sécu-
rité du transport de marchandises dange-
reuses, et s'engagent à harmoniser les dis-
positions nationales prises en application 
des Conventions internationales en vigueur. 
De plus, elles s'engagent notamment aux 
fins de maintenir le niveau de sécurité 
actuel à: 

a. harmoniser les exigences en matière de 
qualification professionnelle des chauf-
feurs; 

b. harmoniser les modalités et l'intensité 
des contrôles effectués au cours du 
transport et dans les entreprises; 

c. harmoniser la qualification des infrac-
tions et les dispositions légales relatives 
aux sanctions applicables; 

d. assurer un échange permanent d'infor-
mations ainsi que des expériences 
acquises en relation avec les mesures 
mises en oeuvre et les contrôles effec-
tués. 

2. Les Parties Contractantes renforcent 
leur coopération en vue d'effectuer les 
contrôles du transfert par les frontières inté-
rieures de déchets dangereux et non dan-
gereux. 

A cette fin, elles s'efforcent d'adopter une 
position commune en ce qui concerne la 
modification des directives communautaires 
relatives au contrôle et à la gestion du trans-
fert de déchets dangereux et pour l'établis-
sement d'actes communautaires relatifs 
aux déchets non dangereux, dans le but de 
créer une infrastructure d'élimination suffi-
sante et d'établir des normes d'élimination 
harmonisées à un niveau élevé. 

Dans l'attente d'une réglementation com-
munautaire relative aux déchets non dange-
reux, les contrôles du transfert de ces dé-
chets s'effectueront sur la base d'une pro-
cédure spéciale permettant de contrôler le 
transfert à destination lors du traitement. 

Les dispositions du paragraphe 1, 2ème 
phrase sont également applicables au pré-
sent paragraphe. 

Article 123 

1. Les Parties Contractantes prennent 
l'engagement de se concerter aux fins d'a-
bolir entre elles l'obligation, actuellement en 
vigueur, de produire une licence à l'exporta-
tion des produits et technologies stratégi-
ques industriels, et si besoin en est, de 
remplacer ladite licence par une procédure 

zover voor de desbetreffende planten of 
plantaardige produkten aan de fytosanitaire 
voorwaarden is voldaan. 

Artikel 122 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
versterken hun onderlinge samenwerking 
met het oog op de veiligheid van het vervoer 
van gevaarlijke goederen, en zij verbinden 
zich ertoe de nationale bepalingen ter uit-
voering van de geldende internationale 
overeenkomsten te harmoniseren. Boven-
dien verbinden zij zich in het bijzonder, ter 
handhaving van het huidige veiligheids-
niveau, tot: 

a. de harmonisatie van de vakbekwaam-
heidsvereisten die worden gehanteerd 
ten aanzien van voertuigenbestuurders; 

b. de harmonisatie van de modaliteiten en 
de intensiteit van de controles tijdens 
het vervoer en in de ondememingen; 

c. de harmonisatie van de wettelijke de-
lictsomschrijving en de wettelijke bepa-
lingen inzake de strafmaat; 

d. de permanente uitwisseling van gege-
yens,  alsmede van de met de getroffen 
maatregelen en uitgeoefende controles 
opgedane ervaringen. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
versterken de onderlinge samenwerking 
met het oog op de controle op de binnen-
grensoverschrijdende overbrenging van 
gevaarlijke en niet-gevaarlijke afvalstoffen. 

Daartoe streven zij ernaar een gemeen-
schappelijk standpunt in te nemen, zowel 
ten aanzien van -de wijziging van de com-
munautaire richtlijnen inzake de controle op 
en het beheer van overbrenging van 
gevaarlijke afvalstoffen als ten aanzien van 
de opstelling van communautaire besluiten 
inzake niet-gevaarlijke afvalstoffen, ten 
einde een toereikende afvalverwijderingsin-
frastructuur tot stand te brengen, alsmede 
afvalverwijderingsnormen op een hoog 
niveau te harmoniseren. 

In afwachting van een communautaire rege

-

ling voor niet-gevaarlijke afvalstoffen wor-
den de controles op de overbrenging daar-
van verricht door het volgen van een bijzon-
dere procedure, waardoor de overbrenging 
tijdens de afhandeling ter bestemming kan 
worden gecontroleerd. 

Het bepaalde in lid 1, tweede alinea, is van 
toepassing. 

Artikel 123 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
verbinden zich ertoe besprekingen te voe-
ren, ten einde de huidige vergunningplicht 
voor uitvoer van strategische industriegoe-
deren en technologieën onderling of te 
schaffen en, zo nodig, door een soepele 
procedure te vervangen, voor zover het 
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zen, unter der Voraussetzung, daß Bestim-
mungs- und Endverbleibsland Vertragspar-
teien sind. 

Vorbehaltlich dieser Beratungen bemühen 
sich die Vertragsparteien, im Hinblick auf 
die erforderlichen Kontrollen eng zusam-
menzuarbeiten, nach Maßgabe des natio-
nalen Rechts Informationen auszutauschen 
und die dazu erforderliche Koordinierung, 
einschließlich Einrichtung eines Koordinie-
rungsmechanismus, vorzunehmen. 

(2) Die Vertragsparteien bemühen sich, in 
bezug auf andere Waren als die strategi-
schen Industriewaren und Technologien 
nach Absatz 1 einerseits die Ausfuhrforma-
litäten im Binnenland abwickeln zu lassen 
und andererseits ihre Kontrollverfahren zu 
harmonisieren. 

(3) Im Rahmen der Ziele nach den Ab-
sätzen 1 und 2 konsultieren die Vertrags

-parteien die übrigen interessie rten Partner-
staaten. 

Artikel 124 

Zahl und Intensität von Kontrollen der im 
Reiseverkehr über die Binnengrenzen mit-
geführten Waren werden auf eine möglichst 
niedrige Ebene vermindert. Ihre weitere 
Verminderung und schließliche Abschaf-
fung ist von der schrittweisen Anhebung der 
Reisefreigrenzen und von der weiteren Ent-
wicklung bei den für den grenzüberschrei-
tenden Reiseverkehr geltenden Vorschrif-
ten abhängig. 

Artikel 125 

(1) Die Vertragsparteien treffen Abspra-
chen über die gegenseitige Entsendung von 
Verbindungsbeamten ihrer Zollverwaltun-
gen. 

(2) Die Entsendung von Verbindungsbe-
amten hat zum Ziel, die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragsparteien allgemein 
und insbesondere im Rahmen der beste-
henden Übereinkommen und der Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaften 
über die gegenseitige Unterstützung zu för-
dern und zu beschleunigen. 

(3) Die Verbindungsbeamten werden 
beratend und unterstützend tätig. Sie sind 
nicht zur selbständigen Durchführung von 
zollamtlichen Maßnahmen berechtigt. Sie 
erteilen Informationen und erledigen ihre 
Aufträge im Rahmen der ihnen von der ent-
sendenden Vertragspartei erteilten Weisun-
gen. 

Titel VI 
Datenschutz 

Artikel 126 

(1) Jede Vertragspartei trifft spätestens 
bis zum Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens in ihrem nationalen Recht in bezug 

souple, pour autant que le pays de première 
destination et de destination finale est une 
Partie Contractante. 

Sous réserve de ces concertations, et afin 
de garantir l'efficacité des contrôles qui s'a-
véreraient nécessaires, les Parties Contrac-
tantes s'efforceront, en coopérant étroite-
ment par un mécanisme de coordination, de 
procéder aux échanges d'informations 
utiles compte tenu de la réglementation 
nationale. 

2. En ce qui concerne les produits autres 
que les produits et technologies stratégi-
ques industriels visés au paragraphe 1, les 
Parties Contractantes s'efforceront de faire 
effectuer les formalités d'exportation à l'in-
térieur du pays d'une part, et d'harmoniser 
leurs procédures de contrôle d'autre part. 

3. Dans le cadre des objectifs définis aux 
paragraphes 1 et 2 ci-dessus, les Parties 
Contractantes engageront des consulta-
tions avec les autres partenaires intéressés. 

Article 124 

Le nombre et l'intensité des contrôles des 
marchandises dans la circulation des voya-
geurs aux frontières intérieures sont ra-
menés au niveau le plus bas possible. La 
poursuite de leur réduction et leur suppres-
sion définitive dépendent du relèvement 
progressif des franchises voyageurs et de 
l'évolution future des prescriptions applica-
bles à la circulation transfrontalière des 
voyageurs. 

Article 125 

1. Les Parties Contractantes concluent 
des arrangements sur le détachement de 
fonctionnaires de liaison de leurs adminis-
trations douanières. 

2. Le détachement de fonctionnaires de 
liaison a pour but de promouvoir et d'accé-
lérer la coopération entre les Parties 
Contractantes en général, notamment dans 
le cadre des Conventions existantes et des 
actes communautaires sur l'assistance 
mutuelle. 

3. Les fonctionnaires de liaison assurent 
des fonctions consultatives et d'assistance. 
Ils ne sont pas habilités à prendre de leur 
propre initiative des mesures d'administra-
tion douanière. Ils fournissent des informa-
tions et remplissent leurs missions dans le 
cadre des instructions qui leur sont données 
par la Partie Contractante d'origine. 

Titre VI 

Protection des données à caractère 
personnel 

Article 126 

1. En ce qui concerne le traitement auto-
matisé de données à caractère personnel 
qui sont transmises en application de la 

land van bestemming en eindverbruik een 
Overeenkomstsluitende Partij is. 

Onverminderd deze besprekingen streven 
de Overeenkomstsluitende Partijen ernaar 
ter naleving van de noodzakelijke controles 
nauw samen te werken, met inachtneming 
van de nationale wetgeving onderling infor-
matie uit te wisselen en de daartoe nood-
zakelijke coördinatie, de inrichting van een 
coördinatiemechanisme daaronder begre-
pen, tot stand te brengen.  
2. De Overeenkomstsluitende Partijen 

beijveren zich om met betrekking tot de 
andere dan de in lid 1 bedoelde strategi-
sche industriegoederen en technologieën 
de uitvoerformaliteiten in het binnenland te 
doen afhandelen, enerzijds, en hun contro-
leprocedures te harmoniseren, anderzijds. 

3. In het kader van de doelstellingen als 
bedoeld in de leden 1 en 2 treden de Over-
eenkomstsluitende Partijen in overleg met 
de overige belanghebbende Partnerstaten. 

Artikel 124 

Het aantal en de intensiteit van de contro-
les aan de binnengrenzen op de door reizi-
gers medegevoerde goederen worden tot 
een zo laag mogelijk niveau beperkt. De 
verdere beperking en uiteindelijke afschaf-
fing daarvan is afhankelijk van de geleide-
lijke optrekking van de aan reizigers ver-
leende vrijstellingen, alsmede van de ver-
dere ontwikkelingen inzake de overige op 
het grensoverschrijdende reizigersverkeer 
van toepassing zijnde bepalingen. 

Artikel 125 

1. De Overeenkomstsluitende Partijen 
maken afspraken welke ertoe strekken 
onderling contactambtenaren van hun 
douane-administraties te detacheren. 

2. Detachering van contactambtenaren 
heeft ten doel de samenwerking tussen de 
Overeenkomstsluitende Partijen in het alge-
meen en in het kader van de bestaande 
overeenkomsten en van de besluiten van 
de Europese Gemeenschappen betref-
fende de wederzijdse bijstand in het bijzon-
der, te bevorderen en te bespoedigen. 

3. De contactambtenaren hebben een 
adviserende en ondersteunende taak. Zij 
zijn niet bevoegd tot het zelfstandig uitvoe-
ren van op douanegebied genomen maatre-
gelen. Zij verstrekken informatie en voeren 
hun opdrachten uit in het kader van de aan 
hen door de Overeenkomstsluitende Partij 
waarvan zij afkomstig zijn gegeven instruc-
ties. 

Titel VI 

Bescherming van persoonsgegevens 

Artikel 126 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
treft uiterlijk op het tijdstip van inwerkingtre-
ding van deze Overeenkomst in haar natio- 
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auf die automatische Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, die nach diesem 
Übereinkommen übermittelt werden, die 
erforderlichen Maßnahmen zur Gewährlei-
stung eines Datenschutzstandards, der 
zumindest dem entspricht, der sich aus der 
Verwirklichung der Grundsätze des Über-
einkommens des Europarates über den 
Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener 
Daten vom 28. Januar 1981 ergibt. 

(2) Die in diesem Übereinkommen vorge-
sehene Übermittlung personenbezogener 
Daten darf erst beginnen, wenn in dem 
Hoheitsgebiet der an der Übermittlung 
beteiligten Vertragsparteien die nach 
Absatz 1 gebotenen datenschutzrechtlichen 
Regelungen in Kraft  getreten sind. 

(3) In bezug auf die automatische Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, die 
nach diesem Übereinkommen übermittelt 
werden, gelten außerdem folgende Bestim-
mungen: 

a) Eine Nutzung der personenbezogenen 
Daten durch die empfangende Vertrags-
partei ist ausschließlich zu den Zwecken 
zulässig, zu denen die Übermittlung sol-
cher Daten in diesem Übereinkommen 
vorgesehen ist ; eine Nutzung zu ande-
ren Zwecken ist nur nach vorheriger 
Zustimmung der übermittelnden Ver-
tragspartei und nur nach Maßgabe des 
Rechts der empfangenden Vertrags-
partei zulässig. Die Zustimmung darf 
erteilt werden, soweit das nationale 
Recht der übermittelnden Vertragspartei 
dies zuläßt. 

b) Die übermittelten personenbezogenen 
Daten dürfen ausschließlich durch die 
Behörden und Gerichte genutzt werden, 
die für eine Aufgabe im Rahmen der 
Zwecke nach Buchstabe a zuständig 
sind. 

c) Die übermittelnde Vertragspartei ist ver-
pflichtet, auf die Richtigkeit der perso-
nenbezogenen Daten zu achten; 
erweist sich, von Amts wegen oder auf-
grund eines Antrags des Betroffenen, 
daß unrichtige Daten oder Daten, die 
nicht hätten übermittelt werden dürfen, 
übermittelt worden sind, so ist dies der 
empfangenden Vertragspartei oder den 
empfangenden Vertragsparteien unver-
züglich mitzuteilen. Diese ist bezie-
hungsweise diese sind verpflichtet, die 
Berichtigung oder Vernichtung vorzu-
nehmen, oder zu vermerken, daß die 
Daten unrichtig sind oder unrechtmäßig 
übermittelt wurden. 

d) Im Rahmen ihrer Haftung nach Maß-
gabe des nationalen Rechts kann eine 
Vertragspartei sich im Verhältnis zu 
dem Geschädigten zu ihrer Entlastung 
nicht darauf berufen, daß eine andere 
Vertragspartei unrichtige Daten übermit-
telt hat. Leistet die empfangende Ver- 

présente Convention, chaque Partie 
Contractante prendra au plus tard au mo-
ment de l'entrée en vigueur de la présente 
Convention les dispositions nationales né-
cessaires aux fins de réaliser un niveau de 
protection des données à caractère person-
nel qui soit au moins égal à celui découlant 
des principes de la Convention du Conseil 
de l'Europe du 28 janvier 1981 pour la pro-
tection des personnes à l'égard du traite-
ment automatisé des données à caractère 
personnel. 

2. La transmission de données à carac-
tère personnel prévue par la présente 
Convention ne pourra avoir lieu que lorsque 
les dispositions de protection des données 
à caractère personnel prévues au para-
graphe 1 seront entrées en vigueur sur le 
territoire des Parties Contractantes concer-
nées par la transmission. 

3. En outre, en ce qui concerne le traite-
ment automatisé de données à caractère 
personnel transmises en application de la 
présente Convention, les dispositions 
ci-après s'appliquent: 

a. les données ne peuvent être utilisées 
par la Partie Contractante destinataire 
qu'aux seules fins pour lesquelles la 
présente Convention prévoit la trans-
mission de telles données; l'utilisation 
des données à d'autres fins n'est possi-
ble qu'après autorisation préalable de la 
Partie Contractante qui transmet les 
données et dans le respect de la législa-
tion de la Partie Contractante destina-
taire ; l'autorisation peut être accordée 
pour autant que le droit national de la 
Partie Contractante qui transmet les 
données le permet; 

b. les données ne peuvent être utilisées 
que par les autorités judiciaires, les ser-
vices et instances qui assurent une 
tâche ou remplissent une fonction dans 
le cadre des fins visées au point a.; 

c. la Partie Contractante qui transmet les 
données est tenue de veiller à l'exacti-
tude de celles-ci ; si elle constate, soit 
de sa propre initiative soit suite à une 
demande de la personne concernée, 
que des données incorrectes ou qui 
n'auraient pas dû être transmises ont 
été fournies, la ou les Parties Contrac-
tantes destinataires doivent en être in-
formées sans délai ; cette dernière ou 
ces dernières sont tenues de procéder à 
la correction ou à la destruction des 
données, ou de mentionner que ces 
données sont incorrectes ou n'auraient 
pas dû être transmises; 

d. une Partie Contractante ne peut invo-
quer le fait qu'une autre Partie Contrac-
tante ait transmis des données incor-
rectes pour se décharger de la respon-
sabilité qui lui incombe conformément à 
son droit national, à l'égard d'une per-
sonne lésée; si la Partie Contractante 

nale wetgeving, met betrekking tot de ge-
automatiseerde verwerking van persoons-
gegevens die ingevolge deze Overeen-
komst worden verstrekt, de nodige maatre-
gelen ter verwezenlijking van een niveau 
van bescherming van persoonsgegevens 
dat tenminste gelijk is aan het niveau, dat uit 
de verwezenlijking van de beginselen die 
zijn neergelegd in het Verdrag van de Raad 
van Europa van 28 januari 1981 tot 
bescherming van het individu in verband 
met de geautomatiseerde registratie van 
persoonsgegevens voortvloeit. 

2. Tot verstrekking van persoonsge-
gevens als bedoeld in deze Overeenkomst 
mag niet worden overgegaan dan nadat op 
het grondgebied van de bij de verstrekking 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen 
de noodzakelijke bepalingen inzake 
bescherming van persoonsgegevens als 
bedoeld in lid 1 in werking zijn getreden. 

3. Met betrekking tot de geautomati-
seerde verwerking van persoonsgegevens 
die ingevolge deze Overeenkomst worden 
verstrekt, zijn voorts onderstaande bepalin-
gen van toepassing: 

a. de verstrekte persoonsgegevens wor-
den door de ontvangende Overeen-
komstsluitende Partij niet gebruikt voor 
andere dooleinden dan waarvoor deze 
overeenkomst in het verstrekken van 
dergelijke gegevens voorziet; gebruik 
voor andere doeleinden is slechts 
mogelijk na voorafgaande toestemming 
door de verstrekkende Overeenkomst-
sluitende Partij en overeenkomstig het 
recht van de ontvangende Overeen-
komstsluitende Partij; de toestemming 
kan worden verleend voor zover zulks 
op grond van het nationale recht van de 
verstrekkende Overeenkomstsluitende 
Partij is toegestaan; 

b. de verstrekte persoonsgegevens 
mogen alleen worden gebruikt door 
diensten, instanties en gerechtelijke 
autoriteiten die in het kader van de voor 
de verstrekking onder a. bedoelde doel-
einden een taak of functie hebben; 

c. de Overeenkomstsluitende Partij die 
persoonsgegevens verstrekt ziet erop 
toe dat deze juist zijn; wanneer, hetzij op 
eigen initiatief, hetzij naar aanleiding 
van een verzoek van de geregistreerde 
blijkt, dat gegevens zijn verstrekt die 
onjuist zijn of niet hadden mogen wor-
den verstrekt, wordt dit de ontvangende 
Overeenkomstsluitende Partij of Par-
tijen onmiddellijk meegedeeld, welke 
alsdan overgaan tot verbetering of ver-
nietiging van de betrokken persoonsge-
gevens, dan wel tot vermelding dat deze 
persoonsgegevens onjuist zijn of 
onrechtmatig zijn verstrekt; 

d. een Overeenkomstsluitende Partij kan 
zich jegens een benadeelde persoon 
niet ontlasten van haar aansprakelijk-
heid naar nationaal recht met een 
beroep op het feit dat een andere Over-
eenkomstsluitende Partij onjuiste gege-
vens heeft verstrekt; wordt tegen de ont- 
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tragspartei Schadensersatz wegen 
eines Schadens, der durch die Nutzung 
von unrichtig übermittelten Daten verur-
sacht wurde, so erstattet die übermit-
telnde Vertragspartei der empfangen-
den Vertragspartei den Gesamtbetrag 
des geleisteten Ersatzes. 

e) Die Übermittlung und der Empfang per-
sonenbezogener Daten sind in der 
Datei, aus der sie übermittelt werden 
und in der Datei, in der sie gespeichert 
werden, festzuhalten. 

f) Die gemeinsame Kontrollinstanz nach 
Artikel 115 ist zuständig, auf Ersuchen 
einer Vertragspartei ein Gutachten über 
die Anwendungs- und Auslegungs-
schwierigkeiten abzugeben, die sich bei 
der Anwendung dieses Artikels erge-
ben. 

(4) Dieser Artikel findet auf die Übermitt-
lung personenbezogener Daten nach Maß-
gabe des Titels II Kapitel 7 und des Titels IV 
keine Anwendung. Absatz 3 findet keine 
Anwendung auf die Übermittlung personen-
bezogener Daten nach Maßgabe des 
Titels III Kapitel 2, 3, 4 und 5. 

Artikel 127 

(1) Werden aufgrund dieses Übereinkom-
mens einer anderen Vertragspartei perso-
nenbezogene Daten übermittelt, so findet 
auf die Übermittlung dieser Daten aus einer 
nicht-automatisierten Datei und ihre Auf-
nahme in eine solche Datei Artikel 126 sinn-
gemäß Anwendung. 

(2) Werden in anderen als den in Arti-
kel 126 Absatz 1 oder in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten Fällen einer anderen 
Vertragspartei personenbezogene Daten 
übermittelt, so gilt Artikel 126 Absatz 3 mit 
Ausnahme von Buchstabe e. Außerdem 
gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Übermittlung und der Empfang per-
sonenbezogener Daten werden akten-
kundig gemacht. Diese Verpflichtung 
entfällt, soweit es für die Verwendung 
der Daten nicht erforderlich ist, sie 
aktenkundig zu machen, insbesondere 
weil die Daten nicht oder nur kurzfristig 
'verwendet werden. 

b) Die Verwendung der übermittelten 
Daten genießt auf dem Hoheitsgebiet 
der empfangenden Vertragspartei 
zumindest den Schutz, der aufgrund 
des Rechts dieser Vertragspartei für 
eine Verwendung von Daten gleicher 
Art  gilt. 

c) Die Entscheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen auf Antrag des 
Betroffenen über die auf seine Person 
bezogenen übermittelten Daten Aus-
kunft erteilt wird, richtet sich nach dem 
Recht der Vertragspartei, bei der der 
Antrag gestellt wird. 

destinataire est tenue à réparation en 
raison de l'utilisation de données incor-
rectes transmises, la Partie Contrac-
tante qui a transmis les données rem-
bourse intégralement les sommes ver-
sées en réparation par la Partie 
Contractante destinataire; 

e. la transmission et la réception de don-
nées à caractère personnel doivent être 
enregistrées dans le fichier d'où elles 
proviennent et dans le fichier dans le-
quel elles sont intégrées; 

f. l'autorité de contrôle commune visée à 
l'article 115 peut, à la demande d'une 
des Parties Contractantes, émettre un 
avis sur les difficultés d'application et 
d'interprétation du présent article. 

4. Le présent article ne s'applique pas à 
la transmission de données prévue au Titre 
II, Chapitre 7 et au Titre IV. Le paragraphe 3 
ne s'applique pas à la transmission de 
données prévue au Titre III, Chapitres 2, 3, 
4 et 5. 

Article 127 

1. Lorsque des données à caractère per-
sonnel sont transmises à une autre Partie 
Contractante en application des disposi-
tions de la présente Convention, les dispo-
sitions de l'article 126 s'appliquent à la 
transmission des données provenant d'un 
fichier non automatisé et à leur intégration 
dans un fichier non automatisé. 

2. Lorsque, dans des cas autres que ceux 
régis par l'article 126 paragraphe 1, ou par 
le paragraphe 1 du présent article, des don-
nées à caractère personnel sont transmises 
à une autre Partie Contractante en applica-
tion de la présente Convention, l'article 126 
paragraphe 3 à l'exception du point e. est 
applicable. En outre, les dispositions ci-
après s'appliquent: 

a. la transmission et la réception de don-
nées à caractère personnel sont enre-
gistrées par écrit; cette obligation ne 
s'applique pas lorsqu'il n'est pas néces-
saire, pour leur utilisation, d'enregistrer 
les données, en particulier lorsque les 
données ne sont pas utilisées ou ne 
sont utilisées que très brièvement; 

b. la Partie Contractante destinataire ga-
rantit pour l'utilisation des données 
transmises un niveau de protection au 
moins égal à celui que son droit prévoit 
pour une utilisation de données de na-
ture similaire; 

c. l'accès aux données et les conditions 
auxquelles il est accordé sont régis par 
le droit national de la Partie Contrac-
tante à laquelle la personne concernée 
présente sa demande. 

vangende Overeenkomstsluitende Partij 
schadevergoeding toegekend terzake 
van het gebruik van door het toedoen 
van de verstrekkende Overeenkomst-
sluitende Partij verstrekte onjuiste ge-
gevens, dan betaalt deze het volledige 
door de eerstbedoelde betaalde bedrag; 

e. van de verstrekking en ontvangst van 
persoonsgegevens dient in de registra-
tie waaruit zij worden verstrekt en waar-
in zij worden opgenomen aantekening 
te worden gehouden; 

f. de gemeenschappelijke controle-autori-
teit als bedoeld in artikel 115 is bevoegd 
op verzoek van een Overeenkomstslui-
tende Partij een advies uit te brengen 
met betrekking tot toepassings- en inter-
pretatiemoeilijkheden van dit artikel. 

4. Het bepaalde in dit artikel is niet van 
toepassing op de verstrekking van per-
soonsgegevens voorzien in Titel II, Hoofd-
stuk 7, en in Titel IV. Het bepaalde in lid 3 is 
niet van toepassing op de verstrekking van 
persoonsgegevens voorzien in Titel III, 
Hoofdstukken 2, 3, 4 en 5. 

Artikel 127 

1. Wanneer op grond van deze Overeen-
komst persoonsgegevens worden verstrekt 
aan een andere Overeenkomstsluitende 
Partij is het bepaalde in artikel 126 van 
overeenkomstige toepassing op het ver-
strekken uit en het opnemen in een niet-
geautomatiseerde persoonsregistratie. 

2. Wanneer in andere gevallen als be-
doeld in artikel 126, lid 1, of in lid 1 van het 
onderhavige artikel op grond van deze 
Overeenkomst persoonsgegevens worden 
verstrekt aan een andere Overeenkomst-
sluitende Partij, is het bepaalde in arti-
kel 126, lid 3, met uitzondering van het 
bepaalde onder e. van toepassing. Boven-
dien zijn onderstaande bepalingen van toe

-

passing: 

a. van de verstrekking en de ontvangst van 
persoonsgegevens wordt bij die gege-
vens aantekening gehouden; deze ver-
plichting geldt niet indien, geiet op hun 
gebruik, aantekening niet nodig is, in het 
bijzonder wanneer de gegevens niet of 
slechts kortstondig worden gebruikt; 

b. het gebruik van verstrekte gegevens 
krijgt bij de ontvangende Overeen-
komstsluitende Partij tenminste de 
bescherming welke op grond van het 
recht van de ontvangende Overeen-
komstsluitende Partij voor gebruik van 
gegevens van gelijke aard geldt; 

c. de beslissing of en onder welke voor-
waarden aan een verzoek van belang

-hebbende om kennisneming wordt vol-
daan, wordt door de Overeenkomstslui-
tende Partij bij welke het verzoek is 
ingediend, genomen in overeenstem-
ming met haar nationale wetgeving. 
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(3) Dieser Artikel findet auf die Übermitt-
lung personenbezogener Daten nach Maß-
gabe des Titels II Kapitel 7, des Titels Ill 
Kapitel 2, 3, 4 und 5 und des Titels IV keine 
Anwendung. 

Artikel 128 

(1) Die in diesem Übereinkommen vorge-
sehenen Übermittlungen personenbezoge-
ner Daten dürfen erst beginnen, wenn die 
an der Übermittlung beteiligten Vertrags-
parteien einer nationalen Kontrollinstanz die 
Aufgabe übertragen haben, auf unabhän-
gige Weise die Einhaltung der Artikel 126 
und 127 sowie der Rechtsvorschriften zur 
Anwendung dieser Bestimmungen in bezug 
auf die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in Dateien zu überwachen. 

(2) Hat eine Vertragspartei nach Maß-
gabe ihres nationalen Rechts eine Kontroll-
instanz mit der Aufgabe eingerichtet, in 
einem oder mehreren Sachbereichen die 
Einhaltung von datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen in bezug auf nicht in Dateien 
gespeicherte Daten auf unabhängige Weise 
zu überwachen, so überträgt diese Ver-
tragspartei dieser Kontrollinstanz die Auf-
gabe, in diesen Sachbereichen auch die 
Einhaltung der Regelungen dieses Titels zu 
überwachen. 

(3) Dieser Artikel findet auf die Übermitt-
lung personenbezogener Daten nach Maß-
gabe des Titels II Kapitel 7 und des Titels III 
Kapitel 2, 3, 4 und 5 keine Anwendung. 

Artikel 129 

In bezug auf die Übermittlung personen-
bezogener Daten nach Titel III Kapitel 1 
verpflichten sich die Vertragsparteien, 
unbeschadet der Artikel 126 und 127, einen 
Datenschutzstandard zu verwirklichen, 
wobei die Grundsätze der Empfehlung R 
(87) 15 des Ministerausschusses des Euro-
parates über die Nutzung personenbezoge-
ner Daten im Polizeibereich vom 17. Sep-
tember 1987 beachtet werden. Darüber hin-
aus finden auf die Übermittlung nach Maß-
gabe des Artikels 46 die folgenden Bestim-
mungen Anwendung: 

a) Eine Nutzung dieser Daten durch die 
empfangende Vertragspartei ist aus-
schließlich zu den durch die übermit-
telnde Vertragspartei angegebenen 
Zwecken und unter den durch diese 
Vertragspartei vorgeschriebenen Bedin-
gungen zulässig. 

b) Die Daten dürfen ausschließlich an Poli-
zeidienststellen und Polizeibehörden 
übermittelt werden. Die weitere Über-
mittlung an andere Stellen darf nur mit 
vorheriger Zustimmung der übermitteln-
den Vertragspartei erfolgen. 

c) Der Empfänger unterrichtet die übermit-
telnde Vertragspartei auf Ersuchen über 
die Verwendung der übermittelten 

3. Le présent article ne s'applique pas à 
la transmission de données prévue au Titre 
II, Chapitre 7, au Titre III, Chapitres 2, 3, 4 
et 5 et au Titre IV. 

Article 128 

1. La transmission de données à carac-
tère personnel prévue par la présente 
Convention ne pourra avoir lieu que lorsque 
les Parties Contractantes concernées par la 
transmission auront chargé une autorité de 
contrôle nationale d'exercer un contrôle in-
dépendant sur le respect des dispositions 
des articles 126 et 127 et des dispositions 
prises pour leur application, pour le traite-
ment de données à caractère personnel 
dans des fichiers. 
2. Dans la mesure où une Partie Contrac-

tante a chargé, conformément à son droit 
national, une autorité de contrôle d'exercer, 
dans un ou plusieurs domaines, un contrôle 
indépendant sur le respect de dispositions 
en matière de protection des données à 
caractère personnel non intégrées dans un 
fichier, cette Partie Contractante charge 
cette même autorité de surveiller le respect 
des dispositions du présent Titre dans les 
domaines en question. 

3. Le présent article ne s'applique pas à 
la transmission de données prévue au Ti-
tre II, Chapitre 7 et au Titre III, Chapitres 2, 
3, 4, et 5. 

Article 129 

En ce qui concerne la transmission de 
données à caractère personnel en applica-
tion du Titre III, Chapitre 1, les Parties 
Contractantes s'engagent, sans préjudice 
des dispositions des articles 126 et 127, à 
réaliser un niveau de protection des don-
nées à caractère personnel qui respecte les 
principes de la Recommandation R (87) 15 
du 17 septembre 1987 du Comité des 
Ministres du Conseil de l'Europe visant à 
réglementer l'utilisation des données à ca-
ractère personnel dans le secteur de la 
police. En outre, en ce qui concerne la 
transmission en application de l'article 46, 
les dispositions ci-après s'appliquent: 

a. les données ne peuvent être utilisées 
par la Partie Contractante destinataire 
qu'aux seules fins indiquées par la Par-
tie Contractante qui les fournit et dans le 
respect des conditions imposées par 
cette Partie Contractante; 

b. les données ne peuvent être transmises 
qu'aux seuls services et autorités de 
police ; la communication des données 
à d'autres services ne pourra avoir lieu 
qu'après autorisation préalable de la 
Partie Contractante qui les fournit; 

c. sur demande, la Partie Contractante 
destinataire informe la Partie Contrac-
tante qui transmet les données de l'u- 

3. Het bepaalde in dit artikel is niet van 
toepassing op de verstrekking van per-
soonsgegevens voorzien in Titel II, Hoofd-
stuk 7, in Titel III, Hoofdstukken 2, 3, 4 en 5, 
en in Titel IV. 

Artikel 128 

1. Tot verstrekking van persoonsgege-
vens als bedoeld in deze Overeenkomst 
mag niet worden overgegaan dan nadat de 
betrokken Overeenkomstsluitende Partijen 
een nationale controle-autoriteit hebben 
belast met het op onafhankelijke wijze toe-
zicht houden op de naleving van de inge-
volge het bepaalde in de artikelen 126 en 
127 gestelde voorschriften met betrekking 
tot de verwerking van persoonsgegevens in 
persoonsregistraties. 
2. Voor zover een Overeenkomstslui-

tende Partij overeenkomstig haar nationale 
recht een controle-autoriteit heeft belast 
met de taak om op één of meer terreinen op 
onafhankelijke wijze toezicht te houden op 
de naleving van bepalingen inzake de 
bescherming van persoonsgegevens met 
betrekking tot niet in registraties opgesla-
gen gegevens, belast deze Overeen-
komstsluitende Partij bedoelde controle-
autoriteit eveneens met het toezicht op de 
naleving van de bepalingen van deze Titel 
met betrekking tot deze terreinen. 

3. Het bepaalde in dit artikel is niet van 
toepassing op de verstrekking voorzien in 
Titel II, Hoofdstuk 7, en in Titel III, Hoofd-
stukken 2, 3, 4 en 5. 

Artikel 129 

Met betrekking tot de verstrekking van 
persoonsgegevens op grond van Titel III, 
Hoofdstuk 1, verplichten de Overeen-
komstsluitende Partijen zich, onverminderd 
het bepaalde in de artikelen 126 en 127, 
een niveau van bescherming van persoons-
gegevens te verwezenlijken, waarbij de 
beginselen van de aanbeveling R (87) 15 
van het Comité van Ministers van de Raad 
van Europa van 17 september 1987 tot 
regeling van het gebruik van persoonsgege-
vens op politieel gebied in acht worden 
genomen. Voorts zijn op de verstrekking op 
grond van artikel 46 de volgende bepalin-
gen van toepassing: 

a. de ontvangende Overeenkomstslui-
tende Partij mag de verstrekte ge-
gevens uitsluitend voor de door de ver-
strekkende Overeenkomstsluitende 
Partij bepaalde doeleinden, met inacht-
neming van de door de verstrekkende 
Overeenkomstsluitende Partij gestelde 
voorwaarden, gebruiken; 

b. de gegevens mogen uitsluitend aan 
politiediensten en -autoriteiten worden 
verstrekt; doorgeleiding van de ver-
strekte gegevens aan andere diensten 
vindt niet plaats dan na voorafgaande 
toestemming van de verstrekkende 
Overeenkomstsluitende Partij; 

c. de ontvangende Overeenkomstslui-
tende Partij informeert de verstrekkende 
Overeenkomstsluitende Partij desge- 
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Daten und über die dadurch erzielten 
Ergebnisse. 

Artikel 130 

Erfolgt die Übermittlung personenbezo-
gener Daten über einen in Artikel 47 oder in 
Artikel 125 vorgesehenen Verbindungs-
beamten, so finden die Bestimmungen die-
ses Titels erst Anwendung, wenn der Ver-
bindungsbeamte sie der Vertragspartei wei-
tergegeben hat, die ihn in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei entsandt hat. 

Titel VII 

Exekutivausschuß 

Artikel 131 

(1) Im Hinblick auf die Anwendung dieses 
Übereinkommens richten die Vertrags-
parteien einen Exekutivausschuß ein. 

(2) Unbeschadet der besonderen Befug-
nisse, mit denen er aufgrund dieses Über-
einkommens ausgestattet ist, hat der 
Exekutivausschuß als allgemeine Aufgabe, 
auf die richtige Anwendung dieses Überein-
kommens zu achten. 

Artikel 132 

(1) Jede Vertragspartei hat einen Sitz im 
Exekutivausschuß. Die Vertragsparteien 
sind in dem Exekutivausschuß durch einen 
für die Durchführung dieses Übereinkom-
mens zuständigen Minister vertreten; dieser 
kann sich soweit erforderlich durch Sach-
verständige unterstützen lassen, die an den 
Verhandlungen teilnehmen dürfen. 

(2) Der Exekutivausschuß faßt seine 
Beschlüsse einstimmig. Er legt seine 
Arbeitsmethode fest; dabei kann ein schrift-
liches Verfahren für die Beschlußfassung 
vorgesehen werden. 

(3) Auf Ersuchen eines Vertreters einer 
Vertragspartei kann die endgültige Ent-
scheidung über einen Beschlußentwurf bis 
spätestens zwei Monate nach der Vorlage 
dieses Entwurfs vertagt werden. 

(4) Der Exekutivausschuß ist berechtigt, 
im Hinblick auf die Vorbereitung der 
Beschlußfassung oder auf andere Tätigkei-
ten Arbeitsgruppen einzusetzen, die aus 
Vertretern der Verwaltungen der Vertrags-
parteien zusammengesetzt sind. 

Artikel 133 

Der Exekutivausschuß tritt abwechselnd 
im Hoheitsgebiet jeder der Vertragsparteien 
zusammen. Sitzungen werden anberaumt, 
so oft  dies für die Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlich ist. 

sage qui en a été fait et des résultats 
obtenus sur la base des données trans-
mises. 

Article 130 

Si des données à caractère personnel 
sont transmises par l'intermédiaire d'un 
fonctionnaire de liaison visé à l'article 47 ou 
à l'article 125, les dispositions du présent 
Titre ne s'appliquent que lorsque ce fonc-
tionnaire de liaison transmet ces données à 
la Partie Contractante qui l'a détaché sur le 
territoire de l'autre Partie Contractante. 

Titre VII 

Comité Exécutif 

Article 131 

1. Un Comité Exécutif est institué pour 
l'application de la présente Convention. 

2. Sans préjudice des compétences parti-
culières qui lui sont attribuées par la pré-
sente Convention, le Comité Exécutif a pour 
mission générale de veiller à l'application 
correcte de la présente Convention. 

Article 132 

1. Chacune des Parties Contractantes 
dispose d'un siège au sein du Comité Exé-
cutif. Les Parties Contractantes sont repré-
sentées au sein du Comité par un Ministre 
responsable de la mise en oeuvre de la 
présente Convention ; il peut se faire assis-
ter par les experts nécessaires qui pourront 
participer aux délibérations. 

2. Le Comité Exécutif statue à l'unani-
mité. II règle son fonctionnement ; à cet 
égard, il peut prévoir une procédure écrite 
pour la prise de décisions. 

3. A la demande du représentant d'une 
Partie Contractante, la décision définitive 
concernant un projet sur lequel le Comité 
Exécutif a statué peut être reportée à deux 
mois au maximum après la présentation du 
projet. 

4. Le Comité Exécutif peut créer, en vue 
de la préparation des décisions ou pour 
d'autres travaux, des Groupes de travail 
composés de représentants des administra-
tions des Parties Contractantes. 

Article 133 

Le Comité Exécutif se réunit alternative-
ment sur le territoire de chacune des Parties 
Contractantes. II se réunit aussi souvent 
que le nécessitera la bonne exécution de 
ses tâches. 

vraagd over het gebruik van de ver-
strekte gegevens en het op grond daar-
van bereikte resultaat. 

Artikel 130 

Vindt verstrekking van persoonsgege-
yens  plaats door tussenkomst van een con-
tactambtenaar bedoeld in artikel 47 of in 
artikel 125, dan zijn de bepalingen van deze 
Titel slechts van toepassing wanneer de 
contactambtenaar de gegevens doorgeeft 
aan de Overeenkomstsluitende Partij door 
welke hij paar het grondgebied van de 
andere Overeenkomstsluitende Partij is 
gedetacheerd. 

Titel VII 
Uitvoerend Comité 

Artikel 131 

1. Voor de toepassing van deze Overeen-
komst stellen de Overeenkomstsluitende 
Partijen een Uitvoerend Comité in. 

2. Onverminderd de bijzondere bevoegd-
heden die het krachtens deze Overeen-
komst worden toegekend, heeft het Uitvoe-
rend Comité algemeen tot taak toe te zien 
op de juiste toepassing van deze Overeen-
komst. 

Artikel 132 

1. ledere Overeenkomstsluitende Partij 
heeft één zetel in het Uitvoerend Comité. 
De Overeenkomstsluitende Partijen worden 
in het Uitvoerend Comité vertegenwoordigd 
door een voor de uitvoering van deze Over-
eenkomst verantwoordelijke Minister; zij 
kunnen zich zo nodig does bijstaan door 
deskundigen die aan de beraadslagingen 
kunnen deelnemen. 

2. Het Uitvoerend Comité beslist bij een-
parigheid van stemmen. Het regelt zijn 
werkwijze; daarin kan worden voorzien in 
een schriftelijke procedure voor de besluit-
vorming. 

3. Op verzoek van de vertegenwoordiger 
van een Overeenkomstsluitende Partij kan 
de definitieve besluitvorming over een ont-
werp-besluit worden uitgesteld tot uiterlijk 
twee maanden na overlegging van het ont-
werp-besluit. 

4. Het Uitvoerend Comité kan ten 
behoeve van de voorbereiding van de be-
sluitvorming of andere werkzaamheden 
werkgroepen instellen, samengesteld uit 
ambtelijke vertegenwoordigers van de 
Overeenkomstsluitende Partijen. 

Artikel 133 

Het Uitvoerend Comité vergadert bij toer-
beurt op het grondgebied van elk der Over-
eenkomstsluitende Partijen. Het vergadert 
zo vaak als dit nodig is voor de goede 
uitvoering van zijn taken. 
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Titel VIII 
Schlußbestimmungen 

Artikel 134 
Die Bestimmungen dieses Übereinkom-

mens sind nur anwendbar, soweit sie mit 
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. 

Artikel 135 
Die Bestimmungen dieses Übereinkom-

mens gelten vorbehaltlich der Bestimmun-
gen der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 über den Flüchtlingsstatus in der 
Fassung des Protokolls von New York vom 
31. Januar 1967. 

Artikel 136 
(1) Erwägt eine Vertragspartei, mit einem 

Drittstaat Verhandlungen zu führen, die die 
Grenzkontrollen betreffen, so unterrichtet 
sie rechtzeitig die anderen Vertrags-
parteien. 

(2) Vorbehaltlich des Rechts der Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften, 
gemeinsam solche Übereinkommen zu 
schließen, werden die Vertragsparteien 
ohne vorherige Zustimmung der anderen 
Vertragsparteien keine zwei- oder mehrsei

-

tigen Vereinbarungen über die Erleichte-
rung oder den Abbau der Grenzkontrollen 
mit Drittstaaten schließen. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf 
Übereinkommen über den kleinen Grenz-
verkehr, sofern diese Übereinkommen die 
Ausnahmen und Modalitäten nach Artikel 3 
Absatz 1 beachten. 

Artikel 137 
Vorbehalte zu diesem Übereinkommen 

sind mit Ausnahme der in Artikel 60 erwähn-
ten nicht zulässig. 

Artikel 138 
Die Bestimmungen dieses Übereinkom-

mens gelten für die  Französische Republik 
nur für das europäische Hoheitsgebiet der 
Französischen Republik. 
Die Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens gelten für das Königreich der Nieder-
lande nur für das Hoheitsgebiet des Reichs 
in Europa. 

Artikel 139 
(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunden werden bei der Regie-
rung des Großherzogtums Luxemburg hin-
terlegt; diese notifiziert die Hinterlegung 
allen Vertragsparteien. 

Titre VIII 
Dispositions finales 

Article 134 
Les dispositions de la présente Conven-

tion ne sont applicables que dans la mesure 
où elles sont compatibles avec le droit com-
munautaire. 

Article 135 
Les dispositions de la présente Conven-

tion s'appliquent sous réserve des disposi-
tions de la Convention de Genève du 28 
juillet 1951 relative au statut des réfugiés 
telle qu'amendée par le Protocole de New 
York du 31 janvier 1967. 

Article 136 
1. Une Partie Contractante qui envisage 

de mener avec un Etat tiers des négocia-
tions relatives aux contrôles frontaliers en 
informe en temps utile les autres Parties 
Contractantes. 

2. Aucune Partie Contractante ne conclu-
ra avec un ou plusieurs Etats tiers des 
accords portant simplification ou suppres-
sion des contrôles aux frontières, sans l'ac-
cord préalable des autres Parties Contrac-
tantes, sous réserve du droit des Etats 
membres des Communautés européennes 
de conclure en commun de tels accords. 

3. Les dispositions du paragraphe 2 ne 
s'appliquent pas aux accords portant sur le 
petit trafic frontalier dès lors que ces ac-
cords respectent les exceptions et moda-
lités établies en vertu de l'article 3,  para-
graphe 1. 

Article 137 
La présente Convention ne peut faire 

l'objet de réserves, à l'exception de celles 
mentionnées à l'article 60. 

Article 138 
Les dispositions de la présente Conven-

tion ne s'appliqueront, pour la République 
française, qu'au territoire européen de la 
République française. 
Les dispositions de la présente Convention 
ne s'appliqueront, pour le Royaume des 
Pays-Bas, qu'au territoire du Royaume si

-

tué en Europe. 

Article 139 
1. La présente Convention sera soumise à 
ratification, approbation ou acceptation. Les 
instruments de ratification, d'approbation ou 
d'acceptation seront déposés auprès du 
Gouvernement du Grand-Duché de Luxem-
bourg; celui-ci notifie le dépôt à toutes les 
Parties Contractantes. 

Titel VIII 
Slotbepalingen 

Artikel 134 
De bepalingen van deze Overeenkomst 

zijn slechts van toepassing voor zover zij 
verenigbaar zijn met het Gemeenschaps-
recht. 

Artikel 135 
Het bepaalde in deze Overeenkomst is 

van toepassing onder voorbehoud van de 
bepalingen van het Verdrag van Genève 
van 28 juli 1951 betreffende de status van 
vluchtelingen, zoals gewijzigd bij het Proto-
col van New York van 31 januari 1967. 

Artikel 136 
1. Een Overeenkomstsluitende Partij die 

het voomemen heeft met een derde Staat 
met betrekking tot de grenscontroles onder-
handelingen te voeren, brengt de overige 
Overeenkomstsluitende Partijen daarvan tij-
dig in kennis. 
2. Een Overeenkomstsluitende Partij mag 

met één of meer derde Staten geen over-
eenkomsten sluiten strekkendetot vereen-
voudiging of afschaffing van de grenscon-
troles zonder voorafgaande toestemming 
van de overige Overeenkomstsluitende 
Partijen, onder voorbehoud van het recht 
van de Lid-Staten van de Europese 
Gemeenschappen gemeenschappelijk der

-

gelijke overeenkomsten te sluiten. 
3. Het bepaalde in lid 2 is niet van toepas-

sing op de overeenkomsten betreffende het 
kleine grensverkeer, voor zover in deze 
overeenkomsten de op grond van artikel 3, 
lid 1, vastgestelde uitzonderingen en 
nadere bepalingen in acht worden geno-
men. 

Artikel 137 
Voorbehouden bij deze Overeenkomst 

zijn niet toegestaan, met uitzondering van 
die bedoeld in artikel 60. 

Artikel 138 
De bepalingen van deze Overeenkomst 

zijn voor wat betreft de Franse Republiek 
slechts van toepassing op het Europese 
grondgebied van de Franse Republiek. 
De bepalingen van deze Overeenkomst zijn 
voor wat betreft het Koninkrijk der Neder-
landen slechts van toepassing op het 
grondgebied van het Rijk in Europa. 

Artikel 139 
1. Deze Overeenkomst dient te worden 

bekrachtigd, aanvaard of  goedgekeurd. De 
akten van bekrachtiging, aanvaarding of 
goedkeuring worden bij de Regering van 
het Groothertogdom Luxemburg nederge-
legd; deze geeft aan alle Overeenkomstslui-
tende Partijen kennis van de nederlegging. 
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(2) Dieses Übereinkommen tritt am 
ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der letzten Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde in 
Kraft. Die Bestimmungen in bezug auf die 
Einrichtung, die Tätigkeiten und die Befug-
fisse des Exekutivausschusses finden vom 
Inkrafttreten des Übereinkommens an 
Anwendung. Die übrigen Bestimmungen 
finden vom  ersten Tag des dritten Monats 
nach Inkrafttreten des Übereinkommens an 
Anwendung. 
(3) Die Regierung des Großherzogtums 

Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 

Artikel 140 

(1) Jeder Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften kann diesem Übereinkom-
men beitreten. Der Beitritt wird in einem 
Übereinkommen zwischen diesem Staat 
und den Vertragsparteien geregelt. 

(2) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch den beitretenden Staat und jede Ver-
tragspartei. Es tritt in Kraft  am ersten Tag 
des zweiten Monats nach Hinterlegung der 
letzten Ratifikations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunde. 

Artikel 141 

(1) Jede Vertragspartei kann dem Ver

-

wahrer einen Vorschlag zur Änderung die-
ses Übereinkommens zuleiten. Der Ver-
wahrer übermittelt diesen Vorschlag an die 
anderen Vertragsparteien. Auf Antrag einer 
Vertragspartei überprüfen die Vertrags

-

parteien die Bestimmungen dieses Überein-
kommens, wenn nach ihrer Auffassung eine 
Änderung grundlegenden Charakters in den 
zur Zeit des Inkrafttretens des Übereinkom-
mens bestehenden Verhältnissen entstan-
den ist. 

(2) Die Vertragsparteien legen die Ände-
rungen dieses Übereinkommens einver

-

nehmlich fest. 

(3) Die Änderungen treten in Kra ft  am 
ersten Tag des zweiten Monats nach Hin-
terlegung der letzten Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde. 

Artikel 142 
(1) Werden zwischen den Mitgliedstaaten 

der Europäischen Gemeinschaften Über-
einkommen im Hinblick auf die Verwirkli-
chung eines Raumes ohne Binnengrenzen 
geschlossen, so vereinbaren die Vertrags-
parteien, unter welchen Voraussetzungen 
die Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens unter Berücksichtigung der entspre-
chenden Bestimmungen der erwähnten 
Übereinkommen ersetzt oder geändert wer-
den' müssen. 

2. La présente Convention entrera en vi-
gueur le premier jour du deuxième mois qui 
suit le dépôt du dernier instrument de ratifi-
cation, d'approbation ou d'acceptation. Les 
dispositions relatives à la création, aux acti-
vités et aux compétences du Comité Exécu-
tif s'appliquent dès l'entrée en vigueur de la 
présente Convention. Les autres disposi-
tions s'appliquent à compter du premier jour 
du troisième mois suivant l'entrée en vi-
gueur de la présente Convention. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duché de 
Luxembourg notifie la date de l'entrée en 
vigueur à toutes les Parties Contractantes. 

Article 140 

1. Tout Etat membre des Communautés 
européennes peut devenir Partie à la pré-
sente Convention. L'adhésion fait l'objet 
d'un accord entre cet Etat et les Parties 
Contractantes. 

2. Cet accord est soumis à ratification, 
approbation ou acceptation, par l'Etat adhé-
rent et chacune des Parties Contractantes. 

II entre en vigueur le premier jour du 
deuxième mois qui suit le dépôt du dernier 
instrument de ratification, d'approbation ou 
d'acceptation. 

Article 141 
1. Toute Partie Contractante peut faire 

parvenir au dépositaire une proposition ten-
dant à modifier la présente Convention. Le 
dépositaire transmet cette proposition aux 
autres Parties Contractantes. A la demande 
d'une Partie Contractante, les Parties 
Contractantes réexaminent les dispositions 
de la présente Convention si, à leur avis, 
une situation constitue un changement de 
caractère fondamental des conditions exis-
tant lors de l'entrée en vigueur de la pré-
sente Convention. 

2. Les Parties Contractantes arrêtent d'un 
commun accord les modifications à la pré-
sente Convention. 

3. Les modifications entrent en vigueur le 
premier jour du deuxième mois suivant la 
date de dépôt du dernier instrument de rati-
fication, d'approbation ou d'acceptation. 

Article 142 
1. Lorsque des conventions sont 

conclues entre les Etats membres des 
Communautés européennes en vue de la 
réalisation d'un espace sans frontières inté-
rieures, les Parties Contractantes convien-
nent des conditions dans lesquelles les dis-
positions de la présente Convention sont 
remplacées ou modifiées en fonction des 
dispositions correspondantes desdites 
conventions. 

2. Deze Overeenkomst treedt in werking 
op de eerste dag van de tweede maand 
volgend op de datum van nederlegging van 
de laatste akte van bekrachtiging, aanvaar-
ding of goedkeuring. De bepalingen inzake 
de installing, werkzaamheden en bevoegd-
heden van het Uitvoerend Comité zijn vanaf 
het tijdstip van inwerkingtreding van toepas-
sing. De overige bepalingen zijn van toe

-

passing vanaf de eerste dag van de derde 
maand volgend op het tijdstip van inwer-
kingtreding. 
3. De Regering van het Groothertogdom 

Luxemburg geeft alle Overeenkomstslui-
tende Partijen kennis van de datum van de 
inwerkingtreding. 

Artikel 140 

1. . ledere Lid-Staat van de Europese 
Gemeenschappen kan Partij worden bij 
deze Overeenkomst. De toetreding wordt 
geregeld bij een overeenkomst tussen de 
desbetreffende Staat en de Overeen-
komstsluitende Partijen. 
2. Deze overeenkomst wordt door de 

toetredende Staat en ieder der Overeen-
komstsluitende Partijen bekrachtigd, aan-
vaard of goedgekeurd. Zij treedt in werking 
op de eerste  dag van de tweede maand 
volgende op de nederlegging van de laatste 
akte van bekrachtiging, aanvaarding of 
goedkeuring. 

Artikel 141 
1. Elk der Overeenkomstsluitende Par-

tijen kan de depositaris een voorstel tot 
wijziging van deze Overeenkomst doen toe-
komen. De depositaris duet de overige 
Overeenkomstsluitende Partijen medede-
ling van dit voorstel. Op verzoek van één 
der Overeenkomstsluitende Partijen toet-
sen de Overeenkomstsluitende Partijen de 
bepalingen van deze Overeenkomst, wan-
neer naar hun oordeel een fundamentele 
wijziging in de op het tijdstip van de inwer-
kingtreding van deze Overeenkomst 
bestaande omstandigheden is opgetreden. 
2. De Overeenkomstsluitende Partijen 

stellen in onderlinge overeenstemming de 
in deze Overeenkomst aan te brengen wijzi-
gingen vast. 
3. De wijzigingen treden in werking op de 

eerste dag van de tweede maand volgende 
op de datum van nederlegging van de laat-
ste akte van bekrachtiging, aanvaarding of 
goedkeuring. 

Artikel 142 
1. Indien tussen de Lid-Staten van de 

Europese Gemeenschappen overeenkom-
sten worden gesloten met het oog op -het 
creëren van een ruimte zonder binnengren-
zen, koenen de Overeenkomstsluitende 
Partijen overeen onder welke voorwaarden 
de bepalingen van de onderhavige Over-
eenkomst, in het licht van de daarmee cor

-responderende bepalingen van bedoelde 
overeenkomsten, worden vervangen of 
aangepast. 
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Die Vertragsparteien berücksichtigen dabei, 
daß die Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens eine weitergehende Zusammenarbeit 
vorsehen können als die Bestimmungen der 
erwähnten Übereinkommen. 

Die Bestimmungen, die zu den Bestimmun-
gen der zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften geschlosse-
nen Übereinkommen in Widerspruch ste-
hen, werden auf jeden Fall angepaßt. 

(2) Die Änderungen dieses Übereinkom-
mens, die von den Vertragsparteien für 
erforderlich gehalten werden, bedürfen der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch die Vertragsparteien. Artikel 141 
Absatz 3 findet Anwendung mit der Maß-
gabe, daß die Änderungen nicht vor Inkraft-
treten des betreffenden Übereinkommens 
zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften in Kra ft  treten. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Schengen, am neunzehn-
ten Juni neunzehnhundertneunzig, in deut-
scher, französischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherma-
ßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die bei 
der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg hinterlegt wird; diese übermittelt 
jeder Vertragspartei eine beglaubigte 
Abschrift. 

Les Parties Contractantes tiennent compte, 
a cet effet, de ce que les dispositions de la 
présente Convention peuvent prévoir une 
coopération plus poussée que celle qui ré-
sulte des dispositions desdites conventions. 

Les dispositions qui sont contraires à celles 
convenues entre les Etats membres des 
Communautés européennes sont adaptées 
en tout état de cause. 

2. Les modifications à la présente 
Convention qui sont jugées nécessaires par 
les Parties Contractantes sont soumises à 
ratification, approbation ou acceptation. La 
disposition de l'article 141 paragraphe 3 est 
applicable, étant entendu que les modifica-
tions n'entreront pas en vigueur avant l'en-
trée en vigueur desdites conventions entre 
les Etats membres des Communautés eu-
ropéennes. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment 
autorisés à cet effet, ont apposé leurs si-
gnatures au bas de la présente Convention. 

Fait à Schengen, le dix-neuf juin mil neuf 
cent quatre-vingt-dix, dans les langues alle-
mande, française et néerlandaise, les trois 
textes faisant également foi, en un exem-
plaire original qui sera déposé dans les 
archives du Gouvernement du Grand-
Duché de Luxembourg, qui remettra une 
copie certifiée conforme à chacune des Par-
ties Contractantes. 

De Overeenkomstsluitende Partijen houden 
daartoe rekening met het feit, dat de bepa-
lingen van de onderhavige Overeenkomst 
een verdergaande samenwerking dan die 
ingevolge de bepalingen van bedoelde 
overeenkomsten kunnen beheizen. 

De bepalingen die in strijd zijn met de tus-
sen de Lid-Staten van de Europese 
Gemeenschappen overeengekomen bepa-
lingen worden in elk geval aangepast. 

2. De wijzigingen van de onderhavige 
Overeenkomst waarvan de Overeen-
komstsluitende Partijen vaststellen dat zij 
nodig zijn, dienen door de Overeenkomst-
sluitende Partijen te worden bekrachtigd, 
aanvaard of goedgekeurd. Het bepaalde in 
artikel 141, lid 3, is van toepassing met dien 
verstande dat de wijzigingen niet eerder in 
werking treden dan op het tijdstip van inwer-
kingtreding van de desbetreffende overeen-
komst tussen de Lid-Staten van de Euro

- pese Gemeenschappen. 

Ten blijke waarvan de ondergetekenden, 
daartoe naar behoren gemachtigd, deze 
Overeenkomst hebben ondertekend. 

Gedaan te Schengen, op negentien juni 
negentienhonderdnegentig, in de Duitse, de 
Franse en de Nederlandse taal, zijnde de 
teksten in elk van deze taten gelijkelijk 
authentiek, in een origineel dat zal worden 
nedergelegd bij de Regering van het Groot-
hertogdom Luxemburg, die een voor eens-
luidend gewaarmerkt afschrift daarvan aan 
alle Overeenkomstsluitende Partijen toe-
zendt. 

Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 

Voor de Regering van het Koninkrijk Belgie 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la République fédérale d'Allemagne 

Voor de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la République française 

Voor de Regering van de Franse Republiek 
Edith Cresson 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg 
Voor de Regering van het Groothertogdom Luxemburg 

Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
Piet Dankert 
Arie Kosto 
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Schlußakte 

Bei der Unterzeichnung des Übereinkom-
mens zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den Gemeinsamen 
Grenzen haben die Vertragsparteien die fol-
genden Erklärungen angenommen: 

1) Gemeinsame Erklärung zu Artikel 139 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten 
sich schon vor Inkrafttreten des Über-
einkommens über alle Umstände, die 
für die Vertragsmaterie des Überein-
kommens und seine Inkraftsetzung von 
Bedeutung sind. 

Das Übereinkommen wird erst in Kraft 
 gesetzt, wenn die Voraussetzungen der 

Anwendung des Übereinkommens bei 
den Unterzeichnerstaaten gegeben sind 
und die Kontrollen an den Außengren-
zen tatsächlich durchgeführt werden. 

2) Gemeinsame Erklärung zu Artikel 4 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
alles zu tun, um gleichzeitig diesen Ter-
min einzuhalten und kein Sicherheitsde-
fizit entstehen zu lassen. Vor dem 31. 
Dezember 1992 wird im Exekutivaus-
schuß geprüft werden, welche Fort

-schritte verwirklicht worden sind. Das 
Königreich der Niederlande weist darauf 
hin, daß Terminschwierigkeiten bei 
einem bestimmten Flughafen nicht aus-
zuschließen sind, ohne daß hieraus 
Sicherheitslücken entstehen. Die ande-
ren Vertragsparteien werden dies 
berücksichtigen, ohne daß sich hieraus 
Schwierigkeiten für den Binnenmarkt 
ergeben dürfen. 

Im Fall von Schwierigkeiten wird der 
Exekutivausschuß prüfen, wie eine 
gleichzeitige Einführung am besten ver-
wirklicht werden kann. 

3) Gemeinsame Erklärung zu Artikel 71 
Absatz 2 

Soweit eine Vertragspartei im Rahmen 
ihrer nationalen Politik zur Vorbeugung 
und Behandlung der Abhängigkeit von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 
von dem in Artikel 71 Absatz 2 festge-
schriebenen Grundsatz abweicht, tref-
fen alle Vertragsparteien die erforderli-
chen strafrechtlichen und verwaltungs-
rechtlichen Maßnahmen, um die uner-
laubte Ein- und Ausfuhr dieser Stoffe, 
insbesondere in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragsparteien, zu unterbin-
den. 

Acte final 

Au moment de la signature de la Conven-
tion d'application de l'Accord de Schengen 
du 14 juin 1985 entre les Gouvernements 
des Etats de l'Union économique Benelux, 
de la République fédérale d'Allemagne et 
de la République française, relatif à la sup-
pression graduelle des contrôles aux fron-
tières communes, les Parties Contractantes 
ont adopté les déclarations suivantes: 

1. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 139 

Les Etats signataires s'informent mu-
tuellement, dès avant l'entrée en vi-
gueur de la Convention, de toutes les 
circonstances qui revêtent une impor-
tance pour les matières visées par la 
Convention et pour la mise en vigueur 
de celle-ci. 

La Convention ne sera mise en vigueur 
que lorsque les conditions préalables à 
l'application de la Convention seront 
remplies dans les Etats signataires et 
que les contrôles aux frontières exté-
rieures seront effectifs. 

2. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 4 
Les Parties Contractantes s'engagent à 
tout mettre en oeuvre afin de respecter 
ce délai simultanément et de prévenir 
tout déficit de sécurité. Avant le 31 dé-
cembre 1992, le Comité Exécutif exami-
nera quels progrès auront été réalisés. 
Le Royaume des Pays-Bas souligne 
que des difficultés de délai ne sont pas à 
exclure dans un aéroport déterminé, 
sans qu'elles ne suscitent pour autant 
des lacunes de sécurité. Les autres Par-
ties Contractantes tiendront compte de 
cette situation, sans qu'il ne puisse en 
découler des difficultés pour le marché 
intérieur. 

En cas de difficultés, le Comité Exécutif 
examinera les meilleures conditions 
d'application simultanée de ces me-
sures dans les aéroports. 

3. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 71 paragraphe 2 
Pour autant qu'une Partie Contractante 
déroge au principe visé à l'article 71 
paragraphe 2 dans le cadre de sa politi-
que nationale de prévention et de traite-
ment de la dépendance à l'égard des 
stupéfiants et des substances psycho-
tropes, toutes les Parties Contractantes 
prennent les mesures administratives et 
pénales nécessaires afin de prévenir et 
de réprimer l'importation et l'exportation 
illicites desdits produits et substances 
notamment vers le territoire des autres 
Parties Contractantes. 

Slotakte 

Bij de ondertekening van de Overeen-
komst ter uitvoering van het tussen de 
Regeringen van de Staten van de Benelux 
Economische Unie, de Bondsrepubliek 
Duitsland en de Franse Republiek op 14 
juni 1985 te Schengen gesloten Akkoord 
betreffende de geleidelijke afschaffing van 
de controles aan de gemeenschappelijke 
binnengrenzen hebben de Overeenkomst-
sluitende Partijen onderstaande verklarin-
gen aangenomen: 

1. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
artikel 139 

De ondertekenende Staten informeren 
elkaar reeds vóór de inwerkingtreding 
van de Overeenkomst omtrent alle 
omstandigheden die voor de door de 
Overeenkomst bestreken materie en de 
inwerkingstelling relevant zijn. 

De Overeenkomst wordt niet in werking 
gésteld dan nadat aan de voorwaarden 
voor toepassing van de Overeenkomst 
in de ondertekenende Staten is voldaan 
en de controles aan de buitengrenzen 
effectief zijn. 

2. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
artikel 4 

De Overeenkomstsluitende Partijen ver-
binden zich ertoe al het nodige te doen 
om deze termijn gelijktijdig na te leven 
en te vermijden dat veiligheidsleemten 
ontstaan. Vóór 31 december 1992 zal in 
het Uitvoerend Comité worden nage

-gaan in welke mate voortgang zal zijn 
gemaakt. Het Koninkrijk der Neder-
landen attendeert erop dat voor een 
bepaalde luchthaven moeilijkheden met 
betrekking tot het naleven van deze ter-
mijn niet mogen worden uitgesloten, 
zonder dat hieruit veiligheidsleemten 
ontstaan. De overige Partijen zullen 
hiermee rekening houden, zonder dat 
hieruit moeilijkheden voor de interne 
markt mogen voortvloeien. 

In geval van moeilijkheden zal het Uit-
voerend Comité de beste mogelijkhe-
den voor gelijktijdige toepassing van 
deze maatregelen in de luchthavens 
aan een onderzoek onderwerpen. 

3. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
artikel 71, lid 2 
Voor zover een Overeenkomstsluitende 
Partij in het kader van haar nationale 
beleid inzake de voorkoming en behan-
deling van verslaving aan verdovende 
middelen en psychotrope stoffen afwijkt 
van het in artikel 71, lid 2, neergelegde 
beginsel, nemen alle Overeenkomstslui-
tende Partijen de noodzakelijke straf-
rechtelijke en bestuurlijke maatregelen 
teneinde de illegale in- en uitvoer van 
die middelen en stoffen in het bijzonder 
naar het grondgebied van de overige 
Overeenkomstsluitende Partijen tegen 
te gaan. 
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4) Gemeinsame Erklärung zu Artikel 121 

In Übereinstimmung mit dem Gemein-
schaftsrecht verzichten die Vertrags-
parteien auf die nach Gemeinschafts-
recht vorgesehenen Untersuchungen 
und die Vorlage von Pflanzengesund-
heitszeugnissen für die Pflanzen oder 
Pflanzenerzeugnisse, die 

a) unter Nummer 1 aufgeführt sind 
oder 

b) unter Nummer 2 bis 6 aufgeführt 
sind und ihren Ursprung in einem 
der Vertragsstaaten haben. 

1. Schnittblumen und Pflanzenteile 
zu Zierzwecken von: 
Castanea 
Chrysanthemum 
Dendranthema 
Dianthus 
Gladiolus 
Gypsophila 
Prunus 
Quercus 
Rosa 
Salix 
Syringa 
Vitis 

2. Frische Früchte von: 
Citrus 
Cydonia 
Malus 
Prunus 
Pyrus 

3. Holz von: 
Castanea 
Quercus 

4. Nährsubstrat, das ganz oder teil-
weise aus Erde oder einem 
festen organischen Stoff 
besteht, wie Pflanzenteile, Torf 
und Rinde mit Humus, die 
jedoch nicht nur aus Torf beste-
hen. 

5. Saatgut 

6. Lebende Pflanzen, wie nachste-
hend aufgeführt und aufgenom-
men in den GN-Kode der Zollno-
menklatur, veröffentlicht in dem 
Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 7. Sep-
tember 1987. 

GN-Kode Beschreibung 

0601 20 30 Bulben, Zwiebeln, 
Knollen, Wurzelknollen 
und Wurzelstöcke, im 
Wachstum oder in Blüte, 
Orchideen, Hyazinthen, 
Narzissen und Tulpen 

0601 20 90 Bulben, Zwiebeln, 
Knollen, Wurzelknollen 

4. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 121 
Les Parties Contractantes renoncent, 
dans le respect du droit communautaire, 
aux contrôles et à la présentation des 
certificats phytosanitaires prévus par le 
droit communautaire pour les végétaux 
et produits de végétaux 

a. énumérés sous le numéro 1, ou 

b. énumérés sous les numéros 2 à 6 et 
qui sont originaires de l'une des Par-
ties Contractantes 

1. Fleurs coupées et parties de 
plantes pour ornementation de: 
Castanea 
Chrysanthemum 
Dendranthema 
Dianthus 
Gladiolus 
Gypsophila 
Prunus 
Quercus 
Rosa 
Salix 
Syringa 
Vitis 

2. Fruits frais de: 
Citrus 
Cydonia 
Malus 
Prunus 
Pyrus 

3. Bois de: 
Castanea 
Quercus 

4. Milieu de culture constitué en 
tout ou en partie de terre ou de 
matières organiques solides 
telles que parties de végétaux, 
tourbe et écorces avec humus, 
sans être toutefois constitués en 
totalité de tourbe. 

5. Semences 

6. Végétaux vivants mentionnés ci-
après et figurant sous le code 
NC énuméré ci-après de la no-
menclature douanière publiée au 
Journal officiel des Commu-
nautés européennes du 
7.9.1987. 

Code NC 	Désignation 

0601 20 30 Bulbes, oignons, 
tubercules, racines tubé-
reuses et rhizomes, en 
végétation ou en fleur: or-
chidées, jacinthes, 
narcisses, tulipes 

0601 20 90 Bulbes, oignons, tuber-
cules, racines tubéreuses 

4. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
artikel 121 

Overeenkomstig het Gemeenschaps-
recht zien de Overeenkomstsluitende 
Partijen of van de door het Gemeen-
schapsrecht voorgeschreven fytosani-
taire controles en certificaten voor de 
planten en plantaardige produkten die: 

a. onder nummer 1 zijn opgesomd, dan 
wel 

b. onder nummers 2 tot en met 6 zijn 
opgesomd en van oorsprong uit één 
der Overeenkomstsluitende Partijen 
zijn. 

1. Snijbloemen en plantedelen voor 
sierdoeleinden van: 
Castanea 
Chrysanthemum 
Dendranthema 
Dianthus 
Gladiolus 
Gypsophila 
Prunus 
Quercus 
Rosa 
Salix 
Syringa 
Vitis 

2. Verse vruchten van: 
Citrus 
Cydonia 
Malus 
Prunus 
Pyrus 

3. Hout van: 
Castanea 
Quercus 

4. Groeimedium 	als zodanig, 
geheel of gedeeltelijk bestaande 
uit grond of vaste organische 
stollen zoals plantedelen, tu rf  of 
schors bevattende humus, doch 
niet uitsluitend bestaande uit 
turf . 

5. Zaaizaad 

6. Levende planten zoals hierna 
vermeld en voorkomende onder 
de hierna vermelde GN-code 
van de douanenomenclatuur, 
gepubliceerd in het Publicatie-
blad van de Europese Gemeen-
schappen van 7 september 
1987. 

GN-code 	Omschrijving 

0601 20 30 Bollen, bloembollen, 
knollen, wortelknollen en 
wortelstokken, in blad of 
in bloei: orchideeën, 
hyacinten, narcissen, 
tulpen 

0601 20 90 Bollen, bloembollen, 
knollen, wortelknollen en 
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GN-Kode 	Beschreibung 

und Wurzelstöcke, im 
Wachstum oder in Blüte: 
andere 

0602 3010 Rhododendron simsii 
(Azalea indica) 

0602 99 51 Freilandpflanzen: 
Freilandstauden 

0602 99 59 Freilandpflanzen: 
andere 

0602 99 91 Zimmerpflanzen: 
Blütenpflanzen mit 
Knospen oder Blüten; 
ausgenommen Kakteen 

0602 99 99 Zimmerpflanzen: andere 

5) Gemeinsame Erklärung in bezug auf die 
nationale Politik im Asylbereich 

Die Vertragsparteien werden eine 
Bestandsaufnahme ihrer nationalen 
Politik im Bereich des Asyls vornehmen 
im Hinblick auf das Bestreben einer Har-
monisierung. 

6) Gemeinsame Erklärung zu Artikel 132 

Die Vertragsparteien unterrichten ihre 
nationalen Parlamente über die Anwen-
dung dieses Übereinkommens. 

Geschehen zu Schengen, am neunzehn-
ten Juni neunzehnhundertneunzig, in deut-
scher, französischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die 
bei der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg hinterlegt wird; diese übermittelt 
jeder Vertragspartei eine beglaubigte 
Abschrift. 

Code NC 	Désignation 

et rhizomes, en 
végétation ou en fleur: 
autres 

0602 3010 Rhododendron simsii 
(Azalea indice) 

0602 99 51 Plantes de plein air: 
plantes vivaces 

0602 99 59 Plantes de plein air: 
autres 

0602 99 91 	Plantes d'intérieur: 
plantes à fleurs en 
boutons ou en fleur, à 
l'exception des cactées 

0602 99 99 Plantes d'intérieur: autre 

5. Déclaration commune concernant les 
politiques nationales en matière d'asile 

Les Parties Contractantes procéderont 
à un inventaire des politiques nationales 
en matière d'asile, en vue d'en recher-
cher l'harmonisation. 

6. Déclaration commune concernant l'arti
-cle 132 

Les Parties Contractantes informent 
leurs parlements nationaux de la mise 
en oeuvre de la présente Convention. 

Fait à Schengen, le dix-neuf juin mil neuf 
cent quatre-vingt-dix, dans les langues alle

-

mande, française et néerlandaise, les trois 
textes faisant également foi, en un exem

-

plaire original qui sera déposé dans les 
archives du Gouvernement du Grand

-

Duché de Luxembourg, qui remettra une 
copie certifiée conforme à chacune des Par

-

ties Contractantes. 

GN-code 	Omschrijving 

wortelstokken, in blad of 
in bloei: andere 

0602 30 10 Rhododendron simsii 
(Azalea indica) 

0602 99 51 Planten voor open grond: 
vaste planten 

0602 99 59 Planten voor open grond: 
andere 

0602 99 91 Kamerplanten: bloeiende 
planten in knop of bloem; 
met uitzondering van 
cactussen 

0602 99 99 Kamerplanten: andere 

5. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
nationaal asielbeleid 

De Overeenkomstsluitende Partijen zul-
len een inventaris opmaken van het 
nationale beleid inzake het asielrecht 
met het oog op het streven naar harmo-
nisatie. 

6. Gemeenschappelijke verklaring inzake 
artikel 132 

De Overeenkomstsluitende Partijen 
informeren hun nationale Parlementen 
over de uitvoering van deze Overeen-
komst. 

Gedaan te Schengen, op negentien juni 
negentienhonderdnegentig, in de Duitse, de 
Franse en de Nederlandse taal, zijnde de 
teksten in elk van deze taten gelijkelijk 
authentiek, in een origineel dat zal worden 
nedergelegd bij de Regering van het Groot-
hertogdom Luxemburg, die een voor eens-
luidend gewaarmerkt afschrift daarvan aan 
alle Overeenkomstsluitende Partijen toe-
zendt. 

Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 

Voor de Regering van het Koninkrijk België 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la République fédérale d'Allemagne 

Voor de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la République française 

Voor de Regering van de Franse Republiek 
Edith Cresson 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg 
Voor de Regering van het Groothertogdom Luxemburg 

Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
Piet Dankert 
Arie Kosto 
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Protokoll 

In Ergänzung der Schlußakte zu dem 
Übereinkommen zur Durchführung des Über-
einkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 zwischen den Regierungen der Staa-
ten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bun-
desrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik betreffend den schrittwei-
sen Abbau der Kontrollen an den gemeinsa-
men Grenzen haben die Vertragsparteien 
die folgende gemeinsame Erklärung abge-
geben und die folgenden einseitigen Erklä-
rungen entgegengenommen, die in bezug 
auf dieses Übereinkommen abgegeben 
wurden: 

I. Erklärung in bezug auf den Geltungs-
bereich 

Die Vertragsparteien stellen fest: Nach 
der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten wird sich die völkerrechtliche 
Bindungswirkung des Übereinkommens 
auch auf das derzeitige Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik 
erstrecken. 

II. Erklärungen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Auslegung des Über-
einkommens 

1. Das Übereinkommen wird in der 
Perspektive der Vereinigung der bei-
den deutschen Staaten geschlos-
sen. 

Die Deutsche Demokratische Repu

-

blik ist im Verhältnis zur Bundes

-

republik Deutschland nicht Ausland. 

Artikel 136 findet keine Anwendung 
auf das Verhältnis der Bundesrepu-
blik Deutschland zur Deutschen 
Demokratischen Republik. 

2. Die im deutsch-österreichischen 
Briefwechsel vom 20. August 1984 
getroffene Regelung über Kontroll-
erleichterungen an den gemeinsa-
men Grenzen für die Staatsangehö-
rigen beider Staaten bleibt durch 
diesen Staatsvertrag unberührt, 
muß aber im Interesse der Sicher-
heitslage und der Einwanderungs-
risiken der Schengener Vertrags-
parteien so vollzogen werden, daß 
sich die Vergünstigungen in der Pra-
xis auf österreichische Staatsange-
hörige beschränken. 

III. Erklärung des Königreichs Belgien zu 
Artikel 67 

Hinsichtlich der Übertragung der Voll-
streckung von Strafurteilen wird auf 
nationaler Ebene nicht das Verfahren 
angewandt, das nach belgischem Recht 
für die zwischenstaatliche Überstellung 
von verurteilten Personen vorgesehen 
ist, sondern ein Sonderverfahren, das 

Procès-verbal 

En complément de l'Acte Final de la 
Convention d'application de l'Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver-
nements des Etats de l'Union économique 
Benelux, de la République fédérale d'Alle-
magne et de la République française relatif 
à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes, les Parties 
Contractantes ont adopté la déclaration 
commune suivante et pris note des déclara-
tions unilatérales ci-après, faites en rapport 
avec ladite Convention: 

I. Déclaration concernant le champ d'ap-
plication 

Les Parties Contractantes constatent: 
après l'unification des deux Etats alle-
mands, le champ d'application, en droit 
international, de la Convention s'éten-
dra aussi au territoire actuel de la Répu-
blique démocratique allemande. 

II. Déclarations de la République fédérale 
d'Allemagne concernant l'interprétation 
de la Convention 

1. La Convention est conclue dans la 
perspective de l'unification des deux 
Etats allemands. 

La République démocratique alle-
mande n'est pas un pays étranger 
par rapport à la République fédérale 
d'Allemagne. 

L'article 136 n'est pas applicable 
dans les relations entre la Républi-
que fédérale d'Allemagne et la Ré-
publique démocratique allemande. 

2. La présente Convention ne porte 
pas atteinte au régime convenu 
dans l'échange de lettres germano-
autrichien du 20 août 1984 compor-
tant un allégement des contrôles 
aux frontières communes pour les 
ressortissants des deux Etats. Ce 
régime devra cependant être appli-
qué compte tenu des impératifs de 
sécurité et d'immigration des Parties 
Contractantes de Schengen, de 
sorte que ces facilités se limitent en 
pratique aux ressortissants autri-
chiens. 

III. Déclaration du Royaume de Belgique 
concernant l'article 67 

La procédure qui sera appliquée sur le 
plan interne pour la reprise de l'exécu-
tion d'un jugement étranger ne sera pas 
celle qui est prévue par la loi belge 
relative au transfèrement inter-étatique 
des personnes condamnées, mais une 
procédure spéciale qui sera déterminée 

Protocol 

In aanvulling op de Slotakte van de Over-
eenkomst ter uitvoering van het tussen de 
Regeringen van de Staten van de Benelux 
Economische Unie, van de Bondsrepubliek 
Duitsland, en van de Franse Republiek op 
14 juni 1985 te Schengen gesloten Akkoord 
betreffende de geleidelijke afschaffing van 
de controles aan de gemeenschappelijke 
grenzen hebben de Overeenkomstsluitende 
Partijen de volgende gemeenschappelijke 
verklaring aangenomen en nota genomen 
van de onderstaande eenzijdige verklarin-
gen, welke met betrekking tot de genoemde 
Overeenkomst zijn afgelegd: 

I. Verklaring inzake het toepassings-
gebied 

De Overeenkomstsluitende Partijen 
stellen vast: na eenwording van de 
beide Duitse Staten zal, volkenrechte-
lijk, het toepassingsgebied van de Over-
eenkomst zich ook over het huidige 
grondgebied van de Duitse Democrati-
sche Republiek uitstrekken. 

II. Verklaringen van de Bondsrepubliek 
Duitsland ter uitlegging van de Overeen-
komst 

1. De Overeenkomst wordt gesloten in 
het perspectief van de vereniging 
van de beide Duitslanden. 

De Duitse Democratische Republiek 
is in de relatie tot de Bondsrepubliek 
Duitsland geen buitenland. 

Artikel 136 is niet van toepassing op 
de relatie tussen de Bondsrepubliek 
Duitsland en de Duitse Democrati-
sche Republiek. 

2. Deze Overeenkomst doet geen 
afbreuk aan de in de Duits-Oosten-
rijkse briefwisseling van 20 augustus 
1984 getroffen regeling inzake con-
trolevereenvoudigingen aan de 
gemeenschappelijke grenzen voor 
onderdanen van beide landen; deze 
regeling dient ter vrijwaring van de 
veiligheids- en immigratiebelangen 
van de Overeenkomstsluitende Par-
tijen op zodanige wijze ten uitvoer te 
worden gelegd, dat deze faciliteiten 
in de praktijk totOostenrijkse onder-
danen beperkt blijven. 

III. Verklaring van het Koninkrijk België 
inzake artikel 67 

Voor de overdracht van de tenuitvoer-
legging van in andere Overeenkomst-
sluitende Partijen gewezen strafvonnis-
sen wordt in nationaal verband niet de 
procedure als bedoeld in de Belgische 
wet betreffende de overbrenging van 
gevonniste personen tussen Staten 
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bei der Ratifikation dieses Übereinkom-
mens festgelegt wird. 

Geschehen zu Schengen, am neunzehn-
ten Juni neunzehnhundertneunzig, in deut-
scher, französischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherma-
ßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die bei 
der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg hinterlegt wird ; diese übermit-
telt jeder Vertragspartei eine beglaubigte 
Abschrift. 

lors de la ratification de la présente 
Convention. 

Fait à Schengen, le dix-neuf juin mil neuf 
cent quatre-vingt-dix, dans les langues alle-
mande, française et néerlandaise, les trois 
textes faisant également foi, en un exem-
plaire original qui sera déposé dans les 
archives du Gouvernement du Grand-
Duché de Luxembourg, qui remettra une 
copie certifiée conforme à chacune des Par-
ties Contractantes. 

gevolgd, doch een bijzondere, bij de 
bekrachtiging van deze Overeenkomst 
vast te stellen procedure. 

Gedaan te Schengen, op negentien juni 
negentienhonderdnegentig, in de Duitse, de 
Franse en de Nederlandse taal, zijnde de 
teksten in elk van deze taten gelijkelijk 
authentiek, in een origineel dat zal worden 
nedergelegd bij de Regering van het Groot-
hertogdom Luxemburg, die een voor eens-
luidend gewaarmerkt afschrift daarvan aan 
alle Overeenkomstsluitende Partijen toe-
zendt. 

Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 

Voor de Regering van het Koninkrijk België 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la République fédérale d'Allemagne 

Voor de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la République française 

Voor de Regering van de Franse Republiek 
Edith Cresson 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg 
Voor de Regering van het Groothertogdom Luxemburg 

Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
Piet Dankert 
Arie Kosto 
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Gemeinsame Erklärung 
der in Schengen am 19. Juni 1990 

zusammengekommenen 
Minister und Staatssekretäre: 

Die Regierungen der Vertragsparteien 
des Schengener Übereinkommens werden 
insbesondere über folgende Punkte 
Besprechungen einleiten oder fortsetzen: 

—Verbesserung und Erleichterung der 
Auslieferungspraxis; 

— Verbesserung der Zusammenarbeit bei 
der Verfolgung von Verkehrsordnungswi-
drigkeiten; 

— Erarbeitung von Regeln für die gegen-
seitige Anerkennung der Entziehung der 
Fahrerlaubnis; 

—Möglichkeit der gegenseitigen Vollstrek

-

kung von Geldstrafen und Geldbußen; 
— Erarbeitung von Regeln über die gegen-

seitige Übertragung der Strafverfolgung 
einschließlich der Möglichkeit der Über-
stellung des Verdächtigen in sein Her-
kunftsland; 

— Erarbeitung von Regeln über die Rück-
führung von Minderjährigen, die wider-
rechtlich der Aufsicht der mit der elter-
lichen Gewalt betrauten Personen ent-
zogen wurden; 

—Weitere Erleichterungen der Kontrollen 
im gewerblichen Warenverkehr. 

Geschehen zu Schengen, am neunzehn-
ten Juni neunzehnhundertneunzig, in deut-
scher, französischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die 

Déclaration commune 
des Ministres et Secrétaires d'Etat 

réunis 
à Schengen le 19 juin 1990 

Les Gouvernements des Parties Contrac-
tantes de l'Accord de Schengen entameront 
ou poursuivront des discussions notam-
ment dans les domaines suivants: 

— amélioration et simplification de la prati-
que en matière d'extradition; 

— amélioration de la coopération en ce qui 
concerne les poursuites contre les infrac-
tions en matière de circulation routière; 

— régime de la reconnaissance réciproque 
des déchéances du droit de conduire des 
véhicules à moteur; 

— possibilité d'exécution réciproque des 
peines d'amendes; 

— établissement de règles concernant la 
transmission réciproque des poursuites 
pénales, y compris la possibilité du trans-
fèrement de la personne prévenue vers 
son pays d'origine; 

— établissement de règles concernant le 
rapatriement de mineurs qui ont été 
soustraits illicitement à l'autorité de la 
personne chargée d'exercer l'autorité pa-
rentale; 

— poursuite de la simplification des 
contrôles dans la circulation commer-
ciale des marchandises. 

Fait à Schengen, le dix-neuf juin mil neuf 
cent quatre-vingt-dix, dans les langues alle-
mande, française et néerlandaise, les trois 
textes faisant également foi, en un exem-
plaire original qui sera déposé auprès du 

Gemeenschappelijke Verklaring 
van de Ministers en Staatssecretarissen 

in vergadering bijeen te Schengen, 
afgelegd te Schengen op 19 juni 1990 

De Regeringen van de Overeenkomst-
sluitende Partijen van het Akkoord van 
Schengen zullen in het bijzonder over de 
onderstaande onderwerpen besprekingen 
openen of voortzetten: 

— verbetering en vereenvoudiging van de 
uitleveringspraktijk; 

— verbetering van de samenwerking bij ver

-

volging van verkeersovertredingen; 

— opstelling van regels betreffende de 
wederzijdse erkenning van ontzeggingen 
van de bevoegdheid tot het besturen van 
motorvoertuigen; 

— mogelijkheid van wederzijdse tenuitvoer-
legging van geldstraffen; 

— opstelling van regels betreffende de 
wederzijdse overdracht van strafvervol-
gingen, met inbegrip van de mogelijkheid 
van overdracht, gepaard gaande met de 
overbrenging van de verdachte naar zijn 
land van herkomst; 

— opstelling van regels betreffende de 
teruggeleiding van minderjarigen die 
wederrechtelijk zijn onttrokken aan het 
gezag van degene die met de uitoefening 
van de ouderlijke macht is belast; 

— verdere vereenvoudigingen van de con-
troles op het onderlinge handelsgoede-
renverkeer. 

Gedaan te Schengen, op negentien juni 
negentienhonderdnegentig, in de Duitse, de 
Franse en de Nederlandse taal, zijnde de 
teksten in elk van deze talen gelijkelijk 
authentiek, in een origineel dat zal worden 
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bei der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg hinterlegt wird ; diese übermit-
telt jeder Vertragspartei eine beglaubigte 
Abschrift. 

Gouvernement du Grand-Duché de Luxem-
bourg, qui remettra une copie certifiée 
conforme à chacune des Parties Contrac-
tantes. 

nedergelegd bij de Regering van het Groot-
hertogdom Luxemburg, die een voor eens-
luidend gewaarmerkt afschrift daarvan aan 
alle Overeenkomstsluitende Partijen toe-
zendt. 

Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 

Voor de Regering van het Koninkrijk België 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la République fédérale d'Allemagne 

Voor de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la République française 

Voor de Regering van de Franse Republiek 
Edith Cresson 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg 
Voor de Regering van het Groothertogdom Luxemburg 

Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
Piet Dankert 
Arie Kosto 
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Denkschrift zum Übereinkommen 

A. Allgemeines 

I. Ziel des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 
Am 14. Juni 1985 haben auf Initiative von Staatspräsident 
Mitterrand und Bundeskanzler Helmut Kohl die fünf Staa-
ten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande und 
die Bundesrepublik Deutschland in dem luxemburgischen 
Ort Schengen ein Übereinkommen geschlossen, das an 
den gemeinsamen Binnengrenzen dieser Staaten den 
Abbau der Personenkontrollen und der Kontrollen des mit 
dem Personenverkehr verbundenen Warenverkehrs mit 
dem Ziel einer vollständigen Beseitigung der Kontrollen 
vorsieht. 
Bestimmte Kontrollerleichterungen im grenzüberschreiten-
den Verkehr sind seit 1985 bereits verwirklicht worden. 
Nach Artikel 17 des Schengener Übereinkommens hatten 
sich die Vertragsstaaten verpflichtet, zum Zwecke des 
vollständigen Abbaus der Kontrollen, soweit notwendig, 
ergänzende Maßnahmen zum Schutz der inneren Sicher-
heit sowie zur Verhinderung der unerlaubten Einreise von 
Personen, die nicht Angehörige von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften sind, zu ergreifen. Diese 
Verpflichtung beruht auf der gemeinsamen Überzeugung, 
daß Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf Grenz-
kontrollen im Interesse der Bürger nicht hingenommen 
werden können. 
Die zur Vermeidung von Sicherheitseinbußen notwendi-
gen Maßnahmen einer engen Zusammenarbeit enthält als 
Ausdruck einer abgestimmten und abgewogenen Gesamt-
konzeption das Übereinkommen, das die Vertragsstaaten 
am 19. Juni 1990 unterzeichnet haben und dem am 
27. November 1990 Italien sowie am 27. Juni 1991 Spa-
nien und Po rtugal beigetreten sind. Es beruht auf dem 
Grundsatz, daß die Binnengrenzen an jeder Stelle ohne 
Personenkontrollen überschritten werden dürfen (Artikel 2 
Abs. 1). Dieses Recht gilt nicht nur für Staatsangehörige 
der Europäischen Gemeinschaften, sondern auch für Dritt-
ausländer. Eine Beschränkung auf EG-Staatsangehörige 
würde dem Ziel eines Abbaus der Kontrollen nicht gerecht, 
da weiterhin eine Überprüfung auf die Staatsangehörigkeit 
notwendig wäre. 
Ein wichtiges Element im Rahmen des Konzepts der Aus-
gleichsmaßnahmen ist eine Verstärkung und Harmonisie

-

rung der Kontrollen an den Außengrenzen der Vertrags-
staaten. Jeder, der die im Übereinkommen vereinbarten 
Voraussetzungen erfüllt, darf in das Vertragsgebiet einrei-
sen und sich ungehindert darin bewegen. 
Eine Verstärkung der Außengrenzkontrollen allein reicht 
aber nicht aus, um alle Sicherheitseinbußen zu vermeiden. 
Aus dieser Einsicht sind Vereinbarungen insbesondere zur 
einheitlichen Visapolitik, über die Errichtung eines auto-
matisierten Fahndungs- und Informationssystems, zum 
Datenschutz, zur Zuständigkeit für Asylverfahren, zur 
Rechtshilfe in Strafsachen, zur Harmonisierung der Waf-
fenbestimmungen und über Kontrollmaßnahmen für den 
Rauschgifthandel entstanden. 
Alle diese Maßnahmen sind notwendige Ausgleichsmaß-
nahmen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit beim Abbau 
der Binnengrenzen, die neben den Kontrollen der Außen-
grenzen stehen. Deshalb müssen sie gleichzeitig mit die-
sen in Kraft  gesetzt und angewendet werden. 

Mit dem jetzt ausgehandelten Übereinkommen werden 
diese Regelungen verbindlich vereinbart und damit die 
Voraussetzungen für den völligen Wegfall der Personen-
kontrollen und die Reduzierung der Kontrollen des Waren-
verkehrs an den Binnengrenzen geschaffen. 
Damit wird im Vorgriff zugleich dem Auftrag in Artikel 8a 
Abs. 2 des EWG-Vertrages zur Herstellung des Binnen-
marktes entsprochen, der lautet: 
„Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengren-
zen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen 
dieses Vertrages gewährleistet ist." 
Das Übereinkommen versteht sich als Vorläufer und 
Modell für Regelungen, die auch im Rahmen der zwölf 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften er-
reicht werden sollen. Es steht allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften zu einem Beitritt offen. 
Nach Einschätzung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften kann das Übereinkommen wesentlich 
dazu beitragen, die zum Abbau der Grenzkontrollen not-
wendigen  Arbeiten der Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften zu erleichtern und voranzubringen. Auch 
die Schengener Vertragsparteien sehen in dem Überein-
kommen einen wichtigen Schritt auf dem Wege zur Ver-
wirklichung eines Raumes ohne Binnengrenzen und neh-
men es als Ausgangs- und Bezugspunkt für ihre weiteren 
Tätigkeiten im Rahmen der Europäischen Gemeinschaf-
ten. 

II. Wesentlicher Vertragsinhalt 
Kernstück des Übereinkommens ist die vollständige Auf-
hebung aller Personenkontrollen an den Binnengrenzen 
der Vertragsstaaten. Diese Maßnahme wird flankie rt  durch 
Ausgleichsmaßnahmen im Bereich der inneren Sicherheit. 
Wesentliche Grundlage dafür ist eine intensivere Zusam-
menarbeit der für die innere Sicherheit der Vertragsstaaten 
zuständigen Behörden, für die ein gemeinsames, datenge-
stütztes Fahndungs- und Informationssystem („Schenge-
ner Informationssystem, SIS") errichtet werden soll. 
Das Übereinkommen sieht einheitliche und effektive Kon-
trollen an den Außengrenzen unter Berücksichtigung der 
Interessen aller Vertragsparteien vor. Um dies zu errei-
chen, sollen gemeinsame Kontrollmodalitäten entwickelt 
und die Ausbildung sowie die Dienstvorschriften für die 
Kontrollbeamten harmonisiert werden. Neben den Land-
und Seegrenzen werden auch die internationalen Flug- 
und Seehäfen wie Außengrenzen behandelt, soweit von 
ihnen Flüge bzw. Fahrten aus oder nach Drittländern 
durchgeführt werden. 

Weiter sieht das Übereinkommen vor: 
1. eine Harmonisierung der Sichtvermerkspolitik, 
2. asylrechtliche Regelungen, die auf der Grundlage des 

nationalen Rechts der Vertragsstaaten die Zuständig-
keit für die Durchführung des Asylverfahrens regeln, 

3. eine Harmonisierung der waffenrechtlichen Bestim-
mungen in den Vertragsstaaten, 

4. die grenzüberschreitende Observation und Nacheile 
bei der Verfolgung von Straftätern, 
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5. eine Verbesserung der Rechtshilfe und Auslieferung in 
Strafsachen, 

6. verschärfte Kontrollen im Zusammenhang mit Rausch-
gifthandel. 

Zum Schutz der Persönlichkeitsrechte des Bürgers ist der 
automatisierte und konventionelle Austausch von perso-
nenbezogenen Daten im Rahmen des Übereinkommens 
an präzise datenschutzrechtliche Bestimmungen gebun-
den. 

III. Berücksichtigung der politischen Verän-
derungen in Mittel- und Osteuropa 

Die Entwicklung in Mi ttel- und Osteuropa, von der 
Deutschland in besonderer Weise betroffen ist, wurde 
bei der Erarbeitung des Übereinkommens berücksichtigt. 
Das Übereinkommen wurde in der Perspektive der Ver-
einigung der beiden deutschen Staaten geschlossen. In 
einer gemeinsamen Protokollerklärung in Ergänzung der 
Schlußakte zum Übereinkommen wurde von den Vertrags-
parteien festgestellt, daß sich die völkerrechtliche Bin-
dungswirkung des Übereinkommens nach der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten auch auf das Gebiet der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
erstreckt. 

B. Besonderes 

Titel I — Begriffsbestimmungen 
Dieser Titel enthält Definitionen der für die Auslegung und 
Anwendung des Übereinkommens wichtigen Begriffe. 
Danach gehören u. a. die Flughäfen zu den Binnengren-
zen, soweit von ihnen Binnenflüge durchgeführt werden, 
im übrigen zu den Außengrenzen. Drittstaaten sind Staa-
ten, die nicht Vertragsparteien sind. Drittausländer sind 
aber nur Personen, die nicht Staatsangehörige eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaften sind. 

Titel II — Abschaffung der Kontrollen an den 
Binnengrenzen und Personenverkehr 
In diesem Titel wird festgelegt, daß die Binnengrenzen der 
Vertragspartner an jeder Stelle ohne Personenkontrollen, 
die Außengrenzen dagegen grundsätzlich nur an den 
Grenzübergangsstellen während der festgesetzten Ver-
kehrsstunden überschritten werden dürfen. Aus Gründen 
der nationalen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung 
können zeitlich begrenzt auch an den Binnengrenzen 
nationale Grenzkontrollen durchgeführt werden. Ausnah-
meregelungen und Modalitäten des kleinen Grenzverkehrs 
mit Drittstaaten kann ein mit Ministern der Vertragspar-
teien besetzter Exekutivausschuß festlegen. 
Der Titel enthält ferner Bestimmungen über die Kontrolle 
von Flugreisenden aus Drittstaaten, Voraussetzungen für 
die Einreise von Drittausländern, Grundsätze zur Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs an den Außengren-
zen und zur Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
Kontroll- und Überwachungsaufgaben, deren praktische 
Einzelheiten der Exekutivausschuß entscheidet. 
Für die Flughäfen sind Maßnahmen zu treffen, die bei 
Binnenflügen ab 1993 eine Abfertigung ohne Personen-
kontrolle ermöglichen und bei Flügen aus Drittstaaten mit 
Umsteigen in Binnenflüge die Kontrolle im ersten Schen-
gener Ankunftsflughafen gewährleisten. Wegen der dazu 

erforderlichen und teilweise erheblichen Um- und Ausbau-
maßnahmen sieht Artikel 4 Abs. 1 eine Übergangsfrist bis 
1993 vor. 
Die Parteien verpflichten sich zu einer Harmonisierung 
ihrer Sichtvermerkspolitik und zur Einführung eines ein-
heitlichen Sichtvermerks. Eine Änderung gemeinsamer 
Sichtvermerksregelungen ist grundsätzlich nur. im Einver-
nehmen aller möglich. Nur bei herausragenden Gründen 
der nationalen Politik, die eine dringende Entscheidung 
erfordern, sind Abweichungen zulässig. Soweit die Gestal-
tung des einheitlichen Sichtvermerks nicht bereits im Über-
einkommen geregelt ist, soll der Exekutivausschuß die 
erforderlichen Entscheidungen treffen. Sichtvermerke für 
einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten bleiben dem 
nationalen Recht vorbehalten. Sie berechtigen ihre Inha-
ber grundsätzlich zur Durchreise durch das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragsparteien. 
Die Artikel 19 bis 24 enthalten Regelungen für den Reise-
verkehr von Drittausländern. Danach können Drittauslän-
der, die Inhaber eines einheitlichen Sichtvermerks oder 
eines gültigen, von einer Vertragspartei ausgestellten Auf-
enthaltstitels sind, sich bis zu drei Monaten frei in den 
Hoheitsgebieten aller Vertragsparteien bewegen. Sie sind 
aber verpflichtet, unter den Voraussetzungen, die von 
jeder Vertragspartei festgelegt werden, sich bei den 
zuständigen Behörden entweder bei der Einreise oder 
innerhalb von drei Arbeitstagen nach der Einreise zu mel-
den und das Hoheitsgebiet der Vertragsparteien zu verlas-
sen, wenn die Voraussetzungen für einen kurzen Aufent-
halt nicht oder nicht mehr vorliegen. Soweit sie aber über 
eine gültige Aufenthaltserlaubnis einer anderen Vertrags-
partei verfügen, haben sie sich unverzüglich in deren 
Hoheitsgebiet zu begeben. Falls die Ausreise nicht freiwil-
lig erfolgt, so kann der Drittausländer nach Maßgabe des 
nationalen Rechts in seinen Herkunftsstaat oder in einen 
anderen Staat, in dem seine Zulassung möglich ist, abge-
schoben werden. Nationale asylrechtliche Bestimmungen 
und die Bestimmungen des Abkommens über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 
II S. 559) sowie des Protokolls von New York vom 
31. Januar 1969 (BGBl. 1969 II S. 1293) — im folgenden: 
Genfer Flüchtlingskonvention — bleiben davon unberührt. 
Finanzielle Ungleichgewichte, die durch die Abschiebever-
pflichtung entstehen können, werden zwischen den Ver-
tragsparteien ausgeglichen. 
Zur Einreiseverweigerung ausgeschriebene Drittausländer 
können nur nach Konsultation der ausschreibenden Ver-
tragspartei und bei Vorliegen gewichtiger Gründe einen 
Aufenthaltstitel erhalten. Wird dieser erteilt, so kann die 
'Ausschreibung nur noch in der nationalen Ausschrei-
bungsliste der betreffenden Vertragspartei aufrecht erhal-
ten werden. Vorbehaltlich der Verpflichtungen aus der 
Genfer Flüchtlingskonvention und unter Berücksichtigung 
ihres Verfassungsrechts verpflichten sich die Vertragspar-
teien außerdem, Sanktionen gegen Beförderungsunter-
nehmer einzuführen, die Drittausländer ohne die erforder-
lichen Reisedokumente auf dem Lu ft- oder Seeweg aus 
einem Drittstaat in ihr Hoheitsgebiet verbringen. Die Beför-
derungsuntemehmer sind verpflichtet, sich zu vergewis-
sem, daß der auf diesen Wegen beförderte Drittausländer 
über die erforderlichen Reisedokumente verfügt. Wird dem 
Drittausländer die Einreise verweigert, so ist der Beförde-
rungsunternehmer zum Rücktransport verpflichtet. Die 
Vertragsparteien verpflichten sich auch, Sanktionen gegen 
Personen vorzusehen, die zu Erwerbszwecken Drittaus- 
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ländern rechtswidrig zur Einreise oder zum Aufenthalt in 
ihrem Hoheitsgebiet verhelfen. 
Das Übereinkommen enthält in Artikel 28 bis 38 ferner 
Zuständigkeitsregelungen zum Asylverfahren. Durch die 
Regelungen soll erreicht werden, daß jeweils nur ein Ver-
tragsstaat für die Durchführung des Asylverfahrens 
zuständig ist, der nach bestimmten, im Übereinkommen 
festgelegten Kriterien ermittelt wird. Das materielle Asyl-
recht — insbesondere Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 des Grund-
gesetzes — und das Asylverfahrensrecht bleiben unbe-
rührt. Deshalb behält jede Vertragspartei das Recht, bei 
Vorliegen besonderer Gründe, insbesondere des nationa-
len Rechts, ein Asylbegehren auch dann zu behandeln, 
wenn die Zuständigkeit aufgrund des Übereinkommens 
bei einer anderen Vertragspartei liegt (Artikel 29 Abs. 4). 
Mit diesen Regelungen wird auch eine langjährige Forde-
rung des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen (UNHCR) aufgegriffen, Maßnahmen zu treffen, 
um zu verhindern, daß Asylsuchende zu „refugees in orbit" 
werden, für die sich aus formalen Gründen letztlich kein 
Staat mehr verantwortlich fühlt. Mit der ausschließlichen 
Zuständigkeit korrespondiert die Pflicht, einen Asylbewer-
ber ggf. von einem anderen Staat auf dessen Ersuchen zur 
Durchführung des Asylverfahrens zu übernehmen. Der 
Abschnitt regelt auch den Datenaustausch über einzelne 
Asylbegehrende, soweit er zur Bestimmung der zuständi-
gen Vertragspartei und zur Erfüllung der sich aus dem 
Übereinkommen ergebenden Verpflichtungen notwendig 
ist und enthält die dafür erforderlichen datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen (Artikel 38). Sie entsprechen den 
Regelungen des Asylübereinkommens zwischen den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften und ste-
hen im Einklang mit dem Bundesdatenschutzgesetz. 

Titel III — Polizei und Sicherheit 
Die in diesem Titel enthaltenen Ausgleichsmaßnahmen 
(Artikel 39 bis 91) bilden einen wesentlichen Bestandteil 
des Zusatzübereinkommens. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich zu einer umfassenden Zusammenarbeit ihrer 
Polizeibehörden nach Maßgabe ihres nationalen Rechts 
(Artikel 39). 
Die Artikel 40 bis 43 regeln die Voraussetzungen, unter 
denen grenzüberschreitende Observation und Nacheile 
zulässig sind. Sie tragen einem besonderen Bedürfnis 
Rechnung, das sich aus dem Abbau der Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen ergibt. 
Bereits nach geltendem Recht sind grenzüberschreitende 
Observationen auf der Grundlage eines zuvor gestellten 
Rechtshilfeersuchens möglich, sofern eine solche Obser-
vation in einem deutschen Ermittlungsverfahren nach 
Maßgabe des § 163 Strafprozeßordnung zulässig wäre. 
Dies bedeutet insbesondere, daß grenzüberschreitende 
Observationen in Fällen, bei denen keine konkreten 
Anhaltspunkte für das Vorliegen strafbarer Handlungen 
gegeben sind, nicht bewilligt werden können. 
Die bisher praktizierte grenzüberschreitende Obse rvation 
sieht vor, daß die Obse rvation an der Grenze an die 
Beamten des ersuchten Staates übergeben wird, diese 
mithin im Sinne der klassischen Rechtshilfe in Strafsachen 
unterstützend für ein ausländisches Ermittlungs- oder 
Strafverfahren tätig werden. Artikel 40 Abs. 1 läßt nunmehr 
auch eine Unterstützung dergestalt zu, daß Observationen 
von Beamten einer Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet 
einer anderen Vertragspartei, also Ermittlungshandlungen 

gebietsfremder Beamter, bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen für zulässig erklärt werden. Nach wie vor räumt aller-
dings Artikel 40 Abs. 1 Satz 3 dem Gebietsstaat die 
Möglichkeit ein, die Übergabe der Observation an Beamte 
des Gebietsstaates zu verlangen. 
Ausnahmsweise gestattet Artikel 40 Abs. 2 in Fällen 
besonderer Dringlichkeit und unter engen Voraussetzun-
gen die Fortsetzung der Obse rvation ohne vorherige 
Beantragung oder Bewilligung der erbetenen Rechtshilfe. 
Gemäß Artikel 40 Abs. 2 Satz 2 muß die Obse rvation durch 
die gebietsfremden Beamten eingestellt werden, wenn die 
Zustimmung des Gebietsstaates fünf Stunden nach 
Grenzübertritt nicht vorliegt oder wenn der Gebietsstaat 
die Einstellung der Obse rvation verlangt, was regelmäßig 
dann zu geschehen hat, wenn die Voraussetzungen für die 
Observation nach nationalem Recht nicht vorliegen. 

Eine neue Form der Zusammenarbeit bei der Strafverfol-
gung stellt die Nacheile nach Artikel 41 dar. Die Modalitä-
ten zur Ausübung des Nacheilerechts, insbesondere die 
Einräumung eines Festhalterechts, ergeben sich aus den 
Erklärungen der einzelnen Vertragsparteien, die bei der 
Unterzeichnung des Übereinkommens abgegeben wurden. 
Die Erklärungen sind im Bundesanzeiger Nummer 217a 
vom 23. November 1990 (s. S. 26, 27) veröffentlicht wor-
den. 
Zur Erleichterung der Zusammenarbeit verpflichten sich 
die Vertragsparteien zur Verbesserung der technischen 
Kommunikationswege (Artikel 44) und zu einem allgemei-
nen Informationsaustausch (Artikel 46). Artikel 47 sieht die 
Möglichkeit bilateraler Vereinbarungen über den Aus-
tausch von Verbindungsgeamten vor. Die Vertragspar-
teien haben sich außerdem verpflichtet, für alle Ausländer 
— auch für EG-Staatsangehörige — eine Hotelmeldepflicht 
vorzusehen. Die in Artikel 45 Abs. 1 getroffene Regelung 
geht auf eine Initiative der französischen Seite zurück und 
entspricht weitgehend europäischem Standard. 
Durch Vorschriften über die Rechtshilfe in Strafsachen 
(Artikel 48 bis 53) soll das Europäische Übereinkommen 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
ergänzt und dessen Anwendung erleichtert werden. Hierzu 
gehört u. a. eine Erweiterung des Anwendungsbereichs 
sowie die Zulassung der unmi ttelbaren Übersendung 
gerichtlicher Urkunden durch die Post unter Wahrung des 
freien Geleits bei der Vorladung von Zeugen oder Sach-
verständigen. Letzteres ergibt sich aus Artikel 48, durch 
den die Vorschrift des Artikels 12 des Europäischen 
Rechtshilfeübereinkommens in Artikel 52 einbezogen wird. 
Durch Artikel 54 bis 58 wird seitens der Bundesrepublik 
Deutschland der Grundsatz des Artikels 103 Abs. 3 des 
Grundgesetzes (ne bis in idem), der bisher nur für inländi-
sche Urteile galt, erstmals auch auf ausländische Urteile 
erstreckt. Um den deutschen rechtspolitischen und rechts-
dogmatischen Belangen Rechnung zu tragen, beabsichtigt 
die Bundesregierung bei der Ratifikation des Übereinkom-
mens gemäß Artikel 55 Abs. 1 zu erklären, daß sie durch 
Artikel 54 nicht gebunden ist, 
a) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde 

lag, ganz oder teilweise in ihrem Hoheitsgebiet began-
gen wurde; 

b) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde 
lag, eine der folgenden Stafvorschriften erfüllt hat: 
aa) Vorbereitung eines Angriffskrieges (§ 80 StGB) 

und Aufstacheln zum Angri ffskrieg (§ 80a StGB); 
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bb) Hochverrat (§§ 81 bis 83 StGB); 
cc) Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 

(§§ 84 bis 90b StGB); 
dd) Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicher-

heit (§§ 94 bis 100a StGB); 
ee) Straftaten gegen die Landesverteidigung (§§ 109 

bis 109k StGB); 
ff) Straftaten nach §§ 129, 129a StGB; 
gg) die in § 129 a Abs. 1 Nr. 1-3 StGB aufgeführten 

Straftaten, sofern durch die Tat die innere Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet 
worden ist; 

hh) Straftaten nach dem Außenwirtschaftsgesetz; 
ii) Straftaten nach dem Gesetz über die Kontrolle von 

Kriegswaffen. 

Als Tat wird in Anwendung des Artikels 54 seitens der 
Bundesrepublik Deutschland derjenige geschichtliche Vor-
gang verstanden, wie er in dem anzuerkennenden Urteil 
aufgeführt ist. 
Die Artikel 59 bis 66 enthalten Vorschriften zur Ergänzung 
und Erleichterung der Anwendung des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. September 1957. 
Durch Artikel 60 wird sichergestellt, daß Belgien, das die-
ses Übereinkommen bisher noch nicht ratifiziert hat, die-
ses zumindest gegenüber den anderen Schengener Ver-
tragsstaaten anwendet, soweit nicht das Benelux-Überein-
kommen über Auslieferung und Rechthilfe in Strafsachen 
einschlägig ist. 
Die Artikel 67 bis 69 enthalten eine Ergänzung des Über-
einkommens des Europarates vom 21. März 1983 über 
die Überstellung verurteilter Personen, dem alle Schenge-
ner Vertragsparteien mit Ausnahme Portugals bereits bei-
getreten sind. Die Ergänzung soll die Vollstreckung einer 
ausländischen Strafe oder Maßregel auch ohne Einwilli-
gung der verurteilten Person ermöglichen, wenn diese sich 
durch Flucht der Vollstreckung einer Strafe oder Maßregel 
entzogen hat. 
Durch die in den Artikeln 70 bis 76 vorgesehenen Maßnah-
men soll der unerlaubte Handel mit Betäubungsmitteln 
einschließlich Cannabis von allen Vertragsparteien unter-
bunden werden. Dazu verstärken die Vertragsparteien 
u. a. die Kontrollen des Personen- und Warenverkehrs 
sowie der Transportmittel an den Außengrenzen. Eine 
ständige Arbeitsgruppe der Vertragsparteien zur Bekämp-
fung der Betäubungsmittelkriminalität soll dazu Einzelhei-
ten festlegen und darüber hinaus Vorschläge zur Verbes-
serung der praktischen Zusammenheit zwischen den Ver-
tragsparteien machen. 
Gemäß den Artikeln 77 bis 91 ist vorgesehen, die natio-
nalen Vorschriften über Erwerb, Besitz und Vertrieb 
von Feuerwaffen und Munition einander anzupassen. 
Artikel 91 sieht darüber hinaus einen Informationsaus-
tausch über den Erwerb von Feuerwaffen im Vertragsge-
biet vor. 

Titel IV — Schengener Informationssystem 
Ein wesentliches Hilfsmittel für eine intensivere Zusam-
menarbeit der Sicherheitskräfte in den Vertragsstaaten soll 
ein gemeinsames, automatisiertes, mit besonderen daten-
schutzrechtlichen Schutzvorkehrungen versehenes Fahn

-

dungssystem (Schengener Informationssystem, SIS) bil-
den. 
Die Artikel 92 bis 119 enthalten die Vorschriften über 
Aufbau, Zweck, Nutzungsmöglichkeiten, Kostenverteilung 
und den Datenschutz dieses Informationssystems. 
In das SIS sollen alle Ausschreibungen, die der Suche 
nach Personen und Sachen dienen, für polizeiliche Kon-
trollen und Überprüfungen an den Außengrenzen und im 
Landesinnern zum Abruf im automatisierten Verfahren ein-
gegeben werden, soweit die Bedeutung des Falles eine 
Aufnahme in das System rechtfertigt (vgl. Artikel 94 Abs. 1 
Satz 2). Durch Artikel 95 in Verbindung mit Artikel 64 
wird die völkerrechtliche Grundlage dafür geschaffen, 
daß grundsätzlich Ausschreibungen zur Festnahme zum 
Zwecke der Auslieferung unmi ttelbar von den Justizbehör-
den der ersuchenden Vertragspartei veranlaßt werden 
können, ohne daß die Behörden der ersuchten Vertrags-
partei, auf deren Hoheitsgebiet gefahndet werden soll, 
zuvor damit befaßt werden. 
Das Informationssystem wird aus den jeweiligen nationa-
len Beständen und einer technischen Unterstützungsein-
heit (Zentraler Bestand mit Sitz in Straßburg) bestehen. 
Die technische Unterstützungseinheit dient vor allem der 
Übermittlung von Informationen an die nationalen Daten-
bestände und der Bestandspflege. 
Ausgeschrieben werden sollen Personen, um deren Fest-
nahme mit dem Ziel der Auslieferung ersucht wird, deren 
Aufenthalt ermittelt und deren Einreise in einen Vertrags-
staat verweigert werden soll. Die Ausschreibungen zur  
Einreiseverweigerung dienen auch der Sichtvermerksprü-
fung und können den zuständigen Behörden zum Abruf 
zur Verfügung gestellt werden. Ebenfalls vorgesehen ist 
eine Ausschreibung zur verdeckten Registrierung, die 
innerstaatlich der polizeilichen Beobachtung entspricht, 
sowie zur vorübergehenden Ingewahrsamnahme für 
Zwecke der Gefahrenabwehr. Eine weitere Fahndungska-
tegorie ist für Sachen wie Kfz, Schußwaffen und Identitäts-
papiere vorgesehen, die im Rahmen von Strafverfahren 
zur Sicherstellung oder Beweissicherung gesucht werden. 
Bestimmte Ausschreibungen kann der ersuchte Staat, 
wenn er sie nicht mit seinem nationalen Recht, seinen 
internationalen Verpflichtungen oder wesentlichen natio-
nalen Interessen für vereinbar hält, in seinem nationalen 
Bestand nachträglich so kennzeichnen lassen, daß sie auf 
seinem Territorium nicht vollzogen werden. 

Titel V — Transport und Warenverkehr 
Die Artikel 120 bis 125 enthalten Regelungen zur Erleich-
terung des Warenverkehrs und zu einer verstärkten 
Zusammenarbeit bei der Sicherung des Transpo rts gefähr-
licher Güter. Zahl und Intensität der Kontrollen der im 
Reiseverkehr über die Binnengrenzen mitgeführten Waren 
sollen auf eine möglichst niedrige Ebene vermindert wer-
den. Zur Intensivierung der Zusammenarbeit sollen Ver-
bindungsbeamte ausgetauscht werden. 

Titel VI — Datenschutz 
Titel VI enthält die allgemeinen Regelungen zum Daten-
schutz für diejenigen Bereiche des Übereinkommens, die 
nicht durch bereichsspezifische Regelungen erfaßt wer-
den. Für das SIS (Artikel 102 bis 118) und den Asylbereich 
(Artikel 38) bestehen spezielle Regelungen. 
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In Artikel 126 verpflichten sich die Vertragsparteien, späte-
stens bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens ihr natio-
nales Datenschutzrecht im Hinblick auf die nach dem 
Übereinkommen übermittelten Daten zumindest dem 
Standard anzupassen, der sich aus den Grundsätzen des 
Übereinkommens des Europarates über den Schutz des 
Menschen bei der automatischen Verarbeitung personen-
bezogener Daten vom 28. Januar 1981 ergibt. Außerdem 
ist die Empfehlung R (87)15 des Ministerausschusses des 
Europarates für die Nutzung personenbezogener Daten im 
Polizeibereich vom 17. September 1987 (Polizeiempfeh-
lung) von den Vertragsparteien zu beachten. 
Das Übereinkommen sieht vor, daß die Übermittlungen 
personenbezogener Daten erst beginnen dürfen, wenn in 
dem Hoheitsgebiet der an einer Datenübermittlung betei-
ligten Vertragsparteien die im Übereinkommen vorgesehe-
nen datenschutzrechtlichen Regelungen in Kra ft  getreten 
sind (Artikel 126 Abs. 2 und Artikel 117 Abs. 2). 
Wesentliche Elemente des nach dem Übereinkommen 
vorgesehenen Datenschutzes sind: 
—der Auskunftsanspruch des Betroffenen, 
— die Zweckbindung übermittelter Daten, 
—die Verpflichtung, auf die Richtigkeit der Daten zu ach-

ten und sie erforderlichenfalls zu berichtigen, 
— eine Haftungsregelung, 
— die Pflicht, den Übermittlungsvorgang aktenkundig zu 

machen und 
— die Einrichtung einer Kontrollinstanz, der auch außer-

halb des SIS (Artikel 38, 126, 127) Kontrollbefugnisse 
eingeräumt werden. 

Titel VII — Exekutivausschuß 
Die Artikel 131 bis 133 enthalten Vorschriften über die 
Einrichtung eines Exekutivausschusses, der auf die rich-
tige Anwendung des Übereinkommens zu achten hat und 
in dem die Vertragsparteien durch einen für die Durchfüh-
rung des Übereinkommens zuständigen Minister vertreten 
sind. 
Die Bundesregierung wird das Parlament laufend über die 
im Exekutivausschuß anstehenden Fragen unterrichten; 
Artikel 132 Abs. 3 gibt die Möglichkeit, innerhalb eines 
Zeitraums von bis zu zwei Monaten vor Entscheidungen 
des Exekutivausschusses Beschlußentwürfe in parlamen-
tarischen Gremien zu erörtern. 

Titel VIII — Schlußbestimmungen 
Die Schlußbestimmungen des Übereinkommens (Arti-
kel 134 bis 142) enthalten Vorschriften über den Vorrang 
des Rechts der Europäischen Gemeinschaften (Arti-
kel 134) und der Genfer Flüchtlingskonvention (Artikel 
135) vor den Bestimmungen des Übereinkommens sowie 
über den Geltungsbereich, die Ratifikation, das Inkrafttre-
ten und die Änderung des Übereinkommens. 

Artikel 140 räumt allen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften das Recht ein, dem Übereinkommen bei-
zutreten. Italien hat inzwischen am 27. November 1990 ein 
Beitrittsübereinkommen mit den Vertragsparteien abge-
schlossen, ebenso Spanien und Po rtugal am 27. Juni 
1991. Auch diese Übereinkommen bedürfen nach Arti-
kel 140 der Ratifikation durch alle Vertragsparteien. Ein 
Gesetzentwurf für ein entsprechendes Vertragsgesetz 
wird vorbereitet. 
Artikel 142 enthält schließlich eine Verfahrensregelung zur 
Harmonisierung von Vorschriften des Übereinkommens 
mit Vereinbarungen, die von den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften im Hinblick auf die Verwirkli-
chung eines Raumes ohne Binnengrenzen geschlossen 
wurden. 

Schlußakte und Protokoll 
Zum Vertragswerk gehören eine Schlußakte und ein Proto-
koll. 
In der Schlußakte wird u. a. klargestellt, daß 
— die Unterzeichnerstaaten sich schon vor dem Inkrafttre-

ten des Übereinkommens über alle vertragsrelevanten 
Umstände unterrichten, 

— das Übereinkommen erst in Kra ft  gesetzt wird, wenn die 
Voraussetzungen seiner Anwendung bei den Unter-
zeichnerstaaten gegeben sind und die Außengrenzkon-
trollen tatsächlich durchgeführt werden, 

— eine Bestandsaufnahme der nationalen Asylpolitiken im 
Hinblick auf das Bestreben einer Harmonisierung vorge-
nommen werden soll und 

—die Vertragsparteien ihre nationalen Parlamente über 
die Anwendung des Übereinkommens unterrichten. 

Im Protokoll in Ergänzung der Schlußakte erklären die 
Vertragsparteien, daß sich die völkerrechtliche Bindungs-
wirkung nach der Vereinigung der beiden deutschen Staa-
ten des Obereinkommens auch auf das Gebiet der damals 
noch bestehenden Deutschen Demokratischen Republik 
erstrecken wird. 

Gemeinsame Erklärung 
Anläßlich der Unterzeichnung des Übereinkommens 
haben die Minister und Staatssekretäre in einer gemeinsa-
men Erklärung ihre Absicht bekundet, zu einer Reihe von 
gemeinsam interessierenden Fragen Besprechungen ein-
zuleiten oder fortzusetzen. Unter anderem soll 
— die Verbesserung und Erleichterung der Auslieferungs-

praxis, 
—die Möglichkeit der gegenseitigen Vollstreckung von 

Geldstrafen und Geldbußen und 
— weitere Erleichterungen der Kontrollen im gewerblichen 

Warenverkehr 
besprochen werden. 



Drucksache 12/2453 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 641. Sitzung am 3. April 1992 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zum Übereinkommen 

Allgemeines 

1. Der Bundesrat begrüßt, daß mit dem Schengener 
Abkommen die Voraussetzungen für den Wegfall der 
Grenzkontrollen in der Gemeinschaft am 1. Januar 
1993 geschaffen werden sollen. 
Der Bundesrat bedauert, daß die notwendigen Rege-
lungen intergouvernemental außerhalb des Gemein-
schaftsrahmens getroffen werden mußten. Er spricht 
sich dafür aus, den Bereich baldmöglichst unter Nut-
zung der derzeitigen und zukünftigen Möglichkeiten in 
diesen Rahmen zu überführen. 

Der Bundesrat erwartet allerdings, daß die Kompeten-
zen der Länder hierbei respektiert werden. 

2. Der Bundesrat bedauert, daß nur eine konsultative 
Beteiligung der Kommission beim Zustandekommen 
des Abkommens erfolgte und das Anliegen der Bun-
desrepublik Deutschland nach konsultativer Beteili-
gung des Europäischen Parlaments nicht durchgesetzt 
werden konnte. 
Er erinnert an die von ihm vertretene Auffassung, daß 
alle EG-Staaten dazu beitragen sollten, die Rolle des 
Euopäischen Parlaments zu stärken. 

Zum Datenschutz 
3. Das in Schengen am 19. Juni 1990 von der Bundes-

republik Deutschland unterzeichnete Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 
vom 14. Juni 1985 bedarf bei seiner Umsetzung der 
Schaffung nationaler Datenschutzgesetze und be-
reichsspezifischer datenschutzrechtlicher Regelungen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den Ver-
tragsstaaten des Übereinkommens darauf hinzuwirken, 
daß diese unverzüglich fehlendes nationales Daten-
schutzrecht schaffen und die Konvention des Europa-
rats zum Schutz des Menschen bei der automatisierten 
Verarbeitung personenbezogener Daten, soweit noch 
nicht geschehen, ratifizieren. 

Der Bundesrat betrachtet mit großer Sorge, daß im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes das für die Durch-
führung des Übereinkommens zu schaffende bereichs-
spezifische Datenschutzrecht, insbesondere 

zum Ausländerzentralregister, 
zum Bundeskriminalamtsgesetz, 
zur Strafprozeßordnung und 
zum Bundesgrenzschutzgesetz 

fehlt. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zum Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
nach Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG bedarf 
es jedoch zur Beschränkung dieses Rechtes „einer 
(verfassungsmäßigen) gesetzlichen Grundlage, aus 
der sich die Voraussetzungen und der Umfang der 
Beschränkung klar und für den Bürger erkennbar erge-
ben und die damit dem rechtsstaatlichen Gebot der 
Normklarheit entspricht" (BVerfG, Urt. v. 15. 12. 1983, 
Az. 1 BvR 209/83u. a., E 65, 1, 43f. = NJW 1984, 419, 
422 = DöV 1984, 156, 158). 

Die Berufung der Bundesregierung auf den sogenann-
ten „Übergangsbonus" erscheint nach über acht Jah-
ren seit der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts verfassungspolitisch und verfassungsrechtlich 
zumindest bedenklich, auch wenn er in einzelnen 
Bereichen noch bestehen könnte. Es wird zwar nicht 
verkannt, daß dem Gesetzgeber eine ausreichende 
Zeit für die Beratung und den Erlaß der erforderlichen 
Vorschriften zu lassen ist; jedoch gibt es bereits in der 
Rechtsprechung die Auffassung, daß die Übergangs-
frist abgelaufen sei (vgl. z. B. OLG Frankfu rt, Beschluß 
vom 14.7. 1988, Az. 3 VAs 4/88, NJW 1989, 47 ff.; VG 
München, Urt. v. 22. 10. 1987, Az. M 17 K 86.625, RDV 
1987, 88 f.; BayVerfGH, Entscheidung vom 
23.2. 1989, Az. 9 — VII/87, NVwZ 1989, 748 f.; VG 
Wiesbaden, Urt. v. 13. 1. 1989, Az. IV E 733/87). Auch 
wird diese Auffassung in der Literatur vertreten (vgl. 
z. B. Simitis, NJW 1989, 21 f.; Demke/Schild, Kommen-
tar zum HDSG, § 3 Erl. III. b)bb). 

Der Bundesrat forde rt  daher die Bundesregierung auf, 
bis zur Ratifizierung des Übereinkommens im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes die notwendigen 
bereichsspezifischen Regelungen zu schaffen. Soweit 
diese nicht gegeben sind, sollte in diesen Bereichen 
jedoch zumindest das Gesetzgebungsverfahren einge-
leitet worden sein. 
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Im Hinblick auf die Eilbedürftigkeit der Schaffung 
bereichsspezifischer Regelungen im Bereich der Straf-
prozeßordnung verweist der Bundesrat auf seine Ent-
schließung vom 26. April 1991 zu dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates zu dem Entwu rf  eines Gesetzes zur 
Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und 
anderer Erscheinungsformen der Organisierten Krimi-
nalität — BR-Drucksache 219/91 (Beschluß). 

4. Zur Zuständigkeit von Bundesbehörden 

Der Bundesrat stellt fest, daß das Übereinkommen in 
zahlreichen Bestimmungen gegenüber den anderen 
Vertragsstaaten die Benennung von zuständigen 
Behörden oder die Einrichtung von Behörden vorsieht 
(z. B. in Artikel 17 Abs. 2, Artikel 38 Abs. 4, Artikel 39 
Abs. 3, Artikel 40 Abs. 1 und 2, Artikel 41 Abs. 1, Artikel 
46 Abs. 2, Artikel 101 Abs. 2 und 4, Artikel 108 Abs. 1). 
Eine Zuständigkeitsbestimmung ist durch das Überein-
kommen selbst nur in Teilbereichen vorgesehen. Im 
übrigen läßt sich auch aus der Denkschrift nicht entneh-
men, welchen Behörden die vorgesehenen Aufgaben 
übertragen werden sollen. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob 
insoweit ergänzende gesetzliche Regelungen erforder-
lich sind, insbesondere, ob das Gesetz über die Ein-
richtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes im Hinblick 
darauf ergänzt werden muß, daß dem Bundeskriminal-
amt möglicherweise Aufgaben übertragen werden sol-
len, die bisher nicht in seinen Zuständigkeitsbereich 
fallen. 

5. Zum Exekutivausschuß und zur Arbeitsgruppe 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob 
die von dem nach Artikel 131 bis 133 des Übereinkom-
mens vorgesehenen Exekutivausschuß zu treffenden 
Regelungen (vgl. insbesondere Artikel 3 Abs. 1 Satz 2, 
Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe a, Artikel 6 Abs. 3 Satz 3, 
Artikel 8, Artikel 12 Abs. 3, Artikel 17 Abs. 1 bis 3, 
Artikel 24, Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe e, Artikel 75 
Abs. 2, Artikel 121 Abs. 1 des Übereinkommens) sowie 
Festlegungen der Arbeitsgruppe nach Artikel 71 Abs. 3 
des Übereinkommens der Umsetzung in innerstaatli-
ches Recht bedürfen und auf welche Weise eine solche 
Umsetzung gegebenenfalls erfolgen soll. Sofern die 
Bundesregierung eine Umsetzung nicht für erforderlich 
hält, wird sie um Prüfung gebeten, auf welche Weise 
eine ausreichende Veröffentlichung der Beschlüsse 
des Exekutivausschusses sichergestellt werden kann. 

6. Zum Nacheilerecht 

Das Übereinkommen sieht ein Nacheilerecht von Be-
amten der Vertragsstaaten über die jeweiligen gemein-
samen Grenzen hinweg vor. Die Modalitäten dieses 
Nacheilerechts werden jedoch in dem Abkommen 
selbst nicht abschließend geregelt, sondern ergeben 
sich aus den inhaltlich unterschiedlichen Erklärungen 
der Vertragsstaaten, die diese nach Artikel 41 Abs. 9 
des Übereinkommens abgegeben haben. 

Die Rechte, die die zuständigen Beamten der anderen 
Vertragsstaaten bei der Nacheile in der Bundesrepublik 
Deutschland hoheitlich auszuüben befugt sind, erge-
ben sich aus der Erklärung der Bundesregierung. Die 
Erklärung hat somit normativen Charakter. Völkerrecht-
liche Erklärungen der Bundesregierung gegenüber 

anderen Vertragsstaaten bedürfen jedoch der Umset-
zung in innerstaatliches Recht, wenn sie innerstaatlich 
normative Wirkung entfalten sollen. 

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung, die 
nach Artikel 41 Abs. 9 abgegebenen Erklärungen in 
das Zustimmungsgesetz einzubeziehen oder die 
Transformation in innerstaatliches Recht auf andere 
Weise sicherzustellen. 

7. Zum Waffenrecht 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich nach-
drücklich dafür einzusetzen, daß die Listen der verbote-
nen, erlaubnispflichtigen und meldepflichtigen Feuer-
waffen alsbald nach Artikel 89 des Übereinkommens 
einer sicherheitspolitischen Überprüfung unterzogen 
werden mit der Zielrichtung der Schaffung einer Erlaub-
nispflicht für die bislang nur meldepflichtigen Feuer-
waffen und der Einstufung ziviler halbautomatischer 
Feuerwaffen, die wie vollautomatische Kriegswaffen 
aussehen, als verbotene Feuerwaffen. 

Nach Artikel 81 des Übereinkommens sind in die Liste 
der meldepflichtigen Feuerwaffen, sofern diese Waffen 
weder verboten noch erlaubnispflichtig sind, aufzuneh-
men: 

a) Lange Repetier-Feuerwaffen; 
b) lange Einzellader-Feuerwaffen mit gezogenem Lauf 

oder gezogenen Läufen; 
c) kurze Einzellader-Feuerwaffen mit Randfeuerzün-

dung mit einer Gesamtlänge von mehr als 28 cm; 
d) die in Artikel 80 Abs. 2 Buchstabe b aufgeführten 

Feuerwaffen (d. h. halbautomatische Lang-Feuer-
waffen, deren Magazin und Patronenlager nicht 
mehr als drei Patronen aufnehmen kann, ohne daß 
sie neu geladen werden, und unter der Bedingung, 
daß das Magazin unauswechselbar ist, oder soweit 
sichergestellt ist, daß sie mit allgemein gebräuchli-
chen Werkzeugen nicht umgebaut werden können 
zu Waffen, deren Magazin und Patronenlager mehr 
als drei Patronen aufnehmen kann). 

Diese Regelung kann dazu führen, daß in Staaten wie 
Frankreich und Belgien mit liberaleren Waffengesetzen 
als in Deutschland besonders gefährliche Schußwaffen 
wie Unterschaftrepetierflinten (sog. pump-guns, die zu 
den typischen Schußwaffen im Schwerkriminellenmi-
lieu gehören) und dreischüssige, halbautomatische 
Langwaffen ohne Erlaubnis erworben werden können — 
ein Ergebnis, das mit deutschen Sicherheitsinteressen 
angesichts des geplanten Wegfalls der Grenzkontrollen 
nicht vereinbar ist. 

Lange Einzellader-Feuerwaffen mit glatten Läufen 
(Jagdflinten) sind nicht einmal meldepflichtig. 

Wegen des erhöhten Drohpotentials aus Sicherheits-
erwägungen ebensowenig hinnehmbar ist die Rege-
lung in Artikel 80 Abs. 1 Buchstabe f des Übereinkom-
mens, wonach zivile halbautomatische Feuerwaffen, 
die wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen (z. B. 
wie Maschinenpistolen), nur erlaubnispflichtig und nicht 
— wie im deutschen Waffenrecht nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe e WaffG — verboten sind. 

Die in Artikel 89 des Übereinkommens vorgesehene 
Möglichkeit einer nachträglichen Überprüfung der 
Feuerwaffenlisten, um technischen, wi rtschaftlichen 
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und sicherheitspolitischen Entwicklungen Rechnung zu 
tragen, erscheint als der sachgerechte Weg, die deut-
schen Sicherheitsinteressen hinreichend zu berück-
sichtigen, ohne das Übereinkommen zu blockieren. 

Zum Gesetzentwurf insgesamt 
8. Nach Auffassung des Bundesrates ist eine Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes für das Übereinkommen 
und damit für den Gesetzentwurf teilweise nicht gege-
ben, da das Übereinkommen zum Teil Gegenstände 
regelt, für die ausschließlich die Länder zuständig sind. 
Unter Bezugnahme auf die Lindauer Vereinbarung, in 
der sich die Bundesregierung und die Landesregierun-
gen über die Beteiligung der Länder beim Abschluß 
völkerrechtlicher Verträge des Bundes geeinigt haben, 
stellt der Bundesrat fest, daß die Ratifizierung des 

Übereinkommens erst dann vorgenommen werden 
kann, wenn sämtliche Länder ihr Einverständnis mit 
dem Übereinkommen erklärt haben. 

9. Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren die finanziellen und personellen Auswirkungen 
des Gesetzes für die Länder zu ermitteln und darzu-
stellen. 

Begründung 

In der Vorlage werden lediglich die Kosten angesprochen, 
die dem Bund entstehen werden. Auch den Ländern wer-
den erhebliche zusätzliche Kosten erwachsen, und es wird 
eine große Anzahl zusätzlicher Stellen benötigt (vor allem 
Schengener Informationssystem und Polizeibereich). Dies 
dürfte insbesondere bei den Ländern mit Binnengrenzen 
der Fall sein. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 
Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des Bundes-
rates zu. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundes-
rates. 

Zu Nummer 3 
Das Abkommen regelt ausdrücklich, daß Datenübermitt-
lungen erst stattfinden dürfen, wenn die notwendigen 
Datenschutzgesetze in den Vertragsstaaten realisie rt  sind. 
Bereits jetzt unterrichten sich die Vertragsstaaten regel-
mäßig im Rahmen verschiedener vorbereitender Gremien 
über den Stand ihrer innerstaatlichen Gesetzgebung zur 
Umsetzung des Übereinkommens. Eine förmliche Auffor-
derung seitens der Bundesregierung gegenüber den Ver-
tragsstaaten zur „unve rzüglichen" Schaffung von nationa-
len Datenschutzvorschriften erschiene wenig hilfreich und 
entspräche auch nicht den internationalen Gepflogen-
heiten. 

Die Bundesregierung weist zunächst darauf hin, daß das 
Schengener Durchführungsübereinkommen selbst um-
fangreiche Datenschutzregelungen enthält, die unmi ttelbar 
geltendes Recht werden. Die Regelungen über das 
Schengener Informationssystem (SIS) mit den verschiede-
nen Ausschreibungskategorien ist in acht umfangreichen 
Artikeln enthalten (Artikel 92 bis 101). Daran schließt sich 
noch das Kapitel 3 über weitere Datenschutzregelungen 
für das SIS an (Artikel 102 bis 118). Schließlich gibt es 
noch weitere allgemeine Datenschutzregelungen (Artikel 
126 bis 130). Aufgrund dieser im Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen selbst geregelten Datenschutzvor-
schriften ist derzeit — unabhängig von der Frage, inwieweit 
über den rein rechtspolitischen Handlungsbedarf  hinaus 
verfassungsrechtlich notwendiger Regelungsbedarf 
besteht — vor dem Hintergrund des sogenannten „Über-
gangsbonus" ein zwingender Zusammenhang zwischen 
den gesetzgeberischen Arbeiten für bereichsspezifische 
Datenschutzvorschriften in bezug auf die vom Bundesrat 
genannten Gesetzesvorhaben und dem Schengener 
Durchführungsübereinkommen nicht gegeben. Unbescha-
det dessen unterstützt die Bundesregierung alle Anstren-
gungen, diese Arbeiten möglichst kurzfristig abzuschließen. 

Zu Nummer 4 
Die Bundesregierung wird die Anregung des Bundesrates 
aufgreifen und im Zuge des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen, ob und inwieweit es notwendig oder zumin-
dest zweckmäßig ist, Zuständigkeitsbestimmungen zur 
Umsetzung des Schengener Durchführungsübereinkom

-

mens gesetzlich festzulegen. Bezüglich der vom Bundes-
rat hervorgehobenen Frage der Umsetzung von Arti-
kel 108 Abs. 1 sollte nach Auffassung der Bundesregie-
rung jedenfalls aus Gründen der datenschutzrechtlichen 
Klarstellung das Bundeskriminalamt im Gesetz zu dem 
Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 betref-
fend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen als zuständige Behörde benannt 
werden. 

Zu Nummer 5 

Bei dem Exekutivausschuß handelt es sich nicht um eine 
zwischenstaatliche Einrichtung im Sinne des Artikels 24 
Abs. 1 GG. Die Umsetzung der Entscheidungen des 
Exekutivausschusses liegt in der Verantwortung der Ver-
tragsstaaten. Wieweit es hierzu innerstaatlicher Umset-
zungsakte auch normativen Charakters bedarf, hat jeder 
Partnerstaat für sich im einzelnen zu entscheiden. Soweit 
die Umsetzung eines Beschlusses des Exekutivausschus-
ses eine Mitwirkung gesetzgebender Körperschaften erfor-
dern sollte, wird der Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land im Exekutivausschuß bei der Beschlußfassung einen 
entsprechenden Vorbehalt erklären. 

Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung wird sich im Laufe des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens dafür einsetzen, daß dem Peti-
tum des Bundesrates Rechnung getragen wird. 

Zu Nummer 7  

Die Bundesregierung teilt die Sicherheitsbedenken des 
Bundesrates und wird entsprechend seinem Vorschlag 
verfahren; allerdings kann hinsichtlich der Erfolgsaussich-
ten keine Aussage gemacht werden, zumal auch die EG-
Richtlinie über die Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes 
von Waffen vom 18. Juni 1991 (ABl. EG Nr. L 256, S. 51) 
eine entsprechend großzügige Einstufung der Feuerwaf-
fen enthält. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung erklärt, daß sie entsprechend der 
Lindauer Absprache verfahren wird. Die Länder sind 
bereits im Verfahren nach der Lindauer Absprache unter-
richtet worden und haben dem Vertrag teilweise schon 
zugestimmt. 

Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates 
aufgreifen und sich bemühen, in Zusammenarbeit mit den 
Ländern die den Ländern entstehenden finanziellen und 
personellen Auswirkungen zu ermitteln und darzustellen. 




